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1 Problemstellung und Zielsetzung 
Agglomerationsräume sind als Orte der Konzentration von Wirtschaft, Bevölkerung und 
Funktionen zunehmend den Einflüssen ökonomischer Globalisierung ausgesetzt. Der 
Globalisierungsprozess zeigt hier seine größte Dynamik, wobei er nicht auf „passive Orte“ 
trifft. Die Agglomerationsraumentwicklung wird ebenso durch lokale Gegebenheiten und 
Akteure beeinflusst. Das Ergebnis dieses Zusammenwirkens globaler Prozesse und lokaler 
Gegebenheiten in der Agglomeration ist Thema der vorliegenden Arbeit. Basis der 
Untersuchung bilden dabei einige grundlegende Fragen:  
Welche Bedeutung hat Globalisierung für die Entwicklung der Agglomeration? Welche 
wirtschaftsräumliche Differenzierung ergibt sich aus dem Zusammenwirken ökonomischer 
Globalisierung und lokaler Bedingungen im Agglomerationsraum? Welche Auswirkungen 
des Globalisierungsprozesses lassen sich in der Agglomeration erkennen und wodurch wird er 
beeinflusst? Welche Rolle spielen lokale Politik und Planung in diesem Prozess? 
Globalisierung ist hierbei als ein Prozess neuer Qualität zu verstehen - als internationale 
Verflechtung von Akteuren, Ereignissen, Aktivitäten, Beziehungen, Staaten und 
Gesellschaftssystemen aus weit voneinander entfernten Teilen der Welt (GRUPPE VON 
LISSABON 1997). Globalisierung „entsteht“ in dieser Sichtweise aus der Verbindung einer 
Vielzahl miteinander vernetzter Orte und deren lokaler Praktiken (CLARKE & GAILE 1997). 
Die Qualität und Intensität dieser Vernetzung von Orten hat in den letzten Jahrzehnten 
deutlich zugenommen. Für den international vernetzten Ort bedeutet dies, dass er zunehmend 
mit Einflüssen der internationalen Ebene (gemeint ist hiermit die Summe anderer - weit 
entfernt liegender - Orte) konfrontiert ist. Hier ist zu fragen, welche Folgen sich hieraus für 
den „Ort“ ergeben? 
Als Folge auf internationaler Ebene lässt sich zunächst ein allgemeiner Strukturwandel 
durch Globalisierung feststellen. Als Komponenten dieses „globalen“ 
Restrukturierungsprozesses werden 1. die Flexibilisierung und Internationalisierung von 
Produktion und Kapitalverwertung, 2. die Flexibilisierung des Arbeitsmarktes mit 
Polarisierung von Beschäftigungs- und Sozialstrukturen sowie 3. die Deregulierung 
überkommener politisch-institutioneller Steuerungsmechanismen und Durchsetzung 
marktwirtschaftlicher Mechanismen gesehen (KRÄTKE 1995:16). 
Auf lokaler Ebene, in der Agglomeration, bewirkt dieser Strukturwandel, dass globale und 
lokale Prozesse unterschiedlicher Bereiche wie Wirtschaft, Gesellschaft, Politik, Kultur, 
Religion usw. sich überschneiden und Wirtschafts- sowie Lebensverhältnisse beeinflussen. 
Dabei zeigen sich die Einflüsse ökonomischer Globalisierung im Agglomerationsraum wohl 
am deutlichsten in der Wirtschaftsentwicklung, etwa wenn es um die Ansiedlung international 
agierender Unternehmen oder Unternehmensaufkäufe durch multinationale Unternehmen 
geht, welche als tragende Kraft der Globalisierung beschrieben werden (z.B. DICKEN 1992). 
So können unterschiedliche Unternehmenskulturen „einziehen“ und Beschäftigungsmodelle 
sowie Erwartungen an Politik und Planung am Standort mitbringen, welche durch die 
Herkunftsländer der Unternehmen geprägt sind. Lokale Entwicklung wird auf diese Weise 
über Beschäftigung und Einkommen direkt beeinflusst, so hängt auch die Umstrukturierung 
des lokalen Arbeitsmarktes eng mit Globalisierung zusammen. (DICKEN 1992; CASTELLS 
1996).  
Der Strukturwandel trifft dabei innerhalb der Agglomeration auf differenzierte 
Rahmenbedingungen, so dass nicht anzunehmen ist, dass der Prozess den Raum gleichmäßig 
erfasst. Wie differenziert entfalten sich Globalisierungsprozesse im Agglomerationsraum? 
Welche lokalen Gegebenheiten beeinflussen die Differenzierung?  
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Neben wirtschaftlichen Rahmenbedingungen sind hierbei Planung und Politik als 
modifizierende Faktoren zu berücksichtigen. Die Relevanz dieser Fragen wird dadurch 
verstärkt, dass - gerade im Zusammenhang mit Globalisierung - der lokalen Ebene eine 
zunehmende Bedeutung als Wirtschaftsraum mit spezifischen Qualitäten aber auch 
hinsichtlich ihrer politischen Bedeutung zugeschrieben wird (siehe BORJA & CASTELLS 
1997). Da ökonomischer Globalisierung keine entsprechende Regulierung auf internationaler 
Ebene gegenüber steht, werden regionale und lokale Institutionen zunehmend als wichtige 
Entscheidungsträger gesehen. Auf Planung und Politik im Agglomerationsraum kommen 
durch die veränderte Situation neue Aufgaben zu. Sie müssen „globale und lokale 
Raumansprüche“ in der Agglomeration bzw. der Kommune steuern und in Einklang bringen.  
In Bezug auf das Untersuchungsgebiet der vorliegenden Arbeit - den Agglomerationsraum 
Frankfurt/Main - sind als lokale Einheiten insbesondere die Kommunen von Bedeutung, da 
echte Regionalpolitik bislang kaum stattfindet bzw. nur schwer umsetzbar ist1. So werden 
wirtschaftsräumlich relevante Entscheidungen überwiegend in kleinem Maßstab auf 
kommunaler Ebene getroffen. Die Entscheidungen sind dabei von ökonomischen, politischen 
und räumlichen Voraussetzungen der Kommunen sowie ihren allgemeinen Motive und 
Strategien abhängig.  
Bei der Diskussion um die zunehmende Bedeutung der lokalen Ebene ist allerdings zu 
beachten, welche Steuerungsmöglichkeiten Kommunen überhaupt haben. Ihr Einfluss ist 
abhängig vom Grad ihrer Eigenverantwortlichkeit. Im föderativen System der Bundesrepublik 
Deutschland gilt für Kommunen das Prinzip der Selbstverwaltung im Rahmen der Gesetze, 
was ein hohes Maß der Eigenverantwortlichkeit über die Planung des Gemeindegebietes bis 
zur eigenverantwortlichen Finanzwirtschaft gewährleistet (SCHMITZ 2004) und Kommunen 
somit ein relativ hohes Gestaltungspotential einräumt.  
Unter Berücksichtigung des Faktors kommunaler Planung und Politik ist der 
Agglomerationsraum also ein differenzierter (wirtschafts-) politischer Raum. Ob und wie 
diese Unterschiede wiederum die Differenzierung des Internationalisierungsprozesses in der 
Agglomeration beeinflussen, soll in der vorliegenden Arbeit untersucht werden.  
Bislang liegt der Fokus der Stadtforschung zur Globalisierung zumeist auf den Global 
Cities, obwohl unterschiedlichste Typen von Orten zur Entwicklung beitragen und von dieser 
betroffen sind (CLARKE & GAILE 1997). Um einen empirischen Beitrag zur Schließung 
dieser Lücke zu leisten, soll in der vorliegenden Arbeit die differenzierte Betrachtung der 
Entwicklung am Beispiel der Agglomeration Frankfurt auf der kommunalen Ebene ansetzen 
und damit auch kleinere Orte berücksichtigen.  
Dem zugrunde liegt die These, dass Agglomerationsräume Überschneidungsbereiche 
globaler und lokaler Prozesse sowie ökonomischer und politischer Einflüsse darstellen. Sie 
befinden sich infolge der Globalisierung als Wirtschaftsstandorte auf einem internationalen 
Markt und werden von einer erweiterten Klientel, die zumindest theoretisch über globale 
Möglichkeiten verfügt, auch im internationalen Vergleich bewertet, was sich auf die lokalen 
Verhältnisse auswirkt. „Die lokale „Bewältigung“ globaler Probleme wird zu einer 
spezifischen Aufgabe der Städte“, wie KRÄTKE (1995: 249; Hervorhebung im Original) in 
Zusammenhang mit sozialökonomischer und sozialräumlicher Polarisierung städtischer 
Lebensverhältnisse feststellt.  
                                                 
1 Ausdruck hierfür sind Klagen gegen die gesetzlich festgelegte Mitgliedschaft im Planungsverband 
Ballungsraum Frankfurt/Rhein-Main und die Ablehnung von Projekten der regionalplanerischen Ebene. 
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Für die Bewertung von Globalisierung2 in der Agglomerationsraumentwicklung ergeben 
sich aus diesen Überlegungen zum Zusammenwirken von Globalökonomie und Lokalpolitik 
folgende Problemfelder und Leitfragen: 
I. Ökonomische Internationalisierung in der Agglomeration  
A Wie differenziert ist der Prozess der Internationalisierung in der Agglomeration? 
B Welche Begleitfaktoren lassen sich in Zusammenhang mit dem 
Internationalisierungsprozess erkennen? 
II. Akteure im Internationalisierungsprozess der Agglomeration  
A Welche Rolle spielen Akteure aus kommunaler Politik und Planung im 
Internationalisierungsprozess der Agglomeration?  
B Wie ist die Perspektive multinationaler Unternehmen - als Vertreter der Globalökonomie 
-  auf diesen Prozess? 
III. Bedeutung ökonomischer Globalisierung für die Entwicklung der Agglomeration  
Lassen sich Auswirkungen der Globalisierung, wie die häufig postulierten Tendenzen der 
Verstärkung von Disparitäten und des politischen Wettbewerbs oder eine Angleichung der 
Verhältnisse, beobachten?  
(Zur ausführlichen Darstellung der Forschungsfragen siehe auch Kapitel 3.3) 
Abbildung 1: Untersuchungs- und Analyseebenen 
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Quelle: Eigene Darstellung 
                                                 
2 Zur begrifflichen Unterscheidung der globalen und lokalen Ebenen wird nachfolgend „Globalisierung“ für 
globale Veränderungen und Einflussfaktoren verwendet, mit „Internationalisierung“ werden lokale Prozesse 
infolge der Globalisierung bezeichnet (zur Begründung siehe Kapitel 2.1). 
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Die Zielsetzung der Arbeit liegt in der differenzierten Analyse der Internationalisierung im 
Agglomerationsraum auf kommunaler Ebene (Punkt I A). Dazu gehört die Untersuchung von 
Begleitfaktoren in einer Strukturanalyse (Punkt I B) sowie des Einflusses durch kommunale 
Planung und Politik (Punkt II A). Insbesondere soll dabei ein Beitrag zum Verständnis der 
Bedeutung kommunaler Planung und Politik im Prozess der Umstrukturierung infolge 
Globalisierung geleistet werden. Hier ist zu berücksichtigen, inwieweit Globalisierung durch 
kommunale Planer wahrgenommen wird. Die Perspektive internationaler Akteure (bspw. 
multinationaler Unternehmen) auf Standortqualität und kommunale Politik (Punkt II B) soll 
dabei als Referenz dienen.  
Die Untersuchung bezieht sich auf einen politisch und wirtschaftlich differenzierten 
Agglomerationsraum mit Internationalisierungstendenzen. Ob sich dabei eine 
Wettbewerbssituation der Kommunen und erfolgreiche Strategien erkennen lassen, wer die 
Gewinner dieser Veränderungen sind und welche Einflussmöglichkeiten die Entwicklung den 
Kommunen lässt, sind in diesem Zusammenhang wichtige Fragen. Auch sie fließen in die 
abschließende Bewertung der Bedeutung ökonomischer Globalisierung (Punkt III) ein.  
Die Relevanz des Themas ergibt sich aus der zunehmenden Bedeutung ökonomischer 
Globalisierung als raumwirksamem Prozess mit hoher Dynamik. Zudem wird für die 
Sicherung regionaler Konkurrenzfähigkeit auf globalen Märkten zunehmend eine 
Zusammenarbeit innerhalb regionaler Wirtschaftsräume diskutiert und gefordert. Als 
Voraussetzung und Mittel wird die Bildung regionalpolitisch entscheidungsfähiger 
Administrationen gesehen. Eine stark unterschiedliche Entwicklung innerhalb einer 
Agglomeration kann allerdings zu verstärktem kommunalen Wettbewerb führen, der 
möglicherweise die internationale Wettbewerbsfähigkeit des Gesamtraumes schwächt. 
Kommunale Disparitäten und ihre Entwicklung sind daher ebenfalls wesentliche 
Untersuchungsaspekte, welche in der Bewertung (Punkt III) berücksichtigt werden. 
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2 Theoretische Grundlagen 
2.1 Problematik und Begriffe 
Ziel der Untersuchung ist, die Bedeutung des Globalisierungsprozesses für die 
Agglomerationsraumentwicklung zu beurteilen. Globalisierung bezieht sich hierbei auf 
ökonomische Globalisierung und steht für eine Entwicklung, die sich mit ihrer zunehmenden 
Dynamik etwa in die zweite Hälfte des 20. Jahrhunderts einordnen lässt (siehe Kapitel 2.2.1). 
In der Fragestellung steht Globalisierung für einen umfassenden Transformationsprozess. 
Er unterscheidet sich von grenzüberschreitenden Aktivitäten, die bereits seit langem z.B. im 
internationalen Handel bestehen, durch ein hohes Maß internationaler Vernetzung und 
Integration. Globalisierung begründet sich auf technischen und politischen Voraussetzungen 
wie Marktöffnungen und Entwicklung grenzüberschreitender Technologien, welche globale 
Wirtschaftsverflechtungen überhaupt erst ermöglichten (zur Diskussion siehe Kapitel 2.2.4). 
Der Begriff der Internationalisierung wird in der Literatur teils synonym mit 
Globalisierung verwendet, teilweise aber auch um zu präzisieren, dass Globalisierung nicht 
den gesamten Globus umfasst, sondern sich in bestimmten Wirtschaftsbereichen und Ländern 
konzentriert. Im Rahmen der vorliegenden Arbeit soll eine ökonomische Entwicklung auf 
globaler Ebene mit ihrer lokalen Ausprägung untersucht werden. Bezüglich der 
Einflussfaktoren ist der Begriff Globalisierung als neue Konstellation damit angebracht. Um 
die lokale Ausprägung zu untersuchen, werden jedoch einzelne Aspekte bzw. Indikatoren 
(Anteil multinationaler Unternehmen) dieser Entwicklung untersucht, die lediglich einen 
Ausschnitt der ablaufenden Prozesse repräsentieren. Für die lokalen Prozesse und 
Auswirkungen der Globalisierung im Agglomerationsraum scheint es daher für die 
vorliegende Arbeit präziser, von Internationalisierung zu sprechen.  
Für die Fragestellung sollen Einflüsse der globalen Ebene mit lokaler Entwicklung 
zusammengebracht werden. Bei der Bestimmung der räumlichen Einheiten sind hierzu 
zunächst die theoretische und die empirische Ebene zu unterscheiden. In der theoretischen 
Betrachtung wird der globalen Ebene die lokale Ebene gegenübergestellt. In diesem 
Zusammenhang ist „lokal“ als Attribut für unterschiedliche Raumeinheiten der subnationalen 
Ebene zu verstehen. Hierzu gehören die Region, der Agglomerationsraum, die Stadt oder 
Gemeinde. In all diesen Raumeinheiten bestehen – zunächst theoretisch – unterschiedliche 
Potenziale der Steuerung von Internationalisierungseinflüssen.  
In der empirischen Untersuchung wird die lokale Ebene durch den morphologisch 
abgegrenzten Untersuchungsraum der Agglomeration um die Kernstadt Frankfurt 
repräsentiert. Städte sind mit ihrem Umland eng verflochten, was für die Analyse der 
Globalisierung die Berücksichtigung eines erweiterten Raumes notwendig macht. Daher 
wurde der Agglomerationsraum als Ort der Konzentration von Bevölkerung, Wirtschaft und 
städtischen Funktionen sowie von Prozessen der Internationalisierung ausgewählt.  
In der Literatur wird der Begriff „Agglomeration“ für Einheiten unterschiedlicher Größe, 
Einwohnerzahl oder funktionaler Kriterien verwendet, allgemein bezeichnet er ein 
„verstädtertes Gebiet mit einer gewissen Kernbildung“ (auch mehrere Kerne) sowie 
bestimmter Fläche und Bevölkerungszahl bzw. –dichte (HEINEBERG 2001: 51; ausführlich 
zum Begriff siehe auch GAEBE 1987)3. Zusammenwachsen der Bebauung und funktionale 
Verflechtungen führen dazu, dass der Agglomerationsraum als wirtschaftsräumliche Einheit 
wahrgenommen wird. Dabei wird die Abgrenzung je nach Zweck anhand unterschiedlicher 
Kriterien, wie Dichte-, Struktur- und Verflechtungsmerkmalen vorgenommen (GAEBE 1987: 
                                                 
3 Teils werden synonym zum Agglomerationsraumbegriff auch Bezeichnungen wie Metropolregion, 
Verdichtungs- oder Ballungsraum verwendet (siehe GAEBE 1987). 
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177). Insbesondere für die international vergleichende Metropolenforschung fehlt hier eine 
einheitliche Methode zur Abgrenzung der Agglomeration (PAAL 2005). Mit dem Ziel, eine 
solche für europäische Agglomerationen zu schaffen, wurde vom Network for Urban 
Research in the European Community (N.U.R.E.C.) eine morphologische 
Abgrenzungsmethode entwickelt, die auch in der vorliegenden Arbeit verwendet wird. Sie 
berücksichtigt die zusammenhängende geschlossen bebaute Fläche von einer Kernstadt 
ausgehend. Alle Kommunen, die mit der Kernstadt über Bebauung eng verbunden sind, 
gehören danach zur Agglomeration einer Stadt (N.U.R.E.C. 1994; zur Abgrenzungsmethode 
siehe Kapitel 4.2).  
Für die Bedeutung des Umlandes der Kernstadt ist die Suburbanisierung von Einwohnern, 
Industrie und des tertiären Sektors ausschlaggebend. Zudem existieren Verflechtungen 
zwischen Kernstadt und Umland. In der Agglomeration Frankfurt/Main steht der 
wirtschaftlichen Entwicklung im Umland und dem erweiterten Wirtschaftsraum von der 
Kernstadt ausgehend allerdings kein entsprechender administrativer Raum gegenüber, die 
Kernstadt bildet mit dem Umland keine Verwaltungseinheit. Auf politischer und teilweise 
auch auf planerischer Ebene zerfällt der Agglomerationsraum in administrative politische 
Untereinheiten der Kommunen. Auf dieser Ebene wurde die Analyse von Politik und 
Planung angesetzt, denn eine differenzierte Kommunalpolitik ermöglicht den suburbanen 
Gemeinden, sich im Standortwettbewerb zu profilieren. Inwieweit dies gelingt, hängt von 
Kompetenzen, finanziellen Mitteln und Ressourcen der Kommunen ab. Eine solche Ressource 
und damit kommunales Potenzial stellt z.B. entwicklungsfähige Fläche dar und ist für 
Investoren sowie Unternehmen von Interesse: „One of the inducements to locate in a suburb 
is the adaptability of the fiscal, geographical, and social structure of relatively undeveloped 
and small-scale fringe areas“ (LOGAN &  MOLOTCH 1987: 187). Ebenso ist von 
Bedeutung, inwieweit Restriktionen der Gesetzgebung und der übergeordneten Planung den 
kommunalen Spielraum einschränken.  
Auf Grund ihrer Eigenverantwortlichkeit nach dem Prinzip der Selbstverwaltung verfügen 
Kommunen in verschiedenen Bereichen über Gestaltungsmöglichkeiten. So bewirken 
eigenverantwortliche Planung und Finanzwirtschaft (Gewerbesteuer), dass der 
Agglomerationsraum hinsichtlich seiner Ausstattung, politischen und planerischen 
Administration sowie Historie differenziert wird. Eine differenzierte Untersuchung der 
Auswirkungen und Steuerung von Globalisierungseinflüssen durch Politik und Planung 
erfordert daher eine vergleichende Analyse auf der kleinsten administrativen räumlichen 
Ebene der Kommunen. In der vorliegenden Arbeit wird Kommune als Sammelbegriff für 
kreisfreie Städte (Frankfurt und Offenbach) und kreisangehörige Städte und Gemeinden 
verwendet, Landkreise werden nicht berücksichtigt.  
Als Steuerungsmöglichkeiten für Internationalisierung im Agglomerationsraum werden 
also kommunale Politik & Planung untersucht. Politik ist hier nicht im parteipolitischen 
Sinne zu verstehen. Vielmehr geht es um Richtlinien, Zielvorstellungen und Konzepte für die 
Entwicklung der Kommunen, welche lokale Akteure tatsächlich verfolgen und für deren 
Umsetzung sie arbeiten. Entscheidungen der kommunalpolitischen Gremien finden sich 
ohnehin auf dieser Ebene wieder und sind somit implizit. 
Als Vertreter der Globalökonomie werden multinationale Unternehmen (MNU) sowohl 
als Indikator für den Internationalisierungsgrad von Kommunen als auch hinsichtlich ihrer 
Perspektive auf den Agglomerationsraum berücksichtigt. Das Konzept der multinationalen 
Unternehmen wird erst seit den 1960ern allgemein von Ökonomen verwendet. Eine 
allgemeingültige Definition für den Begriff gibt es dabei nicht (HERTNER & JONES 1986). 
Meist werden Unternehmen mit Niederlassungen in zwei oder mehr Ländern als 
multinationale Unternehmen bezeichnet. Weitere Unterscheidungen in multinationale und  
transnationale Unternehmen oder Global Player sind ebenfalls nicht einheitlich und werden 
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beispielsweise anhand der Unternehmensorganisation oder der Marktstrategie4 getroffen (vgl. 
MÜLLER & KORNMEIER 2001). Nach BATHELT & GLÜCKLER werden beispielsweise 
die Operationen multinationaler Unternehmen „hierarchisch vom Heimatstandort aus 
koordiniert“ während „transnationale Unternehmen wichtige Kompetenzen und 
Koordinationsaufgaben dezentral“ steuern (BATHELT & GLÜCKLER 2003: 277). 
In der vorliegenden Arbeit findet die unternehmensinterne Kompetenzhierarchie keine 
Berücksichtigung, weshalb generell für Unternehmen mit Standorten in zwei oder mehr 
Ländern der Begriff „Multinationales Unternehmen (MNU)“ verwendet wird. 
2.2 Ökonomische Globalisierung in Bezug zur Agglomerationsraumentwicklung – 
Rahmenbedingungen 
Die Entwicklung der Agglomeration soll in der vorliegenden Arbeit in Verbindung mit 
ökonomischer Globalisierung untersucht werden. „Globalisierung“ bezieht sich dabei auf die 
Transformation der Wirtschaftsentwicklung in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts, die 
sich von den Internationalisierungstendenzen der Wirtschaft in früheren Zeiten unterscheidet. 
Welche Bereiche hiervon betroffen sind, soll im folgenden als Basis für die empirische 
Analyse möglicher Zusammenhänge und die Wahl der Untersuchungsindikatoren abgeleitet 
werden.  
2.2.1 Globalisierung – Begriff und Rahmenbedingungen 
Für den Begriff „Globalisierung“ gibt es keine einheitliche Definition. Vielmehr lassen 
sich Erklärungen unterschiedlicher Schwerpunktsetzung finden. Gemeinsam ist den meisten 
der Bezug zur globalen Ökonomie und die Betonung der Überwindung nationaler Grenzen 
infolge der Loslösung ökonomischer Prozesse vom (nationalen) Territorium sowie der Bezug 
zur Entwicklung der letzten Jahrzehnte. 
So sprechen ALTVATER & MAHNKOPF (1999) in einer umfassenden Formulierung von 
Globalisierung „als Prozeß der Transformation einer Gesellschaftsformation“. Die Form des 
Nationalstaates löse sich als Konsequenz grenzüberwindender ökonomischer Beziehungen, 
des Welthandels und der Zunahme grenzüberschreitender Direktinvestitionen sowie der 
Entwicklung globaler Kapitalmärkte und der Migration auf. Hierdurch entstehe ein neuer 
nicht durch nationalstaatliche Grenzen und Regeln festgelegter ökonomischer Raum, in dem 
Transformationsprozesse eine globale Reichweite bekämen. Regionale oder nationale 
Besonderheiten müssten sich so dem Weltmarkt anpassen und sich dort dem Vergleich stellen 
(ALTVATER & MAHNKOPF 1999: 31ff). 
Dabei kommt es zu einer intensiven internationalen Verflechtung von Beziehungen und 
zur Überschneidung globaler und lokaler Prozesse (z.B. MÜLLER-MAHN 2002). Ein 
Kernaspekt dieser Verflechtung ist die internationalisierte Arbeitsteilung: 
„Globalisierung ist ein dynamischer Prozess, der, ausgelöst durch Änderungen der politisch-
ökonomisch-technischen Rahmenbedingungen, die wirtschaftliche Bedeutung nationaler 
Grenzen geringer werden lässt. Die hierdurch ausgelöste Intensivierung des internationalen 
Wettbewerbs führt zu einer intensiveren Nutzung der Möglichkeiten internationaler 
Arbeitsteilung. Hierdurch verbessert sich der weltweite Einsatz der Ressourcen laufend, es 
entstehen neue Chancen und Risiken. Gleichzeitig werden nationale Regelungen zunehmend 
durch internationale Vereinbarungen ergänzt, so dass die nationalen politischen Akteure zu 
                                                 
4 Das Beispiel deutscher Maschinenbauunternehmen zeigt, dass die Auslandsinvestitionen nur zu 24% von 
Kostenaspekten motiviert sind. Zu je 34% sind die Erschließung der Märkte und die Nähe zum Kunden 
ausschlaggebend, zu 8% Local-Content Erfordernisse (VDI-NACHRICHTEN vom 18.6.2004).  
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Gunsten internationaler Organisationen an Bedeutung zu verlieren beginnen.“ (KOCH 2000: 
5; Hervorhebung im Original).  
Die exemplarisch ausgewählten Beschreibungen lassen insbesondere den 
grenzüberschreitenden Charakter der Globalisierung mit einem neuartigen „In-Beziehung-
Setzen“ von Orten zur Globalökonomie und zu anderen weltweit verteilten Orten erkennen. 
So entsteht eine neue Ebene der Ökonomie, in der internationale Wirtschaftsbeziehungen 
nicht nur zwischen Ländern, sondern „innerhalb einer integrierten globalen Wirtschaft 
zwischen einzelwirtschaftlichen Akteuren“ stattfinden (KOCH 2000: 4). Für den in die 
Globalisierung eingebundenen lokalen Ort – den Agglomerationsraum, die Kommune etc. - 
ergibt sich infolge der umfassenden Transformation eine neue Situation, in ökonomischer 
aber auch in administrativer Hinsicht. 
Kritisch diskutiert wird allerdings, ob Globalisierung tatsächlich als neues Phänomen 
bezeichnet oder lediglich als „Fortsetzung von Entwicklungen, die schon lange bestehen“, 
gewertet werden kann (HÄRTEL et. al. 1996: 17). Inwieweit Globalisierung eine 
Neuentwicklung darstellt und somit auch für die Agglomerationsraumentwicklung zu einem 
„neuen Einflussfaktor“ wird, zeigt der Blick auf die Rahmenbedingungen für die 
Entwicklung. Sie können allgemein als Senkung von Kosten und anderen Hemmnissen für die 
Überwindung von Raum und Zeit - insbesondere nationaler Grenzen - zusammengefasst 
werden.  
 
Zu den Voraussetzungen gehören im Wesentlichen Änderungen in drei Bereichen: 
1. Technische Innovationen und ihre Folgen 
Technische Innovationen im Verkehrswesen und der Nachrichtentechnik, durch welche die 
Transport- und Kommunikationskosten  erheblich gesunken sind, begünstigten internationalen 
Handel und ermöglichen internationale Unternehmensvernetzung (KOCH 2000; HÄRTEL et. 
al. 1996; s.a. MÜLLER & KORNMEIER 2001: 30; siehe Tabelle 1).  
 
Tabelle 1: Entwicklung der Kosten für Transport, Kommunikation und EDV 
Jahr 
Durchschnittliche 
Transportkosten im 
Luftverkehr pro Passagier 
und Meile in US-$ 
Kosten eines 
dreiminütigen Telefonats 
von New York nach London 
in US-$ 
Relative Kosten für 
die Rechenleistung von 
Computern* 
1930 0,68 244,65 k.a. 
1940 0,46 188,51 k.a. 
1950 0,30 53,20 k.a. 
1960 0,24 45,86 125.000 
1970 0,16 31,58 19.474 
1980 0,10 4,80 3.620 
1990 0,11 3,32 1.000 
2000  0,24   
 *Auf der Basis des US Department of Commerce Price Deflator (1990=1000) 
Quelle: KOCH (2000: 145) 
 
                                                 
5 Nach HUFBAUER 1991 und HERRING & LITAU 1995: 14.  
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Sinkende Kosten für Informationsverarbeitung und Satellitennutzung waren dabei 
Voraussetzung für massenhafte zeitgleiche Aktivitäten. Über den Kostenfaktor hinaus ist 
dabei die Verkürzung der „ökonomischen Entfernung“ durch die Entwertung räumlicher 
Distanz ein wichtiger Faktor (s.a. MÜLLER & KORNMEIER 2001: 30). 
 
2. Liberalisierung durch politische Maßnahmen 
Eine Reihe politischer Maßnahmen förderte die ökonomische Globalisierung. So kam es seit 
Mitte der 1970er ausgehend von den USA zu Liberalisierung, Deregulierung und verstärkter 
Privatisierung der Wirtschaft, wovon vor allem die Sektoren Transport, Telekommunikation, 
Versicherung und Banken profitieren konnten (HÄRTEL et. al. 1996: 66). 
Auf den Finanzmärkten führte der Abbau von Devisen- bzw. 
Kapitalverkehrsbeschränkungen seit Anfang der 1980er Jahre zur Beschleunigung der 
Globalisierung, was die internationale Unternehmensorganisation begünstigte (MÜLLER & 
KORNMEIER 2001: 29). Schließlich kam es seit den 1980er Jahren zu einem „Abbau der 
Hemmnisse für die Zulassung von Direktinvestitionen“ und damit zu einer 
Niederlassungsfreiheit für Auslandsinvestoren in vielen Ländern. Genehmigungspflichten für 
Direktinvestitionen wurden insbesondere in den OECD Staaten durch Anmeldepflicht ersetzt, 
was Verfahren der Ansiedlung vereinfachte (HÄRTEL et. al. 1996: 65f). 
Die Liberalisierung des Handels durch Zoll- und Handelsabkommen im Rahmen von 
GATT6/WTO (insbesondere in der Uruguay-Runde von 1986 bis 1993) schufen darüber 
hinaus die wichtigsten politischen Voraussetzungen für die Öffnung der Grenzen (KOCH 
2000). Entsprechende Vereinbarungen wurden auch für den internationalen 
Dienstleistungshandel 1994 mit dem Abkommen GATS (General Agreement on Trade in 
Services) getroffen.  
 
3. Änderung der Rahmenbedingungen und Umstrukturierung der Märkte 
Zur Vereinfachung internationaler Wirtschaftsbeziehungen trug auch ein allgemeiner Trend 
zur Deregulierung bei, z.B. durch die Aufgabe von Staatsmonopolen für Energie, Infrastruktur 
und Telekommunikation. In diesem Zusammenhang kam es zur Privatisierung von 
Staatsunternehmen auf Wachstumsmärkten mit hohen Zuwachsraten, die sich aus der vorher 
bestehenden Monopolsituation ergaben (KOCH 2000: 8f). 
Die politische Öffnung durch die Erweiterung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und Entstehung eines europäischen Binnenmarktes mit Niederlassungsfreiheit von 
Unternehmen und Personen schuf zudem einen übernationalen Wirtschaftsraum (KOCH 
2000: 8). Ebenso begünstigte die Öffnung neuer Märkte der ehemaligen Ostblockstaaten 
infolge der Transformationsprozesse seit dem Ende des „Kalten Krieges“ und das 
Fortschreiten der Industrialisierung in Entwicklungs- und Schwellenländern die Entwicklung 
(SCHÄFER 1999: 9). So zählt O’BRIAN (1992) eine zunehmende politische Integration zu 
den entscheidenden Veränderungen. Die Öffnung der Märkte sei maßgeblich eine Folge der 
politischen Annäherung insbesondere zwischen den westlichen und den kommunistischen 
Staaten gewesen (O’BRIAN 1992: 96f). Die Tendenzen der Öffnung förderten dabei 
                                                 
6 GATT (General Agreement on Tarifs and Trade) wurde als internationales Regelwerk zu Richtlinien des 
Welthandels und damit verbundenen notwendigen Schlichtungsverfahren bei Konflikten mit dem Ziel des 
Abbaus von Handelsschranken beschlossen. Dieses erste allgemeine Zoll- und Handelsabkommen wurde 1947 in 
Genf von 23 Staaten als Forum für den Abbau von Handelsschranken begründet. In der Folge kam es zur 
Senkung der Zölle der Industrieländer von durchschnittlich 40% im Jahr 1947 auf 5% im Jahr 1990 (FRENCH 
1993). Die Funktionen des GATT wurden 1995 von der WTO (Welthandelsorganisation) als internationaler 
Organisation übernommen (KOCH 2000: 23). 
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internationalen Handel, ausländische Direktinvestitionen sowie internationale 
Unternehmenskooperation und weltweite Finanzströme auf unterschiedlichen Märkten: 
• Märkte für Produkte, 
• Märkte für Dienstleistungen, 
• Rohstoffmärkte (Ausgangsprodukte), 
• Kapital- / Finanzmärkte (Investitionen), 
• Arbeitsmärkte, 
• Ressourcenmärkte (Wasser, Fläche, Energie, etc.), 
• Märkte öffentlicher Leistungen (Rechtssicherheit und –system, Steuersystem 
Wirtschaftspolitik, etc.)                
(nach KOCH 2000; ergänzt). 
 
Ein international eingebundener (Agglomerations-) Raum wie Frankfurt ist demnach über 
Handel, Direktinvestitionen, Finanzströme usw. auf diesen Märkten mehr oder weniger stark 
vertreten und wird in diesen Bereichen auch durch Prozesse der internationalen Ebene 
beeinflusst.  
 
Tabelle 2: Verteilung ausländischer Direktinvestitionen (Bestand) im Dienstleistungsbe-
reich nach Wirtschaftssektoren in Prozent – weltweit 
 Branche 
Investitionen aus 
dem Ausland 
Investitionen im 
Ausland 
  1990 2002 1990 2002 
Elektrizität, Gas & Wasser 1 3 1 2 
Baugewerbe 2 2 2 1 
Handel  25 18 17 10 
Hotels & Restaurants 3 2 1 2 
Transport, Lagerung & Kommunikation 3 11 5 11 
Finanzwesen 40 29 48 34 
Unternehmensdienstleistungen 13 26 7 36 
Öffentliche Verwaltung & Verteidigung - - - - 
Bildung - - - - 
Gesundheit & soziale DL - - - - 
Gemeinwesen, soziale und persönliche DL 2 2   
Andere DL 9 2 13 2 
Nicht spezifizierte DL 2 5 6 3 
Total 100 100 100 100 
Quelle: UNCTAD (2004: 99) 
 
Die globale Integration betrifft allerdings nicht alle Räume. Die Aktivitäten auf den 
internationalen Märkten sind nicht global im Sinne von „gleichmäßig über den Globus 
verteilt“. Zwar sind immer mehr Länder am Prozess der Globalisierung beteiligt, die 
grenzüberschreitenden wirtschaftlichen Aktivitäten konzentrieren sich jedoch hauptsächlich 
auf die Triade der Industrieländer West-Europas, Nordamerikas und Ostasiens (bzw. Japan), 
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sowie auf eine kleine Gruppe von Schwellen- und Entwicklungsländern, woraus der Begriff 
„Triadisierung“ entstand (KOCH 2000: 5; siehe auch MÜLLER & KORNMEIER 2001). So 
verdeutlicht der Anteil der Exporte der Triade-Länder von 84% im Jahr 1998 ihre Dominanz 
und steht für ihre starke Vernetzung untereinander (KOCH 2000: 24; nach Zahlen der WTO).  
Auf Deutschland bezogen bedeutet Globalisierung sogar im Wesentlichen Europäisierung, 
d.h. der überwiegende Anteil des deutschen Außenhandels und der Direktinvestitionen 
verläuft innerhalb Europas (HÄRTEL et. al. 1996). 
Abgesehen von der räumlichen Selektivität der Globalisierung lassen sich zudem 
unterschiedlich stark involvierte Branchen identifizieren (siehe Tabelle 2). Profiteure auf 
Branchenseite sind danach vor allem die Transport- und Telekommunikationsbranche, welche 
gewissermaßen als Träger der Globalisierung bezeichnet werden können ( MÜLLER &  
KORNMEIER 2001: 33; siehe auch UNCTAD 2004). Für die Analyse der 
Internationalisierung im Agglomerationsraum anhand multinationaler Unternehmen ist daher 
auch deren Branchenzugehörigkeit von Bedeutung. 
 
2.2.2 Globalisierungsprozesse und ihre Einflussbereiche im Agglomerationsraum 
Um die Auswirkungen der Globalisierung im Agglomerationsraum untersuchen zu können, ist 
es notwendig, zunächst die möglichen Einflussbereiche zu bestimmen. Wo bestehen im 
Agglomerationsraum Verbindungen zur Globalökonomie? 
Zu den wichtigsten Bereichen der Globalisierung werden internationaler Handel, 
ausländische Direktinvestitionen, internationale Finanzströme sowie die internationale 
Arbeitsteilung gezählt. 
Zunächst hat der internationale Handel begünstigt durch neue Transporttechnologien, 
sinkende Transportkosten, den Abbau von Handelshemmnissen und den Trend zur Öffnung 
der Märkte in den letzten Jahrzehnten deutlich zugenommen (vgl. HIRST & THOMPSON 
1996). Das Welthandelsvolumen wuchs zwischen 1950 und 1998 mehr als drei Mal so schnell 
wie das reale Weltinlandsprodukt (Welt BIP). Die Weltexporte wurden von 1.950 Milliarden 
US-$ im Jahr 1985 auf 5.270 Mrd. US-$ im Jahr 1998 gesteigert (KOCH 2000: 22ff). Auch 
Deutschland gehört hinsichtlich internationaler Ex- und Importe zu den führenden Nationen 
(HÄRTEL et. al. 1996: 77).  
Das heutige Ausmaß internationalen Handels rechtfertigt jedoch noch nicht, von einem 
„neuen Phänomen Globalisierung“ zu sprechen, denn Handel über Ländergrenzen hinweg hat 
eine lange Tradition und erreichte bereits in der Zeit vor dem Ersten Weltkrieg hohe Raten. 
So war die Zunahme des ausländischen Handels in der Zeit zwischen 1853 und 1872 bereits 
größer als das Wachstum der Weltproduktion und blieb anschließend bis 1911 gleich. Die 
beiden Weltkriege verursachten in der Folge starke Einbrüche, anschließend kam es wieder zu 
einem Anstieg (HIRST & THOMPSON 1996: 21f).  
Spricht man von Globalisierung im Sinne einer umfassenden Transformation mit 
internationaler Vernetzung, wie sie in der vorliegenden Arbeit im Agglomerationsraum 
untersucht werden soll, eignet sich internationaler Handel also nicht als 
Internationalisierungsindikator: „Außenhandelsbeziehungen wurden schon immer als 
Möglichkeit gesehen, die Begrenztheit des nationalen Marktes aufzuheben, um Gewinne und 
Beschäftigung zu erhöhen und gleichzeitig das Warenangebot auf dem Inlandsmarkt zu 
vergrößern. Da hier lediglich Güter die Grenzen überschreiten und Handelsbeziehungen 
grundsätzlich jederzeit unterbrochen werden können, können diese jedoch nur eingeschränkt 
als Globalisierungsbeleg herangezogen werden.“ (KOCH 2000: 21f). KOCH (2000) zieht als 
Konsequenz internationale Dienstleistungsbeziehungen, Finanzströme, Arbeitsmigration und 
ausländische Direktinvestitionen als Globalisierungsindikatoren heran.  
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Im Gegensatz zum traditionellen Güterhandel stellt die aktuelle Zunahme des 
internationalen Dienstleistungshandels allerdings eine neue Qualität dar. Deren 
zunehmende Bedeutung – insbesondere von Finanzdienstleistungen – drückt sich in 
internationalen Abkommen wie dem 1994 in Kraft getretene „General Agreement on Trade in 
Services“ (GATS) zur weltweiten Liberalisierung des Dienstleistungshandels aus (KOCH 
2000: 28; HÄRTEL et. al. 1996; UNCTAD 2004). Ursache für die im Vergleich zum 
Warenhandel höheren Wachstumsraten des internationalen Dienstleistungshandels ist 
zunächst ein allgemeiner Anstieg des Anteils der Dienstleistungen am Weltsozialprodukt7. 
Zudem besteht ein erheblicher Teil der Wertschöpfung des sekundären Sektors 
mittlerweile aus Dienstleistungen wie Entwicklung, Planung oder Beratung. Hinzu kommt 
eine anwachsende (Geschäfts-) Reisetätigkeit infolge der Globalisierung, welche den 
Dienstleistungssektor begünstigt. Auch steigender Wohlstand führt zu vermehrten privaten 
Ausgaben in diesem Bereich, beispielsweise für Reisen. Zunehmende ausländische 
Direktinvestitionen erzeugen zusätzliche Nachfrage nach Finanzierungs-, Versicherungs- und 
Telekommunikationsdienstleistungen (KOCH 2000: 30).  
Dabei sind der Anteil von Dienstleistungen am Welthandel und ihre Dynamik immer noch 
relativ gering. Von 1980 bis 1992 stieg der Wert zwar von 17% auf 21%, sank dann zum 
Ende der 1990er Jahre aber wieder auf ca. 20%. Die reale Dienstleistungsquote am 
internationalen Warenhandel wird allerdings mit 30% bis 45% deutlich höher geschätzt, da 
die exakte statistische Erfassung in diesem Bereich bislang unzureichend ist (KOCH 2000: 
31). Insbesondere unternehmensbezogene Dienstleistungen werden zunehmend international 
gehandelt - zu einem großen Teil sind sie dabei an den Güterhandel geknüpft (bspw. 
Transport, Informationsbeschaffung, Beratungsleistungen für Global Sourcing und Global 
Selling, Telekommunikationsdienste, Bank- und Versicherungsdienstleistungen, Service- und 
Reparaturdienstleistung, Werbung etc.) (KOCH 2000: 28; zum Internationalisierungspotenzial 
des Dienstleistungssektors siehe auch HÄRTEL et. al. 1996). Der Gegensatz zum 
Güterhandel besteht darin, dass für den internationalen Dienstleistungshandel eine 
ausgeprägtere Vernetzung über nationale Grenzen hinweg notwendig ist. Dienstleister müssen 
häufig vor Ort präsent sein, so dass Dienstleistungsliberalisierung ihnen die 
grenzüberschreitende Niederlassung ermöglichen muss. Handels- und 
Niederlassungsbeschränkungen wirken sich hier also besonders erschwerend aus (HÄRTEL 
et. al. 1996: 26). 
Allgemein wird für die Internationalisierung des Dienstleistungssektors ein hohes 
Wachstumspotenzial gesehen. Die Weiterentwicklung von Informations- und 
Kommunikationstechnik wird ihre Handelbarkeit verbessern, wobei die Auswirkungen von 
der Art der Dienstleistungen abhängig sind. Zumindest bei „standardisierten“ 
Dienstleistungen werden durch internationale Vernetzung Ortsgebundenheit und damit die 
positiven Beschäftigungseffekte reduziert. Beratende und vertrauensbasierte Dienstleistungen, 
die Face-to-Face Kontakte erfordern, werden ihre Präsenz vor Ort jedoch ausbauen. Ebenso 
sind personen- oder ortsgebundene Dienstleistungen, wie Gast- und Reinigungsgewerbe nicht 
international handelbar (DEUTSCHER BUNDESTAG 2002). Hier ist die Entwicklung von 
ADI (Ausländische Direktinvestitionen) im Dienstleistungsbereich ein Indikator für die 
zunehmende internationale Verflechtung (zum Anteil der Dienstleistungen an den ADI in der 
BRD siehe Abbildung 2). 
Insbesondere durch die erforderliche Präsenz des internationalen Dienstleistungshandels 
vor Ort wird die internationale Verflechtung intensiviert und eine deutliche Verbindung mit 
der lokalen Entwicklung erzeugt. Internationale Dienstleistungsunternehmen repräsentieren 
                                                 
7 Zwischen 1970 und 1994 stieg der Anteil der Dienstleistungen am Weltsozialprodukt von 54% auf 65% 
(KOCH 2000: 30). 
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mit ihren Niederlassungen somit im Agglomerationsraum einen wichtigen Aspekt 
ökonomischer Globalisierung.  
 
Abbildung 2: Anteil der Dienstleistungen an ADI (Bestand) in und aus Deutschland  
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Quelle: Eigener Entwurf nach Daten der UNCTAD (2004: 307f) 
 
Ausländische Direktinvestitionen bezeichnen Kapitaltransfers, mit „denen unmittelbar 
und dauerhaft auf die Geschäftstätigkeit des betreffenden kapitalempfangenden 
Unternehmens im Ausland Einfluss genommen werden soll.“ (KOCH 2000: 38).8 Sie werden 
als Maß für die internationale Aktivität von Unternehmen herangezogen. 
Internationale Unternehmen können ihre „Produktions- und 
Niederlassungsentscheidungen“ unter Berücksichtigung von Marktbedingungen und 
Standortvorteilen treffen und durch ausländische Direktinvestitionen die Vorteile 
internationaler Arbeitsteilung nutzen (KOCH 2000: 38). Die Bedeutung ausländischer 
Direktinvestitionen als Faktor ökonomischer Globalisierung ist dabei insbesondere in ihrem 
mittel- bis langfristigen Charakter zu sehen: „Vertrauen in die politisch-ökonomische 
Entwicklung des Auslands ist eine wesentliche Voraussetzung für die Entscheidung, 
Unternehmensfunktionen in andere Länder zu verlagern, also Direktinvestitionen 
vorzunehmen. Die Übernahme oder Verlagerung von Produktionsfaktoren stellt üblicherweise 
ein langfristiges Engagement dar, das eine intensive Auseinandersetzung mit dem neuen 
Standort erfordert.“ (KOCH 2000: 22; Hervorhebung im Original).9  
Ausländische Direktinvestitionen stehen also für intensive internationale Vernetzung und 
die differenzierte Nutzung unterschiedlicher ökonomischer und politischer Optionen im 
globalen Vergleich. Ihre Zunahme gilt daher als einer der Hauptindikatoren der 
                                                 
8 Der Grenzwert, ab dem von „Ausländischer Direktinvestition“ gesprochen wird ist allerdings nicht fix. Er 
liegt bei einem Anteil von 10% (z.B. Vereinte Nationen) oder 20% (z.B. Deutsche Bundesbank) 
Kapitalbeteiligung an einer ausländischen Firma.  
9 Dabei können Direktinvestitionen als „Element expansiver Unternehmensstrategien“ gesehen werden. „Sie 
dürften daher auch eher in expandierenden als in stagnierenden Branchen und Unternehmen auftreten und eher 
der Verbesserung der Marktposition als der Kostenoptimierung dienen“ (HÄRTEL et. al. 1996: 48). Wenn dies 
vorausgesetzt werden kann, wäre eine hohe Auslandsinvestitionstätigkeit einer Region ein Indiz für deren stabile 
Wirtschaftsbasis nicht für die Substitution von Standorten zur Kostenersparnis.  
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Globalisierung. Für die Agglomerationsraumentwicklung sind sie in Form von 
Unternehmensniederlassungen, -aufkäufen, –erweiterungen sowie –schließungen direkte 
Einflussfaktoren, die zudem in Relation zu anderen Wirtschaftsindikatoren eine erhöhte 
Wachstumsdynamik aufweisen und damit die wirtschaftliche Zukunft auf lokaler Ebene 
beeinflussen. 
So ist die Steigerung der ausländischen Direktinvestitionen höher als die Zunahme der 
Weltproduktion und übertrifft das Wachstum des internationalen Handels. Insgesamt stiegen 
die ausländischen Direktinvestitionen zwischen 1973 und 1998 um das Fünfundzwanzigfache 
von 25 Mrd. US-$ auf 644 Mrd. US-$ und damit drei mal so schnell wie der internationale 
Handel (KOCH 2000: 40). Begünstigt wurde die Entwicklung durch die Liberalisierung der 
(Finanz-) Märkte, ebenso wie durch verbesserte Verkehrs- und Transportbedingungen etc. Die 
Zunahme erfolgte seit Mitte der 1970er Jahre, allerdings unregelmäßig mit rückläufiger 
Investitionstätigkeit  Anfang der 1980er und 1990er Jahre (KOCH 2000: 41ff).    
 
Abbildung 3: Ausländisch Direktinvestitionen (ADI) und internationale Beschäftigung – 
weltweite jährliche Wachstumsraten  
Quelle: Eigener Entwurf nach Daten der UNCTAD (2004: 9) 
 
Deutschland hält einen Anteil der ausländischen Direktinvestitionen „auf einem Niveau, 
welches ungefähr dem deutschen Gewicht in der Weltwirtschaft entspricht (7-8 v.H.)“ 
(HÄRTEL et. al. 1996: 21). Das Hamburgische Weltwirtschafts-Institut beurteilt die Position 
Deutschlands für die Zukunft jedoch skeptisch, da die zunehmenden Investitionen in der 
Anlageregion der Europäischen Gemeinschaft weitgehend an Deutschland vorbeigeflossen 
seien. Auch die Öffnung der osteuropäischen Märkte und die damit verbundene zentrale Lage 
Deutschlands sowie der neu entstandene Markt Ostdeutschlands hätten mehr Investitionen 
erwarten lassen, als tatsächlich erfolgten (HÄRTEL et. al. 1996: 21). 
Direktinvestitionen betreffen generell vor allem Sektoren, „die durch 
Technologieorientierung, Produktdifferenzierung, Einsatz  von Humankapital und das 
Vorherrschen von Großunternehmen geprägt sind“ (HÄRTEL et. al. 1996: 24).  
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Im Bereich der Dienstleistungen sind vor allem folgende Branchen relevant: 
• Einzelhandel (z.B. Metro, Carrefour, WalMart), 
• Hotelgewerbe (z.B. Hotelketten wie Hilton, Holiday Inn, Novotel), 
• Gastronomie (z.B. McDonald, Pizza Hut), 
• Telekommunikation (z.B. Deutsche Telekom, Vodafone, Mannesmann), 
• Banken (z.B. Deutsche Bank, Bankers Trust), 
• Versicherungen (z.B. Allianz, Axa), 
• Verlagswesen (Bertelsmann, Random House)  
(KOCH 2000: 39). 
Die höchsten Investitionen erfolgen dabei anteilsmäßig in den Sektoren 
unternehmensorientierte Dienstleistungen, Finanzen, Handel sowie Transport, Lagerung und 
Kommunikation (UNCTAD 2004). Der sekundäre Sektor ist dabei ebenfalls noch von großer 
Bedeutung. National unterscheidet sich die Branchenverteilung allerdings erheblich (zu 
Direktinvestitionen in und aus Deutschland siehe Tabelle 3). 
Tabelle 3: Deutsche Direktinvestitionen in und aus dem Ausland (Bestand) nach 
Wirtschaftszweigen in Prozent aller Sektoren 
Wirtschaftssektor 
Direktinvestitionen im 
Ausland 
Direktinvestitionen aus 
dem Ausland 
 1993 1989 1980 1993 1989 1980 
Primärer Sektor*  2 3 5 0 0 1 
Verarbeitendes Gewerbe 39 44 48 47 57 59 
Chemische Industrie 14 16 18 10 11 10 
Mineralölverarbeitung 0 0 0 4 5 12 
Maschinenbau 4 4 4 4 5 4 
Büromaschinen, ADV 0 0 0 2 5 5 
Straßenfahrzeuge 6 6 7 3 5 4 
Elektrotechnik 6 7 7 7 7 5 
Baugewerbe 0 0 1 1 0 0 
Dienstleistungen 59 53 42 52 43 39 
Handel 17 22 20 22 20 15 
Verkehr, Nachrichten 1 1 1 1 1 1 
Kreditinstitute  26 15 9 9 8 6 
Versicherungen  6 4 2 2 2 1 
Gastgewerbe, Heime 0 0 0 1 0 0 
Beratung, Planung, Werbung 1 0 0 2 2 0 
Beteiligungsgesellschaften 5 6 5 10 4 12 
* incl. Elektrizitäts-, Gas-, Fernwärme- und Wasserversorgung   
Quelle: HÄRTEL et.al. (1996: 39810) 
Im Agglomerationsraum beeinflussen ausländische Direktinvestitionen die Entwicklung 
durch Ansiedlung, Aufkauf oder Verknüpfung internationaler Unternehmen vor allem 
hinsichtlich Steueraufkommen, Beschäftigung sowie Anforderungen an Politik und Planung. 
                                                 
10 Daten nach Deutsche Bundesbank und Berechnungen der Autoren. 
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Der Unterschied zu nationalen Unternehmen besteht hier in den internationalen Optionen der 
Unternehmen, welche den Ort in internationale Standortkonkurrenz bringt. Internationale oder 
multinationale Unternehmen erweisen sich damit als geeigneter Indikator, um Prozesse 
ökonomischer Globalisierung mit der Entwicklung in der Agglomeration in Zusammenhang 
zu bringen. 
Die Liberalisierung der Finanzmärkte seit Mitte der 1970er Jahre und die daraus folgende 
Internationalisierung der Finanzströme als weiterer entscheidender Prozess im 
Zusammenhang mit Globalisierung haben zur Verstärkung der internationalen 
Direktinvestitionstätigkeit und des Handels beigetragen. Voraussetzung hierfür war die 
Entwicklung von Informations- und Kommunikationstechnologien, welche zu einer 
Reduzierung von Kosten und Zeit für internationale Finanztransaktionen führten. 
In der Folge entstand ein international integrierter Weltkapitalmarkt mit hoher Dynamik. 
So hat sich das Volumen der auf den Kapitalmärkten gehandelten Anleihen zwischen 1972 
und 1995 ver42facht, während die weltweite Produktion sich im gleichen Zeitraum nur 
verachtfacht hat (MÜLLER & KORNMEIER 2001: 29f). Hierbei handelt es sich 
überwiegend um autonome Transaktionen, die abgekoppelt von realwirtschaftlichen 
Transaktionen (z.B. Handels- oder Dienstleistungsverkehr) aus finanzwirtschaftlichen 
Erwägungen getätigt werden. Wiederum ein hoher Anteil, geschätzte 70% der gesamten 
internationalen Finanztransaktionen, besteht aus spekulativ orientierten Transaktionen. Sie 
sind häufig kurzfristig, können schnell wieder aus einem Land abgezogen werden und 
bewirken in Verbindung mit fehlenden Kontrollmöglichkeiten nationaler Aufsichtsbehörden 
eine Krisenanfälligkeit der Märkte (KOCH 2000). 
Für internationale Unternehmen bedeutet die Liberalisierung der Finanzmärkte verbesserte 
Möglichkeiten der Kapitalbeschaffung sowie des konzerninternen internationalen 
Zahlungsverkehrs (HÄRTEL et. al. 1996) und bildet somit eine Voraussetzung für 
internationale Unternehmensverflechtung und Nutzung internationaler Optionen für diese 
Unternehmen. 
Für den speziellen Fall der Agglomeration Frankfurt ist neben der generellen Bedeutung 
internationaler Finanzmärkte für multinationale Unternehmen noch ein anderer Aspekt von 
Bedeutung. Als internationaler Finanzplatz ist die Stadt Frankfurt bedeutender Standort für 
ausländische Banken. Sowohl die Wirtschaft in der Stadt als auch in den angrenzenden 
Kommunen ist zu einem erheblichen Teil durch die Finanzwirtschaft und die mit ihr 
verbundenen Branchen geprägt. Dies hat eine gewisse Anfälligkeit der Stadt gegenüber 
externen Einflüssen zur Folge, denn gerade die Finanzwirtschaft reagiert auf 
Konjunkturschwankungen relativ kurzfristig mit Investitionen oder deren Abzug von 
Standorten (BLUMENAUER IMMOBILIEN 1999). Darüber hinaus wirken sich 
internationale Finanzströme auch als Investitionen in Immobilien aus, welche die 
Agglomerationsraumentwicklung zunehmend beeinflussen. Gerade Orte von internationaler 
Bedeutung sind als Investitionsobjekte für global agierende Immobilienanleger interessant. 
Abgesehen von den Folgen für die Preisentwicklung ist hierbei auch die Veränderung des 
Stadtbildes von Bedeutung. So wird auch auf die bauliche Entwicklung zunehmend von 
internationaler Ebene aus Einfluss genommen. Laut KRÄTKE (1991) stammen 
schätzungsweise 60 Prozent, der in Frankfurt für gewerbliche Büro- und Industriebauten 
getätigten Investitionen von ausländischen Investoren (KRÄTKE 1991: 127; der Autor 
bezieht sich auf die Frankfurter Rundschau vom 11.03.1989). Dies bedeutet, dass Akteure 
ohne direkten Bezug zur Region oder Stadt ein entscheidendes städtisches Charakteristikum 
mit gestalten. Wie weit dieser Gestaltungsspielraum gefasst ist, hängt allerdings von der 
Akzeptanz durch Politik und Planung ab. 
Gerade das Beispiel der Stadt Frankfurt zeigt, dass diese Akzeptanz unter wirtschaftlichem 
Druck enorm groß werden kann. Die Skyline der Stadt wird immer wieder als sichtbarer Beleg 
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der Globalisierung (insbesondere durch die Finanzwirtschaft), aber auch der 
Planungsschwäche und Konzeptionslosigkeit einer Stadt unter finanziellem Druck angeführt 
(siehe hierzu auch MÜLLER-RAEMISCH 1998; HITZ et. al. 1995) 
Als weiterer Hauptaspekt der Globalisierung wird die Nutzung internationaler 
Arbeitsteilung als wichtiges Motiv für die Internationalisierung von Unternehmen gesehen. 
Die Entstehung eines globalen Arbeitsmarktes und der damit verbundene Strukturwandel 
des Arbeitsmarktes mit seinen Auswirkungen auf Beschäftigungs- und Beschäftigtenstruktur 
beeinflusst auch die wirtschaftliche Entwicklung der Agglomeration.  
Unternehmen nutzen die Vorteile international differenzierter Arbeitsbedingungen mit der 
Konsequenz veränderter Arbeitsmarktbedingungen, die sich in den Industrieländer im 
allgemein sinkenden Bedarf an gering Qualifizierten zeigen. In Ländern mit flexiblen 
Lohnstrukturen soll es dabei „nur“ zu Lohnrückgang, unter weniger flexiblen Bedingungen 
und bei hohem Niveau sozialer Absicherung dagegen zur verstärkter Arbeitslosigkeit 
kommen (KOCH 2000: 106).11 Für gut qualifizierte und mobile Beschäftigte ergeben sich 
dabei überdurchschnittliche Arbeitsmarktchancen. Arbeitnehmer mit geringerer Qualifikation 
sehen sich dagegen im Wettbewerb mit Beschäftigten in Niedriglohnländern, der ihre 
Situation verschlechtert (DEUTSCHER BUNDESTAG 2002: 213). Dies gilt, zumal eine 
zunehmende Professionalisierung12 im Zusammenhang mit der Strukturänderung des 
Arbeitsmarktes diskutiert wird (HAMNETT 1994).  
Die Wurzeln dieser Entwicklung reichen bis zum Anfang des 20. Jahrhunderts zurück, als 
die Entwicklung und Etablierung neuer Technologien sowie Fortschritte in der Wissenschaft 
einen zunehmenden Anspruch formaler Qualifikationen an die Beschäftigten stellten, etwa 
nach einer universitären Ausbildung. Beispielsweise kam es in der Chemie und der 
Elektrotechnik sowie generell in Verbindung mit zunehmender Forschungs- und 
Entwicklungs-Tätigkeit zu einem gesteigerten Bedarf an Ingenieuren und Beschäftigten mit 
Universitätsausbildung (vgl. NELSON & ROSENBERG 1993: 9ff). Die gestiegenen 
Qualifikationsanforderungen drücken sich in Deutschland im Anstieg des Anteils 
Beschäftigter mit Hochschulabschluss von 40,2% im Jahr 1984 auf 47,4% im Jahr 1997 aus. 
Ursachen sind expandierende Sektoren mit großem Anteil Höherqualifizierter, aber auch die 
Zunahme Höherqualifizierter in Sektoren, die bisher geringere Ausbildungsanforderungen 
stellten. Reine Produktion ging zurück und qualitative Änderungen im Produktionsbereich 
ließen einfache Tätigkeiten verschwinden (KLEINERT et. al.  2000: 73).  
Letztlich hat der Strukturwandel des Produktionsprozesses mit einer Verschiebung der 
Nachfrage vom standardisierten Massenprodukt zu diversifizierten, individualisierten 
Problemlösungen, die ein physisches Produkt mit Dienstleistung verbinden, die Nachfrage 
nach höher Qualifizierten gesteigert (KLEINERT et. al.  2000: 74ff). Auch Tätigkeiten in 
„Forschung und Entwicklung, Marketing oder strategische Produkt- und 
Unternehmensplanung“ haben infolge dessen zugenommen. Da hiervon nahezu alle Sektoren 
betroffen sind, lässt sich die Qualifikationssteigerung nicht allein durch den sektoralen 
Strukturwandel begründen (KLEINERT et. al.  2000: 73). Darüber hinaus kann auch ein 
Überangebot von Arbeitnehmern dazu führen, dass bevorzugt höherqualifizierte Beschäftigte 
für weniger qualifizierte Tätigkeiten eingesetzt werden, was eine Verdrängung nach unten in 
der Qualifikationsskala zur Folge hat (DEUTSCHER BUNDESTAG 2002: 219), auch im 
sekundären Sektor ist diese Tendenz also zu verzeichnen. 
                                                 
11 Direkte Folgen der Internationalisierung lassen sich allerdings kaum vom generellen Strukturwandel 
trennen. 
12 „Die folgenden Hauptmerkmale von Professionalisierung sind also zugleich diejenigen von 
Modernisierung schlechthin: a) die Verwissenschaftlichung der Berufe, b) ihre Ausdifferenzierung, 
Arbeitsteilung und Institutionalisierung, und c) die Ausbildung von Spezialisten- bzw. Expertenrollen.“ (HOFF 
& HOHNER 2005). 
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Es scheint, dass „die Globalisierung von Märkten und Unternehmensstrukturen und der 
damit einhergehende Strukturwandel im Produktionsprozess vor allem das Humankapital von 
gering qualifizierten Arbeitskräften“ zunehmend entwertet, womit die steigende 
Arbeitslosigkeit in diesem Segment begründet wird (KLEINERT et. al.  2000: 97; siehe 
hierzu auch SINN 2005). Der Strukturwandel auf dem Arbeitsmarkt wird als Anpassung an 
die Wettbewerbsbedingungen der Globalökonomie gesehen, von der auch Unternehmen und 
Beschäftigte betroffen sind (KLEINERT et. al. 2000: 76).  
Auch im Agglomerationsraum sind Beschäftigte, Bevölkerung und lokale Regierung mit 
den Folgen des Strukturwandels auf dem Arbeitsmarkt konfrontiert. Diese können von 
Arbeitslosigkeit bis zu steigendem Bedarf an hochqualifizierten Arbeitnehmern reichen.13 
Veränderungen in der nachgefragten Qualifikationsstruktur der Arbeitnehmer wirken sich auf 
den lokalen Arbeitsmarkt und die Sozialstruktur unmittelbar aus. Die Stadt als Ort der 
Konzentration von Wirtschaft und Prozessen der Veränderung ist damit Ort der 
Handlungsnotwendigkeiten. 14 Die infolge der Transformation entstehenden unterschiedlichen 
Lebenssituationen einzelner Bevölkerungsgruppen stellen Kommunen vor ebenso 
unterschiedliche Aufgaben. Sie reichen von der Bereitstellung attraktiver Infrastruktur und 
Wohnstandorte für besserverdienende Hochqualifizierte bis zur finanziellen Unterstützung 
gering qualifizierter Langzeitarbeitsloser und der Schaffung von Sozialwohnraum.  
Inwieweit sich lokale Institutionen mit der Entwicklung auseinandersetzen müssen, hängt 
dabei von ihrer Autarkie und ihren Aufgaben ab. Städte in Deutschland verfügen im 
internationalen Vergleich über ein hohes Maß an Autonomie und Funktionen. „Sie sind für 
etwa 80 Prozent aller ausführungsbedürftigen Bundes- und Landesgesetze zuständig, über sie 
laufen etwa zwei Drittel aller öffentlicher Investitionen.“ (HÄUßERMANN 2003: 1). 
Neben der Langzeitarbeitslosigkeit gehört auch die Änderung der Erwerbsformen hin zu 
prekären Beschäftigungsverhältnissen zu den Arbeitsmarktveränderungen. So hat sich in 
Deutschland zwischen 1991 und 2000 die Anzahl der Normalarbeitsverhältnisse (unbefristete 
Vollzeitbeschäftigte) um 12,5% von 25,5 auf 22,3 Millionen reduziert (zur Entwicklung der 
Teilzeitbeschäftigten in Frankfurt siehe Abbildung 4). Teilzeitarbeit hat sich dagegen im 
gleichen Zeitraum um 36,5% erhöht (von 5,2 auf 7,1 Millionen). Ebenso sind der Anteil 
befristeter Arbeitsverhältnisse (+21% im gleichen Zeitraum), geringfügig Beschäftigter 
(+40% zwischen 1992 und 1997) und der Leiharbeit (+153% zwischen 1991 und 2000) 
drastisch gestiegen (DEUTSCHER BUNDESTAG 2002: 216f15). Hierfür ist der 
Bedeutungsgewinn des tertiären Sektors mit steigenden Qualifikationen sowie zunehmende 
Beschäftigung von Frauen als Ursache anzusehen (DICKEN 1992: 425 ff). Auch der Umgang 
                                                 
13 „Der Strukturwandel des Produktionsprozesses hat direkte Auswirkungen auf die Verweildauer von 
Erwerbspersonen in der Arbeitslosigkeit. Ein Teil der Erwerbspersonen, deren Qualifikation im Bereich 
schrumpfender Wirtschaftbereiche angesiedelt sind, erfahren durch den Strukturwandel des 
Produktionsprozesses eine Entwertung ihres akkumulierten Humankapitals. Sie müssen daher entweder 
Lohneinbußen hinnehmen, ihr Humankapital durch zusätzliche Schulungsmaßnahmen der veränderten 
Arbeitsnachfrage anpassen, oder eine längere Zeit in Arbeitslosigkeit verbringen, um eine neue Beschäftigung in 
ihrem alten Bereich zum alten Lohnniveau zu finden. Da die Lohnstruktur in Deutschland aufgrund der 
Arbeitsmarktinstitutionen recht starr ist, steht der erste Anpassungspfad über Lohneinbußen nicht offen.“  
(KLEINERT et. al.  2000: 96).   
14 HÄUßERMANN sieht infolge der Entwicklung sogar eine verstärkte Bindung (und ein lokales 
Engagement) der Bürger an den Ort: „Je mehr die Nationalstaaten im Zuge ökonomischer Globalisierung an 
Autonomie verlieren, desto eher werden die Städte den Bürgern wieder eine politische und soziale Heimat bieten 
können und müssen.“ Er leitet hieraus und im Bezug auf die Integration von Zuwanderern die „Notwendigkeit 
einer Neuerfindung der Stadtgesellschaft“ ab (HÄUßERMANN 2003: 1). Voraussetzung hierfür ist allerdings, 
dass der Bürger sich in solcher Weise an die Stadt gebunden fühlt und seine Verantwortung als politische 
Mitbestimmung wahrzunehmen bereit ist. Insofern ist das Szenario fraglich. 
15 Nach EUROSTAT (Statistisches Amt der Europäischen Union), Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialforschung, Statistisches Bundesamt und Bundesanstalt für Arbeit. 
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mit den Folgen dieser Entwicklung erfolgt zumindest teilweise auf kommunaler Ebene, etwa 
wenn die Zahl der temporär Arbeitslosen und Empfänger der „Hilfe zum Lebensunterhalt“ 
steigt. 
 
Abbildung 4: Teilzeitbeschäftigte in der Stadt Frankfurt/Main 
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Quelle: Eigener Entwurf (Daten aus Frankfurter Statistische Berichte 1989: 29)  
 
Die Arbeitslosenquote ist als intraregional differenzierter Faktor allerdings problematisch. 
Dem Arbeitsplatzangebot in der Kernstadt stehen nicht genügend qualifizierte Arbeitskräfte 
gegenüber, was durch Pendeln ausgeglichen wird: „Deutlich wird an diesen Pendlerzahlen 
auch, dass in der Konkurrenz um Frankfurter Arbeitsplätze Arbeitnehmer aus dem Umland 
hinsichtlich der gesuchten Qualifikation „offenbar besser abschneiden und damit ein 
beträchtlicher Teil der Frankfurter Bevölkerung", so ein Kommunalpolitiker, „..nicht an der 
wirtschaftlichen Prosperität der Stadt teil (nimmt)" (HEINZ 1990: 128). So kommt es trotz 
großem Arbeitsplatzangebot zu einer relativ hohen Arbeitslosenquote in der Kernstadt. Sie ist 
somit als Indikator für wirtschaftlichen Erfolg weniger geeignet, da ihre Ursachen nicht 
innerhalb kommunaler Grenzen liegen. In Verbindung mit der Entwicklung der 
Bildungsstruktur gibt sie allerdings Hinweise über die Richtung der Wirtschaftsentwicklung 
und natürlich über die aktuellen und zukünftigen Probleme einer Stadt bezüglich der 
Bevölkerungsstruktur. 
In diesem Zusammenhang ist auch internationale Arbeitsmigration einzuordnen, die 
bisweilen als weiteres Merkmal der Globalisierung angeführt wird. Dem steht allerdings 
entgegen, dass es weit ausgeprägtere Phasen internationaler Migration insbesondere aus 
Europa gegeben hat, beispielsweise in der Zeit zwischen 1815 und dem Ersten Weltkrieg. 
Auch wenn Zahlen für diesen Zeitraum vorsichtig interpretiert werden müssen, kann davon 
ausgegangen werden, dass allein die restriktivere Einwanderungspolitik der USA als großem 
Einwanderungsland in den letzten Jahrzehnten zu einer vergleichsweise geringeren Migration 
geführt hat (HIRST & THOMPSON 1996: 23f; HÜBNER 1999). Der Faktor Arbeit  wird 
daher ganz im Gegenteil als weitgehend international immobil angesehen16 (KLODT 1999: 
202), so dass keine besonderen Einflussfaktoren der Globalisierung auf den 
Agglomerationsraum zu erwarten sind. Wichtig ist dagegen die Qualifikationsstruktur der 
Beschäftigten, anhand derer der Strukturwandel des Arbeitsmarktes im Agglomerationsraum 
                                                 
16 Eine relativ hohe Mobilität findet sich allerdings bei Hochschulabsolventen (ROLFES 1996). 
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auf kommunaler Ebene differenziert werden kann. So erscheint es nötig bei der Analyse der 
Internationalisierung in der Agglomeration neben wirtschaftlichen Rahmenbedingungen, 
Wirtschaftsstruktur und –entwicklung auch die Beschäftigtenstruktur sowie Indikatoren der 
Bevölkerungsstruktur zu berücksichtigen. 
2.2.3 Globale und lokale Akteure im Agglomerationsraum 
Im Agglomerationsraum treffen die Einflüsse ökonomischer Globalisierung mit lokalen 
Strukturen und lokaler Steuerung durch Politik und Planung zusammen. 
Bei der Betrachtung zunehmender internationaler Vernetzung ist zu beachten, dass 
Globalisierung nicht einfach passiert, sie wird praktiziert, woraus sich auch die Bedeutung 
multinationaler Unternehmen und ihrer Akteure ableitet. 
Die globale standörtliche Organisation der Unternehmen sowie ihrer 
Wertschöpfungsketten sind „von den Zielen und Strategien ihrer Akteure“ sowie den 
Rahmenbedingungen abhängig. „Daher ist es erforderlich, sich den international agierenden 
Unternehmen als den zentralen Akteuren in der Analyse der Globalisierungsprozesse 
zuzuwenden.“ (BATHELT & GLÜCKLER 2003: 274).  
In der vorliegenden Arbeit werden multinationale Unternehmen aufgrund ihrer 
Bedeutung für die internationale Vernetzung (siehe Kapitel 2.2.2) als Indikatoren und 
Stellvertreter der Globalökonomie im Agglomerationsraum berücksichtigt. Die Bedeutung 
von multinationalen oder transnationalen Unternehmen ist mittlerweile beträchtlich - weltweit 
sollen 1997 etwa 60.000 TNCs (transnational corporation)17 mit über 500.000 
Tochtergesellschaften und einem Anteil von 20% der Beschäftigten in Industrie- und 10% in 
den Entwicklungsländern existiert haben. Etwa zwei Drittel des Welthandels sollen auf sie 
entfallen, wovon wiederum ein Drittel konzernintern verläuft (KOCH 2000: 55, nach 
Schätzungen der UNCTAD 1999). Dabei zeigt sich eine weiter zunehmende Bedeutung der 
Unternehmen. Im Jahr 2002 geht die UNCTAD (United Nations Conference on Trade and 
Development) bereits von ca. 65.000 TNC mit 850.000 Tochtergesellschaften aus (UNCTAD 
2002: 14).  
Zwar sind international agierende Unternehmen an sich keine Neuerscheinung. Die großen 
Handelsunternehmen der Hanse und der Kolonialzeit sowie Bankhäuser waren bereits seit 
dem Mittelalter international tätig. Als die eigentlichen Vorläufer multinationaler Produzenten 
werden aber erst Unternehmen aus der Zeit der Industrialisierung gesehen (HIRST & 
THOMPSON 1996: 18ff; siehe auch HERTNER 1986; MÜLLER & KORNMEIER 2001). 
Hierzu gehören vor 1914 europäische und US-amerikanische Unternehmen mit 
Auslandsniederlassungen18 (HERTNER 1986 zu deutschen multinationalen Unternehmen vor 
1914; JONES 1986 zu britischen MNU 1890 bis 1945). Seit der 2. Hälfte des 20. Jahrhunderts 
haben sich allerdings Art und Reichweite der Kontrolle dieser Unternehmen deutlich 
verändert. Als Voraussetzung für die „moderne“ internationale Unternehmensorganisation gilt 
die Möglichkeit unmittelbarer Rückmeldung innerhalb komplexer und ausgedehnter 
Strukturen. Innerhalb dieses Systems gehört die räumliche Ausdehnung und Vertiefung von 
Beziehungen auf internationaler Ebene zu den gravierenden Veränderungen (STORPER 
1997: 28f). Die Intensität internationaler Vernetzung dieser Konzerne hat damit enorm 
zugenommen. Ihre Unternehmensstrategien sind auf die internationale Ebene ausgelegt. Ein 
                                                 
17 Laut Definition der UNCTAD sind TNC Unternehmen (inklusive ihrer Tochterfirmen) mit einer 
Kapitalbeteiligungen an mindestens einer ausländischen Tochtergesellschaft zum Zweck der 
Unternehmenskontrolle (UNCTAD 2004). 
18 Diese frühen „Multinationalen“ verfügten nach HERTNER & JONES (1986) einen „ownership-specific-
advantage“ (Technologie, Zugang zu Finanzquellen oder ähnliches), der ihnen die Internationalisierung 
ermöglichte bzw. sie sinnvoll erscheinen ließ (HERTNER & JONES 1986: 10). 
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weiterer Unterschied zur frühen Form international tätiger Unternehmen ist, dass 
multinationale Unternehmen unternehmensintern internationale Arbeitsteilung praktizieren 
und in großen Unternehmen sogar ein interner Wettbewerb der eigenen Unternehmensteile 
besteht19. Zudem wird durch die Internationalisierung der Unternehmen eine gewisse Lösung 
der Ökonomie vom nationalen politischen Rahmen gesehen. 
KNOX (1995) sieht in der Entstehung von multinationalen Unternehmen und deren 
internationaler Unternehmenspolitik den eigentlichen Übergang von der Internationalisierung 
zur Globalisierung. Er beschreibt die Verschiebung zur globalen Ökonomie: „In the 
international economy goods and services are traded across national boundaries by individuals 
and firms from different countries, and the trade is closely regulated by sovereign nation-
states. In the global economy goods and services are produced and marketed by an 
oligopolistic web of global corporate networks whose operations span national boundaries but 
are only loosely regulated by nation-states.” (KNOX 1995: 3).20 
Die intensive Unternehmensverflechtung von multinationalen Unternehmen, ihre 
Möglichkeiten internationaler Aufteilung von Aufgaben, Entwicklung von Standorten, ihre 
Optionen für die Nutzung nationaler (oder standortgebundener) Ressourcen und 
Rahmenbedingungen sowie von Steuervorteilen haben in den letzten Jahrzehnten deutlich 
zugenommen. Insbesondere die Möglichkeit der differenzierten internationalen Standortwahl 
für nahezu alle Funktionen und Bereiche eines multinationalen Unternehmens stellt eine 
besondere Qualität dar, wie BORJA & CASTELLS (1997) am Beispiel der 
Mikroelektronikindustrie darlegen. Bereiche wie Forschung und Entwicklung, Produktion von 
Prototypen, hochqualifizierte Fertigungstätigkeiten, Großproduktion sowie kundenbezogene 
Produktion und Service – zu ergänzen wären hier noch Vertrieb, Verwaltung, Marketing und 
Einkauf anderer Unternehmensdienstleistungen - werden danach jeweils bestimmten 
Regionen der Welt zugeordnet, aus denen sie bevorzugt bezogen werden (BORJA & 
CASTELLS 1997: 23ff).  
Die globale Streuung von Standorten bedeutet auch veränderte interne Strukturen 
internationaler Konzerne. So werden Standorte im internationalen Vergleich gewählt, 
Verwaltungs- und Produktionsprozesse grenzüberschreitend über Telekommunikation und 
neue Transporttechnologien gesteuert, Arbeitskräfte auf dem „internationalen“ Arbeitsmarkt 
rekrutiert und internationale Kapital- und Aktienmärkte für Anleihen genutzt. Diese 
unternehmensinterne Umstrukturierung muss sich auch räumlich auswirken, zum Einen in der 
globalen Verteilung und zum Anderen, aus der lokalen Perspektive betrachtet, auf die 
Entwicklung des Wirtschaftsstandortes und der Agglomeration. Auf Unternehmensseite 
bedeuten die globalen Möglichkeiten gleichzeitig eine Notwendigkeit zur bestmöglichen 
Nutzung internationaler Optionen, wenn es darum geht, im internationalen Wettbewerb durch 
Kostensenkung und Effizienzsteigerung zu bestehen.  
Diese Entwicklung erfasst nicht alle Wirtschaftsbereiche gleichmäßig. So konzentrieren 
sich 73% der 100 kapitalstärksten Global Player auf die Sektoren der chemischen und 
pharmazeutischen Industrie, elektronischen und elektrotechnischen Industrie, den Automobil-, 
Mineralöl- und Nahrungsmittelsektor (HÄRTEL et. al. 1996), was die Bedeutung des 
sekundären Sektors zeigt. Auch geht es nicht nur um die Internationalisierung von 
                                                 
19 KOCH (2000) schreibt zu der Unternehmensorganisation internationaler Unternehmen: „Die zuvor klaren 
Grenzen zwischen Innen und Außen verschwimmen: Jede Teileinheit ist gezwungen, ihre Leistungen intern auf 
Unternehmensebene sowie zunehmend auch unternehmensextern zu vermarkten, wobei sie auf beiden Märkten 
mit externen Anbietern konkurrieren.“ (KOCH 2000: 61). 
20 Zur Kritik an der Transnationalität von Unternehmen, nach welcher diese einen deutlichen home bias 
aufweisen, muss berücksichtigt werden, dass für solche Unternehmen trotz allem andere Möglichkeiten im 
Vergleich zu national orientierten Firmen bestehen. So ist beispielsweise die Verlagerung von 
Unternehmensteilen oder Funktionen flexibler. 
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Großkonzernen. Ebenso betroffen sind KMU (kleine und mittlere Unternehmen). Mit einem 
Anteil von ca. 70% aller in Deutschland beschäftigten Arbeitnehmer tätigen sie 40% der 
Bruttoinvestitionen und machen 49% aller Umsätze, was ihre wirtschaftliche Bedeutung 
illustriert. Auch Internationalisierung spielt für diese Unternehmen eine immer größere Rolle, 
in Form von Exporten, Unternehmenskooperationen, Fusionen, strategischen Partnerschaften 
sowie der Gründung von Tochtergesellschaften. Hier stehen häufig „Markt- und 
Vertriebsmotive“ weniger Gründe der Kostensenkung im Vordergrund (DEUTSCHER 
BUNDESTAG 2002: 131f; siehe auch HÄRTEL et. al. 1996 und UNCTAD 2004).  
Auch wenn der Internationalisierungsgrad von KMU noch vergleichsweise gering ist, 
befinden sich mittlerweile Weltmarktführer unter diesen Unternehmen insbesondere auf 
Märkten für Spezialprodukte beispielsweise im Maschinenbau (HÄRTEL et. al. 1996: 147). 
Für die Agglomerationsraumentwicklung sind sie also hinsichtlich Beschäftigung und Umsatz 
von Bedeutung. Für die vorliegende Arbeit bedeutet dies, dass sowohl bei der Strukturanalyse 
als auch bei der Bestimmung des Internationalisierungsgrades eine Konzentration auf Global 
Player eine Verzerrung erzeugen würde. Vielmehr müssen Unternehmen unterschiedlicher 
Größen und Branchen als Akteure in die Analyse miteinbezogen werden.  
Multinationale Unternehmen stehen durch ihre internationalisierten Handlungsoptionen für 
eine neue Qualität des Internationalisierungsprozesses. Für die Agglomera-
tionsraumentwicklung sind sie eine wichtige Akteursgruppe, welche die lokale Regierung und 
Gesellschaft am Standort vor eine neue Situation stellt. „Global orientierte Unternehmen 
treffen ihre Produktions- und Niederlassungsentscheidungen aufgrund von Marktbedingungen 
und Standortvorteilen und ziehen hierbei nationale Grenzen als Hinderungsfaktoren praktisch 
nicht mehr ins Kalkül.“ (KOCH 2000: 38). So verändert die Anwesenheit von multinationalen 
Unternehmen die Bedingungen für lokale Wirtschaft und Politik. Internationale Unternehmen 
bringen über ihre eigene Verflechtung hinaus den internationalen Wettbewerb auch in die 
Region. Durch die ausländischen Niederlassungen werden auch für den regionalen Bedarf 
anbietende Unternehmen ebenso wie Politik und kommunale Leistungen dem internationalen 
Vergleich ausgesetzt (HÄRTEL et. al. 1996). 
Für die lokale Steuerung durch Politik und Planung und damit für kommunale Akteure 
haben sich damit die Rahmenbedingungen geändert. Unter anderem wird ein 
Bedeutungsgewinn der lokalen Ebene diskutiert, welcher durch den Bedeutungsverlust 
nationaler Politik begründet wird.  
Der Gestaltungsraum nationaler Politik stimmt danach nicht mit dem Aktionsraum 
internationaler Wirtschaft überein. „So können die Global Players nationalen 
Gestaltungsversuchen durch Verlagerung von relevanten ökonomischen Teilbereichen in 
andere Länder, durch Outsourcing  oder Downsizing, aber auch durch eine räumliche 
Verlagerung von (Finanz-) Transaktionen, ausweichen.“ (KOCH 2000: 111; Hervorhebung 
im Original).21 Die Mobilität der Wirtschaft erzeugt vor diesem Hintergrund einen 
internationalen Standortwettbewerb, in dem Regierungen mit ihrer nationalen 
Wirtschaftspolitik in einem institutionellen Wettbewerb zueinander stehen (KLODT 1999: 
199ff). Um Abwanderung zu vermeiden und im Wettbewerb um Steuerzahler, Investitionen 
und Arbeitsplätze bestehen zu können, kann sich der Staat dabei zu Zugeständnissen genötigt 
sehen. Er verliert damit unter Umständen Teile seiner politischen Handlungsalternativen, 
beispielsweise in den Bereichen der Sozial-, Fiskal- oder Umweltpolitik (KOCH 2000: 112). 
Der Wettbewerb mit anderen Staaten kann so sogar zu einer Verschiebung politischer 
Zielsetzung führen. 
                                                 
21 BEAUREGARD formuliert den Unterschied zwischen wirtschaftlicher und politischer Entwicklung 
deutlich: „Lacking international political bodies of sufficient power to control international finance and 
production, the world is primarily integrated economically and only secondarily is it integrated politically.“ 
(BEAUREGARD 1995: 234). 
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In diesem Verständnis bedeutet Globalisierung für das politische System einen 
„Entwicklungsschritt von der geschlossenen Volkswirtschaft zur integrierten Weltwirtschaft“, 
welcher die Einengung des nationalen Schutzraumes zur Folge hat (KLODT 1999: 199). Als 
Folge zunehmender Überwindung nationalstaatlicher Grenzen durch wirtschaftliche 
Aktivitäten verliere der Nationalstaat dabei an Einfluss gegenüber den Aktivitäten und 
Akteuren internationaler Ökonomie. Dieser Einfluss werde teilweise auf niedrigere 
Hierarchieebenen der Administration verschoben.  
In vielen Bereichen bleibt der Nationalstaat jedoch Garant für stabile Verhältnisse und 
damit für die Voraussetzungen für Wirtschaft. Hierzu gehören neben der Rechtssicherheit 
auch das nationale Bildungs- und Forschungssystem, die nationale Sicherheit (auch als 
Investitions- und Innovationssektor), Infrastruktur sowie Steuer- Finanz- und Handelspolitik 
als Rahmen. So argumentieren andere Autoren (z.B. HIRST & THOMPSON 1996) gegen die 
Vorstellung einer zunehmend machtlosen Nationalpolitik. Sie sehen keinen 
Bedeutungsverlust nationaler Regulation, auch nicht gegenüber multinationalen 
Unternehmen. Sie weisen darauf hin, dass die meisten multinationalen Unternehmen einen 
deutlichen Heimatlandbezug aufweisen und folgern, dass Nationen immer noch 
Wirtschaftslenkung auf nationaler und internationaler Ebene betreiben können. Dabei würden 
Staaten stärker als Komponenten einer internationalen Politik funktionieren, weniger als 
souveräne Einheiten. Die nationale Kontrollfunktion sei zudem bezüglich der Regulation der 
Bevölkerung wichtig, da diese weniger mobil als Kapital sei (HIRST & THOMPSON 1996: 
170f).  
Hier wird allerdings nicht berücksichtigt, dass mit der Verlagerung nationaler 
Kompetenzen auf eine internationale Ebene mit der Einigung auf gemeinsame Ziele, Werte 
und Standards auch ein Verlust der jeweiligen nationalen Ziele, Werte und Standards 
verbunden wäre. Die „Vorteile“ internationaler Arbeitsteilung aus ökonomischer Sicht 
beruhen aber gerade auf den unterschiedlichen Standortbedingungen. Hierzu gehören auch 
politische Rahmenbedingungen wie hohe Lohnkosten in Verbindung mit einem hohen 
Wohlfahrtsniveau. Dieses zugunsten internationaler Regelungen anzupassen, käme wiederum 
einem Bedeutungsverlust nationaler politischer Ziele gleich.  
Als Anpassung an die veränderte Situation wird eine Umorientierung nationaler Politik 
erwartet. So formuliert das HWWA-Institut für Wirtschaftsforschung in einer Untersuchung 
zur Globalisierung der deutschen Wirtschaft die neuen Aufgaben der Politik: „…erforderlich 
ist jedoch eine Umorientierung der Wirtschaftspolitik von markt- und 
unternehmensspezifischen Maßnahmen zur Förderung der Standortqualität“ (HÄRTEL et. al. 
1996: 17). Tatsächlich bemühen sich Staaten verstärkt, durch politische Maßnahmen die 
Internationalisierung ihrer Wirtschaft zu begünstigen, um am weltwirtschaftlichen Geschehen 
beteiligt zu werden (siehe hierzu UNCTAD 2004)22. 
Eine weitere wichtige Aufgabe der Politik in diesem Zusammenhang ist die Kompensation 
von negativen Globalisierungsfolgen wie Verteilungsproblemen und Verstärkung von 
Ungleichheiten. Hier sieht KOCH ein Spannungsfeld: „Auf nationaler Ebene stehen Mittel 
zur Kompensation von Nachteilen zudem nur in verringertem Umfang zur Verfügung, da 
diese letztlich überwiegend von den immobilen Produktionsfaktoren, also von 
Lohneinkommensbeziehern, aufgebracht werden müssen, während das mobile Kapital sich 
dieser Verpflichtung zumindest zum Teil entziehen kann.“ (KOCH 2000: 107).  
                                                 
22 Beispielsweise sind für die Jahre 2003/2004 in Deutschland politische Änderungen in Kraft getreten: z.B. 
eine Gesetzesneuerung zu Ausländischen Direktinvestitionen zur Beseitigung von Steuernachteilen für 
ausländische Investmentfonds oder das Gesetz zur Reduzierung des Freibetrages zur Vermeidung von 
Doppelbesteuerung, welches Einkommenssteuerzahlern im Ausland eine Anrechnung auf die deutsche 
Steuerpflicht erlaubt (UNCTAD 2004: 86).  
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Eine solche Kluft würde sich im Agglomerationsraum ebenso auswirken. Während sich 
mobile Faktoren wie internationale Unternehmen und insbesondere Kapital dem lokalen oder 
nationalen Einfluss entziehen können, steht den „Immobilen“ z.B. Arbeitnehmern diese 
Möglichkeit nur eingeschränkt offen. Auf der anderen Seite stellen die immobilen Faktoren 
Potenzial und Einflussbereich der Kommunen dar (z.B. Infrastruktur, Boden, Arbeitsmarkt 
oder auch gesellschaftliches Versorgungssystem), welches jedoch auch entwickelt und 
finanziert werden muss. Die Mobilisierung von Wirtschaftsfaktoren und der generelle 
Strukturwandel können zunehmende Arbeitslosigkeit und erhöhte Sozialleistungen zur Folge 
haben, die auf der lokalen Ebene z.B. von Kommunen aufgebracht werden müssen. 
Insbesondere wenn Steuereinnahmen fehlen, geraten Kommunen in eine schwierige Situation. 
So kann bspw. unternehmensinterne internationale Gewinnverrechnung, also die 
Entkoppelung von Wohlstand und dem Ort, an dem er generiert wurde, zu Steuerverlusten 
führen. Durch ihre Verantwortung für die immobilen Faktoren kommt lokale Politik und 
Planung so zunehmend unter Druck. 
Sicher ist, dass ein beschleunigter Strukturwandel und verstärkter Standortwettbewerb 
kommunale Regierungen betrifft und vor neue Herausforderungen stellt (HÄRTEL et. al. 
1996: 17). Weniger eindeutig ist, wie und in welchem Ausmaß dies geschieht. Die Kommune 
wird als Standort in den internationalen Wettbewerb integriert und muss im Rahmen der 
Möglichkeiten mit der veränderten Situation sowie den Folgen umgehen. Die lokalen Akteure 
müssen damit innerhalb ihres Handlungsrahmens die Folgen und Anforderungen bewältigen, 
welche „außerhalb“ initiiert werden - „außerhalb“ der politischen Reichweite, der 
(Unternehmens-) Kultur oder des Wertesystems etc.. Hierbei ist der Hintergrund 
internationaler Unternehmen von großer Bedeutung: „Despite a widespread popular view, 
TNC’s are not all the same. Although, as profit-seeking enterprises operating within the 
capitalist market system they do, indeed, have some common characteristics, they are far from 
homogeneous. There are many reasons for such differences but one of the most important is, 
without doubt, the influence of the TNC’s home environment and its political, social, cultural 
and economic characteristics.” (DICKEN 1992: 59; Hervorhebung im Original).  
Diese Situation birgt die Gefahr von Abhängigkeiten. Internationale Unternehmen können 
auf Politik und Planung am Standort mit ihren internationalen Optionen Druck ausüben, 
wobei allein das „Potenzial zur Abwanderung“ dem Einfluss Gewicht verleiht (KLODT 1999: 
200). LOGAN & MOLOTCH (1987) sehen hieraus eine Abhängigkeit lokaler Intereressen 
von internationalen räumlichen Beziehungen entstehen, durch welche der Ort in seiner 
Entwicklung „von außen“ geformt wird (LOGAN & MOLOTCH 1987: 248f).23  
Es ergibt sich eine neuartige Konstellation zwischen dem „Global-ökonomischen“ und 
dem „Lokal-politischen“. Als Charakteristikum dieser Neukonstellation wird ein 
Bedeutungsgewinn nicht staatlicher Organisationen (non-governmental Organisation = NGO) 
wie Verbänden, Gruppen, Gewerkschaften, Unternehmen oder Institutionen bei 
Entscheidungen gesehen (OßENBRÜGGE 2001: 6).   
Allerdings kann kommunale (Wirtschafts-) Politik und Planung nicht nur im Hinblick auf 
multinationale Unternehmen beurteilt werden. Auch andere Akteursgruppen (Arbeitnehmer, 
Konsumenten, nationale Produzenten und Dienstleistende etc.) sowie der Raum (als Standort, 
als Distanz, als Markt) sind von Bedeutung. Diese ökonomischen Einheiten 
zusammenzubringen und ihre Bedürfnisse zu berücksichtigen ist nach wie vor Aufgabe der 
Politik. Ob kommunale, regionale oder nationale Verwaltungseinheiten hierfür zuständig sind, 
wird davon abhängig sein, ob und inwieweit ein Verlust nationalen politischen Einflusses 
                                                 
23 Jedoch kann diese Abhängigkeit auch eine positive Seite haben. Wenn die Wirtschaft nicht nur national 
orientiert ist, kann in Zeiten schlechter Binnenkonjunktur trotzdem Absatz gewährleistet sein (HÄRTEL et. al. 
1996).  
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tatsächlich zu einer Verschiebung von Regierungskompetenzen führt. Inwieweit regionale 
Politik bisherige Aufgaben des Nationalstaates übernehmen kann, ist zudem abhängig vom 
jeweiligen föderalen System. 
2.2.4 Kritik und Anwendbarkeit des Globalisierungskonzeptes für die Fragestellung 
Der Boom des Globalisierungsbegriffes in vielen Bereichen der Forschung hat kritische 
Fragen und fundierte Gegenargumente provoziert. Gerade die vielfach zugrunde gelegte 
Behauptung, die internationale Wirtschaft habe sich zu einer globalisierten Wirtschaft 
entwickelt, ist anhaltender Kritik ausgesetzt. Die Annahme, nach der Raumbezüge sowie 
nationale Ökonomien und Regierungen zunehmend an Bedeutung und Einflussmöglichkeiten 
der Regulation verlören und stattdessen große transnationale Unternehmen die Kontrolle 
übernähmen, wird angezweifelt. 
Die häufigsten kritischen Argumente gegen das „Globalisierungskonzept“ sind: 
• Es wird bezweifelt, ob wir uns in einer wirklich neuen Phase ökonomischer 
Globalisierung oder Internationalisierung befinden: „This is not to minimize the level 
of that integration now, or to ignore the problems of regulation and management it 
throws up, but merely to register a certain scepticism over whether we have entered a 
radically new phase in the internationalization of economic activity.“ (HIRST & 
THOMPSON 1996: 49). Hier wird allerdings bereits das hohe Niveau internationaler 
Integration eingeräumt. 
• Eine Reihe von Untersuchungen sehen die Entwicklung zunehmender Globalisierung 
in den letzten Jahrzehnten (grob in der Nachkriegszeit) nicht als neues Phänomen, 
sondern als eine Art Kontinuum der Vorkriegszeit zwischen 1850 und 1914. Nach 
relativen Zahlen sei die Globalisierung des Handels und der Produktion in der 
Nachkriegszeit mit heutigen Verhältnissen vergleichbar oder sogar höher gewesen 
(vgl. HÜBNER 1999: 55ff). Globalisierung könne als „Wiederauflage der 
Internationalisierung ökonomischer Prozesse und Strukturen“ gesehen werden, welche 
einen „bereits früher erreichten Globalisierungsgrad zunächst wiederhergestellt [..] 
und seit dem recht kontinuierlich ausgeweitet“ hätte (HÜBNER 1999: 149). 
• So stellen HIRST & THOMPSON bezüglich des Handels fest, dass der Anteil des 
Warenhandels am Bruttoinlandsprodukt bereits vor dem ersten Weltkrieg in einigen 
Ländern höher als in den 1970er Jahren gewesen sei, was als größere internationale 
Öffnung interpretiert wird (HIRST & THOMPSON 1996: 27ff). 
• Das Niveau der Arbeitsmigration in der Vorkriegszeit wird höher eingeschätzt. Die 
Dynamik der Nachkriegszeit sei als Nachholen infolge des Einbruchs zweier 
Weltkriege zu erklären (siehe hierzu auch HIRST & THOMPSON 1996). 
• Globalisierung als ökonomische Internationalisierung verlaufe nicht global. Die 
Dominanz der Triade aus Nordamerika, West-Europa und Japan bzw. Ostasien 
hinsichtlich des Handels und der ausländischen Direktinvestitionen führe zu einer 
„exklusiven“ Globalisierung (s. HIRST & THOMPSON 1996: 51 ff). 
• Die meisten transnationalen Unternehmen seien nicht als solche zu bezeichnen, es 
handele sich vielmehr um internationale Unternehmen, die häufig von einer nationalen 
Basis aus und in Bezug auf diese agierten. Eine umfassende Abhandlung hierzu findet 
sich zum Beispiel bei HIRST & THOMPSON (1996). Sie legen dar, dass eine 
wirkliche Transnationalität von Unternehmen und in Verbindung damit eine 
unkontrollierbare Wirtschaft nicht existiere. 
• Die politische, nationale Regulation sei nicht so machtlos, wie häufig behauptet 
werde. Darüber hinaus würden Kontrollfunktionen zunehmend durch internationale 
Politik übernommen (s.a. HIRST & THOMPSON 1996). 
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(Zur Diskussion über den Begriff der Globalisierung vgl. auch HÜBNER 1999; zur 
Globalisierung zu Zeiten der Industrialisierung siehe auch BATHELT 2000). 
 
Demgegenüber steht die Auffassung, dass Globalisierung als umfassender 
Transformationsprozess zu verstehen ist und als solcher eine Quelle veränderter 
Einflussfaktoren auch für die Agglomerationsraumentwicklung darstellt. Internationalisierung 
des Handels, der Arbeitsmigration etc. ist zwar kein neues Phänomen, allerdings gab es in den 
letzten Jahrzehnten eine Reihe von Faktoren, die eine Steigerung der Dynamik und veränderte 
Qualität bewirkten. Entgegen der Interpretation von Globalisierung als „Aufholprozess“ der 
Nachkriegszeit zeigt sich eine neue Dimension in der Entwicklung, in welcher ausländische 
Direktinvestitionen eine große Rolle spielen. So zeigt sich gemessen an ausländischen 
Direktinvestitionen vor allem seit den 1980er Jahren eine verstärkte Dynamik der 
„Internationalisierung kapitalistischer Verwertungs- und Reproduktionsprozesse“ (HÜBNER 
1999: 224). BUSSE weist auf die Relation der Entwicklung hin: während die Weltproduktion 
zwischen 1990 und 2001 im jährlichen Durchschnitt um 1,5% gestiegen ist, haben der Handel 
um 6% und ausländische Direktinvestitionen um 23% zugenommen (BUSSE 2004 nach 
Zahlen der UNCTAD 2002; siehe auch SCHÄFER 1999). 
 
Abbildung 5: Bruttoinlandsprodukt, Exporte und Direktinvestitionen deutscher Unter-
nehmen im Ausland - in % mit Basis 1970-74 
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Ausländische Direktinvestitionen stehen für intensive internationale Vernetzung im 
Gegensatz zum bloßen Güteraustausch durch Handel. Mit der weltweiten Aufteilung von 
Unternehmensstandorten und Wertschöpfungsketten wird es dabei für multinationale 
Unternehmen möglich, die Vorteile internationaler Arbeitsteilung zu nutzen. Die 
Voraussetzungen zur Überwindung nationaler Grenzen mussten auf politischer Ebene durch 
den Abbau von Handels- und Investitionshemmnissen allerdings erst geschaffen werden. 
Ebenso waren technische Innovationen zur Distanzüberwindung für Güter, Dienstleistungen, 
Personen und Informationen und damit für eine ökonomische Distanzverkürzung notwendig. 
Beides erfolgte erst in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts (siehe auch Kapitel 2.2.1).  
Die Unterscheidung der Begriffe Globalisierung und Internationalisierung hinsichtlich der 
Dimension der Prozesse macht dabei den Unterschied deutlich. Internationalisierung 
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bezeichnet danach den nationenüberschreitenden Austausch von Produkten, Dienstleistungen, 
Geld, Ideen und Menschen, wobei die Nation lenkender und kontrollierender Akteur ist bzw. 
bleibt (GRUPPE VON LISSABON 1997: 44f).24 Globalisierung unterscheidet sich in diesem 
Verständnis vom bloßen Güteraustausch durch eine vielfältige Vernetzung zwischen Staaten, 
deren Wirtschaft und Unternehmen. In dieser Vernetzung wirken sich Prozesse und 
Entscheidungen an weit von deren Entstehungsort entfernt liegenden Orten aus (GRUPPE 
VON LISSABON 1997: 48ff). Doch um die aktuelle Globalisierungsphase von 
vorangegangenen Zeiten wie der Phase zwischen 1870 und 1914 zu unterscheiden, muss sie 
darüber hinaus „durch andere, nicht quantitative Faktoren gekennzeichnet sein“ (HÜBNER 
1999: 74; Hervorhebung im Original). Zu diesen gehören das Wachstum von Unternehmen 
über nationalstaatliche Grenzen hinweg, für die ausländische Direktinvestitionen ein Indikator 
sind. 
Auch Faktoren wie die Internationalisierung des Informationszugriffs, der globale 
Dienstleistungshandel und die Entwicklung internationaler Kapital- und Aktienmärkte sind 
qualitative Faktoren der Globalisierung. Die Ausweitung grenzüberschreitender Mobilität in 
vielen Bereichen muss neue Strukturen zur Folge haben, die sich auch im 
Agglomerationsraum niederschlagen. Selbst Kritiker räumen ein, dass die Veränderungen der 
letzten Jahrzehnte einen umfassenden Strukturwandel bewirkt haben. So HIRST & 
THOMPSON (1996: 49): „Our argument is not that things have remained unchanged: quite 
fundamental reorganisations are going on in the international economy to which an 
imaginative response is desperately needed.“ 
Eine „gewichtige Strukturveränderung“ lässt sich auch im Handel als „Verschiebung vom 
intersektoralen zum intrasektoralen Handel“ erkennen. Neu ist auch „der Aufstieg von 
supertraders mit einer enorm hohen Weltmarktintegrationsquote“ sowie der „Aufstieg von 
Niedriglohnökonomien“ zu Exporteuren von Waren der verarbeitenden Industrie. Eine neue 
Komponente in diesem Zusammenhang ist auch der „handelinduzierende Struktureffekt einer 
globalen Aufteilung unternehmerischer Wertschöpfungsketten“ (HÜBNER 1999: 62ff – 
teilweise zitiert der Autor KRUGMANN 1995; Hervorhebung im Original). Die 
Dezentralisierung der Glieder der Wertschöpfungskette ist erst durch Informations- und 
Kommunikationstechnologie möglich geworden, deren Fortschritte die Transaktionskosten 
bezahlbar machten. Damit wächst das „Potential der Austauschbarkeit nationaler Produktion 
bzw. Glieder der Wertschöpfung“ (HÜBNER 1999: 67; Hervorhebung im Original). Durch 
die Zunahme der intrasektoralen Produktionsverflechtungen (analog den intrasektoralen 
Handelsverflechtungen) kam es zu einem wirtschaftlichen Strukturwandel mit veränderten 
Produktionsbedingungen und Formen unternehmerischer Produktionsorganisation (HÜBNER 
1999: 66f). 
Die Zunahme von multinationalen Unternehmen bewirkt zudem umfassende 
sozioökonomische Veränderungen. Es kommt zu einer Entkoppelung zwischen Profiten und 
dem Wohlstand in dem Gebiet, in dem der Wohlstand generiert wurde. „This unhinging of the 
locus of wealth production from the locus of wealth distribution creates the possibility of 
completely new systems of uneven development.” (LOGAN & MOLOTCH 1987: 290). 
Generell zeigt sich, dass die zunehmende Überwindung nationaler Grenzen und die 
Nutzung internationaler Arbeitsteilung dazu führt, dass entfernte Orte zueinander bzw. zur 
Globalökonomie in Beziehung gesetzt werden. So entsteht ein erweiterter ökonomischer 
Raum, innerhalb dessen zeitgleich wirtschaftliche Aktivitäten über große Entfernungen 
hinweg koordiniert werden können. Die Möglichkeit Kapital räumlich flexibel zu investieren, 
                                                 
24 KLODT unterscheidet die weltweite Integration der Gütermärkte infolge der Handelsintensivierung von 
der weltweiten Integration der Faktormärkte (z.B. Sachkapital, technisches Wissen) als Ergebnis der 
Globalisierung (KLODT 1999: 199). 
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verringert damit auch die Bedeutung des bestimmten Ortes (BEAUREGARD 1995) oder 
zumindest die Nachhaltigkeit seiner Bedeutung. Dies würde den teilweisen Verlust stabiler 
Bedingungen für den „bestimmten Ort“ bedeuten und ihn dem Risiko der Austauschbarkeit 
aussetzen.  
Zusammenfassend lässt sich zur Anwendbarkeit des Globalisierungskonzeptes für die 
Fragestellung fest stellen, dass in der Diskussion um den Globalisierungsprozess auf der einen 
Seite der Verweis auf eine lange Geschichte internationaler Beziehungen und Verflechtungen 
in ökonomischer, sozialer und kultureller Hinsicht steht. Andererseits wird eine neue Qualität 
der Globalisierung auf der Grundlage technischer und politischer Veränderungen behauptet. 
Letztlich haben beide Positionen ihre Berechtigung und ergänzen sich mehr, als dass sie sich 
widersprechen. Wie erwähnt haben die aktuellen Globalisierungsprozesse weit 
zurückreichende Wurzeln, ohne die sie vermutlich in der heutigen Form ohnehin nicht 
denkbar wären. Relativ gesehen sind Aspekte historischer internationaler Verbindungen z.B. 
des Handels aber auch der Arbeitsmigration mit heutigen Verhältnissen vergleichbar. Sie 
können als „Wegbereiter“ der Globalisierung aufgefasst werden. 
Die Möglichkeit einen globalen Wirtschaftsraum zeitgleich nutzen zu können, stellt 
allerdings eine neue Qualität dar. Das zeitliche und räumliche „Zusammenrücken“ der Welt 
von Aktivitäten, Akteuren, Kapital, Güterströmen etc. führt zu einer bedeutenden Erweiterung 
der Möglichkeiten und der Qualität internationaler Verflechtung. Der nutzbare ökonomische 
Raum hat sich dadurch immens vergrößert, die Möglichkeiten ihn in vielerlei Hinsicht 
differenziert zu nutzen, haben sich erweitert. Die veränderte Zeitdimension schafft die Option, 
die globale Vielfalt wirtschaftlicher Standortfaktoren zu nutzen. Auch wenn am 
Globalisierungsprozess nicht alle Unternehmen, Akteure, Nationen usw. gleichermaßen 
beteiligt sind, führt die neue Qualität dazu, dass mehr Menschen, Bevölkerungsgruppen und 
Orte eingebunden sind, ob sie aktiv Globalisierungspolitik betreiben oder nicht. Zeitgleich 
sind dabei mehr Bereiche betroffenen (z.B. statt Handel nun auch Medien, Kultur, etc.). 
Die Verknüpfung beider Positionen resultiert in der Betrachtung von Globalisierung als 
einem Prozess zunehmender internationaler Vernetzung mit einer weit zurückreichenden 
Entwicklung sowie aktuell verstärkter Dynamik und neuer Qualität, der es als gerechtfertigt 
erscheinen lässt, Globalisierung als Neuerung aufzufassen, die auch Agglomerationsräume 
vor veränderte Bedingungen stellt.  
Für den Zusammenhang von Globalisierung und Agglomerationsraumentwicklung ergeben 
sich hieraus insbesondere folgende in der Untersuchung zu berücksichtigende Aspekte: 
 
• Globalisierung ist ein umfassender Transformationsprozess, der sich als 
grenzüberschreitender Prozess teilweise einer nationalen Regulation entzieht. 
• In den Globalisierungsprozess sind insbesondere Orte der Konzentration 
sozioökonomischer Aktivität und Akteure einbezogen. 
• Orte werden - inklusive ihrer Standortqualitäten - zu anderen Orten weltweit in 
Beziehung gesetzt. 
• Wichtige Akteure sind multinationale Unternehmen, die sich über Staatsgrenzen 
hinweg organisieren und agieren. Sie nutzen die Vorteile internationaler 
Arbeitsteilung und beeinflussen nationale wie regionale Arbeitsmärkte. 
• Die Reichweite nationalpolitischer Entscheidungen entspricht nicht der Reichweite 
internationaler Entscheidungen von Akteuren der Globalökonomie. 
•  Multinationale Unternehmen bringen Orte mit ihrer Ökonomie in den internationalen 
Wettbewerb. 
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Als lokale Folgen zeigen sich: 
• Es erfolgt ein Strukturwandel auf dem Arbeitsmarkt (Selektion nach der Qualifikation, 
Arbeitsplatzverlagerung, Lohnniveauänderung). 
• Nationale Grenzen erfahren einen Bedeutungsverlust, aber die Bedeutung nationaler 
und regionaler Standortunterschiede nimmt zu. 
• Es kommt zur Entkoppelung des Ortes, an dem Profit gemacht wird, vom Ort der 
Produktion von Wohlstand. 
• Lokale Politik muss mit den lokalen Folgen der Globalisierung umgehen. Unter 
anderem gehört dazu die Sorge um die „immobilen Faktoren“. 
• Auch Städte und Gemeinden müssen (oder müssten) eine politische Anpassung an die 
Rahmenbedingungen der Globalisierung und die Veränderung ihrer eigenen Situation 
leisten. 
2.3 Globalisierung und Agglomerationsraumentwicklung als Forschungsgegenstand 
Im folgenden sollen aus dem Stand der Forschung wesentliche Untersuchungsaspekte und 
konkreten Forschungsfragen für die Analyse abgeleitet werden. 
Ökonomische Globalisierung und Agglomerationsraumentwicklung in Verbindung mit 
Politik und Planung berührt neben verschiedenen Bereichen der Geographie auch solche der 
Ökonomie, Politikwissenschaften oder Soziologie. Sie sollen im Folgenden berücksichtigt 
werden, sofern sie mit Internationalisierung und räumlich differenzierter Entwicklung der 
Agglomeration in Verbindung gebracht werden können oder Grundlagen für die Behandlung 
des Themas liefern. Berücksichtigt werden dabei neben Ergebnissen empirischer Forschung 
auch Konzepte und Theorien, sofern sie im Sinne der Fragestellung anwendbar erscheinen. 
Der Prozess der Globalisierung setzt sich aus Ereignissen und Akteuren an und zwischen 
lokalen Orten zusammen. Das Zusammenwirken globaler Prozesse und lokaler Orte soll unter 
folgender Fragestellung untersucht werden: Wodurch besteht die Verbindung? Wo besteht sie 
bzw. wer ist beteiligt? Welche Auswirkungen hat sie und wodurch wird sie lokal beeinflusst? 
Bezüglich dieser Fragestellung lässt sich der aktuelle Forschungsstand mit Relevanz für die 
vorliegende Arbeit unter folgende Hauptthemen zusammenfassen: 
 
1. Globalisierung als Faktor der Stadt- und Agglomerationsraumentwicklung  
2. Globalisierung und lokale Regulation 
3. Globalisierung in der Agglomeration Frankfurt/Main 
 
2.3.1 Globalisierung als Faktor der Stadt- und Agglomerationsraumentwicklung 
Agglomerationen können als Kontaktpunkte globaler und lokaler Prozesse gesehen werden. 
Für die Differenzierung der Globalisierung und Analyse ihrer Begleitfaktoren 
(Raumstrukturanalyse) sind zunächst mögliche Wechselbeziehungen zwischen Globalisierung 
und Stadt- bzw. Agglomerationsraumentwicklung zu betrachten.  
Im Rahmen der Stadt-Forschung zur Globalisierung werden Städte als Orte des 
Zusammentreffens globaler Einflüsse mit lokalen Gegebenheiten untersucht - hinsichtlich der 
Folgen für Städte, ihrer Charakteristika sowie der Vernetzung dieser „globalen Orte“. Als 
Folgen globaler Einflüsse werden dabei Restrukturierungsprozesse und die sozioökonomische 
Differenzierung von Städten thematisiert. Häufig ist dabei die Entwicklung der Region um die 
Global Cities, World Cities etc. herum impliziert, wobei jedoch unterschiedlich oder gar nicht 
explizit abgegrenzte Räume untersucht werden.  
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2.3.1.1 Global Cities 
Im Zentrum der Global City-Forschung steht die globale Integration von Städten, die als lokal 
eingebundene Konzentrationspunkte der Wirtschaft fungieren, in ein weltweites System von 
ökonomischen Steuerungszentralen. Über die Funktion von Weltstädten als internationale 
„Headquarter“ schreibt bereits HALL (1968). Im Zusammenhang mit national bedeutenden 
Mediensendern beschreibt er „World Cities“ als Orte der Sammlung und Distribution von 
Informationen.  
In einem umfassenderen Zusammenhang wird in der Folge die Diskussion über die 
Bedeutung von Städten als World Cities oder Global Cities als Kommandozentralen in einer 
internationalen Ökonomie von FRIEDMANN & WOLFF (1982) eröffnet. Sie formulieren ein 
Konzept, nachdem die zunehmende Überwindung nationaler Grenzen durch Märkte und 
Produktion seit dem Zweiten Weltkrieg zu einer verstärkten Integration von Städten in die 
globale Ökonomie geführt hat. Die ökonomische Entwicklung entzieht sich nach dieser 
Vorstellung weitgehend der politischen Kontrolle, als verantwortliche Akteure werden 
transnationale Unternehmen (Transnational Corporations – TNC) gesehen. Die Anzahl von 
Unternehmenssitzen transnationaler Unternehmen verwendet Friedmann in der Konsequenz, 
um den Integrationsgrad einer Stadt in die Globalökonomie zu bestimmen und ihre 
internationale Bedeutung daraus abzuleiten. Global Cities werden hier als Knotenpunkte der 
Kontrolle und Koordination internationaler ökonomischer Aktivitäten interpretiert 
(FRIEDMANN & WOLFF 1982). Die Integration in die Globalökonomie hat dabei nach 
Ansicht der Autoren weitreichende Folgen für die Entwicklung innerhalb der Global Cities: 
„Our basic argument is that the character of the urbanizing processes – economic, social, and 
spatial – which define life in these 'cities’ reflect, to a considerable extent, the mode of their 
integration into the world economy.“ (FRIEDMANN & WOLFF 1982: 309). 
Als eine mögliche Folge globaler Integration und global-ökonomischer Umstrukturierung 
werden Konflikte zwischen den Bedürfnissen der Bevölkerung sowie der Politik einerseits 
und transnational agierender Unternehmen andererseits thematisiert. Aber auch die 
Polarisierung der Bevölkerung sowie Veränderung von Beschäftigungs- und 
Bevölkerungsstruktur, Ausdehnung der Städte sowie partieller Verfall werden genannt 
(FRIEDMANN & WOLFF 1982; SASSEN 1991). Die Entwicklung zur Weltstadt wird 
letztlich als Anstoß für eine Restrukturierung des Lebens- und Wirtschaftsraumes in diesen 
Städten gesehen (zur Restrukturierung siehe ausführlicher Kapitel 2.3.1.3). Diese 
Veränderungen stellen wiederum lokale Akteure vor die Herausforderung, mit Einflüssen 
umzugehen, deren Ursache außerhalb ihrer politischen Reichweite liegen (FRIEDMANN & 
WOLFF 1982). Umgekehrt leiten sich hieraus auch globale Folgen lokaler Handlungen ab, 
wenn z.B. lokale Entscheidung zu Verkehrsentwicklung oder Flächennutzung „das Kapital“ 
zwingen, andere Standorte zu suchen (FRIEDMANN & WOLFF 1982). 
In seiner Veröffentlichung „The world city hypothesis“ stellt FRIEDMANN (1986) 
Thesen auf, welche den Prozess der Urbanisierung mit den globalen Kräften der Ökonomie 
verbinden und Folgen aufzeigen sollen. Ziel der Hypothesen ist, ein Verständnis für die 
Prozesse in den größten Global Cities als den „Schaltzentralen der Weltökonomie“ und die 
hiermit zusammenhängenden politischen Konflikte zu entwickeln (FRIEDMANN 199525). 
Grundannahme ist hierbei, dass die globalen Kontrollfunktionen in der Struktur und Dynamik 
von Wirtschaftssektoren und Beschäftigung dieser Städte reflektiert werden und es somit zu 
weitreichenden strukturellen Veränderungen kommt. FRIEDMANN beschreibt die 
Entwicklung der Global Cities zum Ziel für Migranten aus dem In- und Ausland sowie Orten 
der Konzentration und Akkumulation internationalen Kapitals. In der Folge komme es zu 
                                                 
25 Die Quellenangaben für die folgenden Textstellen von FRIEDMANN beziehen sich auf den in KNOX & 
TAYLOR (1995) erschienenen Nachdruck des Artikels von 1986. 
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sozialer Polarisation und einer Zunahme sozialer Kosten. Als Charakteristikum der Global 
Cities aus der Perspektive transnationaler Unternehmen nennt FRIEDMANN ihre Funktion 
als „basing points“ für die räumliche Organisation von Produktion und Märkten 
(FRIEDMANN 1995). 
Auf diesem Ansatz aufbauend werden in der Folge die ökonomische Struktur von Global 
Cities (insbesondere des Dienstleistungssektors), die Verflechtung von Global Cities mit der 
Weltwirtschaft, Spezialisierung und Konzentration in bestimmter Wirtschaftssektoren bzw. 
die Konzentration von Kontrollkapazitäten untersucht. Weitere Forschungsaspekte sind die 
Entwicklung internationalisierter Branchen wie unternehmensorientierte Dienstleistung oder 
der Finanzsektor, Auswirkungen der Globalisierung auf nationale Städtesysteme, 
Stadtwachstum vor dem Hintergrund der Internationalisierung, Ungleichheiten in und 
zwischen Städten, Arbeitsmilieus in Global Cities, soziokulturelle und sozioökonomische 
Auswirkungen etc. (SASSEN 1991, 1995, 1997; SMITH & TIMBERLAKE 1995).  
Die Kriterien für den Status einer Global City beziehen sich auf Faktoren der 
ökonomischen Internationalisierung. Global Cities werden als Schaltzentren der 
Weltwirtschaft aufgefasst, wenn sie Hauptsitz von TNC’s, Finanzdiensten und 
unternehmensorientierten Dienstleistungen sowie bedeutende und innovative Standorte für 
Produktion und bedeutende Märkte sind (SASSEN 1991; zur Wettbewerbs- und 
Innovationsfunktion von Metropolen siehe auch BLOTEVOGEL 2002). 
Eine Synthese der sozialen und räumlichen Auswirkungen der Globalisierung versucht 
CASTELLS (1996) mit seinem Konzept des „Raum der Ströme“ herzustellen. In einem Netz 
weltumspannender Ströme (von Entscheidungs-, Kontroll- und Koordinationsmöglichkeiten) 
bilden Städte und Regionen „Hubs“, welche die materielle Einbettung und Fixierung dieser 
Ströme an bestimmten Punkten, den Global Cities, darstellen (CASTELLS 1996).  
Für US-amerikanische Städte beschreiben LYONS & SALMON (1995) dagegen eine 
interessante, dem in der Global City-Forschung beschriebenen Trend der Konzentration 
gegenläufige Tendenz. Am Beispiel der USA zeigen sie, dass mit zunehmender 
Globalisierung der Weltökonomie auch eine gewisse Verlagerung der Unternehmenszentralen 
und damit des globalen Kontrollpotenzials aus einigen World Cities zu Städten „niedrigerer“ 
Hierarchie stattfindet (LYONS & SALMON 1995). Mit zunehmender Einbindung von 
Städten in die Weltökonomie werden danach die Voraussetzungen für internationale 
Aktivitäten auch außerhalb der Global Cities verbessert, wodurch deren bisherige Potenziale 
relativiert werden. Die Autoren folgern hieraus die Hypothese: „..corporations no longer need 
physically to locate their international operations, but it also seems they are no longer finding 
the need to conduct their operations ‚through’ these cities either. Regional centres, furher 
down the urban hierarchy, may now be sufficiently integrated into the world economy to 
function as command centres in their own right.” (LYONS & SALMON 1995: 111). Hier 
zeigt sich die Notwendigkeit auch kleinere Städte zu berücksichtigen. 
Abgesehen vom Verdienst des Global City-Konzeptes, globale und lokale Dimensionen in 
ihrer gemeinsamen Entwicklung zu thematisieren, begleitet von Anfang an starke Kritik die 
Forschungsrichtung und ist auch aktuell Thema der wissenschaftlichen Diskussion (Überblick 
z.B. bei GERHARD 2004). An dieser Stelle sollen nur einige für das Forschungsthema 
relevante Punkte aufgegriffen werden. 
Im Rahmen des Global City-Ansatzes wurde internationale Vernetzung und Kontrolle 
internationaler Ökonomie überwiegend den Global Cities zugebilligt und so der Fokus 
einseitig auf diese Städte gelenkt (Zur Kritik siehe auch: SHORT et. al. 2000). Wobei 
SASSEN (1997: 95ff) auch darauf hinweist, dass Konzernzentralen als Indikator für den 
Status einer Stadt als internationales Geschäftszentrum zunehmend problematischer seien, da 
sie von der Beschaffenheit und Historie des nationalen Städtesystems abhingen und gerade im 
sekundären Sektor häufig außerhalb der City lägen.  
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Gemessen wird der Grad internationaler Verflechtung einer Stadt in der Global City – 
Forschung häufig anhand des Anteils von Unternehmenshauptsitzen transnationaler 
Unternehmen, was nur eine eingeschränkte Bewertung ermöglicht, wie u.a. LYONS & 
SALMON (1995) zeigen. Denn auch durch Niederlassungen trans- oder multinationaler 
Unternehmen, die nicht als Hauptsitz fungieren, kann eine Stadt in hohem Maß international 
verflochten sein.  
Zwar haben FRIEDMANN & WOLFF (1982) explizit darauf hingewiesen, dass sie mit 
ihrem Konzept zunächst einen Rahmen für weitere Forschung schaffen wollten, der 
insbesondere durch empirische Untersuchungen zu füllen sei. Allerdings ist die Messung der 
globalen Integration einer Stadt problematisch. Indikatoren wie z.B. Unternehmenssitze von 
Global Playern sind hinsichtlich ihrer Aussagekraft umstritten.  
Zudem gibt es große, insbesondere methodische Schwierigkeiten, die Verbindung von 
Globalisierungsprozessen mit lokalen Faktoren und Folgen wie sozialer und   ökonomischer 
Ungleichheit herzustellen (siehe auch SMITH & TIMBERLAKE 1995). 
Auch der Zusammenhang zwischen den Auswirkung internationaler Integration und der 
Konzentration von Kontrollfunktionen für Global Cities bleibt häufig unscharf. So wird nicht 
explizit untersucht, was die Konzentration von Headquartern internationaler Unternehmen 
und Kontrollkapazitäten für die Stadt bedeutet. Auch lässt die häufig gewählte Fokussierung 
auf Entwicklung und Struktur bestimmter Branchen des Dienstleistungssektors andere, teils 
hochgradig internationalisierte Branchen, die evtl. andere Muster aufweisen, unberücksichtigt 
(z.B. bei SASSEN 1991, 1995, 1996, 1997). 
Der soziale und politische Kontext bleibt häufig ebenso unberücksichtigt wie Struktur und 
Rolle des Planungssystems, wie DIELEMAN & HAMNETT (1994) kritisieren: „The 
globalisation literature tends to neglect issues of `social regulation' by nation states.“ 
(DIELEMAN & HAMNETT 1994: 359). Hier wäre noch zu ergänzen, dass das Gleiche für 
die Regulation der lokalen Ebene gilt. Insbesondere die Behauptung der Unsteuerbarkeit von 
Global Cities bzw. ihrer Prozesse infolge der Dominanz transnationaler Unternehmen ist 
bisher zwar häufig aufgetaucht, jedoch noch zu wenig untersucht und belegt worden. 
2.3.1.2 Global Urban Systems 
Das beschriebene Konzept sieht Global Cities als Steuerungszentralen der Globalökonomie 
innerhalb eines Weltstädtesystems, in „denen die internationale Wirtschaftsaktivität von 
Unternehmen, Märkten und sogar von ganzen Volkswirtschaften, die ja zunehmend 
transnational strukturiert sind, koordiniert wird und die dazu erforderlichen Dienstleistungen 
erbracht werden“ (SASSEN 1997: 49). Die Kontroll- und Aktivitätszentren bilden danach ein 
Global Urban System in dem jede Global City ihre Position hat und mit anderen Städten 
innerhalb des „World City Network“ in Konkurrenz steht (FRIEDMANN 1995; SASSEN 
1991). Diese Perspektive bildet die Basis für die Forschungsrichtung zum World City 
Network. Das Netzwerk verbindet die Global Cities als international bedeutende Orte der 
Konzentration von Ökonomie, Kapital und Kontrollkapazitäten – es besteht danach aus 
„specific physical units (..) bounded in time and space, and linked to one another by readily 
observable interactions (e.g. telephone calls, bank loans, commodity shipments, travel).” 
(SMITH & TIMBERLAKE 1995: 93f).  
Empirische Untersuchungen des „Global Network“ stehen dabei vor der Schwierigkeit, 
geeignete Indikatoren für die Internationalität einer Stadt, die Konzentration von 
Kontrollkapazitäten oder ihre internationale Vernetzung zu finden, die vergleichend 
anwendbar sind. SHORT et. al. (1996) weist erstmals auf den Mangel an international 
vergleichbaren Daten für die vergleichende Metropolenforschung hin.  
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Auch die Indikatoren für eine Hierarchisierung von Global Cities innerhalb des 
Netzwerkes sind problematisch. COHEN (1981) misst für die USA den Grad der 
Internationalisierung des städtischen Unternehmens- und Bankensektors und identifiziert so 
„International Cities“ (COHEN 1981 zitiert nach KRÄTKE 1995: 106). FRIEDMANN 
erstellt eine umfassendere Liste von Kriterien zur Einordnung von Städten in die „World City-
Hierarchie“. Eine World City muss danach bedeutendes Finanzzentrum sein, als Sitz von 
Hauptquartieren transnationaler Unternehmen dienen, über einen schnell wachsenden Sektor 
unternehmensorientierter Dienstleistungen verfügen, internationale Institutionen sowie einen 
starken Anstieg des Dienstleistungssektors aufweisen, Zentrum industrieller 
Produktionsstätten sein, einen bedeutenden Knotenpunkt von Verkehrs- und Transportlinien 
darstellen und über eine bedeutende Einwohnerzahl verfügen (FRIEDMANN 1986). 
KNOX (1995) hält als Indikatoren für eine Klassifizierung die „global fortune 500 
headquarters“ sowie die Anzahl von NGO’s (Non-governmental organisations) und IGOs 
(Intergovernmental organisation) sowie das Verhältnis der Einwohnerzahl zu der größten 
oder nächstgrößten Stadt des Landes für geeignet26, um eine stärker funktionale als 
hierarchische Klassifikation zu finden. 
SASSEN (1997) betont als Kriterium für Global Cities die Konzentration international 
agierender Unternehmen und deren Kontrollkapazität.  
Als weitere Indikatoren für die Hierarchisierung werden Kommandofunktionen, Umsatz, 
Konzentration und internationale Verflechtung der Finanz- und Aktienmärkte (SHORT & 
KIM 1999), unternehmensorientierte Dienstleistungen und Telekommunikationsinfrastruktur 
(CASTELLS 1996) oder die Konzentration von Unternehmenshauptsitzen multinationaler 
Konzerne sowie die Bedeutung als Hub im globalen Flugnetz und damit als internationaler 
Verkehrsknotenpunkt verwendet (SHORT & KIM 1999; zur Hierarchisierung siehe auch 
SHORT et. al. 1996). 
Die “Globalization and World Cities Study Group (GaWC) ” versucht, vergleichbare 
Daten für qualitative Studien der Beziehungen von Städten untereinander und für quantitative 
Studien des globalen Netzwerk zu finden (TAYLOR 2003). So haben beispielsweise 
TAYLOR et. al. (2002b) die Standorte von 100 multinationalen Dienstleistungsunternehmen 
(Finanzen, Werbung, Unternehmensberatung etc.) nach ihrer Bedeutung bewertet und 
hierarchische Cluster von Städten mit ähnlicher Bedeutung als Standort für diese 
internationalen Firmen gebildet (TAYLOR et. al. 2002a und 2002b; siehe auch TAYLOR & 
WALKER 2001; zu einem Überblick verschiedener Hierarchisierungen und ihrer 
bedeutendsten Metropolen siehe auch HALL 2002).27   
Aus der Annahme eines globalen Netzwerkes von Städten ergibt sich die Frage nach den 
Beziehungen der Global Cities untereinander. Für die Städte bestehen diese nicht nur durch 
Fluglinien, Geschäftsbeziehungen, Investitionen oder internationale 
Unternehmensorganisation. Im Rahmen ihrer Zugehörigkeit zu einem globalen Netzwerk 
wird der (Standort-) Wettbewerb unter den Global Cities zunehmend thematisiert. So wird in 
der Forschung die Wettbewerbsfähigkeit von Städten im globalen Maßstab bzw. innerhalb des 
Netzwerkes untersucht (z.B. JENSEN-BUTLER 1997 zum europäischen Städtewettbewerb). 
Der Begriff der Wettbewerbsfähigkeit ist hier jedoch nicht eindeutig gefasst, wie auch die 
Bestimmung der Wettbewerbsfähigkeit kontrovers diskutiert wird. So unterschiedliche 
                                                 
26 Hierdurch wird der nationalen Bedeutung einer Stadt Rechnung getragen. 
27 Für 100 multinationale Dienstleistungsunternehmen aus den Bereichen Finanzen, Werbung, 
Unternehmensberatung etc. wurden Städte identifiziert, in denen die Unternehmen Filialen unterhalten. Die 
Bedeutung des jeweiligen Standortes wurde bewertet (von Headquarter=5 bis kein Standort=0). Die Summe der 
Bewertungen für alle 100 Unternehmen wurde dann zum Wert der Stadt der „global connectivity of a city“ 
zusammengefasst. Anhand dieser Werte wurden hierarchische Cluster von Städten mit ähnlicher Ausprägung 
gebildet (TAYLOR & WALKER 2001; TAYLOR et. al. 2002a und 2002b).  
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Indikatoren wie Informationskapazität und Lebensqualität, Effektivität der Verwaltung, 
Bereitschaft für Public-Private Partnership und Flexibilität der Institutionen werden hierbei 
als Faktoren der Wettbewerbsfähigkeit im System der Weltstädte angesehen (SHORT & KIM 
1999).  
Methoden und Nutzen der Hierarchisierung von Global Cities sowie der 
Wettbewerbsdiskussion sind nicht unkritisiert geblieben. So betont eine andere Perspektive 
stärker den Netzwerkcharakter vor der Hierarchie des Systems. Es besteht danach aus Städten 
verschiedener Ebenen und mit verschiedenen Funktionen: “The global urban system is a 
network, not a pyramid. And the changing relationship with respect to that network 
determines, to a large extent, the fate of cities and citizens.“ (BORJA & CASTELLS 1997: 
23).  
Eine eher funktionale Analyse hinsichtlich der Wettbewerbsfähigkeit stellt z.B. der 
Vergleich europäischer Dienstleistungsmetropolen hinsichtlich ihrer 
Beschäftigungsentwicklung im tertiären Sektor dar (PAAL 2000). Eine Spezialisierung der 
Dienstleistungsmetropolen verstärkt demnach ihre Wettbewerbsfähigkeit, insbesondere wenn 
auf marktmäßige Dienste gesetzt wird (PAAL 2005; zur internationalen Standortkonkurrenz 
und den Auswirkungen des Strukturwandels im europäischen Städtesystem siehe auch 
PUMAIN 1994; KUNZMANN 1995; KRÄTKE 1997).  
Die größten Verdienste der Ansätze zur Hierarchisierung sind wohl im Versuch zu sehen, 
die schwierigen Begriffe “Global Connectivity”, „Global/World City Network“ und „Global 
City“ zu operationalisieren und die Kategorien empirisch zu untersuchen. Die Analyse des 
World City Network wird dabei in Fortführung des Global City-Ansatzes überwiegend auf der 
Basis einer ausgesuchten Dienstleistungsökonomie aufgebaut: „This specification builds upon 
Sassen’s (1991) treatment of advanced producer service firms as producers of „global cities“ 
which we extend to production of a world city network.“ Die großen internationalen 
Dienstleister operieren danach in zahllosen Städten dieser Welt und schaffen so ein globales 
Netzwerk von Dienstleistungszentren, welches von den Autoren als „World City Network“ 
bezeichnet wird (TAYLOR et. al. 2002b).  
Aufgrund der exklusiven Indikatorenwahl von Bürostandorten 100! global agierender 
Dienstleistungsunternehmen (Werbung, Finanzwirtschaft, Versicherungen, 
Unternehmensberatung, Rechtsberatung und Wirtschaftsprüfung) überrascht dieses Ergebnis 
allerdings nicht (TAYLOR et. al. 2002b). Der Indikatorenwahl entsprechend bieten 
Untersuchungen auf dieser Ebene auch nur exklusive Aussagemöglichkeiten. Das “Global 
City Network” wird so zu einem “global service network of main important firms”. Hier 
schließt sich die Frage an, inwieweit diese Hierarchisierung für die Gesamtökonomie 
verallgemeinert werden kann und was Position und Vernetzungsgrad innerhalb des globalen 
Netzwerkes überhaupt für eine Stadt bzw. das System bedeuten.  
Insbesondere bei der Hierarchisierung auf der Basis von Unternehmenshauptsitzen 
internationaler Unternehmen ist beispielsweise umstritten, ob so ein Zusammenhang zwischen 
Globalisierung und Stadtentwicklungstheorien hergestellt werden kann (LÄPPLE 1999: 29f). 
Zudem legen die meisten Ansätze den Fokus auf einige Weltstädte. Allerdings muss die 
Bemühung auch andere Komponenten einzubringen, anerkannt werden – wenn z.B. wie bei 
KNOX (1995) die nationale Bedeutung einer Stadt mitberücksichtigt wird. Zudem sind die in 
der vergleichenden Stadtforschung verwendeten Maße (Firmensitze, 
Forschungseinrichtungen, Frequenz internationaler Flüge etc.) häufig Absolutwerte, wodurch 
die Größe der Städte ausschlaggebend wird, wie PAAL (2005: 133) bezogen auf die 
europäische vergleichende Stadtforschung kritisiert. 
Neben dem Global Urban System sind auch andere Ebenen der Betrachtung von 
Bedeutung, wie die regionale, die metropolitane oder auch die raumunabhängige Dimension 
(z.B. KNOX 1995). Sie finden insgesamt weniger Beachtung. 
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2.3.1.3 Restrukturierung als Folge der Globalisierung 
„Globalisierung läßt sich nicht nur als äußerer Transformationsprozeß deuten, sondern vor 
allem als innerer Prozeß der Restrukturierung der Verhältnisse von Ökonomie, Gesellschaft, 
Politik und Kultur.“ (ALTVATER & MAHNKOPF 1999: 95). Auch die Folgen der 
Transformation für die Stadt- und Agglomerationsraumentwicklung werden häufig unter dem 
Begriff der Restrukturierung zusammengefasst. Internationalisierung findet danach ihren 
Ausdruck in der Neustrukturierung von Städten auf unterschiedlichen Ebenen - diese Folgen 
müssen sich auch im Agglomerationsraum finden lassen.  
Bereits FRIEDMANN & WOLFF sprechen von internen strukturellen Veränderungen der 
Global Cities infolge ihrer Integration in die globale Ökonomie, ohne diese allerdings selbst 
zu belegen (FRIEDMANN & WOLFF 1982). Ein Aspekt physischer Restrukturierung von 
World Cities ist ihrer Ansicht nach enormes Wachstums, in dessen Folge sich die Städte dann 
nur noch als „urbanized region“ ansprechen lassen (FRIEDMANN & WOLFF 1982: 323). 
Auch die wirtschaftliche Transformation mit Rückgang des produzierenden Gewerbes sowie 
einer starken Zunahme im Dienstleistungssektor, insbesondere im Finanz- und 
Versicherungsbereich, mit entsprechenden Folgen für den Arbeitsmarkt und ein hieraus 
resultierender gesellschaftlicher Strukturwandel werden dabei thematisiert (FRIEDMANN & 
WOLFF 1982; SASSEN 1991). 
Im Mittelpunkt der empirischen Ansätze steht meist die Frage nach einer Verstärkung oder 
Abschwächung von Disparitäten unterschiedlicher Ebenen infolge der Globalisierung. 
Begriffe wie „Polarisierung“ oder „Fragmentierung“ leiten hier die Diskussion.  
Ökonomischen Restrukturierung wird beispielsweise anhand der Entwicklung einzelner 
Sektoren bezüglich ihrer räumlichen Auswirkungen untersucht. Auf städtischer Ebene sind 
dies insbesondere Expansion und Verlagerung. So kommt es zu Verschiebung von 
Unternehmen und Kapital in den suburbanen Raum, z.B. infolge innerstädtischer 
Verdrängung. BEAUREGARD (1991) analysiert anhand von Bauinvestitionen für Wohn- und 
Gewerbefläche räumliche Effekte der Restrukturierung in New York und Los Angeles im 
Vergleich, allerdings ohne die Berücksichtigung von Funktionsverlagerungen 
(BEAUREGARD 1991: 103). Sein Ziel ist, die Hypothese (von HARVEY) zu prüfen, nach 
der es in Perioden der Überakkumulation zu einer Verschiebung von Kapital vom ersten in 
den zweiten Stadtring komme. Zeitlicher Fokus ist der Bauboom der 1980er Jahre.28 
Aufgrund der Finanzpolitik von Immobilieninvestoren spiegeln Investitionen allerdings nicht 
mehr wirklich die Bedürfnisse von Nutzern, sondern verstärkt unternehmerische Ambitionen. 
Daraus folgert er, dass weniger die Verlagerung akkumulierten Kapitals vom ersten in den 
zweiten Ring, sondern vielmehr die Manipulation von Kapital zur Wertsteigerung von 
Immobilien die relevante Fragestellung sein sollte (BEAURGARD 1991).   
Auch GRAHAM & SPENCE (1997: 459) untersuchen räumliche Verdrängungsprozesse 
als Ausdruck der Restrukturierung. Ihr Thema sind “crowding-out” Effekte der Produktion in 
London während der 1980er Jahre infolge der Expansion von „global-city functions“.  Die 
Untersuchung über die Relevanz der Global City Hypothesis, welche sie zugrunde legen,  
stützt sich auf drei empirische Aspekte – 1. Veränderung von Beschäftigten, 2. Grundfläche 
und Landnutzung sowie 3. Veränderung von Unternehmensbestand, Erträgen und 
Produktivität. „The conclusion is that the „crowding-out“ hypothesis of manufacturing change 
expressed in the literature on global cities is not demonstrated by the existing evidence, and 
that such an hypothesis is an oversimplified way of examining the complexities of 
manufacturing change across London over this period.” (GRAHAM & SPENCE 1997: 459). 
                                                 
28 BEAUREGARD räumt allerdings ein, nur einen Indikator über einen kurzer Zeitraum – der nicht als Phase 
der Überakkumulation bewiesen ist – zu untersuchen (BEAUREGARD 1991). 
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PRYKE (1994) analysiert die Entwicklung des “global financial space” der City von 
London während der 1980er Jahre, Verschiebungen und Verdrängungsprozesse von 
gesellschaftlichem Raum sowie die Handlungsweise der wirtschaftlichen Akteure innerhalb 
der City (PRYKE 1994). Hier spielen auch auf planerischer Ebene induzierte 
Restrukturierungsprozesse eine Rolle in Form von Großprojekten zur Umnutzung städtischer 
Flächen. So werden ganze Stadtteile aufgewertet und als neue Zentren entwickelt, um die 
internationale Attraktivität der Stadt zu steigern, womit Verdrängungsprozesse einhergehen 
(ZUKIN 1992 am Beispiel der Docklands in London und Battery Park City in New York). 
Tendenzen der Verdrängung in Zusammenhang mit der Restrukturierung werden also belegt, 
jedoch scheinen sie komplexer als angenommen. 
Von einer ökonomischen Polarisierung wird in diesem Zusammenhang nicht gesprochen. 
Das Konzept der ökonomischen Polarisation, nach der wirtschaftliche Ungleichgewichte sich 
selbst verstärken, ist allgemein und nicht im Hinblick auf Globalisierung formuliert. 
Polarisation kann dabei sektoral gemeint sein und sich z.B. auf Ansiedlung von Industrie 
beziehen, welche Zulieferer nach sich zieht oder in Zusammenhang mit regionalem 
Bevölkerungs- und Beschäftigungswachstum erfolgt (nach HEINEBERG 2001). 
Ökonomische Restrukturierung als Wandel von der Industrie- zur 
Dienstleistungsökonomie betrifft einen weiteren wichtigen Bereich der 
Agglomerationsentwicklung, den Arbeitsmarkt und seine Qualifikationsstruktur. Mit der 
Tertiärisierung kommt es zu erhöhter Nachfrage nach höher Qualifizierten bei rückläufigem 
Angebot von Arbeitsplätzen für gering Qualifizierte. 
Auch in Frankfurt hat ein starker Abbau des produzierenden Gewerbes zu einer 
Veränderung der Beschäftigtenstruktur geführt: „Frankfurt gehört zu den Städten in der 
Bundesrepublik mit dem höchsten Rückgang von gering qualifizierten Arbeitsplätzen. 
Insgesamt sank ihre Zahl um 35 Prozent, wogegen die hochqualifizierten Arbeitsstellen um 25 
Prozent zunahmen." (FREYBERG et. al.1992: 55 zitiert nach NOLLER & RONNEBERGER 
1995: 75). 
Als generelle Auswirkungen sieht KOCH (2000) auch für den Arbeitsmarkt eine moderate 
Polarisierung innerhalb und zwischen Gesellschaften durch unterschiedlich erfolgreiche 
Unternehmen, Arbeitnehmer und Finanzanleger. Wer sich hinsichtlich zunehmender 
Möglichkeiten und Chancen auf dem Weltmarkt als flexibel und qualifiziert erweise, könne 
„überproportionale Gewinne und Einkommen“ erzielen. Die weniger Erfolgreichen müssten 
mit „sinkenden Beschäftigungs- und Gewinnmöglichkeiten“ oder Einkommenseinbußen 
zurecht kommen (KOCH 2000: 105). 
Das Engagement ausländischer Unternehmen durch Direktinvestitionen steht auch im 
Hinblick auf die Ökonomie der Gastländer in Verdacht, zu einer ungleichen 
Einkommensverteilung und damit zu sozialen Disparitäten beizutragen. Ob der 
Zusammenhang zwischen ADI und Löhnen zu Disparitäten führt, weil ausländische 
Unternehmen höhere Löhne für qualifizierte oder gering qualifizierte Arbeitskräfte zahlen und 
damit eine Verstärkung der Kluft zwischen diesen Gruppen verursachen, ist empirisch 
allerdings nur schwer zu belegen (zur kritischen Diskussion von ADI und Löhnen siehe 
BALASUBRAMANYAM & SAPSFORD 2004). 
Inwieweit es tatsächlich zur Herausbildung „Globaler Eliten“ kommt, wie es der Global 
City-Ansatz formuliert, ist umstritten. Hier wird die Entstehung neuer Beschäftigungstypen 
und Bevölkerungsgruppen (z.B. SASSEN 1991), sogenannter „urbaner Eliten“ mit 
homogener Lebenswelt, globaler Weltdeutung und einer gewissen Dominanz im städtischen 
Raum postuliert.  
Für Städte ist dabei noch ein anderer Aspekt von Bedeutung. Gerade Branchen, die als 
global gelten, zeichnen sich durch einen hohen Anteil hochbezahlter Arbeitnehmer aus, die 
einen bedeutenden Einfluss auf die privaten und öffentlichen Konsummuster der 
 37
metropolitanen Regionen ausüben. Ihr hohes Einkommen in Verbindung mit ihrem geringen 
Zeitbudget führe zu steigender Nachfrage von privaten Dienstleistungen. Die Bereitstellung 
dieser Dienste erfolge in der Regel durch Niedriglohnjobs und zu einem hohen Prozentsatz 
von Immigranten (vgl. STORPER 1997: 4). Ein Gegensatz zu den gutbezahlten Kosmopoliten 
stellt in dieser Vorstellung die größere Gruppe der Bürger da, welche lokal verankert bleiben 
und deren Möglichkeiten limitiert sind. Eine solche Entwicklung könnte zu gesellschaftlicher 
Fragmentierung führen, da der Anreiz in die Gemeinschaft zu investieren unterschiedlich 
verteilt ist (CLARKE & GAILE 1997: 32), wobei die Annahme nicht unkritisiert ist. 
Ebenfalls umstritten ist, ob es, wie z.B. von MOLLENKOPF & CASTELLS (1991) 
behauptet, zu einer verstärkten Trennung von Lebenswelten oder zur Zweiteilung der 
Gesellschaft und damit der Stadt kommt. Für das Beispiel Frankfurt kommen NOLLER & 
RONNEBERGER (1995) in einer Analyse von Berufsmilieus und Lebensstilen von 
Beschäftigten des Dienstleistungssektors zu dem Schluss, dass es keine homogenen sozialen 
Gruppen von Berufsmilieus gibt, sondern vielmehr differenzierte Muster der Lebensführung 
(NOLLER & RONNEBERGER 1995; zum Einfluss von Globalisierung auf Lebensstile siehe 
auch NOLLER 1999). 
In diesen Bereich der Forschung gehören auch die Untersuchung zur Produktion von Orten 
beruflicher Eliten und Managern der Global Economy in den Global Cities (BORJA & 
CASTELLS 1997) sowie Ansätze, die sich vor dem Hintergrund von Stadtbild- und 
Strukturveränderung mit Migration, kulturellen und ethnischen Identitäten sowie dem 
Arbeitsmarkt befassen (LIESER & KEIL 1988; NOLLER & RONNEBERGER 1995; 
KRÄTKE 2002).  
In der vorliegenden Arbeit sind diese Aspekte nicht von Bedeutung, eine Änderung der 
Beschäftigtenstruktur ist allerdings ein wichtiger Indikator für den Strukturwandel in der 
Agglomeration und wird daher berücksichtigt. Die Veränderung der Arbeitsmarktstruktur 
steht über die Lohnentwicklung in engem Zusammenhang  mit der Frage zunehmender 
sozioökonomischer Disparitäten als Folge der Globalisierung. Mit Begriffen wie 
„Polarisierung“ oder „Fragmentierung“ wird versucht, das Nebeneinander sozioökonomischer 
Ungleichheiten sowie deren Verstärkung zu beschreiben. 
Die Reorganisation von Arbeit und die Entstehung neuer Beschäftigungstypen infolge der 
Globalisierung sollen zu einer polarisierenden Einkommensstruktur, Verstärkung sozialer 
Ungleichheit und letztlich zur Polarisierung der Gesellschaft führen, so die häufig unter den 
Stichworten von „Zitadelle und Ghetto“ getroffene Annahme (vgl. hierzu FRIEDMANN & 
WOLFF 1982; SASSEN 1991, 1997 etc.; siehe auch Kapitel 2.3.1.1 zur Global City-
Forschung). Die These hat eine Kontroverse ausgelöst, in deren Folge empirische Arbeiten 
und Fallstudien entstanden, welche unterschiedliche Ergebnisse lieferten. An dieser Stelle 
sollen nur einige Beispiele zur Illustration angeführt werden. 
So stellen CHIU & TAI-LOK LUI (2004) am Beispiel Hongkong fest, dass es während des 
Aufstiegs Hongkongs zur Global City zu einer Verstärkung sozialer Disparitäten kam. Sie 
interpretieren dies als Folge der Transformation der Stadt von einer Industriekolonie zur 
Dienstleistungsökonomie, welche die Einkommensschere öffnete. Damit sehen sie SASSENs  
Hypothesen zu den sozialen Konsequenzen der Weltstadtentwicklung weitgehend bestätigt. 
Allerdings weisen sie auf die Möglichkeit lokaler Institutionen hin, den globalen Einfluss zu 
modifizieren (CHIU & LUI 2004: 1863; zur räumlichen Dimension sozialer Ungleichheit in 
Hongkong siehe auch FORREST et. al. 2004). 
BORJA & CASTELLS (1997) analysieren den Einfluss der Globalisierung auf räumliche 
und soziale Strukturen am Beispiel ausgewählter „Megacities“ und beschreiben soziale 
Segregation als Folge der Transformation. Als eine wesentliche Ursache identifizieren sie 
differenzierte Investitionen in Verkehr, Wohnungsbau, Wirtschaftsstandorte sowie in 
kulturelle und Versorgungszentren. Räumliche Folge ist danach eine neue Form der 
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Suburbanisierung, die sich in den USA als dynamische Bildung von „Edge Cities“ mit hoher 
Arbeitsplatz- und Bürokonzentration in vormals nicht städtischem Gebiet zeigt. In Europa 
entspricht dem die Reorganisation von Städten mit der Entstehung von Geschäftszentren und 
Wohngebieten für die oberen Gesellschafts- und Einkommensschichten im suburbanen 
Bereich (BORJA & CASTELLS 1997). Den Unterschied der Transformation infolge 
Globalisierung zu Entwicklungen der Vergangenheit sehen die Autoren in der 
Beschleunigung der Restrukturierung und einer Zunahme externer Einflüsse: „The specific 
result of globalization is the acceleration of this continuus process of urban restructuring in 
step with requirements and objectives that are increasingly external to the local society.“ 
(BORJA & CASTELLS 1997: 38). 
MOLLENKOPF & CASTELLS (1991) sehen die soziale Polarisierung noch drastischer, 
sie sprechen von der zweigeteilten Stadt („Dual City“). Ausdruck der Zweiteilung seien in 
ethnischer Segregation des Arbeitsmarktes, räumlicher Segregation und politischer 
Ungleichheit zu erkennen. Kritiker dieses Ansatzes argumentieren jedoch, dass die 
Vorstellung der zweigeteilten Stadt kaum die differenzierte Situation der Gesellschaft erfasse: 
„The long majority, at least in the developed economies, are neither very rich nor very poor“ 
(MARCUSE 1989: 702). 
Als weitreichende Folge einer Polarisierung werden vielfach soziale Konflikte thematisiert. 
Auch am Beispiel Frankfurt wurden soziale Auswirkungen infolge der Etablierung als 
Weltstadt vor dem Hintergrund des Global City Ansatzes untersucht (vgl. RONNEBERGER 
& KEIL 1995; KIPFER & KEIL 1995). Konflikte wie „soziale Kämpfe“ – ausgelöst durch 
das Projekt des Ausbau des Frankfurter Flughafen mit der Startbahn West – wurden hier als 
Reaktion auf die „Entmächtigung der lokalen Bevölkerung zugunsten von Interessen des 
globalen Kapitals und der völligen Unterordnung der Region unter diese Interessen“ 
interpretiert. Sie seien „typisch für die Formation einer World City“ (RONNEBERGER & 
Keil 1995: 296; RONNEBERGER & KEIL 2000).  
STORPER (1997) weist darauf hin, dass soziale Polarisierung in den untersuchten 
Weltstädten nicht größer ist, als im Landesdurchschnitt der USA. Er kritisiert die 
Beschränkung auf die „Big Three“ (New York, London, Tokio) ebenso wie auf bestimmte 
ökonomische Sektoren wie die Finanzwirtschaft. Auch stellt er eine Einkommensspreizung in 
Städten jeder Größenordnung, außerhalb von Städten sowie in allen Wirtschaftszweigen fest 
(STORPER 1997). Die Fokussierung und „Entdeckung“ sozialer Polarisierung als Phänomen 
der Weltstädte sowie die Begründung einer „Urban Theory“ auf dieser Basis lehnt er damit 
ab, nicht jedoch die Beobachtung zunehmender Disparitäten generell.  
Überträgt man die Verstärkung von Disparitäten auf die kommunale Ebene, bedeutet 
dies, dass sich Kommunen hinsichtlich ihrer finanziellen Situation auseinander entwickeln, 
was wiederum Folgen für ihren Handlungsspielraum hat. So stehen durch die Finanzierung 
sozialer Folgekosten geringere Mittel für Investitionen zur Verfügung. FAINSTEIN (2001) 
dagegen beschreibt in einer Zusammenfassung von Studien zur Ungleichheit von fünf 
„Global City-Regions“ zwar eine Zunahme sozialer Disparitäten, die jedoch in den Städten 
unterschiedlich ausgeprägt und nicht unbedingt mit dem „Verschwinden“ der Mittelklasse 
und einer Polarisierung – wie sie z.B. von SASSEN (1991) postuliert wird – verbunden sei. 
Wichtig erscheint in diesem Zusammenhang außerdem, dass die Ursache für eine 
Vergrößerung der Einkommensschere weniger die Ausweitung der niedrigsten 
Einkommensschichten auf dem Arbeitsmarkt zu sein scheint, sondern das verstärkte 
Ausscheiden aus dem Arbeitsmarkt in Verbindung mit dem Rückbau von Sozialleistungen für 
Arbeitslose. FAINSTEIN (2001) weist daher auf den Einfluss nationaler Politik hin und führt 
die Unterschiede der Entwicklung letztlich auch auf politische Ursachen zurück.  
Hierzu ist allerdings kritisch anzumerken, dass die Arbeitsmarktveränderung und der 
Sozialleistungsabbau auch als politische Reaktion auf Internationalisierung interpretiert 
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werden können (ein Überblick über Untersuchungsaspekte und Ansätze zur 
Polarisierungsthese sowie eine kritische Analyse zu SASSENs Empirie findet sich auch bei 
NqRGAARD (2003); siehe auch BURGERS & MUSTERD (2002); Beiträge zu 
Polarisierung, Segregation und sozialräumlicher Transformation bei MARCUSE & VAN 
KEMPEN (2000)).  
Die im Rahmen der Global City-Hypothese postulierte Zunahme von Disparitäten, scheint 
sich also in der Tendenz zu bestätigen, jedoch in modifizierter Weise. So kann die Annahme 
einer Zweiteilung der Stadtgesellschaft inklusive des Verschwindens der Mittelklasse oder die 
Entstehung neuer „globaler Eliten“ nicht belegt werden. Ebenso schwierig ist es den kausalen 
Zusammenhang mit dem Globalisierungseinfluss empirisch zu untermauern. Die Realität 
erscheint auch hier komplexer und differenzierter als die Hypothesen der Global City 
Forschung. Dieser ist allerdings u.a. der Verdienst zuzuschreiben, Ausgangspunkte für die 
Forschung in dieser Richtung definiert zu haben. 
Offensichtlich ist dagegen, dass Reorganisation von Arbeit und Einkommen infolge 
Globalisierung die Verbindung zu sozioökonomischen Disparitäten darstellt. Diese näher zu 
untersuchen ist daher notwendig.  
Studien zu sozioökonomischen Effekten in Städten durch Globalisierung weisen zudem auf 
die Notwendigkeit hin, die politische Dimension zu berücksichtigen. 
Restrukturierungsprozesse einer Stadt infolge internationaler Integration sind allerdings 
schwierig zu erfassen. So erfolgt das Abschätzen von Auswirkungen häufig auf 
argumentativer Basis. So z.B. bei MACHIMURA (1992), der einen unstrittigen allgemeinen 
Bezug zwischen der steigenden internationalen Bedeutung der Global City Tokio und deren 
Expansion sowie der steigenden Immigration herstellt, ohne diesen quantifizieren zu können. 
Die „Verbindung“ von Globalisierung und dem zu untersuchenden Aspekt (Bautätigkeit, 
Verdrängung etc.) besteht daher meist lediglich im zeitgleichen Auftreten der Prozesse (Zur 
Internationalisierung in Städten siehe auch SMITH 1992; SOJA 1992; BONNEVILLE 1994). 
Weitergehender als die Überlegungen zur Polarisierung ist die Theorie der Fragmentierung 
von (SCHOLZ 2002a und b), welche die Entwicklung infolge Globalisierung auf 
unterschiedlichen Ebenen zu erfassen versucht und ursprünglich aus der 
Entwicklungsländerforschung motiviert ist. Fragmentierung bedeutet für SCHOLZ das 
„bruchhafte, unverbundene räumliche Nebeneinander unterschiedlichster und 
gegensätzlichster Phänomene“ als Ausdruck einer neuen Wirklichkeit auf „allen sozialen, 
ökonomischen und räumlichen Ebenen“ (SCHOLZ 2002b: 122). Die Ungleichverteilung 
weltweiten Wohlstandes liegt hier im Fokus. Anstelle einer Verbreitung allgemeinen 
Wohlstandes durch Globalisierung wird eine Verstärkung sozioökonomischer Differenzierung 
auf Makro-, Meso- und Mikroebenen postuliert. Die Ungleichheiten können sich dabei auf 
Gegensätze zwischen Industrie- und Entwicklungsländern, Metropolen und Peripherien oder 
auch zwischen Stadtvierteln beziehen.  
Globale Fragmentierung geht von einer Disparitätenverstärkung und „fragmentierenden 
Entwicklung“ infolge des internationalen Wettbewerbs aus. Kennzeichen dieser 
Fragmentierung sind die Verschärfung des Wohlstandsgefälles, welches soziale und regionale 
Gegensätze, lokale Standortschwäche und exzessive Standortfluktuation bewirke. 
Demgegenüber stünden gleichzeitig (und teils am gleichen Ort) individueller und lokaler 
Reichtum, Standortzugewinn und sozialer Aufstieg (SCHOLZ 2002a). Das hypothetische 
Modell zeigt ein Netz aus drei „Typen“ von Orten: 1. „globale Orte“, Global Cities (nach 
SASSEN 1991) als Kommandozentralen transnational operierender Unternehmen 
unterschiedlicher Ausprägung, 2. hierarchisch nachgeordnete „globalisierte Orte“, welche 
zuarbeitende Teilfunktionen in der Weltwirtschaft übernehmen, und 3. die periphere und 
„ausgegrenzte Restwelt“ (SCHOLZ 2002a). 
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Die Position eines Ortes innerhalb dieses Systems ist unsicher, Abstieg sei im 
Konkurrenzkampf vorprogrammiert, Aufstieg dagegen „eher ein Zufallsakt. Denn die 
Entscheidung darüber liegt nicht einzig bei den lokalen Entscheidern, sondern in erster Linie 
bei den Akteuren der „globalen Orte“, den Global Players.“(SCHOLZ 2002a: 8). Nach 
diesem Modell kommen positive Effekte des globalen Wettbewerbs nicht Staaten und deren 
Bevölkerung als Ganzes zugute, sondern bestimmten Orten und Bevölkerungsteilen und „nur 
so lange, wie es die Wettbewerbsbedingungen erlauben“ bzw. sich Orte und Personen diesen 
stellen (SCHOLZ 2002a: 8). Soziale und räumliche Disparitäten wären danach „Ausdruck des 
regionalen, lokalen oder individuellen Unvermögens, die Chancen der Globalisierung, 
nämlich Privatisierung, globaler Wettbewerb und entgrenzte Märkte zu nutzen“ und somit 
nicht mehr gesellschaftlich oder nationalstaatlich bedingt und dort zu verantworten (SCHOLZ 
2002a: 10f).  
Die globale Fragmentierung findet ihre Entsprechung ebenso auf der lokalen Ebene, hier 
spricht SCHOLZ von „global integrierten Stadtfragmenten“, welche globale Funktionen 
ausführten und ihrer lokalen Einbindung teilweise entrückt seien. Konkret könnte damit das 
Nebeneinander von Bürohauskomplexen, Villenvierteln oder Hüttenunterkünften gemeint 
sein (SCHOLZ 2002b: 124). Schwierig ist hierbei die Verbindung zwischen Globalisierung 
und Fragmentierung im Detail nachzuweisen, wie SCHOLZ selbst einräumt (SCHOLZ 2000: 
260). 
Das Modell der „fragmentierenden Entwicklung“ versucht einen umfassenden 
Erklärungsansatz für unterschiedliche räumliche Ebenen zu liefern. Ob man wirklich von 
Fragmentierung sprechen kann und ob die Ursache hierfür in der Globalisierung zu finden ist, 
bleibt allerdings bislang hypothetisch.  
Für die vorliegende Untersuchung sind insbesondere zwei Gegensätze bezüglich der 
Globalisierungsauswirkungen von Bedeutung: 1. die Frage, ob Globalisierung Angleichungs-  
oder Zerfallsprozesse initiiert, und 2. ob aktive bzw. passive Positionen von Individuen, 
Städten oder Nationen gegenüber „der Globalisierung“, welche implizit als aktives Element 
verstanden wird, eingenommen werden. Auf den Agglomerationsraum lässt sich zumindest 
die Frage übertragen, ob infolge des Internationalisierungsprozesses eine Tendenz 
fragmentierter Entwicklung auf kommunaler Ebene festzustellen ist. Nach SCHOLZ (2002b) 
formuliert wäre damit zu untersuchen, ob es ein „bruchhaftes, unverbundenes, räumliches 
Nebeneinander“ unterschiedlichster und gegensätzlichster Phänomene gibt. Dies lässt sich 
über die Disparitäten innerhalb der Agglomeration untersuchen. Dabei muss berücksichtigt 
werden, dass Erfolg und Wohlstand im Modell zur Fragmentierung über die Teilhabe am 
Internationalisierungsprozess definiert sind, was unzureichend erscheint (HIRSCH-
KREINSEN & SCHULTE 2000).  
Allgemeine Modelle und Theorien zur Stadt- und Regionalentwicklung wie das 
Phasenmodell der Stadtentwicklung oder innerstädtische Stadtstrukturmodelle bieten keinen 
Erklärungsansatz für die Fragestellung der vorliegenden Arbeit, da es in der vorliegenden 
Untersuchung nicht um die zeitliche Abfolge des Internationalisierungsprozesses geht, 
sondern um eine räumliche Differenzierung des Prozesses und die hiermit 
zusammenhängenden Begleit- und Einflussfaktoren insbesondere der Politik und Planung. 
2.3.1.4 Ökonomie zwischen Globalisierung und Regionalisierung 
Infolge der Globalisierungsdynamik wird Regionen und deren Wettbewerbsfähigkeit eine 
zunehmende Bedeutung attestiert. Zwar wird in der vorliegenden Arbeit nicht die Region 
analysiert, jedoch sind einige Aspekte der Diskussion auch für die Agglomeration von 
Bedeutung. 
Der postulierte abnehmende Einfluss nationalstaatlicher Regulation soll der Region als 
„politisches Handlungsfeld schlechthin“ (IWER & REHBEG 1999) erweiterte Kompetenzen 
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verschaffen, wodurch Regionen dann wiederum verstärkt mit Globalisierung umgehen 
müssen. 
SWYNGEDOUW (1992) versuchte mit dem Begriff der ”Glocalisation” (oder: 
Glokalisierung) die Komplementarität von Globalisierung und Lokalisierung begrifflich zu 
fassen. Das globale Element in Form von Unternehmen, Finanztransaktionen und Politik 
beeinflusse zunehmend die Struktur des täglichen Lebens, zeitgleich werden lokale und 
regionale Reaktionen und Restrukturierungsprozessen wichtiger. Lokale Spezialisierung, der 
Aufstieg industrieller Distrikte, innovative Milieus und nicht zuletzt lokale Politik zeigten, 
wie auf lokaler Ebene die Bedingungen für Wirtschaftsentwicklung in der Folge divergierten 
(SWYNGEDOUW 1992: 40ff). 
Das Konzept der Glokalisierung versucht dem Zusammenwirken lokaler und globaler 
Beziehungen und Prozesse dabei einen Rahmen zu geben. Globalisierung wird danach als 
„Ausdehnung und Intensivierung sozioökonomischer Beziehungen im globalen Maßstab“ 
beschrieben, die im „Lokalen“ bewirkt, dass ehemals „räumlich begrenzte und lokal 
gebundene Handlungssituationen“ eine Einbindung in global verknüpfte Beziehungen 
erfahren (GIDDENS 1995). Glokalisierung soll in diesem Zusammenhang, die 
Interdependenz und Komplementarität lokaler und globaler Ereignisse beschreiben 
(ALTVATER & MAHNKOPF 1999; KRÄTKE 1997).  
Die Bedeutung des Lokalen liegt in Standortfaktoren und Strukturzusammenhängen als 
Ressourcen für Unternehmen, wodurch diese gewissermaßen an den Ort gebunden würden. 
Mit dieser Forschungsrichtung tritt man der Auffassung von den „footloose companies“ 
entgegen, welche für Unternehmen mit internationaler Orientierung die Möglichkeit sieht, 
Standorte beliebig oft zu wechseln. Trotz der relativen Flexibilität multinationaler 
Unternehmen sind Standortqualitäten wichtig und Orte nicht beliebig austauschbar. Die 
Beziehung zwischen Unternehmen und geographischem Ort bleibt von Bedeutung: „My 
argument is that place and geography still matter fundamentaly in the ways firms are 
produced and, therefore, in how they behave.“ (DICKEN 2003: 27). Allerdings differiert die 
lokale Einbindung von Unternehmen, was sich bereits aus den unterschiedlichen 
Unternehmensfunktionen ergibt (DICKEN et. al.1994). So sind Dienstleistungssegmente wie 
Verwaltung leichter zu verlagern als Produktion oder Vertrieb mit großangelegter 
Logistikinfrastruktur. 
Aus der „Aufwertung der Region“ im Globalisierungszusammenhang ergibt sich die 
Vorstellung einer internationalen Standortkonkurrenz zwischen Regionen. So sollen Regionen 
mit einem hohen Anteil Niedrigqualifizierter gefährdete Standorte sein, die infolge 
internationalen Wettbewerbs Unternehmensabwanderung in Billiglohnländer am ehesten zu 
befürchten hätten. Das gleiche soll für Regionen mit einem hohen Anteil extern kontrollierter 
Unternehmen gelten. Für Verdichtungsräume, zu denen auch Frankfurt gehört, trifft dies 
aufgrund ihres höheren Anteils an Unternehmenszentralen und Stammbetrieben weniger zu 
(ZARTH & HUEGE 1999: 3). 
Zur Wettbewerbsfähigkeit wurden bislang vor allem Aspekte wie Investitionen 
ausländischer Unternehmen im Vergleich großer deutscher Wirtschaftszentren, regionale 
Kompetenzen in bestimmten Sektoren (Chemie, Elektrotechnik, Luft- und Raumfahrzeugbau, 
Straßenfahrzeugbau etc.) sowie der Zusammenhang zwischen Globalisierungseinflüssen in 
einer Region, ihrer Beschäftigungsentwicklung und Wertschöpfung untersucht (ZARTH & 
HUEGE 1999: 6f; HUEGE 1999). Die intraregionale Konkurrenz wird dabei weniger 
thematisiert. In diesem Zusammenhang muss beachtet werden, dass Regionen nicht 
vorgegebene und politisch neutrale Einheiten sind, was in der Forschung meist nur 
Berücksichtigung findet, wenn es explizit um regionale Kooperation und Regulationsformen 
geht (MAC LEOD 2001). Durch die administrative Unterteilung sowie unterschiedliche 
politische Zielsetzung und Möglichkeiten entsteht ein intraregionaler politischer Wettbewerb, 
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der eine regionale Zusammenarbeit erschweren oder unmöglich machen kann. Dieser Aspekt 
hat bislang relativ wenig Beachtung gefunden. 
Die Analyse des Zusammenwirkens regionaler und globaler Bindungen ist insbesondere 
methodisch schwierig und wird meist anhand von Wirtschaftssektoren untersucht. LÄPPLE 
(1999) legt beispielsweise seiner Untersuchung der Metropolregion am Beispiel Hamburg die 
Entwicklung von Teilökonomien wie „Hafen, Transport, Lager“ oder 
„Technologieindustrien“ zugrunde und versucht auf dieser Basis die globale Dimension zu 
interpretieren. Dem angenommenen Bedeutungsgewinn der Region und der Forderung nach 
regional einheitlichem Auftreten zur Wettbewerbssteigerung steht allerdings die 
Inhomogenität des Raumes in ökonomischer und politischer Hinsicht entgegen.  
2.3.1.5 Bedeutung der Globalisierung für die Stadtökonomie 
Wie wirkt sich Globalisierung auf die Ökonomie einer Stadt oder Agglomeration aus? Welche 
Faktoren bewirken eine Differenzierung des Internationalisierungsprozesses im 
Agglomerationsraum? 
Eine direkte Verbindung zwischen Strukturwandel durch Globalisierung und 
Agglomeration besteht über multinationale Unternehmen. Bestimmte Branchen sind hier von 
Globalisierung stärker betroffen, was sich zunächst auf die Branchenstruktur im 
Agglomerationsraum auswirkt. So erfordert und fördert Globalisierung in zunehmenden Maße 
unternehmensorientierte Dienstleistung wie Werbung, Buchführung, Finanzen, elektronische 
Datenverarbeitung, Rechtsberatung und Unternehmensberatung. Zunehmend sind diese 
Dienstleister selbst multinationale Firmen (SASSEN 1991, 1995; SHORT & KIM 1999). 
DICKEN (1992) stellt hierzu fest: „The large banks, advertising agencies, hotel chains, car 
rental firms, insurance, legal and freight corporations, credit card companies, have followed 
the lead of their corporate clients in establishing a global network” DICKEN (1992: 87). 
Die Standortwahl von Unternehmen beeinflusst als direkte Investition die Stadt- und 
Agglomerationsentwicklung unmittelbar. Ursachen für Standortentscheidungen sind daher für 
die Stadtentwicklungspolitik ebenso wie politische Steuerungsmöglichkeiten von großer 
Bedeutung (KRÄTKE 1995: 23).  
Zunächst sollen Standortfaktoren der regionalen Ebene betrachtet werden. Hier sind 
Standortfaktoren wie Transportbedingungen und Verkehrsanbindung, Arbeitskräfteangebot, 
Flächenangebot und Agglomerationseffekte generell wichtig (KRÄTKE 1995: 24). 
Internationale Unternehmen berücksichtigen bei ihrer Standortwahl zudem die internationale 
verkehrliche Anbindung über Flughäfen oder Kommunikationsnetze durch Internetknoten. 
Inwieweit diese Bedingungen angeboten werden können, kann entscheidend für den „Erfolg“ 
einer Stadt bzw. einer Agglomeration sein (SALET et. al. 2003: 11). Aber auch 
kulturspezifische Faktoren und eine sehr individuelle Standortpraxis kann entscheidend sein, 
wie eine Analyse zur Ansiedlung japanischer Unternehmen im Elsaß zeigt. Ausschlaggebende 
Standortfaktoren waren hier die landschaftlich schöne Umgebung sowie die Bereitschaft 
einzelner lokaler Akteure, die Ansiedlung an den gewünschten Orten zu ermöglichen, bzw. 
deren aktive Rolle bei der Kontaktaufnahme mit japanischen Unternehmen (ESCHER et. al. 
1995). 
Die regionale Ebene wurde in Zusammenhang mit Unternehmensansiedlung in vielerlei 
Hinsicht untersucht, nicht zuletzt weil ihr eine entscheidende Rolle im internationalen 
Wettbewerb zugesprochen wird. Die Standortbindung globaler Unternehmen, die Beziehung 
zwischen Unternehmen und zum geographischen Ort werden häufig auf dieser Ebene 
begründet, beispielsweise wenn es um regionale Akteursnetzwerke und Akteursbeziehungen 
geht. Wirtschaftsakteure werden hierbei als Teil eines regionalen Beziehungsnetzes gesehen. 
In Bezug auf Regionalökonomie spricht beispielsweise STORPER (1997) von Wirtschaft als 
Beziehungen und dem ökonomischen Prozess als „conversation and coordination, the 
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subjects of the process not as factors but as reflexive human actors, both individual and 
collective“ (STORPER 1997: 28; Hervorhebung im Original). So sieht er die Ebene der 
Beziehungen als entscheidend für die Regionalökonomie an, welche zudem schwierig und nur 
über längere Zeit zu etablieren sei.  
Inwieweit haben Politik und Planung einen Einfluss auf die Entwicklung? AMIN & 
THRIFT (1994) weisen über die allgemeinen wirtschaftlichen Standortfaktoren hinaus den 
unterstützenden Institutionen eine besondere Bedeutung zu. Eine hohe Dichte unterstützender 
Institutionen, die „institutional thickness“, sehen sie als bedeutenden Standortfaktor zwischen 
Globalisierungs- und Lokalisierungstendenzen der zudem durch Politik und Planung 
beeinflussbar sei (AMIN & THRIFT 1994). Andere Autoren betonen, dass die Qualität des 
Institutionengeflechts wichtiger als der quantitative Aspekt sei (z.B. MAYER 1996). Im 
Gegenteil könnte institutional thickness auch zu Resistenzen gegenüber Veränderung und 
Innovationen führen (CLARKE & GAILE 1997: 34). 
Um den Internationalisierungsprozess innerhalb der Agglomeration differenziert 
untersuchen zu können, reicht es nicht, regionale Standortfaktoren zu berücksichtigen, 
vielmehr muss auf kommunaler Ebene unterschieden werden. Je nach Branche ist es für 
internationale Unternehmen entscheidend, in einer bestimmten Region präsent zu sein - der 
eigentliche Sitz innerhalb dieses Raumes ist häufig weniger wichtig. Für Kommunen ist dieser 
Unterschied jedoch erheblich, gerade im kommunalen Wettbewerb. Dennoch wird meist die 
Region als Untersuchungsebene gewählt und hinsichtlich Arbeitsmarkt, Infrastruktur etc. 
analysiert. 
Die Differenzierung im Agglomerationsraum erhält zunächst durch Suburbanisierung von 
Unternehmen einen Impuls. Sie wandern an den Stadtrand oder in den suburbanen Raum. 
Dabei haben insbesondere Unternehmen, die ihre Großverwaltungen außerhalb des 
Stadtgebietes verlegen, die Tendenz „… die verlorene zentrale Lage durch bauliche 
Repräsentation zu kompensieren.“ Eine Folge dieser Entwicklung ist steigender 
Individualverkehr sowie zunehmender Bedarf an Verkehrsinfrastruktur (TANK 1980: 206f). 
Auch für multinationale Firmen ist diese Tendenz auszumachen, wenngleich sie 
branchenspezifisch sehr unterschiedlich sein kann. So bevorzugen bspw. ausländische 
Finanzinstitute oder Unternehmensberatungen in der Agglomeration Frankfurt die Frankfurter 
City als Standort und sind weniger häufig im Umland zu finden (vgl. GROTE 2002; 
GLÜCKLER 2004). 
Für Städte wird es damit zunehmend wichtiger, entsprechende Standorte für Ansprüche des 
tertiären Sektors nach Repräsentations-, Produktions-, Absatz-, Verkehrs- und 
Zentrenorientierung, bereitzustellen (TANK 1980: 233). Diese Ansprüche können nur durch 
eine Vielzahl von Standorten befriedigt werden. „Wenn man den betrieblichen Erfordernissen 
weitgehend entgegenkommen will, ist also eine Fülle von Standortofferten, ein räumlich 
funktionales System von Standortofferten erforderlich.“ (TANK 1980: 233). Ein solches 
Angebot kann nicht ausschließlich von der Kernstadt geboten werden, erst durch die Summe 
der Standorte in der Region entsteht ein solches System, was zu einem Bedeutungszuwachs 
suburbaner Orte führt. Infrastruktur und Flächenausweisung in repräsentativen Lagen werden 
dort zu wichtigen Standortfaktoren. 
Die Ansiedlung internationaler Unternehmen stellt politische und planerische Institutionen 
– auch außerhalb der Kernstädte - damit vor neue Aufgaben, wie z.B. bezüglich Flächen für 
Expansionswünsche, Infrastruktur, Image, Art der Bebauung oder Unternehmensbetreuung. 
Im Rahmen der Fragestellung dieser Arbeit soll untersucht werden, inwieweit Kommunen 
über Steuerungsmöglichkeiten verfügen und diese wahrnehmen.  
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Als Einflussbereich ergeben sich damit vor allem folgende Bereiche: 
 
• Grund und Boden (Lage, Größe, Expansionsmöglichkeiten, Erschließung, 
Bebauungsvorschriften), 
• Verkehrsinfrastruktur (Straßen- und Schienenanbindung, öffentlicher Nahverkehr, 
Flughafenanbindung), 
• Infrastruktur allgemein (Telekommunikationsanbindung, Wohnraum, Versorgung), 
• Beschaffung und Entsorgung (Energie, Wasser, Abfall), 
• Wirtschaftsförderung, 
• Qualität des Arbeits- und Wohnumfeldes 
(nach SCHMITZ 2004: 141f). 
 
Hinzu kommt noch der Standortfaktor „kommunale Steuern und Abgaben“, der von 
Unternehmen insbesondere des produzierenden Sektors vielfach als wichtig bis sehr wichtig 
eingestuft wird (SCHMITZ 2004: 153). Zu berücksichtigen ist in diesem Zusammenhang 
allerdings, dass ein hoher Prozentsatz von Unternehmen nicht gewerbesteuerpflichtig ist 
(SCHMITZ 2004: 313). Hohe Steuern und Preise werden ebenso wie Verkehrsüberlastung, 
mangelnde Fläche, unzureichende Infrastruktur oder öffentliche Güter als Faktoren gesehen, 
die einer Ansiedlung von Unternehmen entgegen stehen (MAIER & TÖDTLING 2001: 105). 
Kommunen müssen sich also um eine Verbesserung dieser Faktoren bemühen, wobei eine 
permanente Anpassung an die Nachfrage erforderlich ist.  
Die theoretischen Möglichkeiten politischer Lenkung werden allerdings nicht unbedingt 
genutzt. Auch eine Politik des Laisser-faire ist möglich. In dieser Annahme begründet sich 
die Vorstellung der Abhängigkeit von globalen Entwicklungen und einer überformenden 
Globalisierung. So beschreiben BORJA & CASTELLS (1997) gravierende Folgen passiver 
Haltung bei sozioökonomischer Ungleichheit als Ergebnis internationaler Projektinvestitionen 
und leiten eine Abhängigkeit lokaler Stadtentwicklung von globalen Einflüsse ab (BORJA & 
CASTELLS 1997: 16 ff). „The fickleness of the development of urban centres illustrates the 
utter dependence today of cities on uncontrollable flows of global investements.“ (BORJA & 
CASTELLS 1997: 21). 
Inwieweit werden Standortfaktoren aber tatsächlich durch kommunale Akteure 
beeinflusst? Da sich die Faktoren zumindest teilweise im Einflussbereich kommunaler Politik 
und Planung befinden, liegen hier Potenziale für die Steuerung des 
Internationalisierungsprozesses. Politik und Planung könnten damit selbst zum Standortfaktor 
werden. Wenn Akteure entscheidend sind, ist es von Vorteil für die Nutzung dieser 
Potenziale, dass es überhaupt eine Beziehung zwischen kommunalen und internationalen 
Akteuren gibt. 
Systematische Untersuchungen zur differenzierten Ansiedlung internationaler 
Unternehmen in der Agglomeration existieren bislang für ausgewählte Branchen (häufig des 
Dienstleistungssektors) oder für ausgewählte Einzelbranchen – jedoch nicht für internationale 
Unternehmen allgemein. Meist geht es hierbei um allgemeine Tendenzen der 
Suburbanisierung oder Präferenzen für die City. Auf dieser Basis ist es nicht möglich, einen 
umfassenden Eindruck der Gesamtentwicklung zu erlangen. Ebenso werden Standortfaktoren 
im Internationalisierungsprozess häufig in ihrer regionalen, weniger in der intraregionalen 
Differenzierung betrachtet.  
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2.3.1.6 Relevanz für die Untersuchung 
Für die vorliegende Arbeit ergeben sich bezüglich des Internationalisierungsprozesses in der 
Agglomeration folgende zu berücksichtigende Aspekte:  
 
• Räumliche Untersuchungseinheit kann nicht die Global City allein sein. Ihre 
Verflechtung und die Komplementarität mit dem Umland erfordert den 
Untersuchungsraum auf die Agglomeration auszudehnen. 
• Um den Zusammenhang zwischen Globalisierung und 
Agglomerationsraumentwicklung analysieren zu können, muss eine systematische 
intraregional differenzierte Untersuchung der Internationalisierung erfolgen.  
• Die intraregionale Verteilung von Standortfaktoren und ihre Korrelation mit dem 
Internationalisierungsgrad ist dabei ein Ansatzpunkt, um die lokalen Einflussfaktoren 
des Internationalisierungsprozesses zu untersuchen. 
• Um Internationalisierungseinflüsse zu analysieren, ist es sinnvoll, als Indikatoren nicht 
nur Unternehmenshauptsitze sondern generell international vernetzte Unternehmen zu 
berücksichtigen. 
• Im Zusammenhang mit Auswirkungen der Internationalisierung kann 
Disparitätenentwicklung oder –verstärkung ein wichtiger zu berücksichtigender Faktor 
sein.  
• Der Einfluss von Politik und Planung muss berücksichtigt werden, um zu klären, ob 
dies selbst Standortfaktoren sind oder sein könnten. 
• Um eine Aussage über den Internationalisierungsprozess der Agglomeration treffen zu 
können, ist es notwendig, einen Branchenquerschnitt des sekundären und tertiären 
Sektors zugrunde zu legen. 
 
2.3.2 Lokale Regulation und Globalisierung 
Lokale Regulation muss infolge der Globalisierung mit einer veränderten Situation umgehen. 
Internationale Unternehmen können für kommunale Wirtschaftsentwicklung eine besondere 
Situation schaffen. Durch ihre internationalisierten Optionen (siehe hierzu Kapitel 2.2.3) der 
Unternehmensführung und –organisation ergibt sich für die wirtschaftliche Entwicklung von 
Kommunen theoretisch eine größere Unsicherheit. Sie werden so durch einen Teil ihrer 
Ökonomie in internationalen Standortwettbewerb gebracht. Zeigt sich lokale Politik und 
Planung in dieser Situation eher passiv und machtlos oder als aktiver globaler Akteur? 
Inwieweit besteht überhaupt ein Bewusstsein für Globalisierung? 
 
2.3.2.1 Die Bedeutung internationaler Unternehmen in der Agglomeration 
Internationale Unternehmen verfügen über internationale Handlungsoptionen, welche lokale 
und regionale Politik mit einer neuen Situation konfrontieren. Zunächst haben multinationale 
Unternehmen Einfluss auf unterschiedliche Ebenen in ihren „Gastgeberländer“: Kapital und 
Finanzen (z.B. Kapitalzufluss), Technologie (z.B. Technologietransfer), Handel und 
Vernetzung (z.B. mit lokalen Zulieferern), Wirtschaftsstruktur (z.B. Wettbewerb mit 
eingesessenen Firmen) und Arbeitsmarkt (z.B. Art und Umfang von Beschäftigung, Gehälter) 
(DICKEN 1992: 389).  
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Für die lokale Regulation ergibt sich aus den Charakteristika transnationaler Unternehmen 
eine besondere Situation: 
 
1. Sie kontrollieren ökonomische Aktivitäten in mehreren Ländern. 
2. Sie haben die Möglichkeit, die Vorteile geographischer Differenzen der 
Faktorausstattung zwischen Ländern und Regionen zu nutzen (einschließlich der 
Politik). 
3. Sie verfügen über die Flexibilität, ihre Ressourcen und Operationen auf globaler 
Ebene zwischen Standorten zu verschieben  
(DICKEN 1992: 47). 
 
Diese neue Qualität der Globalisierung mit weltweiter Aufteilung von Prozessen, 
Entwicklungen etc. wird durch moderne Informations-, Kommunikations- und 
Transporttechnik ermöglicht.29 Internationale Standortoptionen werden im Unternehmen auf 
globaler Ebene verglichen – zumindest des Unternehmensglobus, so dass ein großer Teil des 
Welthandels unternehmensintern stattfindet (DICKEN 1992: 47ff; STORPER 1997). So 
werden „alle Stadien der Wertschöpfung – angefangen bei Forschung und Entwicklung über 
die Herstellung, das Rechnungswesen, Marketing, Vertrieb bis zum Produktdesign oder 
Rechts- und Finanzdienstleistungen – einem Prozeß von „global sourcing“ unterworfen“ 
(ALTVATER & MAHNKOPF 1999: 103; Hervorhebung im Original). 
Die Auswirkungen im Lokalen erfolgen über Beschäftigung und Einkommen, die 
Umstrukturierung des Arbeitsmarktes hängt eng mit Globalisierung zusammen (DICKEN 
1992; CASTELLS 1996). Auf lokaler Ebene ergeben sich für Städte und Kommunen konkret 
folgende Berührungspunkte: 
• Durch Verschiebungen von Unternehmensgewinnen können multinationale 
Unternehmen Steuervorteile erreichen, die sich negativ auf die Einnahmen von 
Kommunen auswirken. Wenn multinationale Unternehmen weniger zum 
Steueraufkommen beitragen, bedeutet dies letztlich ungleiche 
Wettbewerbsbedingungen zwischen einheimischen und ausländischen Unternehmen 
(zur Steuerlast internationaler Unternehmen am Beispiel Italien siehe GASTALDI & 
PAZIENZA 2004).  
• Durch eine Vielzahl von global gestreuten Standorten hat das Unternehmen die 
Möglichkeit, Arbeitsprozesse und Projekte unternehmensintern an den 
kostengünstigsten Standort zu verschieben. Insgesamt ermöglicht dies, dass 
Unternehmen flexibler auf veränderte politische und wirtschaftliche 
Rahmenbedingungen reagieren können. Lokal kann dies Umstrukturierung mit 
Entlassungen oder Einstellungsstopp bedeuten.  
• Nicht zuletzt ergibt sich aus den Optionen ein Druckmittel in der Verhandlung mit 
Beschäftigten und der Politik. „Furthermore, this is a competition in which the 
                                                 
29 FRIEDMANN & WOLFF (1982) beschreiben den besonderen Status transnationaler Unternehmen etwas 
drastisch folgendermaßen: „These corporate giants, virtually immune from bankruptcy, can divest themselves of 
resources as readily as they acquire them. Much of their strategic bookkeeping is internal to the firm, and 
involves fictitious transfer prices. Their gains (or losses) are produced by ‘creative’ accountants. They pay few 
taxes and are well on the way to becoming independent of national controls. Their leverage in bargaining is 
virtually unchecked.” (FRIEDMANN & WOLFF 1982: 314).  
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investors have considerable leverage. This leverage stems from their mobility and so 
their power to play one city off against  another.” (COX 1995: 214).30  
 
Ein weiterer Aspekt in diesem Zusammenhang ist, dass internationale Unternehmen eine 
spezifische Unternehmenskultur haben, die sich z.B. in ihren Ansprüchen an Beschäftigte 
bezüglich Arbeitszeiten, Flexibilität oder Einsatzbereitschaft von nationalen Unternehmen 
unterscheidet. Aber auch Beschäftigungsmodelle, Löhne oder betriebliche Mitbestimmung 
von Arbeitnehmern können unternehmensintern anders gehandhabt werden, als dies im 
System des „Gastlandes“ üblich ist. Das gleiche gilt für Erwartungen an Politik und Planung, 
wenn es beispielsweise um Genehmigungsverfahren oder die Bereitstellung von Infrastruktur 
geht. Diese Besonderheit internationaler Unternehmen in Verbindung mit internationalisierten 
Entscheidungsoptionen und deren Nutzung bringt Städte und Kommunen in den 
internationalen Wettbewerb, wobei die theoretische Möglichkeit zur Standortwahl keine 
vollkommene Loslösung vom Standort bedeutet.  
Hinzu kommt, dass internationale Unternehmen zu einem mehr oder weniger hohen Grad 
„extern kontrolliert“ sind, was zu lokalen Problemen führen kann. MAIER & TÖDTLING 
(2001) führen folgende Gründe an: 
1. Strategische Entscheidung über die Betriebe werden außerhalb der Region und ohne 
Berücksichtigung der lokalen Beschäftigten und Entscheidungsträger getroffen, die 
Anpassung an veränderte Umweltbedingungen kann nicht eigenständig erfolgen. 
2. Durch fehlende Managementfunktionen sind weniger Arbeitsplätze für 
Hochqualifizierte und somit entsprechend geringere Einkommen vorhanden. 
3. Ist der extern kontrollierte Betrieb nur zur Parallelproduktion entstanden, so ist die 
Persistenz gering (MAIER & TÖDTLING 2001). 
 
Allerdings hängt die Ausprägung dieser Faktoren von der Organisationsstruktur der 
Betriebe ab (MAIER & TÖDTLING 2001: 79; siehe auch TÖDTLING 1994). 
Auch muss generell berücksichtigt werden, dass TNC keine homogene Gruppe sind. Sie 
unterscheiden sich nicht zuletzt hinsichtlich politischer, sozialer, kultureller und 
ökonomischer Charakteristika ihrer „Heimatnation“ (DICKEN 1992: 59). Hinzu kommen 
noch unternehmensspezifische Prägungen wie die Unternehmensgeschichte bzw. die Historie 
ihrer Internationalisierung mit Bindung an den lokalen Markt, Kontakte etc. (siehe auch 
DICKEN 1992). 
2.3.2.2 Kommunale Strategien und Steuerungsmöglichkeiten 
Wie reagieren Kommunen auf die neue Situation und welche Strategien entwickeln sie? Über 
welche Handlungsspielräume verfügen sie dabei?  
Für lokale Politik ergibt sich ein Handlungsdruck, auf die gesellschaftlichen und 
wirtschaftlichen Umstrukturierung zu reagieren. Von ihr wird erwartet, dass sie auf lokaler 
Ebene erfolgreich den Internationalisierungsprozess reguliert und Folgen bearbeiten kann, 
wozu auch die aktive Beeinflussung des Wirtschaftspotenziales zählt (KRÄTKE 1995: 233). 
Die Herstellung und Absicherung örtlicher Produktions- und Reproduktionsbedingungen 
erfordert lokale Politik und Internationalisierung verändert ihre Handlungsoptionen. Die 
Integration einer Stadt in die Weltökonomie resultiert also zumindest teilweise aus dem 
                                                 
30 Beispiele hierfür sind die Lohnverhandlungen von General Motors mit dem Tochterunternehmen Opel in 
Rüsselsheim 2004/05 oder des Volkswagenkonzerns 2005 in Wolfsburg, in denen niedrigere Produktionskosten 
ausländischer Standorte als Argumente der Konzernleitung angeführt wurden. 
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Einfluss der lokalen Akteure, welche den Prozess fördern oder behindern können (NOLLER 
& RONNEBERGER 1995: 255f).  
In gewissem Umfang, z.B. über die Standortfaktoren, können lokale Akteure Ansiedlung 
oder Investitionen internationaler Unternehmen beeinflussen. Auf der kommunalen wie auf 
der nationalen Ebene entsteht so eine Wettbewerbssituation um Investitionen, 
Steuereinnahmen und Arbeitsplätze (siehe auch KOCH 2000: 89ff). Wie Politik mit den durch 
Globalisierung veränderten Rahmenbedingungen umgehen kann, könnte dabei entscheidend 
für die Entwicklung einer Region und ihre Wettbewerbsfähigkeit sein. 
Den wachsenden Ansprüchen an die lokale Politik stehen allerdings vielerorts limitierte 
Handlungsmöglichkeiten gegenüber, verursacht durch abnehmende Steuerkapazitäten und 
steigende Ausgaben (KRÄTKE 1995: 233). Ob Städte und Regionen auf diese Situation mit 
einer „innovationsorientierten Regionalpolitik“ reagieren und aktiv gestalten oder lediglich 
Objekte der Entwicklung sind, ist eine zentrale Frage (IWER & REHBERG 1999: 331), 
wobei sich Aspekte zur Regionalpolitik überwiegend auch auf die Situation der 
Agglomeration übertragen lassen. 
Als ein Extrem politischer Reaktion wird Passivität gesehen, wie TANK (1980) allgemein 
im Zusammenhang mit Tertiärisierung und Suburbanisierung feststellt. Eine solche 
Stadtpolitik stelle nur noch Minimalanforderungen, wenn Fläche zur Nutzung als Standort für 
Unternehmen freigegeben werden soll, um die Abwanderung von Unternehmen ins Umland 
zu verhindern (TANK 1980: 212). Andere Autoren sehen sogar eine Tendenz der 
„vorauseilenden Unterordnung der (Regional-) Politik unter Unternehmensstrategien“. 
Regionen würden hierdurch „zum Objekt der sich international restrukturierenden 
Unternehmen“, welche die Gestaltung übernähmen (IWER & REHBERG 1999: 332). Aus 
einer Untersuchung am Beispiel der Automobilindustrie leiten IWER & REHBERG 
dementsprechend geringe Einflussmöglichkeiten der lokalen Ebene auf die 
Unternehmensentscheidungen ab: "... für die Region bleibt wenig mehr, als die 
Voraussetzungen dafür zu schaffen, um überhaupt in die Vorauswahl zu kommen (negative 
Selektion). Hierzu ist es notwendig, nicht nur die harten Faktoren vorzuhalten, sondern 
zugleich auch ein entsprechendes "Bild" (international) zu platzieren. Über solche "Bilder" 
erfolgen Zuschreibungen an Regionen oder Städte, die über längere Perioden stabil bleiben, 
und die eine gewisse Sogwirkung entfalten können." (IWER & REHBERG 1999: 349; 
Hervorhebung im Original).    
Die Frage, ob "Netzwerke durch regionales Handeln konstituierbar und stabilisierbar sind", 
erscheint den Autoren daher die zentrale Fragestellung, wobei sie eine generell geänderte 
Zielsetzung der Regionalpolitik zugrunde legen: von der Vollbeschäftigung und dem Abbau 
von Disparitäten hin zur Standortsicherung im globalen Wettbewerb (IWER & REHBERG 
1999: 351f). Als regionalpolitische Handlungsfelder zur Erreichung dieser Ziele werden 
Kooperation, regionale politische Netzwerke oder die Orientierung an „erfolgreichen“ 
Regionen diskutiert. Allerdings mangele es Regionalpolitik an politischen Instrumenten für 
die Umsetzung. Zudem fördere die „Begrenzung regionaler Strategien auf angebotsorientierte 
Aspekte, auf Kooperationsförderungen und die Entwicklung partizipativer Ansätze ohne 
gleichzeitige Verbindung mit weitergehenden Regulierungsansätzen“ lediglich dominante 
Unternehmen ohne Perspektiven für eine regionale Entwicklung zu eröffnen (IWER & 
REHBERG 1999: 356; siehe auch FICHTER 2002 zu „regionaler Außenpolitik“ zur 
Steigerung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit). 
Es gibt tatsächlich Anzeichen dafür, dass Städte eine stärker ökonomisch und am 
internationalen Wettbewerb ausgerichtete Politik betreiben. Infolge dessen wurde der Begriff 
der „Entrepreneurical City“ (unternehmerische Stadt) geprägt. Die Stadt wird danach zum 
Wirtschaftsakteur, der Einfluss auf den Prozess der Restrukturierung nimmt. Die Stadtregion 
und ihre Wirtschaftsakteure gewinnen nach BORJA & CASTELLS (1997) durch diese 
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Entwicklung generell an Bedeutung für die wirtschaftliche Entwicklung. Ihre Möglichkeiten 
und Strategien der Zusammenarbeit liegen dabei bspw. im Public-Private-Partnership oder 
der Initiierung von Großprojekten zur Stadtentwicklung (illustrierende Fallbeispiele hierzu bei 
BORJA & CASTELLS 1997).   
Als Ursache für die ökonomische Ausrichtung der Stadtpolitik wird auch der Wettbewerb 
gesehen, der den Druck zu ökonomisch ausgerichteter Politik erhöht (siehe auch NOLLER & 
RONNEBERGER 1995; MCGUIRK & MACLARAN 2000 für das Beispiel Dublin; WILKS-
HEEG et. al. 2003; BRENNER 2003). Die Stadt ist danach gezwungen, sich als „Produkt“ 
mit Hilfe von unternehmerisch konzipierter Standortpolitik und Wirtschaftsförderung sowie 
gestützt auf privatrechtlich organisierte Gesellschaften und Entwicklungsträger zu vermarkten 
(KRÄTKE 1995: 246). Als Folge dieser „Verbetriebswirtschaftlichung“ in der 
Stadtentwicklungspolitik sei die Verstärkung regionaler Disparitäten möglich, wenn sich 
kommunale Akteure für die „Konkurrenzstrategie gegenüber anderen Städten entscheiden“ 
(STRATMANN 1999: 357). 
Kritiker sehen dabei die Gefahr, dass durch die Neuausrichtung und Umstrukturierung der 
Politik andere Bereiche (z.B. soziale Belange) zunehmend an Bedeutung verlieren. So könne 
es zu einer Unvereinbarkeit  der Positionen einer „unternehmerischen“ und einer „sozialen“ 
Stadt kommen (STRATMANN 1999: 360f). So sieht MACHIMURA (1992) für den Aufstieg 
Tokios zur Global City die Unterstützung der Globalisierungstendenzen durch die Stadtpolitik 
(z.B. in Public-Private-Partnership) als entscheidend an. Als Folge der Restrukturierung 
nennt er eine enorme Zunahme von Bürogebäuden und Wohnbebauung, hohe 
Preissteigerungen für Bauland und Immobilien, Verdrängungsprozesse von Funktionen und 
Bevölkerung aus günstigen Lagen sowie die Etablierung unterschiedlicher politisch geplanter 
Konzentrationskerne sowie die Zuwanderung ausländischer Bevölkerung. Politik hat seiner 
Ansicht nach durch einseitige ökonomische Ausrichtung die Interessen von Bewohnern 
zugunsten der Entwicklung zur Global City zurückgestellte: „But the ongoing urban 
restructuring policy in Japan has inclined too much to economic development“ 
(MACHIMURA 1992: 127). 
Eine andere Perspektive auf Global Cities bzw. die Auswirkungen der Globalisierung von 
Städten ist die Untersuchung von Restrukturierung als kulturellem Überformungsprozess. 
Hier handelt es sich nicht um die vielbeachteten Knotenpunkte der Weltökonomie, sondern 
um „Affected Global Cities“. Am Beispiel Damaskus und Marrakesch zeigt ESCHER (2001), 
wie europäische Investoren Veränderungen ohne Berücksichtigung kultureller Aspekte 
bewirken, welche Ablehnung und Abgrenzung der Betroffenen und letztlich Spannungen und 
Konflikte provozieren. 
Theoretisch lässt sich die Idee von der unternehmerischen Stadt als Ausdruck einer Re-
Skalierung des Staates mit einer Aufwertung der regionalen Ebene interpretieren. Globaler 
Wettbewerb lässt die Bedeutung der Agglomerationsfaktoren für Unternehmen wichtiger 
werden und führt dazu, dass nationale Regierungen verstärkt auf regionaler Ebene fördern und 
so zwangsläufig eine ökonomische Orientierung von Städten entsteht (zur Diskussion siehe 
z.B. WILKS-HEEG et. al. 2003: 32ff). Auch im Agglomerationsraum muss sich eine solche 
unternehmerische Ausrichtung bemerkbar machen, beispielsweise in den Zielformulierungen 
lokaler Planer und Politiker. Der ökonomischen folgt danach auf lokaler Ebene eine politische 
Restrukturierung. 
Immer wieder wird in diesem Zusammenhang die „Kreativität“ der Politik gefordert, um 
mit den veränderten Verhältnissen erfolgreich umgehen zu können. Wie Kreativität zu 
verstehen ist – ob als flexible Anpassung an Unternehmerwünsche oder Entwicklung eigener 
Visionen und Methoden zu deren Umsetzung, bleibt dabei offen.  
Am Beispiel Kopenhagen zeigen HANSEN et. al. (2001), wie lokale Politik auf die 
ökonomische wie politische Transformation reagieren kann. Die Stadt versuche mit möglichst 
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„kreativer“ Politik ihre Wettbewerbsfähigkeit zu verbessern. Nach den Erkenntnissen der 
Autoren gehe dies zu Lasten sozialer Aspekte. Mit dem gleichen Vorwurf ist die 
„unternehmerische“ Stadtpolitik konfrontiert. Kreativität zeige sich hier als Bereitschaft, den 
Anfragen internationaler Unternehmen Priorität einzuräumen. So bewirke die aktive 
unternehmerische Rolle der Administration einen verschärften Wettbewerb auch innerhalb der 
Region, z.B. um Besserverdienende in der Stadt zu halten oder in die Stadt zu holen: „A 
consequence of this shift has been competition between municipalities in the capital city 
region to cater to what is called the ‘economically sustainable population’ and the 
simultaneous displacement of the socially and economically marginalized population.” 
(HANSEN et. al. 2001: 16). Die Folgen sind nach Ansicht der Autoren: hohe soziale Kosten, 
Verringerung politischer Transparenz, Verdrängungsprozesse sowie soziale und 
geographische Polarisierung (HANSEN et. al. 2001). 
Der ökonomische Wettbewerb von Städten hätte sich damit auf den Wettbewerb um eine 
finanzkräftige Bevölkerung ausgedehnt. Wie Städte mit Globalisierungseinflüssen und den 
Folgen umgehen können, hängt jedoch nicht nur von ihrer Haltung ab. Der lokale 
Handlungsspielraum ist begrenzt. Welche  Strategien sind hier möglich?  
Auf regionaler Ebene besteht ein Ansatz darin, die Region grundsätzlich wahrnehmbar, 
attraktiver und damit weniger austauschbar für Unternehmen zu machen (STEINACHER 
2002 am Beispiel Stuttgart). Von großer Bedeutung für die Attraktivität ist die 
Verkehrsinfrastruktur über Flughafen, Zuganbindung, Straßenanbindung aber auch 
Einrichtungen wie Kongresszentren u.ä. Darüber hinaus können Städte finanzielle Anreize 
bieten und Ansiedlung sowie Durchführung von Projekten erleichtern. BONNEVILLE (1994) 
erwähnt in diesem Zusammenhang auch Frankfurt als Beispiel einer Stadt, die auf 
internationaler Ebene initiierte Projekte unterstützt. 
Daneben betrachten BORJA & CASTELLS (1997) politisch beeinflussbare 
Aktionsbereiche von Städten: Wirtschaftsförderung (umfassender als der Begriff 
üblicherweise verstanden wird mit Stadt als Wirtschaftsakteur), strategische Stadtplanung (im 
großen Stil, was den Unterschied zur klassischen Stadtplanung darstellen soll), Sicherheit in 
der Stadt, Sozial- und Kulturpolitik (auch Jobcreation), städtische Infrastruktur (Verkehr, 
Kommunikationsnetz, etc.). Allerdings entstehe hieraus die Notwendigkeit von neuen 
Kompetenzräumen, Ressourcen und Managementformen für lokale Regierungen. Um diese 
Aufgaben erfüllen zu können und von der Kontrollfunktion zur Aktion zu kommen, seien 
neue organisatorische Strukturen erforderlich (BORJA & CASTELLS 1997). 
Auch Investitionen in weiche Standortfaktoren wie den Kulturbereich wird über die 
Verbesserung des Images z.B. durch Großveranstaltungen ein gewisser Effekt zugemessen 
(BONNEVILLE 1994). STRATMANN (1999) stellt sogar eine „Festivalisierung“ der 
Stadtpolitik als „Reflex der Kommunen auf die lokalen Effekte der Globalisierung von 
Ökonomie und Gesellschaft“ fest und zeigt ihre Konsequenzen für die städtische 
Lebensqualität am Beispiel der Olympischen Spiele in Sydney 2000 (STRATMANN 1999: 
V). Folgen seien eine Veränderung der Stadt- und Siedlungsstruktur durch Bau von Einkaufs- 
und Kulturzentren oder Plätzen und Infrastruktureinrichtungen (STRATMANN 1999).  
Initiativen zur Profilbildung z.B. über Ansiedlungsanreize und Einrichtungen für 
Unternehmen bestimmter Branchen sowie Unternehmenshauptsitze internationaler 
Unternehmen, aber auch von Institutionen - z.B. europäische Institutionen wie die 
Europäische Zentralbank - sind hier ebenfalls zu nennen (BONNEVILLE 1994; zu Formen 
und Praktiken der Stadtadministration “Creativity and Urban Governance“ siehe auch 
HEALEY 2004).  
Die genannten Aspekte sind allerdings teilweise sehr speziell und natürlich nicht überall 
denkbar. Für die vorliegende Untersuchung sind neben den regionalen Faktoren wie 
Arbeitsmarkt, regionales Umfeld etc., welche Unternehmensansiedlung und 
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Wirtschaftsentwicklung beeinflussen, insbesondere kommunal differenzierte Faktoren von 
Bedeutung, wie z.B. Fläche, Imagegestaltung oder Infrastruktur, also die bereits diskutierten 
Standortfaktoren. Welche Möglichkeiten lokaler politisch-planerischer Strategien tatsächlich 
bestehen, ist aber zunächst abhängig vom nationalen Kontext und dem kommunalen 
Kompetenzbereich. Im föderativen System der Bundesrepublik Deutschland besteht das 
Prinzip der Eigenverantwortlichkeit von Kommunen, aus dem sich konkret folgende 
Aufgabenbereiche und Gestaltungsräume ergeben: 
 
1. Gebietshoheit (Hoheitsgewalt in der Gemeinde), 
2. Organisationshoheit (des Gemeindeaufbaus bspw. Dienststellen und Behörden zu 
schaffen), 
3. Kooperationshoheit (Zusammenarbeit mit anderen Kommunen bei der 
Aufgabenwahrnehmung), 
4. Personalhoheit (über das Gemeindepersonal), 
5. Planungshoheit (Ordnung und Gestaltung des Gemeindegebietes), 
6. Rechtsetzungshoheit (Regelung eigener Angelegenheiten durch ortsrechtliche 
Vorschriften), 
7. Finanzhoheit (eigenverantwortliche Einnahmen- und Ausgabenwirtschaft; auch 
Hebesatzrecht für Steuern), 
8. Abgabenhoheit (Lastenverteilung gemeindlicher Aktivität auf die Einwohner) 
(SCHMITZ 2004: 33f). 
 
Insbesondere die Kompetenzen unter 5., 7. und 8. sind für eine eigenverantwortliche 
Entwicklung bedeutend. Über Festsetzung von Steuern und Abgaben wird ein wesentlicher 
wirtschaftlicher Standortfaktor definiert. Planungshoheit ermöglicht die Flächenentwicklung 
zu steuern und Potenziale zu entwickeln. Allerdings bestehen hier gravierende 
Einschränkungen durch nationale Gesetze und Verfahren zur Planänderung. 
Steuern und Abgaben sind jedoch nicht nur Standortfaktoren. Die Einnahmen ermöglichen 
Kommunen, Leistungen bereitzustellen, die mehr oder weniger attraktiv für Unternehmen 
sind und ebenfalls als Standortfaktoren bewertet werden. Diesbezüglich stehen sie im 
interkommunalen Wettbewerb. Zudem steigt die Bereitschaft von Unternehmen auch höhere 
Steuern zu zahlen, wenn Infrastruktur und die Bereitstellung öffentlicher Güter eine adäquate 
Gegenleistung darstellen. Zusätzliche Bedeutung erhält die Steuerpolitik in ihre 
Symbolwirkung für die Unternehmerfreundlichkeit und das Wirtschaftsklima einer Kommune 
(SCHMITZ 2004: 157ff). 
Die Verteilung der Einnahmen bei den Kommunalfinanzen für 2003 gibt einen Überblick 
über die Bedeutung der einzelnen Einnahmequellen (siehe Abbildung 6). 
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Abbildung 6: Kommunale Einnahmen 2003 in Deutschland 
 
Quelle: Eigene Berechnung nach Daten der BUNDESVEREINIGUNG DER 
KOMMUNALEN SPITZENVERBÄNDE (2005: 3) 
 
Im Detail setzten sich die Einnahmen der Kommunen zur Finanzierung öffentlicher 
Ausgaben aus Steuern und Zuweisungen wie folgt zusammen: 
• Ein 15%iger Anteil an der Einkommensteuer (orientiert am 
Einkommenssteueraufkommen des Bundeslandes), 
• ein 12%iger Anteil des Aufkommens aus dem Zinsabschlag, 
• ein Anteil von 2,07614% des Umsatzsteueraufkommens, 
• Einnahmen der Grundsteuer, 
• örtliche Verbrauchs- und Aufwandsteuern, 
• Einnahmen aus der Gewerbesteuer unter Abzug der Gewerbesteuerumlage31, 
• Zuweisungen aus einem aktiven Finanzausgleich (nach Landesgesetzgebung), 
• Gebühren für in Anspruch genommene öffentliche Leistungen und Beiträge für 
angebotene öffentliche Leistungen unabhängig von einer Inanspruchnahme, 
• Erwerbseinkünfte aus Unternehmen und Beteiligungen  
(SCHMITZ 2004). 
 
Für Gewerbe- und Grundsteuer hat die Kommune ein Hebesatzrecht, wobei die 
Gewerbesteuer bezüglich der Einnahmehöhe die bedeutendste kommunale Steuerart darstellt 
(SCHMITZ 2004: 85ff). Die Aufstellung zeigt jedoch auch, dass Einnahmen der Kommunen 
ihnen nur zu einem Teil direkt zukommen, ein anderer Teil erfolgt über Ausgleichstransfers. 
So sind wirtschaftlicher „Erfolg“ und Wohlstand nicht direkt gekoppelt.  
                                                 
31 Diese betrug 2002 in den alten Ländern 26% (SCHMITZ 2004: 100). 
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Neben dem positiven Effekt von Steuereinnahmen bedeuten diese für Kommunen zugleich 
eine Abhängigkeit von Unternehmen, was Entscheidungen z.B. über ihre Investitionen 
beeinflussen kann. Wie reagieren nun kommunale Politik und Planung auf 
Globalisierungseinflüsse im Rahmen des skizzierten Handlungsraumes und welche Folgen 
ergeben sich daraus? 
Zum Einen komme es zur erwähnten stärker unternehmerischen Orientierung von Städten, 
welche den Wettbewerb der Metropolen intensiviere (NOLLER & RONNEBERGER 1995: 
256; zu Wettbewerb siehe Kapitel 2.3.2.3). Zum Anderen wird als generelle Veränderung eine 
Machtverschiebung von der politischen Regierung hin zu einer Partizipation nichtstaatlicher 
Institutionen und Akteure konstatiert: „In other words, a system of local policymaking 
ostensibly dominated by elected local authorities has been refashioned into one in which local 
government shares powers, responsibilities and resources with a wide range of non-elected 
statutory bodies and others operating in non-statutory sectors.” (HARDING et. al.  2000: 
975).  
Dies würde im demokratischen System eine gravierende Änderung der Praxis auf lokaler 
Ebene bedeuten. Wenn nicht mehr ausschließlich demokratisch legitimierte Akteure 
Entscheidungen treffen, gewinnen nicht gewählte Interessengruppen und privatwirtschaftliche 
Akteure an Macht. Entscheidend – im Wortsinn – sind dann Akteurskonstellationen, die 
weniger administrativ oder politisch definiert sind, sondern vielmehr einen flexiblen, 
projektbezogenen und temporären Charakter haben. So leitet BEAUREGARD (1995) aus 
dem Zusammenwirken internationaler und lokaler Kräfte die Notwendigkeit ab, den Blick auf 
die interne Differenzierung der Stadt und deren Akteurskonstellationen zu lenken, da sie 
letztlich den Raum produzierten, fragmentierten und wiederherstellten. Nur im 
Zusammentreffen lokaler und globaler Akteure träfen sich auch globale und lokale Interessen 
(BEAUREGARD 1995: 244). Die Konsequenz für Planung wäre, dass der lokale Planer zum 
globalen Akteur würde: „It does mean that planners must be able to react to influences 
impinging on their ‚communities’, regardless of where those influences originate and which 
actors are responsible.” (BEAUREGARD 1995: 244). 
Auf soziale Folgen der Entwicklung weisen WILKS-HEEG et. al.  (2003) hin. Sie sehen 
eine Ablösung der Stadtadministration von ihren Aufgaben zu Zeiten des Fordismus (und des 
Wohlfahrtstaates), wirtschaftliche Aktivitäten zu lenken und öffentliche Dienstleistungen für 
Bildung, Wohnen und öffentlichen Nahverkehr bereitzustellen. Die Phase der 
Restrukturierung bringe dagegen mit dem Rückbau des Sozialstaates eine aktivere 
Stadtplanung hervor, die sich um Investitionen bemühe – weniger um den sozialen Ausgleich. 
“In short, city governance is increasingly characterised by a focus on entrepreneurial activities 
concerned with economic development and issues of production, rather than a concern with 
the more managerial issues of social welfare and collective consumption.” (WILKS-HEEG et. 
al. 2003: 30). 
Um die grundlegenden Veränderungen in der Stadtpolitik zu erfassen, wurden 
verschiedene theoretische Ansätze entwickelt. Zum Teil ist Globalisierung hier explizit als 
Einflussfaktor miteinbezogen, teilweise sind die Ansätze in die Forschung zur 
postfordistischen Entwicklung eingebettet. 
Die in den USA entwickelte Theorie des „Urbanen Regimes“ versucht zu beschreiben, 
unter welchen Bedingungen unterschiedliche Typen von Regierungskoalitionen in Städten 
entstehen. Ursprünglich war das Ziel, ein abstraktes Modell städtischer Politik bestimmter 
Epochen in Beziehung zu Veränderungen der Struktur des Weltwirtschaftssystems zu erklären 
(LAURIA 1997: 1ff). Der Charakter Urbaner Regime würde danach durch zwei Merkmale 
bestimmt: 1. Lokale Regierungen hängen bezüglich ihrer Zahlungsfähigkeit von Steuern ab 
und müssen daher Investitionen anziehen. 2. Die private Kontrolle im Kapitalismus bewirkt 
eine Abhängigkeit der Bevölkerung hinsichtlich der Beschäftigungsverhältnisse von 
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privatwirtschaftlichen Investitionen und Gewinnen (FAINSTEIN & FAINSTEIN 1983 zitiert 
nach LAURIA 1997). Die Effektivität lokaler Regierungen hänge dabei entscheidend von der 
Kooperation mit nichtstaatlichen Akteuren ab (COX 1997). Die Art des Urbanen Regimes 
wäre danach charakteristisch für das jeweilige Wirtschaftssystem. Eine hierauf aufbauende 
Typisierung Urbaner Regime nach Zeitabschnitten lässt sich allerdings nicht belegen. Die 
Konstellationen variieren zeitlich und räumlich zu stark, um ihre Entsprechung im Modell zu 
finden. Zudem wurde kritisiert, dass für das Urbane Regime lediglich lokale Akteure und die 
mikroökonomische Ebene berücksichtigt wurden, kaum externe Einflussfaktoren, wie die 
Weltwirtschaft (LAURIA 1997). Auch muss ein direkter Zusammenhang zwischen Steuern 
und wirtschaftlicher Situation gegeben sein, was im System des Finanzausgleichs nicht der 
Fall ist. Eine Rekonstruktion der Theorie des Urbanen Regimes wurde gefordert, um Prozesse 
größeren Maßstabs und signifikante lokale Variationen, die sich aus sozialen Normen und 
Werten sowie der Tätigkeit lokaler Akteure ergeben, berücksichtigen zu können (SHORT et. 
al. 2000). Einige Autoren plädieren in diesem Zusammenhang für eine Verbindung mit der 
Regulationstheorie (z.B. LAURIA 1997). 
Der Begriff des Urbanen Regimes wird als theoretisches Konzept auch angeführt, um das 
Zusammenwirken globaler und lokaler Akteure zu fassen. Das Urbane Regime als 
Arrangement aus privaten und öffentlichen Trägern, in dessen Rahmen 
Regierungsentscheidungen getroffen werden, besteht demnach aus Gruppen mit 
gemeinsamem Interesse an investitionsfördernder lokaler Entwicklung (WILKS-HEEG et. al. 
2003). Die Akteurskonstellationen bestimmen danach die Beziehung zwischen Städten und 
der Globalökonomie, dürften sich allerdings permanent und projektbezogen ändern (zur 
Diskussion vgl. SHORT et. al. 2000).  
LEO (1997) analysiert die Veränderung Urbaner Regime auf internationaler Ebene vor 
dem Hintergrund der „Urban Regime Theory“. Er sieht im Zusammenhang mit der 
Globalisierung einen Homogenisierungsdruck auf Städte. Normen und Praktiken der 
Weltökonomie hätten insgesamt einen homogenisierenden Effekt auf lokale und nationale 
Politik. Sowohl in ihrer baulichen Form und Struktur als auch hinsichtlich ihrer 
administrativen und politischen Arrangements seien sie von der Vereinheitlichung betroffen. 
Lokale Besonderheiten seien dagegen in der Reaktion von Städten, ihrem Erscheinungsbild 
oder sozialen Milieus erkennbar. Homogenisierungstendenzen sieht er auch im allgemeinen 
Trend zur Dezentralisierung von Arbeitsplatz und Wohnort und damit Suburbanisierung 
durch die Verbreitung von Auto und Kommunikationstechnologie (LEO 1997).  
Aber auch lokale Administration und Politik gleichen sich seiner Meinung nach auf 
globaler Ebene an. Beispielsweise würden Ideen wie Koalitionen urbaner Entwicklung für 
Stadterneuerungsprojekte weltweit übernommen. Auch Stadtentwicklung und bauliche 
Gestaltung werden in diesem Zusammenhang genannt, wie der global verbreitete Bau von 
Shopping-Mall’s in einer bestimmten Funktionskombination (LEO 1997).32 Einflussfaktoren, 
welche dagegen eher eine Differenzierung der Politik im internationalen Vergleich bewirken, 
sind nach LEO (1997) die Form und Intensität der Bürgerbeteiligung sowie die Rolle des 
Nationalstaates bei der Stadtentwicklung. So könne eine starke Involvierung des Staates in 
Landnutzungsentscheidungen den Investorendruck von der Stadtregierung nehmen (LEO 
1997). Für die Urban Regime-Theory kommt er schließlich zu dem Schluss, dass sie nicht 
ausreichend sei, um die Komplexität der Koalitionen im internationalen Vergleich zu erfassen 
(LEO 1997: 96). 
Einer umfassenden Anwendung der Urban Regime-Theory steht entgegen, dass national 
und lokal variierende Rahmenbedingungen starken Einfluss haben. Beispielsweise sind 
                                                 
32 Hier muss allerdings eine Unterscheidung zur Verbreitung architektonischer Moden getroffen werden. 
Baustile werden schon lange über nationale Grenzen hinweg verbreitet und weiterentwickelt.  
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Steuern nicht überall direkt mit der Wirtschaftssituation von Kommunen gekoppelt. Für die 
Anwendung der Urban Regime-Theory in Globalisierungsstudien müssten die lokalen und 
nationalen politischen Unterschiede also als Einflussfaktoren mit einbezogen werden. Auf der 
lokalen Ebene bedeutet dies auch, die Motive und Präferenzen der Verantwortlichen zu 
involvieren (SHORT et. al.  2000). Um Urbane Regime zu erfassen, wäre danach eine 
Detailstudie nötig. Dies ist zwar nicht Thema der vorliegenden Arbeit, allerdings sollen lokale 
und globale Akteure sowie ihre Verbindungen als Teilaspekt berücksichtigt werden.  
Ein anderer Ansatz versucht in diesem Zusammenhang die Regulationstheorie mit 
postfordistischer Stadtpolitik zu verbinden. Die Grundbegriffe der Regulationstheorie sind 
im Zusammenwirken von Akkumulationsregime und Regulationsweise beschrieben. Letztere 
stellt die „Kombination von Formen der Erwartungsanpassung und von widersprüchlichem 
Verhalten individueller Akteure gegenüber den kollektiven Prinzipien des 
Akkumulationsregimes“ dar (LIPIETZ, 1995: 92), welche das zugehörige 
Akkumulationsregime mit seiner spezifischen Organisation von Produktion und Kapitalfluss 
aufrechterhalten und lenken. Zur Regulationsweise gehören kulturelle und institutionelle 
Elemente wie Gesetze, Abkommen, Normen, Institutionen, Organisationsformen etc. 
(LIPIETZ 1995; MAYER 1996).  
Um den Ansatz auf Stadtpolitik anwenden zu können, wäre der Fokus auf neue 
lokalpolitische Regulationsweisen sowie deren Organisationsform zu legen und mit dem 
aktuellen Akkumulationsregime in Verbindung zu bringen, wie es MAYER (1996) versucht. 
Die Veränderung lokaler Politik und Planung hin zu verstärkter Intervention bei der 
Wirtschaftsentwicklung, wie sie auch in der Diskussion um die „unternehmerische Stadt“ 
(siehe Kapitel 2.3.2.2) zum Ausdruck kommt, steht für das politische Ziel, private 
Kapitalakkumulation zu fördern. Dies könnte als charakteristische Regulationsweise 
interpretiert werden (MAYER 1996).  
Bezüglich der Organisationsform ist dabei eine verstärkte Einbindung nicht-staatlicher 
Akteure in den Prozess der Lenkung und Forcierung lokaler Wirtschaftsentwicklung 
festzustellen, wodurch Kommunen von der lenkenden zu einer stärker moderierenden Rolle 
kämen (MAYER 1996). Das verstärkte wirtschaftspolitische Engagement mit dem Ziel der 
Wettbewerbsfähigkeit bewirke auf der anderen Seite einen Rückzug aus dem Bereich 
kollektiver Dienstleistungen des Wohlfahrtstaates auf lokaler Ebene. Zwischen 
wirtschaftlichem Erfolg und Wohlfahrt entstehe lokal so ein direkter Zusammenhang, wobei 
in die Bereitstellung sozialer Dienstleistungen zunehmend nicht-staatliche Organisation 
eingebunden würden (MAYER 1996). Hier ist allerdings kritisch anzumerken, dass dieser 
Zusammenhang sehr unterschiedlich ausgeprägt ist. Im System des Finanzausgleichs ist er 
deutlich schwächer. 
Insgesamt führe die Entwicklung dazu, dass „nun eine fragmentierte und potentiell höchste 
ungleiche Versorgung mit sozialen Dienstleistungen“ stattfinde, welche direkt an die 
„jeweilige ökonomische Leistung“ der Region gebunden und abhängig von „den Fähigkeiten, 
politischen Prioritäten und der Mobilisierung der lokalen politischen Akteure“ sei (MAYER 
1996: 23). Voraussetzung für den Erfolg in diesem System wäre nach MAYER (1996) eine 
lokale Regulation als „spezifisches Institutionengeflecht, das nämlich kompatibel mit und auf 
die Unterstützung des entstehenden Akkumulationsregimes ausgerichtet sein muß“. Dies 
betont die Autorin im Gegensatz zur Forderung einer allgemeinen institutional thickness, wie 
sie AMIN & THRIFT (1994: 14ff) fordern (siehe hierzu auch 2.3.1.5). Bezüglich der 
Globalisierungsprozesse würde dies auch die Entwicklung von Strategien für die 
Internationalisierung durch Kommunen bedeuten. Auch wenn die städtische Regulationsweise 
nicht Thema der vorliegenden Arbeit ist, werden einzelne Aspekte, wie Strategien, hier 
berücksichtigt. 
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Einen Versuch, beide Ansätze zu verbinden und für ein größeres System anwendbar zu 
machen, stellt die Kombination Urbaner Regime mit der Regulationstheorie dar. Sie bietet 
die Möglichkeit auf hohem Abstraktionsniveau wirtschaftliche und politische Veränderungen 
zu kombinieren. Lokale Politik würde hier als Teil der Regulation innerhalb eines bestimmten 
Akkumulationsregimes interpretiert werden. Im Fordismus ist die Rolle des Staates eine 
Teilhabe am Akkumulationsregime, bedingt durch seine Unterstützung von Produktion, 
Nachfrage und Konsum in seiner Funktion als Wohlfahrtsstaat. Die wirtschaftliche 
Umstrukturierung zum postfordistischen Akkumulationsregime könnte damit als Erklärung 
für das Aufkommen eines stärker unternehmerisch orientierten Urbanen Regimes mit 
Privatisierungstendenzen und einem Abbau öffentlicher Leistungen dienen (LAURIA 1997: 
5ff). Unterschiedliche externe ökonomische Zwänge würden dabei Erklärungen für die 
Differenzierung in spezifische Struktur und Politik verschiedener Urbaner Regime geben 
(LAURIA 1997: 7). Die in der Regulationstheorie unterschätzten lokalen Akteure könnten auf 
diese Weise integriert werden. Allerdings ist die Kombination beider Theorien aufgrund der 
Unterschiede ihres Abstraktionslevels, der räumlichen Dimension und Analyseobjekte 
problematisch. Die Urban-Regime-Theory beschäftigt sich mit dem Einfluss von 
Regierungskoalitionen auf die Form lokaler ökonomischer Entwicklungspolitik. „Regime 
theory might therefore be better labeled economic politics than political economies.“ 
(FELDMAN 1997: 30). Regulationstheorie legt dagegen den Fokus auf unterschiedliche 
Epochen des Kapitalismus und großmaßstäbliche Regulationsprozesse (FELDMAN 1997: 
30f).  
Als Fazit lässt sich ein breiter Konsens über den Bedeutungsgewinn der lokalen 
politischen Ebene für die Lenkung des Internationalisierungsprozesses und des 
wirtschaftlichen Erfolges in Zeiten der Globalisierung feststellen. Die Reaktion von Städten 
wird auf der Basis unterschiedlicher Annahmen untersucht, die von einer Politik des „möglich 
Machens“, über eine unternehmerische Ausrichtung der Politik bis zur Notwendigkeit einer 
kreativen Stadtpolitik gehen.  
Der Zusammenhang dieser Strategien mit Internationalisierung bzw. die Tatsache, dass es 
sich überhaupt um bewusste Strategien handelt, wird allerdings selten belegt. Insgesamt 
dominieren bei der Betrachtung die Ebenen nationalstaatlicher oder regionaler Politik. Die 
Diskussion um Globalisierung und Regulation konzentriert sich zudem auf große Metropolen. 
Zwar sind die Entwicklungen hier konzentrierter und augenfälliger, betroffen sind jedoch 
auch kleinere Kommunen, insbesondere im Umland von Großstädten. 
Handlungsspielräume sind der limitierende Faktor für eine unternehmerische Orientierung 
von Städten und ihre Wettbewerbsfähigkeit. Erfolgreiche Strategien müssen daher im 
Kompetenzbereich von Städten liegen und finanzierbar sein. Hinzu kommt, dass es sich hier 
um relativ neue Entwicklungen handelt, für die Orientierungshilfen und Muster noch fehlen. 
Dies gilt noch viel mehr für mittlere und kleine Kommunen.  
Die empirischen Untersuchungen zu den „Internationalisierungsstrategien“ von Städten 
sind meist deskriptive Analysen einzelner Städte, systematische vergleichende Arbeiten unter 
Einbeziehung von kleineren Städten fehlen jedoch. Problematisch erscheint zudem die 
Annahme, dass die angeführten stadtpolitischen Strategien als bloße Reflexe auf die 
Globalisierung verstanden werden. Theoretische Konzepte wie das des Urbanen Regimes oder 
der „unternehmerischen“ Stadt versuchen die von Städten in diesem Zusammenhang 
praktizierten Strategien und entsprechenden Akteurskonstellationen zu beschreiben. 
Limitierend für die Anwendung der Urban-Regime-Theory im internationalen Maßstab ist, 
dass nationale Besonderheiten und Rahmenbedingungen die Art der Koalition des urbanen 
Regimes stark modifizieren. 
Auch beim prognostizierten Rückbau sozialer Dienstleistungen als Folge des verstärkten 
Wettbewerbs muss differenziert werden. Auf nationaler Ebene ist der Zusammenhang 
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zwischen ökonomischer Leistungsfähigkeit und Sozialversorgung deutlich. Auf lokaler Ebene 
hängt eine eventuelle Fragmentierung sozialer Dienstleistungen jedoch davon ab, inwieweit 
Wohlfahrtsleistungen lokal autonom oder national erbracht werden bzw. über Finanzausgleich 
geregelt sind. 
2.3.2.3 Kommunaler Wettbewerb 
In Zusammenhang mit neuen Bedingungen für lokale Politik ist die Frage des Wettbewerbs 
aufgekommen. Wenn Kommunen stärker ökonomisch orientiert handeln, ergibt sich eine 
Konkurrenzsituation. 
Auch im Hinblick auf den internationalen Wettbewerb wird zunehmend der 
Agglomerationsraum bzw. die Region berücksichtigt. So wird regionale Kooperation häufig 
als Voraussetzung für internationale Wettbewerbsfähigkeit gesehen, „die Stadt“ allein könne 
nicht bestehen. Durch Zusammenarbeit bei der Optimierung von Genehmigungsverfahren 
oder der Wirtschaftsförderung und des Regionalmarketing könnten großräumige 
Entscheidungen der Wirtschaft beeinflusst werden (ZARTH & HUEGE 1999: 6f). Allerdings 
ist die Bereitschaft zur Zusammenarbeit gerade durch die Konkurrenz in einigen Bereichen 
eingeschränkt, was sich beispielsweise in Stadtmarketing oder geförderten 
Gentrifizierungsprozessen ausdrücken kann (STRATMANN 1999: 107). STRATMANN 
(1999) weist zudem darauf hin, dass die internationale Einbindung einer Stadt dazu führe, 
dass die internationale Ökonomie mehr Bedeutung als das Umland bekomme und es so zu 
einer „Entregionalisierung“ komme (STRATMANN 1999: 107). So entstünde Wettbewerb 
auf allen Ebenen zwischen Städten und Regionen auf internationaler Ebene, aber auch 
innerhalb einer Agglomeration. Eine solche Entregionalisierung ist jedoch kaum zu belegen. 
Zur Verschärfung der Städtekonkurrenz und zur wachsenden Internationalisierung der 
interurbanen Konkurrenz tragen auch die erweiterten Möglichkeiten der Standortwahl von 
Unternehmen bei (STRATMANN 1999: 107). Durch die zunehmende Mobilität von 
Unternehmen, Individuen und Produktionsfaktoren ist die Möglichkeit entstanden, auch 
öffentliche Leistungen zu vergleichen und zu wählen – analog zu Märkten für andere Güter 
und Dienstleistungen. Unterschiedliche (Wirtschafts-) Politiken treten dabei auf dem Markt in 
Wettbewerb zueinander (KERBER 2000: 368). „Die wettbewerbliche Erbringung öffentlicher 
Leistungen durch Gebietskörperschaften wie Staaten, Bundesländer und Kommunen ist 
angesichts des erreichten Mobiliätsgrades längst Realität und wird sich in Zukunft weiter 
intensivieren.“ (KERBER 2000: 374). In diesem Wettbewerb entsprächen „Jurisdiktionen33“ 
in der Analogie zu Märkten den Unternehmen, ihre Regierungen dem Management, die 
öffentlichen Leistungen den Produkten und Steuern wären den Preisen vergleichbar. Zu den 
öffentlichen Leistungen zählen dabei Recht, Infrastruktur, Regulierungen, Soziale 
Sicherungen etc. (KERBER 2000: 374).  
Die Konkurrenz steigt dabei mit zunehmender Autonomie der Kommunen. In der 
Bundesrepublik Deutschland werden in der Diskussion um die Reformierung der föderalen 
Einnahmen- und Gesetzgebungskompetenzen Modelle der Stärkung kommunaler 
Eigenverantwortung in Erwägung gezogen – auch im Hinblick auf den interkommunalen 
Steuerwettbewerb. Dies würde eine Verstärkung der Konkurrenz bedeuten. Voraussetzung für 
die Neuordnung der Einnahmenkompetenzen für die Steuerarten wäre eine Reform der 
Aufgabenverteilung. Kommunen könnten dann ein Leistungsangebot bieten, wobei z.B. 
Verkehrsinfrastruktur oder kommunale Wirtschaftsförderung und Marketing für Unternehmen 
interessante Leistungen sein könnten (SCHMITZ 2004: 165f).  
                                                 
33 Jurisdiktionen = Gebietskörperschaften als territorial definierte staatliche Einheiten (KERBER 2000: 374). 
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Hierbei geht es jedoch nicht nur um Unternehmensansiedlung. Der Wettbewerb von 
Städten34 um mobiles Kapital, kann unterschiedliche „Märkte“ bzw. Bereiche betreffen:  
 
• Produktmärkte - durch Erleichterungen, welche den Erfolg von Unternehmen fördern 
(GORDON 2002), 
• Investitionen (GORDON 2002), 
• Konsumpotenziale und wohlhabende Bevölkerungsgruppen (KRÄTKE 1995), 
• Zuwendungen durch höhere administrative Ebenen - öffentliche Investitionen, 
Großprojekte etc. (GORDON 2002; KRÄTKE 1995), 
• Wirtschaftliche Kommandofunktionen - für Großstädte durch Infrastruktur wie 
Flughäfen oder Büroflächen (KRÄTKE 1995). 
 
Um erfolgreich zu sein, müssen Orte nach GORDON (2002) allerdings ihre Prioritäten 
zwischen diesen Märkten wählen und im Bewusstsein darüber entsprechende Strategien 
entwickeln (GORDON 2002). 
Wettbewerb um Investitionen kann sich dabei auf Niederlassungen oder 
Unternehmenshauptsitze von globalen Unternehmen beziehen – aber auch um Investitionen, 
welche die Attraktivität der Stadt für solche Unternehmen steigern (COX 1995: 214). 
Wettbewerb von Städten ist damit auch eine Folge der Anpassung lokaler Politik an die durch 
Internationalisierung gesteigerte Mobilität.  
Nach BORJA & CASTELLS (1997) hängt die Wettbewerbsfähigkeit, welche sie in 
steigender Produktivität sehen, dabei von drei Faktoren ab: 1. „Connectivity“ (= Anbindung 
an regionale, nationale und globale Sphären über Telekommunikation), 2. „Innovation“ (= 
Kapazität zur Wissensgenerierung bzw. die dazu notwendigen qualifizierten Arbeitskräfte) 
und 3. „Institutional Flexibility“ (= Kapazität und Autonomie lokaler Institutionen gegenüber 
Unternehmen und Institutionen, die supralokal agieren) (BORJA & CASTELLS 1997: 14ff). 
Diese zu entwickeln, fördere demnach den Erfolg auf dem Markt, wobei diese Bedingungen 
nicht ausschließlich politisch zu erzeugen sind. 
Neben diesen generellen Annahmen soll auch die Spezialisierung auf bestimmte 
Dienstleistungsbranchen zur Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit beitragen. Auf diese 
Weise könnten auch Städte, die von ihrer Größe her kaum Global City Status erreichen, 
Standortattraktivität entwickeln und international wettbewerbsfähig werden. Allerdings 
unterliegen sie, wenn sie nicht ausreichend innovationsfähig sind, der Gefahr eines gewissen 
„Alterungseffektes“ (PAAL 2000; siehe auch PAAL 2005). 
Eine spezielle Anforderung aus dem internationalen Wettbewerb ergibt sich nach Ansicht 
von ZUKIN (1992). Er sieht die Notwendigkeit, Infrastruktur für „world-class financial 
actors“ anbieten zu müssen. Eine solche beinhaltet Telekommunikationsausstattung, 
qualifizierte Arbeitnehmer und neuwertige Bürogebäude (ZUKIN 1992).  
Ein wesentlicher verstärkender Faktor für den Wettbewerb innerhalb der Region ist die 
steuerliche Dezentralisierung (SALET et. al.  2003). Je mehr Kommunen von eigenem 
Einkommen durch Gebühren und Steuern abhängig werden, desto größer ist der Druck, in die 
Attraktivität einer Stadt zu investieren, um wettbewerbsfähig zu sein und sich wiederum das 
Potenzial für weitere Einnahmen zu erhalten, zu erweitern oder zu erlangen. Regionaler 
Kooperation im Hinblick auf internationale Wettbewerbsfähigkeit einer Region steht der 
verstärkte Wettbewerb allerdings in gewisser Weise entgegen und erschwert damit die 
Organisation der Regionalökonomie (SALET et. al.  2003: 13). 
                                                 
34 GORDON (1998) spricht von „Places“.  
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Ob Kommunen in Bezug auf den Globalisierungsprozess im Agglomerationsraum politisch 
tätig werden und lokale Standortfaktoren wie Steuern, Flächenausweisung etc. beeinflussen, 
ist ein Aspekt der Untersuchung. Bei der Interpretation ist daher zu berücksichtigen, ob sich 
intraregionale Disparitäten durch den Wettbewerb der Institutionen bzw. differierende 
Angebote öffentlicher Leistungen erklären lassen. 
Als Fazit für die vorliegende Arbeit lässt sich ein Überschneidungsbereich zwischen 
Globalökonomie und Lokalpolitik erkennen. Internationalisierung durch 
Unternehmensansiedlung oder –vernetzung bringt Kommunen ohne ihr Zutun in den 
internationalen Wettbewerb der Standorte, was sich auch auf den intraregionalen politischen 
Wettbewerb auswirkt. In der Agglomeration werden die Umlandgemeinden durch die 
Kernstadt „international“ und stellen ihrerseits Potenzial an Fläche, Funktionen und 
Ressourcen zur Internationalisierung der Kernstadt. So kommt es weniger zu einer 
„Entregionalisierung“ der Stadt, in der nach STRATMANN (1999, s.o.) die internationale 
Einbindung wichtiger als das Umland wird, sondern vielmehr zur Internationalisierung der 
Region.  
Multinationale Unternehmen beeinflussen in diesem Prozess lokale Arbeitsmärkte und 
Steuereinnahmen mit ihren Standortentscheidungen. Die Reaktion von Städten auf diese 
Situation ist infolge der Fixierung auf Global Cities auf der intraregionalen Ebene noch 
zuwenig untersucht worden. 
Zudem berücksichtigt die Diskussion um Strategien von Städten und ihre Erfolge nicht, 
dass neben der „Freiheit“, eine Strategie zu wählen, kaum Erfahrungswerte über deren 
Erfolge vorliegen, zumal andernorts erfolgreiche Strategien nicht einfach übertragen werden 
können. Städte befinden sich also einerseits unter Globalisierungsdruck im Handlungszwang 
und verfügen andererseits nicht unbedingt über notwendiges Wissen, Erfahrung und 
Handlungskompetenz, um die Aufgaben zu lösen. Noch schwieriger stellt sich die Situation 
für kleinere Kommunen dar, die über weit weniger Handlungsmöglichkeiten verfügen.  
Auch im Zusammenhang mit Wettbewerb werden Disparitäten und Polarisierung zwischen 
Städten und Regionen sowie innerhalb von Regionen als Folge diskutiert. LOGAN & 
MOLOTCH (1987: 258) sehen in der Ungleichverteilung der Wachstumskapazitäten die 
Grundlage für eine ungleiche Entwicklung von Städten unter den Bedingungen der 
Globalisierung. Bezüglich einer von ihnen erstellten Typologie von Städten bezüglich ihrer 
zukünftigen Rolle in der Globalökonomie formulieren sie: „An uneven capacity to attract 
growth is the key element in our typology of cities.“ Zu dieser Typologie gehören Historie, 
Ausstattung (wie z.B. Infrastruktur) ebenso wie die Möglichkeit zu politischer Beeinflussung 
von Standortfaktoren. Aus unterschiedlichen Anpassungsstrategien von Kommunen kann sich 
dann eine Fragmentierung der Politik ergeben (LOGAN & MOLOTCH 1987). Die Autoren 
sehen als Konsequenz fragmentierter Politik die Möglichkeit von Eliten (Unternehmen oder 
wohlhabender Einwohner), Politik zu beeinflussen, indem sie gegeneinander ausgespielt 
werden. 
2.3.2.4 Relevanz für die Untersuchung 
Im Hinblick auf die vorliegende Arbeit sind vor allem folgende Punkte von Bedeutung: 
 
• Lokale politische Strategien haben infolge Globalisierung einen Bedeutungsgewinn 
erfahren und müssen daher berücksichtigt werden. Gerade die politische Ebene 
zeichnet sich durch eine Vielfalt von differierenden Interessen aus, so dass eine 
Analyse auf der Ebene kleinster politischer Einheiten notwendig ist.  
• Die Untersuchung der Strategien von Städten muss vor dem Hintergrund ihrer 
Möglichkeiten erfolgen. 
 60
• Die Vertreter internationaler Unternehmen als globale Akteure sind ebenso wie lokale 
Akteure aus Politik und Planung in die Analyse einzubeziehen. Selbsteinschätzung, 
Strategien, Prioritäten und Handlungsspielräume von Kommunen sollen empirisch 
untersucht werden.  
• Inwieweit sich der lokale Planer tatsächlich als globaler Akteur sieht 
(BEAUREGARD 1995) bzw. wie er Internationalisierung wahrnimmt, soll daher ein 
Aspekt der Untersuchung sein.  
• Ob ein Zusammenhang zwischen politischer Strategie und dem 
Internationalisierungsprozess besteht, ist dabei zu analysieren.  
• Um die Einschätzung lokaler Akteure verifizieren zu können, muss auch die 
Perspektive internationaler Unternehmen Eingang in die Analyse finden. 
 
Dahinter steht die Forderung für ein neues (theoretisches) Konzept einer Betrachtung der 
Differenzierung und Integration von Raum durch Akteure, welche in einem historisch 
abhängigen geographischen Raum agieren (BEAUREGARD 1995: 245).  
2.3.3 Internationalisierung im Agglomerationsraum Frankfurt/Main 
Die Bedeutung der Internationalisierung für die Entwicklung der Agglomeration Frankfurt 
war bislang Gegenstand von Untersuchungen zu verschiedenen Aspekten. 
2.3.3.1 Ökonomische Internationalisierung 
Die Untersuchungen zur ökonomischen Internationalisierung der Agglomeration 
Frankfurt/Main sind in unterschiedlich abgegrenzten Räumen angesiedelt. Teils bildet der 
funktional abgegrenzte Großraum, teils der administrative Planungsverband Ballungsraum 
Frankfurt/Rhein-Main oder nur die Stadt Frankfurt, quasi stellvertretend für die Region, den 
Untersuchungsraum. 
BÖRDLEIN (1993) bezieht sich in ihrer Untersuchung zum Internationalisierungsprozess 
der Region Frankfurt auf den nach funktionalen Kriterien abgegrenzten Verdichtungsraum. 
Durch die gewählte Dimension entsteht ein inhomogener Raum, in dem Zentrums-Peripherie 
Unterschiede zum Tragen kommen und detaillierte Erhebungen methodisch nicht mehr 
möglich sind (BÖRDLEIN 1993: 47). Die Analyse erfolgt daher anhand von Indikatoren, 
welche die Autorin als bedeutsam für den Internationalisierungsprozess und die regionale 
Entwicklung sieht. Die Indikatoren sind dabei teils aus der „Weltstadthypothese“ abgeleitet, 
wie z.B. die Betrachtung bestimmter Branchen (hochrangige Dienstleistungen wie 
Finanzwesen, Werbung, Beratungsunternehmen) und infrastruktureller Einrichtungen mit 
besonderer Bedeutung für Internationalisierung im weitesten Sinne (Börse, Messe, Flughafen, 
Hauptverwaltungen von Großunternehmen) (BÖRDLEIN 1993, 1992). Allerdings beschränkt 
sich das Ergebnis auf eine Einordnung der (Kern-)Stadt Frankfurt anhand ihres Anteils 
internationaler Unternehmen und der als Schlüsselbranchen der Internationalisierung 
definierten Branchen. Unterstützend für die internationale Verflechtung werden die 
Entwicklung von Flughafen und Messe als „internationalisierungsrelevante“ Faktoren 
beschrieben (BÖRDLEIN 1993). 
Der „Nachweis von Internationalisierungsprozessen“ bleibt damit auf einer eher 
deskriptiven Basis, ergänzt durch einen darauf aufbauenden (nicht ganz systematischen) 
Vergleich der Region auf nationaler bzw. internationaler Ebene (BÖRDLEIN 1993: 245). So 
erfolgt eine Einordnung Frankfurts, nach welcher „... der Standort Frankfurt bei einigen 
hochrangigen Dienstleistungsfunktionen zu den bedeutendsten Standorten der Welt gehört.“, 
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bezüglich bestimmter Funktionen wie der Börse jedoch „.. deutlich hinter den führenden 
Standorten Tokyo, New York und London zurückbleibt.“ (BÖRDLEIN 1993: 25ff).  
Dem Umland wird dabei als Standort ausländischer Unternehmen eine gewisse Bedeutung 
beigemessen, für die hochrangigen Dienste sei dagegen die Konzentration auf den Standort 
Frankfurt entscheidend (BÖRDLEIN 1993: 246). Bei der intraregionalen Betrachtung 
identifiziert BÖRDLEIN neben der Kernstadt Frankfurt auch Mainz, Wiesbaden und 
Darmstadt sowie Rüsselsheim und Bad Homburg als Standorte von Großunternehmen bzw. 
Zentren spezieller Branchen, wie unternehmensorientierter Dienstleistungen (BÖRDLEIN 
1993: 246). Insgesamt ergibt sich aus dem Fokus zwischen internationalem Vergleich und der 
Betrachtung von räumlichen Konzentrationen für einige Indikatoren sowie dem Bezug auf die 
Weltstadthypothese eher der Versuch einer Einordnung Frankfurts auf internationaler Ebene 
mit Beschreibung einiger damit zusammenhängender räumlicher Konzentrationsprozesse in 
Stadtteilen und Kommunen des Agglomerationsraumes – weniger eine intraregionale 
Differenzierung.  
FREUND (1995) berücksichtigt in seiner allgemeinen Analyse der „Suburbanisierung von 
Betrieben im Rhein-Main-Gebiet“35 die Verlagerungsprozesse internationaler Unternehmen.  
Auch wenn er in der Untersuchung nicht explizit internationale Unternehmen im Fokus hat, 
weist er auf wichtige Tendenzen hin. So stellt er bezüglich der Suburbanisierung fest, dass die 
Verlagerung von Industrieverwaltungen aus der Stadt Frankfurt in das Umland häufig bei „... 
Deutschland- oder Europazentralen ausländischer Unternehmen ...“ zu finden sei. Zudem 
weist er bezüglich des regionalen Branchenspektrums darauf hin, dass „... die ohnehin 
dominierenden Industriezweige Chemie und Pharmazie, Elektrotechnik und Elektronik durch 
die ausländischen Firmensitze gestärkt wurden.“ (FREUND 1995: 47). 
Generell seien für Vertrieb, Großhandel und Handelsvermittlung verstärkte 
Suburbanisierungstendenzen festzustellen, was mit der notwendigen Nähe zum Flughafen 
begründet wird. Gleiche Tendenzen seien für die Bereiche Verkehrsunternehmen und 
Wirtschaftsdienste zu erkennen, unter denen sich ebenfalls einer hoher Anteil internationaler 
Unternehmen finde (FREUND 1995). Die Zielorte der Verlagerung werden nach FREUND 
vor allem durch Verfügbarkeit großer Bauflächen in guter Erreichbarkeit und Flughafennähe 
charakterisiert. Als Faktoren für die Zielwahl gelten darüber hinaus geringe Besteuerung, 
ausreichende Parkplätze und die Geschwindigkeit von Genehmigungsverfahren. Als Folge der 
Verlagerungstendenzen konstatiert der Autor unter anderem eine „funktionale Spezialisierung 
und qualitative Differenzierung von Teilräumen“ (FREUND 1995: 51ff). 
In Frankfurt ist internationale Ökonomie an einigen Standorten augenfällig,  beispielsweise 
im Westend oder Bankenviertel. Die Arbeiten hierzu sind häufig deskriptiver Natur (z.B. 
LIESER & KEIL 1988). So machen LIESER & KEIL (1988) in der Betrachtung Frankfurts 
als „Modell Weltstadt“ die internationalisierte Ökonomie der Stadt an der 
internationalisierenden Infrastruktur sowie an der Architektur und Kultur einer Metropole fest 
(LIESER & KEIL 1988). Berücksichtigt werden hierbei die räumliche Konzentration 
internationaler Unternehmen bestimmter Branchen wie die großen Banken mit ihren 
Auswirkungen auf Architektur und Stadtbild. Diese sind überwiegend in der Stadt Frankfurt 
mit ihrer sichtbaren ökonomischen und baulichen Entwicklung und entsprechender 
Stadtpolitik zu finden. Die Region findet hier weniger Beachtung. 
Generell werden bestimmte Branchen in den Untersuchungen zur Internationalisierung 
besonders berücksichtigt. Hier ist insbesondere die Finanzwirtschaft zu nennen, welche 
prägend für die Wirtschaft der Stadt Frankfurt, als Finanzplatz von europäischer Bedeutung, 
ist. Die Dominanz manifestiert sich dabei in unterschiedlichen Bereichen: „In Frankfurt hat 
die Entwicklung zum internationalen Finanzplatz nicht zu übersehende Folgen für die 
                                                 
35 Untersuchungszeitraum: Verlagerung der Betriebe zwischen 1980 und 1995. 
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ökonomischen, sozialen und auch baulichen Strukturen der Stadt.“ (LO & SCHAMP 2001: 
30). 
Begonnen hat die Entwicklung Frankfurts zu einem der Hauptknoten im globalen 
Finanznetzwerk nach dem Zweiten Weltkrieg. Infolge der Ansiedlung einiger Großbanken, 
kam es zu weiterem Zuzug - auch internationaler Banken. Mittlerweile haben von den in 
Deutschland ansässigen ausländischen Banken 60,5% ihren Unternehmenshauptsitz in 
Frankfurt (GROTE 2002: 97f). Der Finanzsektor ist auch ein wichtiger Faktor für die 
Beschäftigung. Speziell ausgebildete Arbeitskräfte sind einerseits ausschlaggebend für die 
Ansiedlung internationaler Banken, andererseits sind Stadt und Region mit ihrem 
Arbeitsmarkt durch die Dominanz des internationalisierten Finanzsektors von externen 
Einflüssen direkt betroffen. Weitere ausschlaggebende Standortqualitäten Frankfurts sind 
Transaktionen zwischen Banken, das Image, die Finanzdienstleistungen und die Börse 
(GROTE 2002: 87).  
Der regionale Finanzcluster strahlt dabei auch auf die wirtschaftliche Entwicklung des 
tertiären Sektors im Agglomerationsraum aus. So wird die Entwicklung von unterstützenden 
Branchen wie Unternehmens- und Rechtsberatung, Softwareentwicklung, Marktforschung, 
Informationsservice, Weiterbildung oder technischer Support (z.B. der Datenverarbeitung) 
begünstigt (SCHAMP 2002b). Unternehmen des Backofficebereiches finden sich 
beispielsweise in Umlandgemeinden wie Eschborn oder angrenzenden Städten wie 
Offenbach. Diese Branchen sind daher bei der Analyse der Agglomeration zu 
berücksichtigen. (Zur allgemeinen Suburbanisierung des tertiären Sektors und der 
Wirtschaftsentwicklung in der Rhein-Main-Region siehe auch WOLF 1986; 1989) 
Ebenfalls in Zusammenhang mit der internationalen Vernetzung Frankfurts sind andere 
Branchen des Dienstleistungssektors untersucht worden. So hat LO (2001) wissensintensive 
Dienstleistungsunternehmen analysiert und deren starke Einbindung sowohl in der 
Agglomeration als auch auf internationaler Ebene über Netzwerkbeziehungen festgestellt, was 
die Einstufung Frankfurts als Kontaktpunkt zwischen Globalökonomie und Region 
unterstützt. 
Auf der Basis einer Unternehmensbefragung belegt auch GLÜCKLER die „Rolle 
Frankfurts als lokales gateway der Unternehmen zu internationalen Märkten“ (GLÜCKLER 
2004: 34; Hervorhebung im Original). Anhand internationaler Unternehmensberatungen zeigt 
er die hohe Zentralität und internationale Vernetzung der Stadt auf – zumindest für den 
europäischen Raum bei gleichzeitiger deutlicher Abgrenzung zur Rhein-Main-Region in 
dieser Knotenfunktion. Die Präsenz multinationaler Unternehmensberatungen ist hoch 
(GLÜCKLER 2004). Wie beim Finanzsektor zeigt sich hier eine Differenzierung im 
Agglomerationsraum. Der Anteil international tätiger Unternehmensberatungen in der Stadt 
Frankfurt ist mit 60% deutlich höher als im Umland mit 40%. Frankfurter Unternehmen 
haben darüber hinaus einen höheren Anteil internationaler Kunden. Er liegt bei 70% 
gegenüber 50% im Umland, wobei auch größere Städte wie Mainz, Wiesbaden, Darmstadt 
und Aschaffenburg in die Kategorie Umland eingehen. Dennoch haben sich einige große 
multinationale Unternehmen  (genannt werden hier „Cap Gemini Ernst & Young“, 
„Accenture“, „A.D. Little“) im Umland angesiedelt (GLÜCKLER 2004: 34f). 
Doch neben der Bedeutung des Finanzsektors und den Unternehmensberatungen sowie  
der unternehmensorientierten Dienstleistungen generell, ist auch der sekundäre Sektor in der 
Region von Bedeutung, gerade in Bezug auf Internationalisierung.  
Die historisch bedingte Wirtschaftsstruktur ist für die Restrukturierung ihrer ökonomischen 
Basis entscheidend. Unter Umständen können aus der Historie bedingte Spezialisierungen 
dem Druck globalen Wettbewerbs nicht standhalten. Für die Rhein-Main-Region war 
industrielle Produktion, insbesondere der chemischen Industrie und der Automobilindustrie, 
lange Zeit ein wichtiger Wirtschaftsfaktor. Zudem setzte in diesen Branchen die internationale 
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Vernetzung zuerst ein, so dass ihre Umstrukturierung bzw. ihr Rückbau entsprechend 
gravierende Folgen für die Regionalökonomie hat (SCHAMP 2002b: 12ff).  
Für den Prozess der Restrukturierung betont SCHAMP (2002b) daher insbesondere die 
Bedeutung global agierender Akteure mit ihrem Einfluss auf den Entwicklungspfad. Der 
sekundäre Sektor bezieht sich jedoch in der Agglomeration Frankfurt heute nicht mehr in 
erster Linie auf Produktion. Unternehmensfunktionen wie Vertrieb, Entwicklung oder Service 
sind in der Region angesiedelt worden. Insbesondere für den Elektroniksektor (inkl. Handel, 
Telekommunikationsservice, Leasing elektronischer Geräte sowie Softwareentwicklung und –
service) zeigt sich, dass Frankfurt wichtig für den europäischen oder deutschen Markteintritt 
internationaler Unternehmen ist. Gerade Vertrieb ist dabei von Bedeutung. Frankfurt hat im 
Vergleich der deutschen urbanen Agglomerationen den höchsten Anteil von Beschäftigten im 
Logistiksektor, was die Bedeutung als Logistik-Hub insbesondere für Zentraleuropa illustriert. 
Allerdings ist in den letzten Jahren eine Verlagerung der Branche in das weitere Umland zu 
beobachten, z.B. in das 120 Kilometer von Frankfurt entfernte Logistikzentrum in Bad 
Hersfeld (SCHAMP et. al. 2002). 
Die Autoren sehen als Ursache für die Bedeutung der Region Frankfurt eine Marktbindung 
des europäischen Marktes an die Region bei zunehmender Reichweite des Marktes über die 
nationalen Grenzen hinaus. Frankfurt und die Rhein-Main-Region seien so zu einer 
Schnittstelle zu einem größeren europäischen Raum geworden (SCHAMP et. al. 2002: 189f). 
Aus der Spezialisierung und der zunehmenden Bedeutung der Marktfunktion der Region in 
Europa, ergibt sich dabei eine verstärkter Wettbewerb der Metropolregionen in Deutschland 
und Europa, dem auch die Rhein-Main-Region unterliegt (SCHAMP et. al. 2002: 189f). 
Bestimmend für die Globalisierung der Region ist ihre infrastrukturelle Ausstattung, wobei 
der Frankfurter Flughafen für das gesamte Rhein-Main-Gebiet eine zentrale Position 
einnimmt. Als zweitgrößter Passagier-Flughafen Europas fungiert er als Hub im 
internationalen Flugverkehr. Zudem ist die Betreibergesellschaft Fraport AG mittlerweile 
selbst eine international agierende Aktiengesellschaft, allerdings immer noch unter Einfluss 
der Landesregierung und des Bundes. Beide fördern den weiteren Ausbau, um die 
Wirtschaftsentwicklung der Region zu unterstützen (SCHAMP 2002a). 
Hier besteht ein Konflikt zwischen den Bedingungen für Internationalisierung sowie 
Bürgerinteressen und Umweltbelangen. So ist die Flughafenerweiterung zum lokalpolitischen 
Konfliktfeld geworden, was sich in einer Reihe von Klagen gegen das Vorhaben äußert. Nicht 
nur im Hinblick auf die Flughafenerweiterung stellt sich die Frage, welche Rolle Politik und 
Planung bei den Internationalisierungsprozessen spielen. Zumindest was die Kernstadt 
betrifft, scheint lokale Politik bei der Entwicklung zur Weltstadt entscheidend mitgewirkt zu 
haben. So sprechen KEIL & LIESER (1992) für die Zeit zwischen 1977 und 1989 von einer 
besonderen Aufmerksamkeit für den Internationalisierungsprozess von Seiten der 
konservativen Stadtregierung. Die Restrukturierung von einer exportorientierten fordistischen 
in eine post-fordistische und internationalisierte Stadt sei von der damaligen Regierung gezielt 
forciert worden. Zu dieser Politik gehörte danach eine uneingeschränkte wirtschaftliche 
Entwicklung, welche durch „Anpassungsplanung“ und die Umwandlung von Wohn- zu 
Bürohäusern ganzer Stadtviertel (Bsp. Westend) ermöglicht wurde. Ein Hochhaus-Bauboom 
habe eine umfassende Umstrukturierung der Stadt bewirkt. Die Autoren sehen zudem die 
Durchsetzung einer Flughafenerweiterung in den 1980er Jahren gegen den Willen großer 
Bevölkerungsteile in diesem Zusammenhang36 (KEIL & LIESER 1992). 
Die mit der Entwicklung zur Weltstadt einhergehenden Herausforderungen seien durch 
eine Koalition regionaler Akteure aus Unternehmern, Architekten, Planern und Politikern 
                                                 
36 Hier ist allerdings darauf hinzuweisen, dass das Land Hessen sowie die Region maßgeblich beteiligt waren 
– die Stadt Frankfurt war nur eine Vertreterin des Ausbaus von Vielen.  
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ermöglicht worden. Zu den Charakteristika der Politik zur „world-city formation“ gehörten 
die Privatisierung öffentlicher Unternehmen, eine offene Zielformulierung der Stadt zur 
Internationalisierung sowie die Gründung einer quasi politisch unabhängigen 
Wirtschaftsförderungs-GmbH 1987, welche die Internationalisierung Frankfurts in ihren 
Leitlinien auch als Chance für die Entwicklung der Stadt formulierte (KEIL & LIESER 1992: 
51ff). Auch die Imageproduktion von Frankfurt als Weltstadt sei politisch initiiert worden, 
wodurch wiederum die Notwendigkeit des Ausbaus in Weltstadtmanier mit 
Flughafenerweiterung, Messeneubauten, Hochhausbebauung etc. legitimiert werden konnte 
(KEIL & LIESER 1992: 55ff). Letztendlich habe aber der Ausschluss der Bevölkerung von 
diesen Entscheidungen und die Durchsetzung der Entscheidungen gegen den Widerstand der 
Bevölkerung, kombiniert mit selektivem Ausschluss sozialer Gruppen (z.B. Ausländer), zur 
Abwahl der Stadtregierung geführt (KEIL & LIESER 1992). 
Für die Städte und Kommunen des Umlandes ist Internationalisierungspolitik bislang kaum 
beachtet worden. Ihre internationale Vernetzung scheint zu gering. Auf den 
Untersuchungsraum bezogen ist die Stadt Frankfurt zu dominant, hier soll die vorliegende 
Arbeit ansetzen. 
Auch Untersuchungen zur kulturellen Internationalisierung konzentrieren sich   
überwiegend auf die Kernstadt Frankfurt – die Region findet wenig Berücksichtigung. Der 
Untersuchungsgegenstand, an dem Globalisierung in diesem Zusammenhang festgemacht 
wird, variiert von Physiognomie und Architektur der Stadt, über kulturelle Identitäten und 
Migration bis hin zu Lebensstilen „neuer“ Bevölkerungsgruppen in der „globalisierten Stadt“ 
(siehe auch Kapitel 2.3.1.1 zur Global City-Forschung und 2.3.1.3 zu sozioökonomischen 
Folgen). Von Bedeutung sind diese Aspekte, da sie häufig in direkter Beziehung zur 
Globalisierung gesehen werden – als räumlicher Ausdruck bzw. Folge zunehmender 
Internationalisierungsprozesse in Städten. Generell stehen sie zudem meist in Zusammenhang 
mit wirtschaftlicher Entwicklung. 
NOLLER (2002) befasst sich beispielsweise mit „Globaler Repräsentation im lokalen 
Raum“, wobei er die Architektur mit ihrer besonderen Ästhetik der Skyline sowie insgesamt 
die Ästhetisierung der Stadt als Manifestation internationaler Wirtschaft und Kultur 
interpretiert – als „symbolische Ökonomie“ der Globalisierung. Als Folge der Integration 
Frankfurts in die Globalökonomie konstatiert er zudem die Bildung einer neuen Mittelklasse 
mit spezifischen Konsumtionsmustern, welche wiederum ihren räumlichen Ausdruck finden. 
Danach schlägt sich Internationalisierung in einem Wandel der architektonischen 
Repräsentation konzentrierter Standorte für Dienstleistungen beispielsweise in Büro- und 
Technoparks nieder, sowie in geplanten Großprojekten, welche das internationale Profil der 
Stadt festigen sollen (Bsp. Geplantes Europaviertel neben der Messe auf dem Gelände des 
ehemaligen Güterbahnhofs37) (NOLLER 2002: 82f). In diesem Zusammenhang würden neue 
Erlebnisräume geschaffen, die das Ausleben individualisierter Lebensstile ermöglichen 
(NOLLER 2002: 91f). Wahrnehmungs-, Erlebnis- und damit Lebensräumen in Verbindung 
mit den durch Globalisierung sich in der Stadt verändernden Gegebenheiten sind Fokus dieser 
deskriptiv interpretativen Ausführungen. 
Einen Versuch, die häufig im Rahmen der Global City-Forschung postulierte Entstehung 
neuer urbaner Eliten mit am Berufsmilieu ausgerichtetem Lebensstil zu überprüfen, 
unternehmen NOLLER & RONNEBERGER (1995). Sie widerlegen am Beispiel der Stadt 
Frankfurt diese Vorstellung als zu stark generalisiert (siehe auch Kapitel 2.3.1.3 zu den 
sozioökonomischen Effekten der Globalisierung). 
                                                 
37 Aktuell wird mit der Erschließung des Geländes des ehemaligen Güterbahnhofs begonnen 
(„Erschließungsarbeiten für Europa-Viertel in Frankfurt starten“ URL: http://www.rhein-main.net, 11.04.2005). 
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Die Fülle der Arbeiten über Globalisierung von und in Frankfurt spiegelt den 
internationalen Charakter der Stadt, vor allem in wirtschaftlicher Hinsicht. Besonders 
hervorgehoben werden dabei bestimmte Branchen des tertiären Sektors, wie höherwertige 
unternehmensorientierte Dienstleistungen oder der Finanzsektor, sowie die 
„Weltstadtinfrastruktur“ mit Messe, Börse und Flughafen. Die Internationalität Frankfurts 
beruht danach auf ihrer Spezialisierung und Profilbildung. Im internationalen 
Größenvergleich könnte die Stadt nicht diese Bedeutung erlangen. Gerade die geringe Größe 
der Kernstadt Frankfurt bewirkt dabei eine starke Einbindung des Umlandes in den 
Internationalisierungsprozess (siehe hierzu auch SCHAMP 2002b: 11f). 
Insgesamt zeigt sich, dass der Versuch, Einflüsse ökonomischer Internationalisierung zu 
belegen oder gar deren Auswirkungen auf die Stadt- oder Regionalentwicklung zu 
analysieren, große methodische Probleme aufwirft. So ist zum Einen die „Globalisierung“ im 
Raum sowohl in kultureller, wie in ökonomischer Hinsicht schwer greifbar, zum Anderen 
sind Kausalbeziehungen kaum zu belegen. Teilweise mündet diese Schwierigkeit in die 
selektive Analyse von Einzelaspekten wie der Suburbanisierung von großen internationalen 
Unternehmen (allerdings nur als „Randthema“  bei FREUND 1995). Teils werden sie auch als 
Indikatoren für Internationalisierung bzw. Globalisierung allgemein verwendet (hochrangige 
Dienstleistungen bei BÖRDLEIN 1993). Oder die Untersuchung besteht in der Deskription 
von Indikatoren wie einer bestimmten Architektur als Globalisierungsausdruck oder des 
„Weltstadteindruckes“ (z.B. NOLLER 2002; LIESER & KEIL 1988). Dabei wird die Region 
zwar teils mitberücksichtigt, jedoch findet keine systematische differenzierte Analyse statt. 
Kulturelle Internationalisierung hängt eng mit wirtschaftlicher Globalisierung zusammen. 
So wurden auch der hohe Anteil ausländischer Arbeitnehmer sowie zunehmende ethnische 
und kulturelle Vielfalt in der Stadt Frankfurt als Belege für die internationale Bedeutung und 
Verflechtung der Stadt (und der Region) angeführt. Diesbezüglich erscheint Frankfurt als 
geeigneter Untersuchungsraum, wenn es um die differenzierte Internationalisierung einer 
Agglomeration geht, auch was eine mögliche Zunahme von Disparitäten betrifft. 
2.3.3.2 Einordnung der Region auf internationaler Ebene 
Im internationalen Maßstab beziehen sich die meisten Untersuchungen auf die Stadt 
Frankfurt. So wird Frankfurt im Rahmen der Global City-Forschung als einzige deutsche 
Stadt unter den Global oder World Cities geführt (z.B. bei FRIEDMANN & WOLFF 1982; 
FRIEDMANN 1986; FRIEDMANN 1995 oder SASSEN 1997). Die internationale Bedeutung 
trotz vergleichsweise geringer Größe verdankt die Stadt dabei insbesondere ihrer Funktion als 
internationaler Finanzplatz. Dabei ist im Rahmen dieser Einschätzung meist nur von der Stadt 
Frankfurt die Rede, wobei die Region häufig bei der Global City-Diskussion impliziert wird. 
In anderen Städtehierarchien ist Frankfurt je nach Indikatorenwahl hinsichtlich ihrer 
internationalen Bedeutung unterschiedlich platziert (z.B. BÖRDLEIN 1993; 
BEAVERSTOCK et. al. 1999; TAYLOR 2000) oder fällt auch aus dem Kreis der World 
Cities ganz heraus (KNOX 1995).  
Immer wieder wird Frankfurt als europäisches Zentrum von internationaler Bedeutung mit 
London verglichen. Unterschiede beider Städte bestehen bezüglich ihrer Stellung im 
jeweiligen nationalen Städtesystem, ihrer Größe, Historie etc., was den Vergleich interessant 
macht. Beispielsweise werden Wirtschaftsbeziehungen zwischen London und Frankfurt 
thematisiert oder Veränderungen ihrer Position durch die Einführung der europäischen 
Währung (bei BEAVERSTOCK et. al.  2001 oder BEAVERSTOCK et. al.  2003). Auch eine 
mögliche Veränderung der Position Frankfurts auf europäischer Ebene infolge des 
innereuropäischen Bedeutungszuwachses durch die Ansiedlung der Europäischen Zentralbank 
(FAULCONBRIDGE 2003) werden untersucht. 
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Der „Internationalisierungsgrad“ einer Stadt kann anhand ihrer internationalen 
Vernetzung bestimmt werden, Indikatoren und Skalen werden hier allerdings unterschiedlich 
angewendet und interpretiert. Auf der Basis von CASTELLS Vorstellung von Global Cities 
als Knotenpunkten in einer Welt der Ströme (siehe Kapitel 2.3.1.1 zu Global Cities) 
untersucht SCHAMP (2001) die Stadt Frankfurt beispielsweise hinsichtlich ihrer 
„Knotenfunktion“ bezüglich:  
 
1. der Generierung von Innovationen,  
2. der Steuerung von Kapitalflüssen, und  
3. der Steuerung von Marktinformation 
SCHAMP (2001). 
 
Die Entwicklung dieser Knotenfunktionen sieht SCHAMP (2001:167f) als bestimmend für 
den Entwicklungspfad der Stadt zu einem Zentrum von europäischer Bedeutung. Für den 
Entwicklungspfad sind im Fall Frankfurt nach SCHAMP Internationalisierung und allgemeine 
Tendenzen des Umbaus der Stadtökonomie charakteristisch, ebenso eine im Vergleich zu 
anderen Großstadt-Regionen Deutschlands beschleunigte Deindustrialisierung, die 
schrittweise Entwicklung zum internationalen Dienstleistungszentrum und die hohe 
internationale Verknüpfung wirtschaftlicher Aktivitäten (SCHAMP 2001). Die internationale 
Bedeutung der Region Frankfurt beruht danach wesentlich auf ihrer Funktion als Punkt für 
den europäischen und nationalen Markteintritt ausländischer Unternehmen und als 
finanzielles Steuerungszentrum (SCHAMP 2002b). 
HOYLER (2004) untersucht Frankfurt und London als globale Dienstleistungszentren im 
Vergleich von Kooperation, Wettbewerb und Vernetzungsgrad auf der Basis von 100 global 
agierenden Unternehmen (siehe auch TAYLOR et. al. 2002b sowie BEAVERSTOCK et. al. 
2001).  
RONNEBERGER & KEIL (1995) betonen, dass Internationalisierung in Frankfurt nicht 
nur die Stadt selbst betrifft, sondern vielmehr die Region als Ganze in den Prozess 
eingebunden sei. Dies sei stärker der Fall als in vielen anderen Global Cities, in denen dem 
CBD (Central Business District) immer noch eine wesentlich größere Bedeutung zukomme 
(siehe auch SASSEN 1995). Für die regionale Wettbewerbsfähigkeit der Rhein-Main-Region 
wird daher immer wieder die Notwendigkeit regionaler Zusammenarbeit betont (z.B. bei 
WOLF 2000). 
Als Fazit lässt sich eine unumstrittene internationale Bedeutung Frankfurts ausmachen, 
ihre Ausprägung wird jedoch noch diskutiert. Meist ist dabei explizit nur von der Kernstadt 
Frankfurt die Rede. Das Umland wird nur in wenigen Untersuchungen mitberücksichtigt. 
Obwohl die internationale Bedeutung in der Entwicklung der gesamten Agglomeration bzw. 
Region begründet ist. 
Die Branche der Finanzwirtschaft tritt für die internationale Bedeutung sowohl der Stadt 
als auch der Agglomeration Frankfurt besonders hervor. So verdankt die Stadt Frankfurt ihre 
internationale Position vor allem ihrer Bedeutung als internationaler Finanzplatz mit 
Niederlassungen ausländischer Banken, der Börse sowie der Ansiedlung bedeutender 
Finanzinstitutionen, wie der Europäischen Zentralbank. Diese Bedeutung des Finanzsektors 
und damit zusammenhängender Branchen schlägt sich auch im Beschäftigungsmarkt nieder. 
Dabei schafft der „Internationalisierungslink“ Finanzsektor zugleich eine gewisse 
Abhängigkeit. Diese Abhängigkeit besteht 1. auf globaler Ebene bezüglich der internationalen 
Integration und 2. lokal in Einflüssen auf den Arbeitsmarkt und die Wirtschaftsstruktur. 
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Abgesehen von den unterschiedlichen Plätzen der Stadt Frankfurt in den Rankings 
(abhängig von deren Indikatoren), bleibt jedoch offen, welche Bedeutung dieser Rang in der 
„Weltstadtordnung“ für die Stadt hat. 
2.3.3.3 Relevanz für die Untersuchung 
Folgende Untersuchungsaspekte lassen sich für die vorliegende Arbeit ableiten:  
• Frankfurt gilt als Stadt von internationaler Bedeutung und ist in diesem 
Zusammenhang in zahlreichen Studien untersucht worden. Bisher allerdings ohne dass 
eine systematische Untersuchung der Internationalisierung für die Agglomeration 
Frankfurt inklusive des Umlandes unter Berücksichtigung von Politik und Planung 
stattgefunden hat. Dies ist als Forschungslücke anzusehen, denn durch die im Vergleich 
mit anderen Weltstädten geringe Größe Frankfurts hat das Umland eine relativ große 
Bedeutung für den Internationalisierungsprozess der Stadt. 
• Die wirtschaftliche Entwicklung mit ihrer internationalen Vernetzung charakterisiert 
Frankfurt in Verbindung mit kultureller und ethnischer Vielfalt als Weltstadt im Sinne der 
Global City-Forschung. Die internationale Bedeutung hat die Stadt dabei zu einem großen 
Teil der Spezialisierung im Bereich höherwertiger Dienstleistungen bzw. des 
Finanzsektors zu verdanken. Zwar sind diese wichtig, doch müssen auch internationale 
Unternehmen des sekundären Sektors Beachtung finden, die eine lange Tradition in der 
Stadt und der Agglomeration Frankfurt haben. 
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3 Forschungsfragen und Hypothesen 
Ziel der vorliegenden Arbeit ist, das Zusammenwirken globaler Einflüsse und lokaler 
Gegebenheiten anhand des Internationalisierungsprozesses im Agglomerationsraum Frankfurt 
zu analysieren. Dem zugrunde liegt die Hypothese, dass Internationalisierung in der 
Agglomeration differenziert stattfindet, charakteristische Begleitfaktoren aufweist und bis zu 
einem gewissen Grad durch kommunale Politik und Planung steuerbar ist. Im Zentrum steht 
die Stadt Frankfurt als Standort von internationaler Bedeutung und Verbindungspunkt der 
Agglomeration zur Globalökonomie. Die Differenzierung der Agglomeration soll hinsichtlich 
des Globalisierungsprozesses und der Partizipation der Kommunen an der internationalen 
Bedeutung Frankfurts erfolgen. Unter Berücksichtigung des Forschungsstandes lassen sich für 
die Bearbeitung der Fragestellung einige forschungsrelevante Aspekte ableiten. 
3.1 Forschungsrelevante Aspekte 
Um Globalökonomie und Lokalpolitik mit der intraregionalen Entwicklung in 
Zusammenhang zu bringen, sind einige relevante Aspekte als Untersuchungsgrundlage zu 
berücksichtigen. 
Im Untersuchungsraum muss der Internationalisierungsprozess eine gewisse Dynamik 
aufweisen, die im Agglomerationsraum Frankfurt durch die internationale Bedeutung und 
Vernetzung der Stadt besteht. Um den Zusammenhang zwischen Internationalisierung und 
lokalen Faktoren einschließlich Politik und Planung untersuchen zu können, ist zudem eine 
systematische intraregional differenzierte Analyse notwendig. Hierzu muss der 
Untersuchungsraum administrativ unterteilt sein. Das Umland der Stadt Frankfurt ist gerade 
wegen der für eine Global City relativ geringen Größe der Kernstadt von großer Bedeutung. 
Zudem erfüllt die Agglomeration die Bedingung einer politischen Differenzierung. Diese 
muss anhand der kommunalen Strategien vor dem Hintergrund ihrer Möglichkeiten 
untersucht werden. Auch die Perspektive globaler Akteure auf den Untersuchungsraum ist 
hier zu berücksichtigen. Für die empirische Analyse von Internationalisierung und 
Agglomerationsraumentwicklung lassen sich aus dem Stand der Forschung folgende 
Hauptaspekte ableiten:  
 
I. Zur ökonomischen Internationalisierung in der Agglomeration 
A Differenzierung ökonomischer Globalisierung in der Agglomeration  
Der Prozess der Internationalisierung verläuft differenziert, auch im Agglomerationsraum. 
Auf kommunaler Ebene kann unterschieden werden, wo der Prozess mehr oder weniger 
dynamisch abläuft bzw. wo sich Internationalisierung konzentriert. 
Die Differenzierung wird dabei von Akteuren, die im historisch abhängigen 
geographischen Raum agieren, beeinflusst (BEAUREGARD 1995: 245). Die Charakteristika 
des „historisch abhängigen Raumes“ sind daher ebenso wie die Akteure aus Politik und 
Planung bei der Analyse auf kommunaler Ebene mit den Prozessen der Globalisierung in 
Verbindung zu bringen.  
 
B Begleitfaktoren ökonomischer Globalisierung in der Agglomeration  
Welche Faktoren die Internationalisierung begleiten, soll anhand einer Charakterisierung der 
Kommunen nach ihrem Internationalisierungsgrad untersucht werden. Die Zusammenhänge 
können eine Grundlage für die Interpretation von Ursachen und Folgen der 
Internationalisierung geben. 
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II. Zur Rolle der Akteure im Internationalisierungsprozess der Agglomeration 
A Regulation als Einflussfaktor – Rolle lokaler Akteure aus Politik und Planung  
Im Rahmen der Globalisierungsdiskussion wird häufig ein Machtverlust der Politik auf 
nationaler Ebene in Verbindung mit einer Aufwertung der lokalpolitischen Ebene konstatiert.  
Ob Lokalpolitik aktiv in den Prozess eingreift oder ihm passiv ausgeliefert ist, soll in der 
vorliegenden Arbeit analysiert werden. Die politische Dimension soll hierzu empirisch 
untersucht werden, wobei nicht die Organisationsformen, wie beim Konzept des Urban 
Government,  sondern die Ausrichtung und der differenzierende Einfluss lokaler Politik und 
Planung auf den Internationalisierungsprozess im Vordergrund stehen. Hierzu gehören 
Selbstverständnis, Bewusstsein und Strategien sowie eine Abschätzung der Wirksamkeit 
politischer und planerischer Aktivität.  
 
B Perspektive multinationaler Unternehmen - Akteure/Vertreter der Globalökonomie  
Der Einschätzung lokaler Akteure ist die Perspektive „globaler Akteure“ bzw. ihrer 
Stellvertreter gegenüberzustellen, um eine kritische Überprüfung zu erreichen. Zunächst ist 
dabei festzustellen, ob überhaupt eine Beziehung besteht bzw. eine entsprechende 
Wahrnehmung zwischen den Akteuren aus Planung und Wirtschaft besteht. 
 
III. Zur Bedeutung ökonomischer Globalisierung für die Agglomerationsraumentwick-
lung 
Die Basis einer theoretischen Beschreibung relevanter Entwicklungstendenzen im 
Agglomerationsraum infolge der Globalisierung kann durch die Synthese von 
Internationalisierung mit lokalen Einflussfaktoren geschaffen werden. 
Durch die intraregional differenzierte Betrachtung der Internationalisierung und der 
wirtschaftsräumlichen Entwicklung können beispielsweise Disparitäten erkannt werden. Zu 
analysieren ist dann, ob sich innerhalb der Agglomeration eine Verstärkung oder 
Verringerung kommunaler Disparitäten in Verbindung mit dem Internationalisierungsgrad 
zeigt. Die theoretische Vorstellung einer Fragmentierung kann hierbei kritisch geprüft 
werden. In Bezug zur intraregionalen Entwicklung wäre danach zu untersuchen, ob sich eher 
eine Tendenz der Homogenisierung, der Fragmentierung oder eine Stagnation in der 
Disparitätenentwicklung zeigt.  
 
3.2 Untersuchungsaspekte und ihre Operationalisierung 
Die Verbindung zwischen Globalökonomie und lokaler Entwicklung muss für die empirische 
Untersuchung auch methodisch hergestellt werden. Als Indikator für Internationalisierung 
können multinationale Unternehmen fungieren. Sie stellen eine unmittelbare Verbindung 
zwischen globaler Ökonomie und lokaler Entwicklung dar. Als Maß für den 
Internationalisierungsgrad innerhalb der Agglomeration wurde daher die Konzentration von 
multinationalen Unternehmen zur Differenzierung auf kommunaler Ebene herangezogen. Da 
auch Unternehmensniederlassungen grundsätzlich die Qualitäten internationaler Vernetzung 
aufweisen, müssen diese für eine breite empirische Basis ebenso berücksichtigt werden wie 
Unternehmenshauptsitze. Hierbei ist ein Branchenquerschnitt aus sekundärem und tertiärem 
Sektor zu wählen, um mögliche Pfadabhängigkeiten im Sinne traditioneller Spezialisierung 
von Kommunen berücksichtigen zu können. Eine Unterscheidung nach transnationalen oder 
multinationalen Unternehmen ist dabei nicht relevant. 
Die intraregionale Verteilung allgemeiner Standortfaktoren und ihre Korrelation mit dem 
Internationalisierungsgrad von Kommunen kann dann Ansatzpunkte für die Charakterisierung 
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des Internationalisierungsprozesses liefern. Hierzu gehört auch die Rolle lokaler Akteure aus 
Politik und Planung. Ihr Einfluss ist über ihre Prioritäten, Strategien und 
Handlungsspielräume analysierbar, wobei auch Internationalisierungsbewusstsein und 
Selbstverständnis berücksichtigt werden müssen. 
Schließlich kann die Perspektive multinationaler Unternehmen als globale Akteure auf ihre 
Standortwahl und –zufriedenheit dazu dienen, die Einschätzung der lokalen Akteure kritisch 
zu überprüfen. Die Frage, inwieweit politisch beeinflussbare Faktoren für die Standortwahl 
multinationaler Unternehmen relevant sind, ermöglicht eine Einschätzung der politisch-
planerischen Reichweite für die Steuerung von Internationalisierungsprozessen auf lokaler 
Ebene. 
3.3 Forschungsfragen 
Aus den Überlegungen vor dem Hintergrund bisheriger Forschung ergeben sich konkret 
folgende Forschungsfragen zu den Analyseebenen: 
 
I. Ökonomische Internationalisierung in der Agglomeration 
A Differenzierung der Internationalisierung 
Wie ist die intraregionale „Verteilung globaler Ökonomie“? 
 
B Begleitfaktoren der Internationalisierung 
Welcher Zusammenhang besteht zwischen dem Internationalisierungsgrad sowie 
Wirtschaftsstruktur und -situation? 
Welche Charakteristika weisen „internationalisierte“ und „weniger internationalisierte“ 
Kommunen auf? 
Welche Faktoren bedingen die Differenzierung der Internationalisierung? 
Welche Abhängigkeit besteht zwischen Internationalisierungsgrad und Situation der 
Kommunen? 
 
II. Akteure im Internationalisierungsprozess der Agglomeration 
A Lokale Akteure im Internationalisierungsprozess - Kommunale Politik und Planung 
Wie wird der Internationalisierungsprozess von kommunalen Akteuren wahrgenommen? 
Steuert kommunale Planung/Politik den Internationalisierungsprozess und wirkt somit 
differenzierend?  
Gibt es einen Zusammenhang zwischen Selbstverständnis, planerischer Zielsetzung und 
Internationalisierungsgrad der Kommunen? 
Lassen sich erfolgreiche kommunale Strategien bezüglich der Ansiedlung multinationaler 
Unternehmen erkennen? 
 
B Akteure der Globalökonomie - Perspektive multinationaler Unternehmen 
Wie nehmen multinationale Unternehmen kommunale Standortpolitik und -qualitäten wahr?  
Wie ist die Beziehung zwischen kommunalen und internationalen Akteuren? 
Zeigt sich eine Übereinstimmung zwischen der Einschätzung von Wirtschaftsvertretern und 
kommunalen Akteure? 
Wie lässt sich die Beziehung der Akteure zur Agglomeration beschreiben? 
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III. Bedeutung ökonomischer Globalisierung für die Entwicklung der Agglomeration 
Lässt sich eine Zunahme oder Verringerung von Disparitäten erkennen? 
Zeigt sich ein Zusammenhang zwischen intraregionalen Disparitäten und ökonomischer 
Internationalisierung ?  
Erscheint der Raum „fragmentiert“ oder „fragmentierend“?  
Welche Steuerungsmöglichkeiten ergeben sich auf kommunaler Ebene? 
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4 Methode 
4.1 Forschungsdesign 
Für die Untersuchung wurde eine Mischung aus quantitativen und qualitativen Methoden 
angewandt. Quantitative Methoden wurden zur Bestimmung des Internationalisierungsgrades 
und dessen Zusammenhängen mit anderen Faktoren genutzt. Datenbasis bildeten die 
Ergebnisse einer eigenen Kartierung sowie kommerzielle Daten und amtliche Statistiken. So 
wurde zunächst die Differenzierung des Internationalisierungsprozesses in der 
Agglomeration, inklusive ihrer begleitenden Faktoren, untersucht. Sie diente als Grundlage 
für die Interpretation der Ergebnisse des qualitativen Teils der Untersuchung.  
Inhalt des qualitativen Teils war die Analyse der Rolle kommunaler Akteure aus Politik 
und Planung im Internationalisierungsprozess. Zudem wurde die Perspektive multinationaler 
Unternehmen auf kommunale Politik und Planung untersucht. Hierzu wurden in beiden 
Akteursgruppen Leitfadeninterviews durchgeführt. 
4.2 Auswahl und Abgrenzung des Untersuchungsraumes 
Prozesse ökonomischer Globalisierung weisen, wie Wirtschaft allgemein, räumliche 
Konzentrationen auf. Dabei reicht es nicht, international bedeutende Großstädte zu 
untersuchen. Auch das Umland einer Kernstadt ist für deren Wirtschaft von Bedeutung, 
zusammen bilden sie den Agglomerationsraum. 
Aus der internationalen Perspektive betrachtet wird zwar der Standort „Weltstadt 
Frankfurt“ wahrgenommen und gewählt – die Agglomeration ist aber bis zu einem gewissen 
Grad in den Begriff „Frankfurt“ eingeschlossen. Um den Einfluss wirtschaftlicher 
Rahmenbedingungen sowie von Politik und Planung einschätzen zu können, muss ein Raum 
gewählt werden, dessen Differenzierung sich nicht bereits durch Zentrums-Peripherie 
Unterschiede erklären lässt. Maßgeblich für die Auswahl des Untersuchungsraumes waren 
daher drei Kriterien: 
 
1. Internationalisierung muss in dem Raum ein relevanter Prozess sein. Es müssen 
internationale Anbindung, Vernetzung und Bedeutung vorhanden sein. 
2. Der Raum muss administrativ differenziert sein, um den Einfluss unterschiedlicher 
Politik und Planung erkennen zu können.  
3. Zentralitätsunterschiede innerhalb des Untersuchungsraumes dürfen nicht so groß sein, 
dass sie bereits einen differenzierten Internationalisierungsprozess erklären. 
 
Der Agglomerationsraum Frankfurt erfüllt diese Bedingungen. Frankfurt ist eine der am 
stärksten international integrierten Städte Deutschlands. Die Stadt ist internationaler Finanz-, 
Börsen- und Messeplatz mit einer langen Tradition des internationalen Handels, einem hohen 
Ausländeranteil (22,3% der Bevölkerung in 2002) sowie einem Image der und einem 
Bewusstsein für Internationalität. Dies drückt sich unter anderem in der Einstufung der Stadt 
als einziger deutscher Global City aus (z.B. FRIEDMANN 1995; SASSEN 1997a). Der 
Agglomerationsraum Frankfurt ist traditionell Sitz zahlreicher internationaler Unternehmen 
und verfügt mit dem zweitgrößten Flughafen Europas (nach Passagieren) über eine 
hochfrequentierte internationale Verkehrsanbindung.  
Mangels einer Administration für den gesamten Raum erfüllt die Agglomeration Frankfurt 
auch die zweite Bedingung einer administrativen und politischen Differenzierung auf 
kommunaler Ebene. So lassen sich Politik und Planung als Einflussfaktoren analysieren. 
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Das dritte Charakteristikum erfordert, dass die Differenzen wirtschaftlichen Potenzials 
durch Marktnähe, Infrastruktur und Erreichbarkeit zentraler Einrichtungen sowie 
wirtschaftlicher Prägung (z.B. industriell - landwirtschaftlich) innerhalb des Raumes 
minimiert werden müssen. Auf der Grundlage dieser Überlegungen wurde als Methode der 
Abgrenzung des Untersuchungsraumes die auf europäischer Ebene standardisierte 
morphologische Agglomerationsraumabgrenzung nach N.U.R.E.C. (Network on Urban 
Research in the European Union) gewählt. Sie beruht auf der morphologischen Abgrenzung 
der „Built-up Area“, der geschlossen bebauten Fläche von der Kernstadt ausgehend, durch 
Auswertung eines Satelliten- oder Luftbildes. Zwischen den Gebäuden der geschlossen 
bebauten Fläche darf eine Entfernung von maximal 200m nicht überschritten werden. Der 
Agglomerationsraum besteht dann aus den Kommunen, deren Siedlungskern zu der 
kontinuierlich bebauten Fläche gehört (N.U.R.E.C. 1994; siehe Abbildung 7).  
Abbildung 7: Agglomerationsraumabgrenzung nach N.U.R.E.C. 
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Diese Form der Abgrenzung bietet die Möglichkeit, den aktuellen Stand der 
Agglomerationsraumentwicklung zu berücksichtigen, was bei funktionalen Kriterien vom 
Zeitpunkt amtlicher Erhebungen abhängig ist. 
Auch stehen funktionale Kriterien, wie Pendlerstatistiken, bereits für deutliche funktionale 
Unterschiede und Abhängigkeiten innerhalb des Raumes, welche die zu untersuchende 
Differenzierung des Internationalisierungsprozesses unter Umständen bereits erklären. Die 
morphologische Abgrenzungsmethode nähert sich damit der Forderung eines möglichst 
„homogenen“ Raumes und bildet so eine geeignete Ausgangsbasis für die zu untersuchende 
Fragestellung. 
 
4.3 Ökonomische Internationalisierung im Agglomerationsraum 
4.3.1 Differenzierung der Internationalisierung 
Für den Agglomerationsraum soll der Grad der Internationalisierung räumlich differenziert 
untersucht werden, um unterschiedliche Positionen der Kommunen erkennen zu können. Als 
Maß für den Internationalisierungsgrad wurde der Anteil multinationaler Unternehmen38 
ausgewählter Branchen ermittelt. 
Multinationale Unternehmen werden als maßgebliche Akteure der Globalisierung gesehen, 
da sie den „Globalisierungseinfluss“ direkt in die Agglomeration bringen und lokale 
Ökonomie durch Kapitalzuflüsse, Technologietransfer, Vernetzung mit lokalen Zulieferern 
bis hin zur Veränderung der Wirtschaftsstruktur und des Arbeitsmarktes beeinflussen 
(DICKEN 1992: 389). Mit Standorten in verschiedenen Ländern haben sie die Möglichkeit 
unternehmensinterner Verschiebung von Aktivitäten, Projekten, Unternehmensfunktionen, 
Gewinnen, Arbeitsprozessen etc.. Die lokalen Folgen reichen von Steuerverlusten über Folgen 
von Umstrukturierung (z.B. Entlassungen) bis zu Auseinandersetzungen mit Beschäftigten 
und Politik, in der andere Standorte als Druckmittel eingesetzt werden können (siehe Kapitel 
2.2.3). 
Sie stellen somit einen „Globalisierungsindikator“ mit Bedeutung für das „Lokale“ dar. Für 
die Fragestellung ist dabei relevant, dass es sich um übernational agierende Unternehmen 
handelt. Die Unterscheidung nach multinationalen und transnationalen Unternehmen oder 
Global Playern ist hingegen für die Fragestellung nicht von Bedeutung. Da die 
Berücksichtigung aller Unternehmen für die Untersuchung nicht möglich war, wurde eine 
Auswahl von Schlüsselbranchen getroffen. Diese sollten für die Internationalisierung sowie 
für die Wirtschaft der Agglomeration relevante Branchen berücksichtigen und zudem einen 
Querschnitt von Branchen des tertiären und sekundären Sektors repräsentieren. 
Auch wenn im Zusammenhang mit Internationalisierung der tertiäre Sektor häufig stärker 
beachtet wird, (CASTELLS 1996: 205) ist auch der sekundäre Sektor stark internationalisiert. 
So sind 76% der Global Player und deren Zulieferbetriebe in der chemischen und 
pharmazeutischen, der elektronischen und elektrotechnischen Industrie, sowie den 
Automobil-, Nahrungsmittel- und Mineralölsektoren zu finden (KOCH 2000: 59).  
HÄRTEL et. al. (1996) leiten anhand von Inward- und Outward-  Direktinvestitionen als 
Indikatoren für Standortentscheidungen eine „internationale Mobilität“ von Branchen ab.  
                                                 
38 Unternehmen mit Niederlassungen in zwei oder mehr Ländern (nach HERTNER & JONES 1986). 
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Ab einem Grenzwert von 50 v.H. der ausländischen Direktinvestitionen am Umsatz (und 
damit beim Durchschnitt des Verarbeitenden Gewerbes) sind danach vor allem folgende 
Sektoren als international mobil anzusehen: 
• Chemie, 
• Mineralölverarbeitung, 
• Gummiwaren, 
• Büromaschinen/EDV, 
• Tabakwaren, 
• Straßenfahrzeuge, 
• Elektronik/Elektrotechnik, 
• Feinmechanik/Optik  
(HÄRTEL et. al. 1996: 134). 
 
Im tertiären Sektor gehören zu den Branchen, die an der Internationalisierung partizipieren 
bzw. sie initialisieren und tragen, z.B. der Finanzsektor oder Versicherungen. FRIEDMANN 
& WOLFF (1982) identifizieren hier einige Branchen als entscheidend für die wirtschaftliche 
Dynamik und Funktion von Weltstädten: Verwaltung, Kredit- und Finanzwesen, 
Rechtsberatung, Buchführung, technische Beratung, Telekommunikation und EDV, 
internationaler Transport, Forschung und Weiterbildung (FRIEDMANN & WOLFF 1982). 
Einige dieser Branchen gehören zu den unternehmensorientierten Dienstleistungen –
insbesondere den wissensintensiven Dienstleistungen. So hat der Bedarf an Rechts-, Steuer- 
und Unternehmensberatung, Markt- und Meinungsforschung, Personalleasing und Werbung 
in den letzten Jahrzehnten stark zugenommen. 
Auf Grundlage dieser Überlegungen wurden die Schlüsselbranchen für die Analyse aus 
dem sekundären und tertiären Sektor ausgewählt. Einzelhandel wurde dabei bewusst nicht 
einbezogen, da die Standorte verbraucherorientiert und durch Marktnähe begründet sind.  
 
Tabelle 4: Schlüsselbranchen der Untersuchung 
NACE Branche 
24 Herstellung von chemischen Erzeugnisse 
29 Maschinenbau 
30 Herstellung von Büromaschinen, Datenverarbeitungsgeräten und –einrichtungen 
31 Herstellung von Geräten der Elektrizitätserzeugung, -verteilung u.Ä. 
33 Medizin-, Mess-, Steuer- und Regelungstechnik, Optik, Herstellung von Uhren 
34 Herstellung von Kraftwagen und Kraftwagenteilen 
51 Handelsvermittlung und Großhandel (ohne Handel mit Kraftfahrzeugen) 
63 Hilfs- und Nebentätigkeiten für den Verkehr, Verkehrsvermittlung 
64 Nachrichtenübermittlung 
65 Kreditinstitute 
67 Mit den Kreditinstituten und Versicherungen verbundene Tätigkeiten 
72 Datenverarbeitung und Datenbanken 
73 Forschung und Entwicklung 
74 Erbringung von Dienstleistungen 
Quelle: Eigene Darstellung nach NACE Rev.1.1 
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Der Branchenklassifikation wurde die europäisch einheitliche NACE39 Rev. 1-Systematik 
der Wirtschaftszweigklassifikation der Europäischen Union zugrunde gelegt. 
Für die Datengrundlage wurde in den Gewerbegebieten des Untersuchungsraumes 
(außer Frankfurt) im Winter 2002/2003 zunächst eine parzellenscharfe Kartierung der 
Unternehmen durchgeführt. Erhoben wurden, neben Namen und Adresse der Unternehmen, 
Gebäudehöhe, –zustand  und –alter sowie die Nutzungsart. Die Branchenbezeichnung, welche 
teilweise über Branchenbücher und Internet recherchiert werden musste, wurde nach der 
NACE-Klassifizierung vergeben. Unternehmen mit Standorten in mindestens zwei Ländern 
wurden als multinationale Unternehmen klassifiziert. Sofern dies nicht bekannt war, wurde 
die Information ebenfalls durch Recherche ergänzt. Aus den Variablen wurde eine Datenbank 
generiert, die sich an einer bereits vorhandene Datenbank der Gewerbegebiete der Stadt 
Frankfurt orientierte. Für die Unternehmen Frankfurts konnte dieser Gewerbekataster vom 
Planungsamt der Stadt Frankfurt verwendet werden. Die Datenbanken der Stadt Frankfurt und 
der restlichen Kommunen wurden zum Gesamtkataster der Gewerbegebiete mit ca. 5500 
Unternehmen zusammengefasst. Da eine Analyse aller Unternehmen nicht möglich war, 
wurde eine Auswahl von Unternehmen anhand der Schlüsselbranchen getroffen. Ergebnis war 
ein Gewerbekataster mit ca. 2050 Fällen als Datenbasis für die Gewerbegebiete des 
Untersuchungsraumes. 
 
Tabelle 5: Datenbasis der empirischen Analyse zur Unternehmensstruktur und Interna-
tionalisierungsgrad 
Datenbank "Gewerbegebiete" "City" "Kommunen" 
Datenquelle Eigene Erhebung 
Stadt Frankfurt 
Bureau van Dijk Electronic 
Publishing GmbH 
Kombiniert aus "Gewerbe- 
gebiete" und "City" 
Unternehmen Alle Branchen klassifiziert 
nach NACE 
Ausgesuchte "Schlüssel-
branchen" nach NACE 
Ausgesuchte "Schlüssel- 
branchen" nach NACE 
Auflösung Parzellenebene Kommuneneben, 
Stadtteilebene für Frankfurt
Kommuneneben, 
Stadtteilebene für Frankfurt
Informationen Unternehmen, Branche, 
Internationalität, Lage 
(Gewerbegebiet), Adresse, 
Gebäudehöhe, –zustand und 
–alter; Nutzungsart 
Unternehmen, Branche, 
Internationalität, Lage 
(City), Straßenabschnitt 
Unternehmen, Branche, 
Internationalität, Lage 
(Gewerbegebiet oder City)
Fälle  5.500* 6.800 8.850 
* davon 2050 Unternehmen der Schlüsselbranchen 
Quelle: Eigene Darstellung 
 
Daten für Unternehmen außerhalb der Gewerbegebiete wurden der kommerziellen 
Unternehmensdatenbank MARKUS (Quelle: Bureau van Dijk Electronic Publishing GmbH, 
Frankfurt) entnommen. Die Daten sind auf Stadtteil- und Straßenabschnittsebene verortet und 
teilweise um Informationen über die Unternehmenszugehörigkeit sowie zur Nationalität 
ergänzt. Aus ihr wurden anhand der räumlichen Angabe die fehlenden Unternehmen in der 
City oder in den Mischgebieten identifiziert. Sofern die Information zur Nationalität nicht 
bereits in der Datenbank enthalten war, wurde sie durch Internetrecherche ermittelt. 
Vorteil der kommerziellen Daten war, dass die Unternehmen bereits nach Branchen 
klassifiziert waren und eine direkte Auswahl nach den Schlüsselbranchen getroffen werden 
                                                 
39 Nomenclature générale des Activités économiques dans les Communautés Européennes 
 77
konnte. Hieraus resultierte die Datenbank „City“ mit 6800 Unternehmen. Zusammen mit 
den Unternehmen der Schlüsselbranchen aus der Datenbank der Gewerbegebiete ergab sich 
die Datenbank „Kommunen“ als Untersuchungsgrundlage mit ca. 8850 Unternehmen. Sie 
enthält für das Untersuchungsgebiet Angaben über die Internationalität der Unternehmen, ihre 
Branche und Lage (im Gewerbegebiet oder der City sowie der Kommune). Auf Informationen 
zum Gebäudezustand musste ebenso wie auf die parzellengenaue Lage verzichtet werden, da 
sie nur für die Gewerbegebiete vorlagen.  
Der Internationalisierungsgrad der Kommunen wurde über den Anteil internationaler 
Unternehmen der Schlüsselbranchen bestimmt. Ein prozentualer Anteil von internationalen 
Unternehmen als relatives Maß liefert hierzu einen ersten vergleichenden Überblick. Auf 
dieser Grundlage ist es jedoch schwierig zu beurteilen, ob eine Kommune über- oder 
unterdurchschnittlich internationalisiert ist. Insbesondere, wenn für den gesamten 
Untersuchungsraum von einem relativ hohen Anteil multinationaler Unternehmen 
ausgegangen werden muss, fehlen „Grenzwerte“ für einen signifikanten 
Internationalisierungsgrad. 
Für die signifikante Abweichung des Internationalisierungsgrades einer Kommune 
innerhalb des Untersuchungsraumes wurden daher „standardisierte Residuen“ für den Anteil 
internationaler Unternehmen berechnet. Hierfür wird zunächst aus dem Gesamtanteil 
internationaler Unternehmen und dem Anteil aller Unternehmen einer Kommune am 
Untersuchungsraum ein „zu erwartender Anteil Multinationaler“ berechnet. Die Abweichung 
von diesem erwarteten Wert (Residuen) zeigt dann, ob in einer Kommune verhältnismäßig 
viel oder wenig multinationale Unternehmen vorhanden sind. So werden sowohl das Niveau 
der Internationalisierung im Gesamtraum als auch der einzelnen Kommune berücksichtigt, um 
eine bessere Vergleichbarkeit zu erzielen und eine Aussage über signifikante Abweichungen 
machen zu können. Die standardisierten Residuen für den Anteil multinationaler 
Unternehmen (=Internationalisierungsgrad) wurden dann anhand von Grenzwerten 
klassifiziert. Ergebnis ist eine Klassifikation nach „nicht signifikantem“, „signifikantem“, 
„sehr signifikantem“ und „höchst signifikantem“ über- oder unterdurchschnittlicher Anteil 
multinationaler Unternehmen. 
Die standardisierten Residuen wurden neben der Differenzierung der Kommunen nach 
ihrem Internationalisierungsgrad auch für die Korrelationsanalyse möglicher Begleitfaktoren 
sowie die Einteilung der Kommunen in über-, unter- oder durchschnittlich internationalisierte 
Kommunen als Basis für eine Diskriminanzanalyse verwendet.  
4.3.2 Begleitfaktoren der Internationalisierung (Strukturanalyse) 
Ziel dieser Analyse war, mittels einer Korrelationsberechnung Zusammenhänge zwischen 
dem Internationalisierungsgrad und möglichen Einflussfaktoren bzw. Folgen der 
Internationalisierung auf kommunaler Ebene zu finden. Auf eine Korrelation mit dem 
Internationalisierungsgrad wurden Parametern aus folgenden Bereichen geprüft: 
• Wirtschaftliche Struktur, Situation und Entwicklung (1977/79, 1987, 2002), 
• Branchenstruktur - nach Beschäftigten und Unternehmen (2000/2002), 
• Beschäftigtenstruktur und – entwicklung (1977, 1987, 2002), 
• Bevölkerungsstruktur und – entwicklung (1977, 1987, 2002), 
• Baudynamik, gewerblich (19793 - 2002). 
                                                 
40Für einige Parameter standen lediglich Daten für das Jahr 1979 zur Verfügung. 
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Als Datenquellen dienten amtliche Statistiken des Landes Hessen und des 
„Planungsverband Ballungsraum Frankfurt/Rhein-Main“ auf kommunaler Ebene (zur 
vollständigen Liste der Variablen siehe Tabelle 36 im Anhang). 
Für die Branchenstruktur wurden prozentuale Anteile der Branchen aus der 
Unternehmensdatenbank berechnet. Für die Schlüsselbranchen wurden zudem standardisierte 
Residuen des Anteils einzelner Branchen berechnet. So lassen sich in der Abweichung des 
Anteils einer Branche vom Durchschnitt kommunale Branchenschwerpunkte erkennen. Diese 
Zusatzdaten wurden auf Korrelation mit dem Internationalisierungsgrad (in Prozent und 
Residuen) untersucht. 
Um Zusammenhänge zu erkennen, die über einen gleich- oder gegengerichteten linearen 
Zusammenhang hinausgehen, wurde zudem eine Diskriminanzanalyse durchgeführt. Sie 
ermöglicht beispielsweise Mittelwertvergleiche von Variablen zwischen einer Gruppe 
überdurchschnittlich und einer Gruppe unterdurchschnittlich internationalisierter Kommunen 
und gibt Aufschluss über Charakteristika der Gruppen. 
 
4.4 Akteure im Internationalisierungsprozess der Agglomeration 
Der Agglomerationsraum ist Ort des Zusammentreffens lokaler und internationaler Akteure, 
ihrer Aktionen und deren physischer Manifestation. Diesen Untersuchungsaspekt hat der 
qualitative Teil der Analyse zum Inhalt. Er besteht aus Interviews mit lokalen Akteuren aus 
Planung und Wirtschaftsförderung sowie Entscheidungsträgern multinationaler Unternehmen 
als Vertretern der globalen Ökonomie. 
 
Tabelle 6: Akteure im Agglomerationsraum 
Akteursebene Akteur Raumbezug Aktion 
Global Multinationale Unternehmen Niederlassung An-/ Umsiedlung; Wirtschaften 
Lokal  Planer, Wirtschaftsförderer  Kommune Planung; Entwicklung 
Quelle: Eigene Darstellung 
 
Der Befragung beider Gruppen wurden teilstandardisierte Leitfadeninterviews zugrunde 
gelegt. Die standardisierten Fragen bildeten hierbei die Grundlage für vergleichenden 
Analyseaspekte, während die offenen Fragen dem explorativen Charakter der Untersuchung 
bezüglich einiger Teilaspekte dienen und die Möglichkeit zur Erkenntnis unbekannter oder 
unbedachter Aspekte bieten. 
Die beiden Interviewkampagnen mit den Akteursgruppen „Politik und Planung“ sowie 
„Internationale Unternehmen“ unterscheiden sich allerdings in ihrer Zielsetzung. 
4.4.1 Lokale Akteure im Internationalisierungsprozess - kommunale Politik und Planung 
Durch die Befragung kommunaler Akteure sollte eine differenzierte intraregionale Analyse 
von Stadtplanung und Ausrichtung der Wirtschaftspolitik erfolgen, um sie mit dem 
Internationalisierungsgrad und seinen Begleitfaktoren in Verbindung zu bringen. 
Wirtschaftspolitik meint hier nicht ein parteipolitisches Programm, sondern reale Ziele und 
Richtungsvorgaben für Entscheidungen für die jeweilige kommunale Wirtschaftsentwicklung 
sowie deren Umsetzung. Hierzu wurden die Verantwortlichen für die Umsetzung aus den 
Stadtverwaltungen befragt, nicht Lokalpolitiker. Themen der Interviews waren Bewusstsein, 
Strategien und Ziele von Vertretern der Kommunen zur allgemeinen Wirtschaftsentwicklung 
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und zur Internationalisierung. Hierzu gehörte auch die Einschätzung kommunaler 
Standortqualitäten und Probleme. 
Der Fragebogen gliederte sich in zwei thematische Einheiten: 1. zur Stadtplanung und 2. 
zur Wirtschaftsentwicklung (siehe Fragebogen 1 im Anhang). In einem ersten Telefonkontakt 
wurden die Zuständigen für Fragen der Stadtplanung sowie der Wirtschaftsentwicklung und –
förderung ausfindig gemacht. In kleineren Kommunen sind beide Zuständigkeiten meist in 
einer Stelle, z.B. der Stadtplanung, angesiedelt. In diesen Fällen wurden beide Interviewteile 
mit einem Interviewpartner durchgeführt. Waren die Aufgaben auf verschiedene Ressorts 
verteilt, wurden die Fragebogenteile getrennt bearbeitet, z.B. mit Stadtplanung und 
Wirtschaftsförderung 
Die Interviews wurden zwischen Juni und Oktober 2003 in den 23 Kommunen mit Leitern 
der Stadtplanungsämter bzw. Leiter der Bau- und Liegenschaftsämter geführt. Zu Fragen der 
Wirtschaftsentwicklung wurden zusätzlich die Leiter der Wirtschaftsförderungen interviewt, 
in neun Städten waren entsprechende Einrichtungen vorhanden. In zwei Fällen wurde von den 
Mitarbeitern aus dem Bereich Stadtplanung bzw. Liegenschaftsverwaltung ein zusätzlicher 
Kontakt zum ersten Stadtrat bzw. zum Bürgermeister als Interviewpartner vermittelt. Sie 
wurden als Zuständige für die Wirtschaftsförderung zur Wirtschaftsentwicklung interviewt. 
Die Dauer der Interviews lag zwischen 25 und 75 Minuten. Die Gespräche wurden als 
persönliche Interviews geführt. Dies war aufgrund der großen Bereitschaft und des bei den 
meisten Interviewpartnern (insbesondere der Wirtschaftsförderungen) vorhandenen Interesses 
an der Fragestellung möglich. Häufig hatten sich kommunale Akteure viel Zeit für das 
Interview genommen und teilweise sogar an den Aufgaben beteiligte Kollegen hinzugebeten. 
Die Auswertung der standardisierten Fragen erfolgte mit deskriptiv statistischen Methoden. 
Die Ergebnisse der unstandardisierten Fragen wurden einer vergleichenden Analyse zur 
Stadtplanung sowie zur Wirtschaftsplanung allgemein und bezüglich Internationalisierung 
unterzogen. 
4.4.2 Akteure der Globalökonomie – Perspektive multinationaler Unternehmen 
Die Befragung der Akteure multinationaler Unternehmen diente dazu, ein Meinungsspektrum 
zu spezifischen Standortfaktoren, Standorteinschätzung, Bewertung von Politik und Planung 
sowie Entscheidungskriterien zur Standortwahl zu erfassen, um sie der Wahrnehmung 
kommunaler Akteure gegenüberzustellen.  
Es wurden Verantwortliche von Unternehmen aus sieben Kommunen befragt, die von 
Seiten der Unternehmen als Ansprechpartner benannt worden waren. Auch hier wurden 
Leitfadeninterviews geführt. Die Gespräche erfolgten auf Wunsch der Interviewpartner 
überwiegend telefonisch, lediglich zwei Interviews konnten persönlich durchgeführt 
werden.41 Die Auswahl der Unternehmen erfolgte als Stichprobe von 150 internationalen 
Unternehmen aus der Unternehmensdatenbank. Für 80 dieser Unternehmen konnte eine 
Kontaktadresse ermittelt werden42, von denen zwei Drittel um ein Interview gebeten wurden. 
Hieraus ergaben sich 21 Interviewzusagen, wobei nur 19 Gespräche zwischen Oktober und 
November 2004 zustande kamen, da zwei Interviewpartner letztlich doch nicht mehr zu einem 
Gespräch bereit waren.  
                                                 
41 Die Präferenz von Auskunftspersonen für die flexibleren telefonischen Interviews entspricht auch der 
Erfahrung aus anderen Studien, so begründen beispielsweise STRAMBACH & KRÄMER (1991) den 
Methoden-Mix aus standardisierten telefonischen und persönlichen Interviews für eine Unternehmensbefragung 
und bewerten ihn als gelungen. 
42 Für ca. 40% konnte kein Kontakt für den Standort ermittelt werden. Grund hierfür ist, dass es sich um 
Unternehmensteile ohne direkten Kundenkontakt (Lager, unternehmensinterne EDV-Dienstleistung etc.) 
handelte, die allenfalls über eine Zentrale oder in standardisierter Form ( z. B. Webformulare) kontaktierbar sind. 
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Der erste Teil der Interviews diente der Charakterisierung des Unternehmens über 
Unternehmensgröße und -funktion sowie dem Zeitpunkt der Ansiedlung. Gründe für die 
Standortwahl, Bewertung von Standortfaktoren, Ablauf der Standortwahl und deren 
nachträgliche Bewertung sowie die Bewertung der Unterstützung durch die Kommune waren 
weitere Interviewaspekte. Als Kategorien für die Auswertung der Befragung dienten 
folgende Themenbereiche:  
 
1. intraregionale Standortwahl, 
2. Bewertung von Standortfaktoren und der Standortentscheidung, 
3. Ablauf der Standortentscheidung, 
4. Bewertung von Politik und Planung am Standort. 
 
4.4.3 Bedeutung ökonomischer Globalisierung für die Entwicklung der Agglomeration 
Um die Entwicklung der Kommunen der Agglomeration zu vergleichen, wurde die 
Entwicklung der Disparitäten für Indikatoren zur Wirtschaftssituation und 
Beschäftigtenstruktur für die Zeitpunkte 1977, 1987 und 2002 anhand des 
Variationskoeffizienten analysiert. Dieses Maß eignet sich, um die Streuung von Verteilungen 
mit unterschiedlichen Mittelwerten und Dimensionen zu vergleichen. Die 
Standardabweichung wird hier als Anteil am Mittelwert in Prozent angegeben. Da dieses Maß 
nur für Verteilungen mit einem Mittelwert > 0 sinnvoll ist, wurden nur diese Variablen für die 
Untersuchung berücksichtigt. Für einige Variablen wie Beschäftigtenstruktur und 
Bevölkerung wurden zudem die Variationskoeffizienten der Entwicklung innerhalb der zwei 
Zeitabschnitte (1977-1987 und 1987-2002) berechnet.  
Die Variationskoeffizienten der Variablen wurden mit den korrelierenden Faktoren des 
Internationalisierungsgrades verglichen, um einen möglichen Zusammenhang zwischen 
Internationalisierung und Disparitätenentwicklung erkennen zu können. 
Für die abschließende Bewertung der Bedeutung ökonomischer Globalisierung für die 
Agglomerationsraumentwicklung wurden auch die Ergebnisse der Akteursbefragung in den 
Kommunen und multinationalen Unternehmen berücksichtigt. 
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Tabelle 7: Operationalisierung der Variablen 
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5 Rahmenbedingungen des Untersuchungsraumes 
5.1 Struktur und Entwicklung des Rhein-Main-Gebietes und der Agglomeration 
Frankfurt/Main 
Die Agglomeration Frankfurt ist ein Teil des Rhein-Main-Gebietes, welches als 
Verdichtungsraum von Mainz/Wiesbaden im Westen über den Taunus im Nordwesten bis 
nach Hanau im Osten reicht, den Kreis Aschaffenburg im Südosten mit ein schließt und sich 
im Süden bis Darmstadt erstreckt (WOLF 1990). Der in der vorliegenden Arbeit untersuchte 
Agglomerationsraum umfasst die Stadt Frankfurt/Main sowie 22 umliegende Städte und 
Gemeinden (zum Untersuchungsraum siehe Karte 1 auf S. 83, zur Methode der Abgrenzung 
siehe Kapitel 4.2).  
Die wirtschaftliche Bedeutung des Untersuchungsraumes zeigt sich in einem Anteil von 
34% der hessischen Arbeitnehmer, die hier arbeiten – knapp 750.000 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigte. Rund 21% der Einwohner Hessens leben im 
Untersuchungsraum, mit 1661 Einwohnern pro Quadratkilometer ist die Bevölkerungsdichte 
sehr hoch43, wie der Vergleich zeigt. So lag die Bevölkerungsdichte 1999 im hessischen 
Landesdurchschnitt bei 287 und im Bereich des Planungsverbandes Ballungsraum 
Frankfurt/Rhein-Main bei 875 Einwohnern pro km2 (GRÜN 2001). 
Das Rhein-Main-Gebiet als polyzentrischer Verdichtungsraum ist wesentlich größer als die 
Agglomeration, wobei die Einwohnerzahl je nach Abgrenzung variiert, von SCHAMP (2001) 
wird sie beispielsweise mit ca. 4,8 Millionen angegeben. Große Städte wie Mainz, 
Wiesbaden, Hanau, Offenbach, Darmstadt und Frankfurt werden hinzu gerechnet.  
Ebenfalls abhängig von der Art der Abgrenzung ergibt sich für das Rhein-Main-Gebiet die 
administrative Unterteilung. Der größte Teil gehört zum Land Hessen und zum 
Regierungsbezirk Darmstadt. Im Westen liegt ein Teil auf dem Gebiet von Rheinland-Pfalz 
(Mainz) und im Südosten in Bayern (Aschaffenburg/Unterfranken). Die kleinste 
administrative Ebene stellen die Kommunen dar, eine Regionalregierung oder –administration 
gibt es nicht. 2001 wurde allerdings der Planungsverband Ballungsraum Frankfurt/Rhein-
Main (PVFRM) mit 75 Mitgliedstädten in der Nachfolge des Umlandverbandes Frankfurt 
gegründet44, mit dem Ziel die interkommunale Zusammenarbeit zu stärken.  
Zu den Aufgaben des PVFRM gehören: 
 
• Aufstellung des Regionalen Flächennutzungsplan für das Gebiet der 75 
Mitgliedsstädte und -gemeinden im Zusammenwirken mit der Regionalversammlung 
Südhessen, 
• Aufstellung des Landschaftsplans, und 
• Mitwirkung bei der interkommunalen Zusammenarbeit  
(PVFRM 2004).  
 
                                                 
43 Die Daten beziehen sich auf 2002. 
44 Gegründet wurde der PVFRM als Körperschaft des öffentlichen Rechts durch Landesgesetz mit Wirkung 
vom 1. April 2001 als Rechtsnachfolger des Umlandverbands Frankfurt. Gesetz zur Stärkung der kommunalen 
Zusammenarbeit und Planung in der Region Rhein-Main (Quelle: www.pvfrm.de, 27.04.2005) Der 
Umlandverband Frankfurt hatte 43 Mitglieder. 
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Karte 1: Untersuchungsraum 
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Insbesondere soll eine Zusammenarbeit der Städte in den Bereichen Abfallwirtschaft, 
Trink- und Brauchwasserbeschaffung, überörtliche Abwasserbeseitigung, Sport-, Freizeit- 
und Erholungsanlagen sowie kulturelle Einrichtungen, Standortmarketing, Regionalpark 
Rhein-Main und regionales Verkehrsmanagement erreicht werden. Auch die Stärkung der 
internationalen Wettbewerbsfähigkeit wird als Aufgabe genannt (PVFRM 2004).  
Auf dem Gebiet des relativ weit gefasste Planungsverbandes Ballungsraum 
Frankfurt/Rhein-Main leben 2.15 Millionen Menschen (Stand 1999)45. Der Raum ist 
wirtschaftsstark, 1998 arbeiteten hier etwa 45% der hessischen sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigten, davon über die Hälfte in Frankfurt und Offenbach. In einigen Städten besteht 
eine deutliche Konzentration des tertiären Sektors z.B. in Frankfurt und Eschborn. Das 
produzierende Gewerbe spielt in Hanau - besonders mit der Edelmetallverarbeitung - sowie in 
Rüsselsheim noch eine große Rolle (GRÜN 2001). Aufgrund der Konzentration von 
Arbeitsplätzen, Produktion und Finanzkraft wird die Region als herausragender 
Wirtschaftsraum Hessens betrachtet, wobei die Verteilung der Steuereinnahmekraft auf 
kommunaler Ebene sehr heterogen ist (GRÜN 2001). 
Der Raum profitiert von der zentralen Lage innerhalb Deutschlands und Europas. 
Grundlage hierfür sind die Verkehrsverbindungen. Über den Main besteht eine Anbindung an 
die Nordseehäfen, welche allerdings stark an Bedeutung verloren hat. Der Rhein-Main 
Flughafen ermöglicht internationalen Flugverkehr, auch der Frankfurter Hauptbahnhof ist 
international angebunden. Ein Kreuz von Autobahnen sowohl in Nord-Süd (A5, A45 und A3) 
als auch in Ost-West Richtung (A3 und A66) bindet die Region in das europäische 
Fernverkehrsnetz ein. Eine Anbindung mit wachsender Bedeutung stellt der zentrale deutsche 
Internetknoten DE-CIX.46 in Frankfurt am Main dar, welcher insbesondere für 
Telekommunikationsunternehmen ein wichtiger Standortfaktor ist. 
 
Abbildung 8: Erwerbstätige in Hessen nach Wirtschaftsbereichen 
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Quelle: Eigene Darstellung (nach Daten des HSL – Hessisches statistisches Landesamt) 
                                                 
45 Im Jahr 2002 beträgt die Bevölkerungsdichte hier 885 Einwohner pro Quadratkilometer (PVFRM 2003). 
46 Deutscher Commercial Internet Exchange, http://www.de-cix.net  (Stand: 11.04.2005) 
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Die Wirtschaftsstruktur ist sowohl von einer Tradition des industriellen Sektors als auch 
einem zunehmend starken Dienstleistungssektor geprägt. Tertiärisierung ist neben 
Suburbanisierung der wichtigste Trend in der Entwicklung der Region. Der Übergang vom 
sekundären zum tertiären Sektor fand dabei teilweise unternehmensintern statt, beispielsweise 
durch Produktionsabbau bei gleichzeitigem Ausbau von Forschung und Entwicklung 
(SCHAMP 2002b). 
Der industrielle Sektor des 19. und 20. Jahrhunderts war sowohl für die Stadt Frankfurt als 
auch für die Region von großer Bedeutung und ist es teilweise noch. Insbesondere die 
Chemiebranche, Elektrotechnik, Maschinenbau sowie die Automobil- und 
Automobilzulieferindustrie sind hier zu nennen (SCHAMP 2001). Auch unter den 10 größten 
Arbeitgebern Hessens – nach Beschäftigten - sind drei Unternehmen des sekundären Sektors 
(siehe Tabelle 8), acht der 10 größten Unternehmen haben ihren Hauptsitz im 
Untersuchungsraum. 
 
Tabelle 8: Hessens 10 größte Arbeitgeber 
Rang Name Branche Beschäftigte* Standort 
1 Deutsche Lufthansa AG Verkehr 31.400 Frankfurt 
2 REWE Handel 23.700 (Rosbach)** 
3 Deutsche Bahn AG Verkehr 23.000 Frankfurt 
4 Adam Opel AG Kraftwagen & -teile 20.000 Rüsselsheim 
5 Deutsche Bank Kreditinstitute 17.000 Frankfurt 
6 Siemens AG + VDO Elektrotechnik 16.000 Frankfurt, 
Schwalbach  
7 Volkswagen AG Kraftwagen & -teile 15.400 (Baunatal)** 
8 Fraport AG Verkehr 13.200 Frankfurt 
9 Allianz - Dresdner Bank Kreditinstitute 11.000 Frankfurt 
10 Commerzbank Kreditinstitute   9.000 Frankfurt 
* auf 100 gerundet; ** Hauptstandort außerhalb des Untersuchungsraumes 
Quelle: INVESTITIONSBANK HESSEN AG (2003: 17)  
 
Die industriellen Schwerpunkte außerhalb der Stadt Frankfurt haben ihre Ursache dabei in 
der Ansiedlungsbeschränkungen der Stadt Frankfurt, die bis in die 2. Hälfte des 19. 
Jahrhunderts nur außerhalb der Stadt Industrieansiedlung zuließ, später auch um den 
Hauptbahnhof sowie am Ost- und Westhafen (GAEBE 1987: 101).  
Aber auch der tertiäre Sektor hat weit zurückreichende Wurzeln, bedingt durch das früh 
etablierte Finanzwesen, die Messe sowie eine lange Tradition des Handels. Bedeutende 
Branchen des Dienstleistungssektors sind darüber hinaus das Versicherungsgewerbe, die 
Medienwirtschaft sowie der Bereich der unternehmensorientierten Dienstleistungen, wie 
Werbewirtschaft, Marktforschungsinstitute und Unternehmensberatungen. Weitere wichtige 
Bereiche sind Groß- und Einzelhandel sowie Gastronomie und Hotels (HEINZ 1990; 
SCHAMP 2001). 
Der zweite entscheidende Faktor der Veränderung ist die Suburbanisierung, welche von 
den Kernstädten ausgehend als Bewegung von Bevölkerung und Wirtschaft in das Umland 
erfolgte. Eine erste Wohnsuburbanisierung begann in der Region bereits während der Indus-
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trialisierung mit dem Bau von Sommerresidenzen und Villen am Taunusrand durch 
wohlhabende Frankfurter Familien, beispielsweise in Kronberg und Königstein.47  
 
Abbildung 9: Suburbanisierung – Entwicklung von Arbeitsstätten und Beschäftigten in 
Hessen und im Regierungsbezirk Darmstadt (RPDA) 
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Mit dem Ausbau der Verkehrswege und zunehmender Individualmobilität nahmen seit den 
1970er Jahren die Suburbanisierungstendenzen und damit die Entfernung zur Kernstadt bzw. 
zum Arbeitsort weiter zu. Der Vordertaunus aber auch Kommunen im Norden Frankfurts oder 
in Rheinhessen etablierten sich in der Folge als Wohnorte. Auf die Steuereinnahmen der 
Kernstädte (Frankfurt, Offenbach etc.) wirkte sich dies negativ aus. In Verbindung mit der 
Zentrumslast, welche sie durch die Bereitstellung von Funktionen, auch für das Umland, 
tragen, führte dies zu höherer Verschuldung. 
Als Folge der selektiven Bevölkerungsentwicklung sieht FREUND (2003) eine 
intraregionale soziale Segregation. Im Nordwesten Frankfurts finden sich danach gutsituierte 
Bewohner, die hochqualifizierten Beschäftigen leben bevorzugt am Taunusrand. Vereinfacht 
ausgedrückt ist die entgegengesetzte Seite im Südosten von geringerem Wohlstand 
gekennzeichnet, ein hoher Anteil von Immigranten lebt in dem frühindustrialisierten Korridor 
entlang des Mains und in den lärmbelasteten Kommunen um den Flughafen (FREUND 2003). 
Die sozioökonomische Entwicklung schlägt sich auch in der Sozialhilfedichte nieder, 
wobei demographische Faktoren hinzukommen. Mit 60 Sozialhilfeempfängern pro 1000 Ein-
wohner in Frankfurt (1985 waren es noch 40) und 88 in Offenbach ist sie in den Städten sehr 
hoch. Zum Vergleich: in Hessen lag die Sozialhilfedichte bei 38, im Hochtaunuskreis bei 23 
und im Main-Taunus-Kreis bei 18 pro 1000 Einwohner. Insbesondere in der ausländischen 
Bevölkerung ist die Quote hoch, in Offenbach liegt sie bei 159 (Deutsche 63) und in Frankfurt 
                                                 
47 Die Suburbanisierung ging mit einer Expansion der Stadt Frankfurt einher. bis Ende der 1920 Jahre fanden 
Eingemeindungen der industriellen Vororte und Stadterweiterungsmaßnahmen statt, so dass Frankfurt bereits auf 
über 500.000 Einwohner wuchs (HEINZ 1990). 
Gesamt Städte Landkreise 
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bei 117 (Deutsche 44) (alle Zahlen für das Jahr 2002; FRANKFURTER STATISTIK 
AKTUELL 2004). 
Neben Bevölkerung betrifft Suburbanisierung jedoch auch die Wirtschaft. Etwa seit Mitte 
der 1970er Jahre sind Abwanderung und verstärkte Ansiedlung von Unternehmen im Umland 
zu verzeichnen, was bereits Büroflächenleerstand in Frankfurt zur Folge hatte (HEINZ 1990). 
Ein Beispiel für die Expansion des tertiären Sektors sind Verlagerungen der Finanzwirtschaft 
in das Umland. Das Kredit- und Versicherungsgewerbe hatte 1970 noch einen Anteil von 
89% der Beschäftigen in Frankfurt, bis 1977 verringerte sich dieser Anteil auf 79%. Im 
gleichen Zeitraum stieg der Anteil in Offenbach von 3% auf 4% und in den Landkreisen des 
damaligen Umlandverbandes Frankfurt von 8% auf 17% (GAEBE 1987: 123). 
Infolge zunehmender Tertiärisierung und allgemeinen Wirtschaftswachstums seit den 
1960er Jahren kam es sowohl in Frankfurt, als auch in der Region, schon früh zur häufig 
spekulativ veranlassten Erstellung neuer Bürofläche. Die Expansion von Verwaltungen führte 
zu steigendem Bedarf an freien Flächen mit der Möglichkeit repräsentativer Gestaltung. 
Einige Städte versuchten durch die Planung von „Bürostädten", beispielsweise in Eschborn, 
diesen Bedarf zu decken (TANK 1980: 240 ff). Teilweise wichen Unternehmen allerdings 
auch auf Standorte am Rand der Stadtgrenzen Frankfurts aus, wie die Bürostadt Niederrad. 
Durch die Entwicklung im Umland entstand ein Wirtschaftsraum mit wechselseitigen 
Abhängigkeiten. Frankfurt ist dabei Anziehungspunkt und Motor für die 
Wirtschaftsentwicklung, das Umland bietet differenzierte Standorte. So ist auch der 
Finanzplatz Frankfurt ohne die Region kaum denkbar, er lebt von der polyzentrischen 
Struktur. Besonders verbundene Branchen wie Versicherungen, Informations- und 
Kommunikationsunternehmen, Softwarefirmen etc. wählen häufig Standorte im Umland (LO 
2001). Im Umland zeigt sich dabei eine Differenzierung. So hat sich beispielsweise der 
Vordertaunus als Standort für den tertiären Sektor etabliert, hier werden häufig exklusive 
Lagen von Anbietern unternehmensorientierter Dienstleistungen nachgefragt. Konsequenzen 
der Wirtschaftsentwicklung sind neben einer gewissen Konkurrenz innerhalb der Region, 
auch die zunehmende Verkehrsbelastung durch Pendler, sowie Lärmbelastungen durch die 
steigende Frequenz von Flügen. Steigende Preise für Grundstücke und Immobilien führen 
zudem zu Einschränkungen für Wirtschaft und Bevölkerung.  
In den letzten Jahren kam das Wirtschaftswachstum der Region allerdings ins Stocken. Als 
sichtbares Indiz ist erneut ein immenser Büroleerstand sowohl in den größeren Städten als 
auch im Umland zu verzeichnen, zu dem wiederum Spekulation beigetragen hat. Insbesondere 
in Frankfurt ist die Bautätigkeit enorm. Die Stadt lag im Jahr 2002 in der 
Büroflächenfertigstellung mit 742.000 m2 hinter München auf Platz zwei im Vergleich der 
bundesdeutschen Städte (ALLIANZ DRESDNER IMMOBILIENGRUPPE 2002). Mangels 
Nachfrage und infolge des spekulativen Überangebotes in den letzten Jahren zeichnet sich bei 
den Immobilienpreisen eine Trendwende zu Stagnation und Preisrückgang ab48.  
Bereits Mitte der 1970er Jahre hatte es eine Zunahme an Bürofläche gegeben, welcher eine 
rückläufige Nachfrage gegenüberstand. So kam es zu immensem Leerstand, 1977 standen ca. 
750.000 m2 Bürofläche leer (WALDMANN 1987 zitiert nach HEINZ 1990: 139)49. Etwa 10 
Jahre später ging der Leerstand auf 200.000 m2 zurück, worauf die Neuerrichtung Mitte der 
1980er Jahre bereits wieder zu steigen begann (HEINZ 1990: 139). Ende der 1980er Jahre 
wurde die zukünftige Wirtschafts- und Immobilienmarktentwicklung Frankfurts aufgrund der 
Lage und Infrastruktur wieder positiv beurteilt: „1987 ist Frankfurt wieder der gefragte 
                                                 
48 Dies triff überwiegend für leerstehende, unsanierte und alte Häuser, sowie Randlagen zu, während 
Bürohäuser in Top-Citylage oder Toprandlage, neu oder topsaniert stärker nachgefragt sind (BLUMENAUER 
IMMOBILIEN 1999). 
49 WALDMANN, K.: Immobilienmanagement im Mietermarkt, in: Der langfristige Kredit, H.2 (1987: 1 ff). 
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Bürostandort in der Bundesrepublik" (HEINZ 1990: 140). Allerdings erweist sich die positive 
Einschätzung als wenig dauerhaft: 2004 liegen die Schätzungen je nach Quelle zwischen ca. 
1.000.000 m2 und 1.500.000 m2 Büroflächenleerstand.50   
Der Trend stagnierender Nachfrage nach und Leerstand von Immobilien erscheint räumlich 
differenziert. Vor allem Städte wie Frankfurt und Offenbach aber auch Eschborn sind 
betroffen. Im Vordertaunus fiel die Leerstandsrate 1999 im Vergleich zu Frankfurt dagegen 
noch gering aus, es bestand immer noch Nachfrage besonders nach kleineren Einheiten mit 
120 bis 300 m2 (TIVO IMMOBILIEN 1999 - Marktbericht Vordertaunus). Jedoch zeichnet 
sich auch hier zunehmender Leerstand ab. Beispielsweise wies Schwalbach 2004 eine 
Leerstandsrate von 48% auf (KNIGHT & FRANK 2004). 
Eine Besonderheit des regionalen und insbesondere des Frankfurter Immobilienmarktes ist, 
dass internationale Banken und Investmenthäuser kurzfristig vor dem Hintergrund 
kurzfristiger konjunktureller Marktverhältnisse über Anmietungen entscheiden. Damit ist der 
Immobilienmarkt der Region stärker von internationalen Kapitalmärkten abhängig 
(BLUMENAUER IMMOBILIEN 1999). 
Neben der Bautätigkeit hat suburbane Entwicklung zu einer Wettbewerbssituation in der 
Region geführt, so dass neben wirtschaftlicher Stagnation und Abwanderung die fehlende 
regionale Zusammenarbeit als problematisch angesehen wird.51 Initiativen in diese Richtung 
wie z.B. „Metropolitana“52 sind bisher gescheitert, der PVFRM (Planungsverband 
Ballungsraum Frankfurt/Rhein-Main) hat relativ geringe Befugnisse. Klagen von Städten der 
Region gegen die Gesetzesänderung, welche den PVFRM und die Pflichtmitgliedschaft der 
Kommunen geschaffen hat sowie gegen den Flughafenausbau sind Indiz für den Mangel an 
gemeinsamen Zielen und Visionen für eine Zusammenarbeit. 
5.2 Die Stadt Frankfurt/Main 
Insbesondere Frankfurt, mit ca. 645.000 Einwohnern53 größte Stadt der Region, hat die 
wirtschaftliche Entwicklung und Internationalisierung der Agglomeration getragen.  
Neben ihrer Bedeutung durch kulturelle Einrichtungen, als Standort ausländischer 
Botschaften und der Universität, der Konzentration von Verbänden, Verkehrsgesellschaften 
und Fremdenverkehrsämtern sowie Landes- und Bundeseinrichtungen hat Frankfurt eine 
große wirtschaftliche Bedeutung in der Region (HEINZ 1990). 
Einige Standortentscheidungen nach dem zweiten Weltkrieg haben die Entwicklung 
besonders gefördert. So wurden der Sitz der amerikanischen Militärregierung und ihr 
Versorgungshauptquartier in Frankfurt angesiedelt. In der Folge kam es zur Ansiedlung 
zahlreicher amerikanischer Unternehmen und Beschäftigten sowie Dienstleistern im Rhein-
Main-Gebiet. Auch der wichtigste amerikanische Flughafen in Deutschland bekam seinen 
Standort im Stadtgebiet, auf dem Gelände des 1936 eröffneten Flughafen „Rhein-Main“. Der 
hier beginnende kommerzielle Luftverkehr machte Frankfurt nach dem Krieg zu einem 
internationalen Luftverkehrszentrum (SCHAMP 2002a; LO & SCHAMP 2001). Die große 
ökonomische Bedeutung des heute zweitgrößten Flughafens in Europa (bezüglich der 
Passagierzahl und des Frachtaufkommens) ergibt sich sowohl aus dessen Arbeitgeberfunktion 
                                                 
50 Im Büromarktbericht Frankfurt von KNIGHT & FRANK (2004) erscheint eine Leerstandsrate von 13,15% 
für Frankfurt, Offenbach Kaiserlei und Eschborn.  
51 Im Jahr 2004 hat die Region Frankfurt ihren Platz unter den 10 stärksten Wirtschaftsregionen der EU 
verloren, was in Verbindung mit mangelnder Zusammenarbeit thematisiert wird. 
52 Der Verein Metropolitana war 2001 von Unternehmen der Region (u.a. Aventis, Deutsche Bank und 
Fraport) gegründet worden, um die Metropolregion im internationalen Wettbewerb zu unterstützen. Als sie Ende 
2003 aufgelöst wurde, galt das Projekt als gescheitert.  
53 Am 31.12. 2002 hatte die Stadt Frankfurt 643.726 Einwohner (PVFRM 2003). 
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für die Region, als auch im Hinblick auf die internationale Anbindung der Region. Er schafft 
infrastrukturelle Voraussetzungen für die Wirtschaft der Region und ist mit ca. 65.000 
Beschäftigten Hessens größter Arbeitgeber (FRAPORT AG 2005).  
Als infrastrukturelle Einrichtung untersteht der Flughafen der politischen Verantwortung, 
was in den Beteiligungsverhältnissen des Landes Hessen, des Bundes und der Stadt Frankfurt 
deutlich wird (SCHAMP 2002a).54 Der Flughafen wird allerdings wie ein privates 
Unternehmen von der Flughafenbetreibergesellschaft Fraport AG gemanagt. Sie wurde durch 
Anteilsverkauf 2001 teilprivatisiert und ist selbst ein international operierendes und im 
Wettbewerb stehendes Unternehmen (SCHAMP 2002a). Neben der Arbeitgeberfunktion und 
der internationalen Anbindung gehört auch die verstärkte Ansiedlung „flughafenaffiner“ 
Branchen, wie flächenintensiver Logistikeinrichtungen für die Luftfracht, zu den regionalen 
Effekten des Flughafens (SCHAMP 2002a). 
Auf der Basis einer langen Tradition von Handel, Börse und Messe hat Frankfurt  auch in 
der Finanzwirtschaft Impulse durch einige Standortentscheidungen erhalten. Bereits 1948 
wurde die Bedeutung als europäischer Finanzplatz durch die Ansiedlung der Bank Deutscher 
Länder, welche später in die Deutsche Bundesbank überging, gefördert. In der Folge kam es 
zu verstärktem Zuzug von Großbanken und ausländischen Banken, was wiederum den 
Aufschwung der Börse begünstigte (LO & SCHAMP 2001). Auch die Ansiedlung der 
Europäischen Zentralbank 1998 war ein solcher Impuls. Nach einer langen Zeit der Expansion 
ist die Zahl der in Frankfurt ansässigen Banken allerdings in den letzten Jahren von ihrem 
Höchststand zurückgegangen (siehe Abbildung 10). Insbesondere rückläufig waren die Zahl 
der Niederlassungen ausländischer Banken ab Mitte der 1990er Jahre sowie die Zahl der 
Beschäftigten (WOLF 2001). Wobei der Rückgang allerdings auch durch Fusionen und 
Übernahmen erklärt wird (DIE ZEIT 14.02.2002). Dennoch hat die Internationalität des 
Bankenplatzes weiterhin Bestand, 152 der in Frankfurt vertretenen 332 Kreditinstitute sind 
ausländischer Provenienz (Quelle IHK http://www.frankfurt-main.ihk.de; Stand: 25.04.2005).  
Abbildung 10: Banken in Frankfurt/Main 
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Quelle: Eigene Darstellung nach Daten der IHK FRANKFURT (www.frankfurt-main.ihk.de 
25.04.2005) 
                                                 
54 Der Aufsichtsrat der FRAPORT AG besteht aus zehn Mitgliedern der Eigentümer (drei des Landes 
Hessen, je zwei des Bundes und der Stadt Frankfurt sowie drei aus der Gruppe privater Aktionäre) und zehn 
Arbeitnehmervertretern (FRAPORT AG 2005). 
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Bezüglich der größten deutschen Banken weist die Rhein-Main Region die höchste 
Konzentration innerhalb Deutschlands auf. Entsprechend spielt der Finanzsektor auch für den 
Arbeitsmarkt eine bedeutende Rolle. Die Zahl der Beschäftigten im Finanzsektor stieg in 
Frankfurt von 2% im Jahr 1950 auf 12% im Jahr 1999 (GROTE 2002). Im Jahr 2000 sollen 
60.000 Beschäftigte in Kreditabteilungen, Aktien- oder Devisenhandel gearbeitet haben (DIE 
ZEIT 14.02.2002), die IHK Frankfurt gibt die Zahl der Mitarbeiter sogar mit 69.400 an (IHK 
2002). 
Die Konzentration des Bankensektors wirkt auch auf die Region. So begünstigt der starke 
Bankensektor der City die Ansiedlung des Backofficebereichs in den umliegenden 
Kommunen und hat Effekte auf andere Branchen wie unternehmensorientierte 
Dienstleistungen, Handel oder Telekommunikation.  
Der Finanzsektor prägt zudem stärker als andere Sektoren das Stadtbild. Die Skyline der 
Hochhäuser im Bankenviertel und angrenzenden Westend ist charakteristisch für Frankfurt. 
Sie entstand seit den 1960er Jahren infolge verstärkter Nachfrage nach Innenstadtlagen55 
insbesondere durch Großbanken, die steigende Anforderungen bezüglich Baumasse und Höhe 
der Gebäude stellten. In der Folge wurde die Ausdehnung der City mit Büro- und 
Geschäftsgebäuden in angrenzende Stadtteile, insbesondere in das Westend von der Stadt 
unterstützt. Diese Unterstützung seitens der Stadtplanung und –regierung führte dazu, dass 
Bürgerinteressen und Stadtplanungskonzepte dem untergeordnet wurden. Die Räumung von 
Gebäuden für die Umstrukturierung wurde Ende der 1960 und Anfang der 1970er sogar mit 
Polizeigewalt gegen Bürger und die Studentenbewegung durchgesetzt. Dabei erfolgte die 
Hochhausbebauung teilweise ohne Bebauungspläne. Als ein Hauptgrund für die Bereitschaft 
der Stadtplaner und Politiker Prioritäten der Stadtentwicklung in der Wirtschaftsentwicklung 
zu setzen, ist sicher die desolate städtische Finanzlage in den 1960er Jahren zu sehen. Den 
enormen Investitionen der Nachkriegszeit für den Aufbau der Infrastruktur (U-Bahn, 
Universitäten, Schulen etc.) sowie des sozialen Wohnungsbaus standen unzureichende 
Einnahmen gegenüber, so dass die Ansiedlung von Unternehmen ein bestimmendes 
politisches Ziel wurde (MÜLLER-RAEMISCH 1998). 
Innerhalb der Region weist Frankfurt eine hohe Wirtschaftsdynamik und einen aus-
geprägten Bedeutungsüberschuss für das Umland bezüglich Arbeitsplätzen auf. So kamen 
1998 auf einen Einwohner zwei Beschäftigte, was den höchsten Wert im bundesdeutschen 
Vergleich darstellt. Die Finanzkraft der Stadt, als Steueraufkommen pro Einwohner 
gemessen, war in den 1990er Jahren höher als in anderen bundesdeutschen Städten, allerdings 
auch der Verschuldungsgrad (WOLF 2001). Ursache hierfür sind unter anderem die 
Zentrumslasten, welche Frankfurt als größte Stadt der Region trägt. Problematisch für die 
Stadt sind zudem Bevölkerungsverluste zugunsten des suburbanen Raumes, der Verlust von 
Unternehmen infolge internationaler Konkurrenz und Suburbanisierung sowie Sozialausgaben 
für eine steigende Zahl von Sozialhilfeempfängern. Die Verdreifachung der 
Sozialhilfeempfänger in Frankfurt zwischen 1970 und 1988 zeigt, dass Tendenzen zur 
gesellschaftlichen Spreizung, wenn man denn von dieser sprechen kann, schon früh begannen 
(HEINZ 1990). Um dieser Entwicklung entgegenzutreten und gegenüber dem Umland wieder 
attraktiver zu werden, sind Maßnahmen zur innerstädtischen Aufwertung und Ansiedlung von 
Wirtschaft und Bevölkerung ergriffen worden. Die Bemühungen zeigen sich in einer Tendenz 
zu Großprojekten, wie z.B. der Planung des Wirtschaftsstandortes „Europaviertel“ am 
ehemaligen Güterbahnhof, oder Wohnbauprojekten am Mainufer und „Riedberg“, die auf eine 
finanzstarke Wohnbevölkerung abzielen. 
                                                 
55 Die Planung der am Stadtrand liegenden Bürostadt Niederrad wurde 1961 begonnen, jedoch wurde der 
Standort nur zögerlich angenommen. Die Nachfrage nach innenstadtnahen Grundstücken blieb (MÜLLER-
RAEMISCH 1998). 
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5.3 Internationalisierung in der Agglomeration Frankfurt/Main 
Die Suche nach Zahlen zur Struktur und Entwicklung der Agglomeration bezüglich 
Internationalisierung steht vor der Schwierigkeit, dass jeweils unterschiedlich abgegrenzte 
Räume berücksichtigt wurden. Eine gewisse Einordnung des Untersuchungsraumes ist jedoch 
auch hierüber möglich. 
SCHAMP (2001: 170f) stellt beispielsweise für die Region Frankfurt/Main56 fest, dass sie 
einen hohen Internationalisierungsgrad aufweist, was sich sowohl in einem hohen 
Ausländeranteil der Bevölkerung sowie einer großen Zahl internationaler Unternehmen zeigt. 
Auch die Bedeutung ausländischer Direktinvestitionen bzw. der im Ausland getätigten 
Direktinvestitionen von Unternehmen aus diesem Raum ist hoch. Acht der 10 größten 
ausländischen Industrieunternehmen sind im Untersuchungsgebiet zu finden, was die 
wirtschaftliche Konzentration und die Internationalisierungstendenz belegt (siehe Tabelle 9). 
So wird die Rhein-Main-Region bezüglich Handel und Direktinvestitionen als 
„überdurchschnittlich in die globalen Güter- und Kapitalmärkte eingebunden“ bezeichnet 
(HEINRICH 2001: 69). Seit den 1980ern nahmen die ausländischen Direktinvestitionen in der 
Region im gleichen Maß wie die Auslandsinvestitionen in Hessen angesiedelter Unternehmen 
zu (im Gegensatz zum nationalen Trend)57. In den 1990er Jahren kam es bei den 
ausländischen Direktinvestitionen allerdings zu einer Stagnation, bei steigenden Investitionen 
im Ausland aus der Region heraus (SCHAMP 2002b). 
 
Tabelle 9: Die 10 größten ausländischen Industrieunternehmen in Hessen 
Name Land Branche Beschäftigte* Ort 
Adam Opel AG USA Kraftwagen und -teile 20.000 Rüsselsheim 
Aventis Pharma  
AG** 
Frankreich Chemische Industrie 7.100 Bad Soden, 
Frankfurt Höchst 
Clariant GmbH Schweiz Chemische Industrie 6.300 Höchst, Sulzbach 
ABB Schweiz/ 
Schweden 
Mess-, Steuer-, 
Regeltechnik 
3.200 Hanau, Frankfurt 
Ferrero oHG Italien Ernährungsgewerbe 3.000 Stadtallendorf 
Procter&Gambler USA Chemische Industrie 2.500 Schwalbach 
Pirelli Italien Gummi- und 
Kunststoffwaren 
2.500 Höchst/Odenwald 
Dunlop Japan Gummi- und 
Kunststoffwaren 
2.500 Hanau 
Braun GmbH USA Mess-, Steuer-, 
Regeltechnik 
2.100 Kronberg 
Nestle Schweiz Ernährungsgewerbe 1.200 Frankfurt 
*auf 100 gerundet; ** seit 2004 zu Sanofi gehörig 
Quelle: INVESTITIONS BANK HESSEN AG (2003: 25)  
 
Die Ursache für den höheren Anteil der aus der Region heraus getätigten 
Auslandsinvestitionen kann in der strukturellen Veränderung liegen. So erfordert Produktion 
                                                 
56 Hierzu werden 15 Kreise und 7 kreisfreie Städte gerechnet (SCHAMP 2001: 170). 
57 Insbesondere die chemische Industrie war hier beteiligt (SCHAMP 2002b). 
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höhere Investitionen pro Arbeitsplatz als beispielsweise Verwaltung. Werden Investitionen 
der Produktion aus der Region heraus getätigt, kann dies in der Direktinvestitionsbilanz nicht 
durch neu in der Region entstehende Verwaltungsfunktionen „kompensiert“ werden. Das Maß 
„ausländische Direktinvestitionen“ ist also nur bedingt geeignet, Transformationsprozesse zu 
erfassen. Bei gleichzeitigem Ausbau des tertiären Sektors in der Region und industriellen 
Transfers aus der Region heraus, entsteht so in der Summe zwangsläufig ein Abfluss 
(SCHAMP 2002b).  
Herkunftsländer der Investitionen sind vor allem die USA, seit den 1990er Jahren verstärkt 
europäische Länder. Neben amerikanischen Unternehmen fallen auch andere Nationen durch 
Unternehmenskonzentrationen auf. So ist beispielsweise eine koreanische Business 
Community entstanden. Anziehungspunkt für koreanische Unternehmen war und ist die 
Organisation KOTRA (Korea Trade Center), welche seit 1975 in Frankfurt die Förderung des 
koreanischen Außenhandels und die Vermittlung deutsch-koreanischer Geschäftsinteressen 
zum Ziel hat. Ebenso fördert die koreanische SBC (Small Business Corporation) mit Sitz in 
Eschborn entsprechende Unternehmen durch Gründungsbeihilfen. 
Internationalisierung in der Region ist allerdings kein neues Phänomen, sie weist eine 
lange Historie auf. Hier ist die Tradition der Messe zu nennen, die bereits seit dem Mittelalter 
als Handelsplatz mit übernationaler Bedeutung gilt. Auch das Finanzwesen hat früh Banken 
mit Standorten im Ausland hervorgebracht. Anfang des 19. Jahrhunderts ist das Frankfurter 
Bankhaus von Meyer Amschel Rothschild bereits in ganz Europa tätig (HEINZ 1990). Die 
Basis für Frankfurts Status als Weltstadt im Rahmen der Global City  Forschung wird denn 
auch häufig mit ihrer Bedeutung als internationales Finanzzentrum und internationaler 
Börsenplatz begründet (BÖRDLEIN 2001; SASSEN 1991, 1995).  
Auch die Internationalisierung der Industrie in der Region hat schon früh begonnen, wurde 
durch die Weltkriege allerdings unterbrochen. Als ein Beispiel kann der Erwerb der 
Rüsselsheimer Adam Opel AG 1929 durch die amerikanische General Motors genannt 
werden. Aber auch in der chemischen Industrie gab es früh Internationalisierungstendenzen, 
allen voran die Frankfurter Höchst AG58 (SCHAMP 2002b: 19ff).  
Nach dem zweiten Weltkrieg erfolgten einige richtungsweisende Impulse zunächst auf die 
Stadt Frankfurt bezogen, welche letztlich die internationale Vernetzung der ganzen Region 
förderten. Die Ansiedlung des Verwaltungssitzes des vereinigten Wirtschaftsgebietes der 
westlichen Besatzungszone, der Bundesbank (RONNEBERGER & KEIL 1995) und des 
Hauptversorgungslagers der US-Alliierten in Frankfurt zeigten Effekte für die Region. So 
folgten weitere Unternehmen, Verbände und Institutionen in die Region.  
Besonders beschleunigt wurde der Zuzug von Unternehmen, Verbände und Institutionen in 
die Region durch bestehende Verbindungen zu einem Land. So forcierte die Anwesenheit 
amerikanischer Unternehmen und Einrichtungen (Hauptquartier der amerikanischen Truppen 
und der deutsch-amerikanischen Handelskammer) diese Entwicklung. Auch die 
Automobilindustrie mit ihren regionalen Zulieferbeziehungen und damit abhängigen 
Unternehmen der mechanischen und elektronischen Industrie erhielt ihren Aufschwung in der 
Region insbesondere durch deren Bedeutung für amerikanische Investoren in der 
Nachkriegszeit (SCHAMP 2002b: 28ff). Ein Beispiel hierfür ist General Motors: „the initial 
advantage of the region due to GM, the availability of German companies for acquisition, the 
intercontinental accessibility faciltitated by the airport, and the fact that the location itself is so 
well known due to the presence of American troops and companies.“ (SCHAMP 2002b: 28).  
                                                 
58 Mit 19% der in der Industrie Beschäftigten der Rhein-Main Region Anfang der 1990er Jahre ist die 
chemische Industrie größter industrieller Sektor der Region. Allerdings sind in dieser forschungsintensiven 
Branche auch die Beschäftigten aus den Forschungs-& Entwicklungsbereichen summiert, welche nicht im 
eigentlichen Sinne industriell sind (SCHAMP 2002b). 
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Die Internationalisierung der letzten Jahrzehnte bezieht sich allerdings zunehmend auf den 
tertiären Sektor. So wird die ausgeprägte weltweite Verflechtung der Region Frankfurt Rhein-
Main auch durch den tertiären Sektor begründet (z.B. FRIEDMANN 1986; HOYLER 2004). 
LO (2001) sieht beispielsweise wissensintensive Dienstleistungen als Schnittstelle zwischen 
Region und globaler Wirtschaft. Sie seien aktiv an der Einbindung der Global Cities in 
regionale und globale Netzte beteiligt (LO 2001: 150). 
Dennoch waren und sind die Branchen des sekundären Sektors, aber auch ihre Krisen und 
Restrukturierungen für das Wirtschaftsprofil der Region von großer Bedeutung (SCHAMP 
2002b). „The region’s export strength, similar to that of the rest of the Federal Republic, lies 
in mechanical engineering, electrical technology, vehicle construction and the chemical 
industry. All of these sectors have experienced crises in recent decades and are therefore 
presently undergoing major restructuring.” (SCHAMP 2002b: 17). Die industrielle Basis hat 
allerdings rapide an Beschäftigten verloren, vor allem in der Stadt Frankfurt (von 29,5% der 
Beschäftigten in 1975 auf 17% im Jahr 1998 mit weiter sinkender Tendenz). Zum höheren 
Anteil der Industriebeschäftigten in der Region von 27% in 1998 tragen auch 
Standortverlagerungen aus der Stadt bei (Zum Vergleich siehe Beschäftigtenverteilung nach 
Branchen Tabelle 10). Durch Restrukturierung, Verlagerung und Vernetzung entsteht eine 
Metropolregion mit Kernstadt und Peripherie als heterogener Raum mit Bedeutung für den 
Internationalisierungsprozess (SCHAMP 2002b: 15ff).  
 
Tabelle 10: Branchenverteilung der Beschäftigten in Hessen und im Regierungsbezirk 
Darmstadt 
Wirtschaftsabschnitte (WZ 93) 
Land Hessen in 
% 
Regierungsbezirk 
Darmstadt in % 
A Land- und Forstwirtschaft 0,6 0,5 
B Fischerei 0 0 
C Bergbau, Steine, Erden  0,4 0,1 
D Verarbeitendes Gewerbe 24,3 21,6 
E Energie, Wasserversorgung 0,8 0,8 
F Baugewerbe 5,5 4,9 
G Handel, Reparaturgewerbe 15,5 15,4 
H Gastgewerbe 2,7 2,8 
I Verkehr, Nachrichtenübermittlung 7,4 8,6 
J Kredit- und Versicherungsgewerbe 6,7 8,5 
K Vermietung, DL überwiegend für Unternehmen 14 17,1 
L Öffentliche Verwaltung, Sozialversicherung 5,6 5,2 
M Erziehung und unterricht 2,4 2 
N Gesundheits- und Sozialwesen 9,7 8 
O Sonstige Dienstleistungen 4 4,3 
P Private Haushalte 0,1 0,1 
Q Extraterritoriale Organisationen  0,1 0,1 
Ohne Angabe 0 0,1 
Insgesamt 99,8 100,1 
Quelle: FORSCHUNGS- UND ENTWICKLUNGSGESELLSCHAFT HESSEN mbH (2001: 38)  
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Für die Internationalisierung der Region war und ist die Stadt Frankfurt von 
herausragender Bedeutung. Sie stellt immer noch den Fixpunkt für die Wahrnehmung des 
Raumes auf internationaler Ebene dar, so dass die Internationalisierung der Region in hohem 
Maß von Frankfurt abhängig ist. Die Entwicklung im Umland durch Ausdehnung von 
Industrie, Infrastruktur, Bürohausbebauung sowie Handel und Logistik in das Umland wird 
durch die relativ geringe Größe der Stadt Frankfurt begünstigt. SCHAMP (2002b) sieht dabei 
einen direkten Zusammenhang zwischen dem Internationalisierungsprozess und der 
regionalen Wirtschaftsentwicklung bzw. der „Auflösung” in das Hinterland: „With 
Frankfurt’s growing importance as a globalizing city, essential economic activities have 
moved into its hinterland, as well as into neighboring cities like Wiesbaden, Mainz and 
Darmstadt.“ (SCHAMP 2002b: 11). Die Standortwahl im Umland ist durch Unterschiede der 
Bodenpreise und Mieten motiviert, da die Wirtschaftsentwicklung mit Nachfragesteigerung 
die Preise enorm in die Höhe getrieben hat.  
Auch hier zeigt sich ein Zusammenhang mit der Internationalisierung. Der Kapital- und 
Bodenmarkt der Region wird ebenfalls internationalisiert, als bevorzugter „Standort für 
Investitionen großer internationaler Immobilienunternehmen“ (RONNEBERGER & KEIL 
1995: 308). Dementsprechend kann auch eine Verbindung zwischen Leerstand und 
Internationalisierung hergestellt werden (NOLLER & RONNEBERGER 1995: 38). Die 
Einschätzung städtischer Grundstücksmärkte als Kapitalanlage durch internationale 
Investoren entscheidet maßgeblich über die Bautätigkeit mit. Leerstand durch Überproduktion 
kann somit auch als Zeichen positiver (Über-) Bewertung eines Standortes und seiner 
Wachstumsprognose interpretiert werden.   
Auch aus der Ansiedlung ausländischer Unternehmen ergibt sich ein Unsicherheitsfaktor. 
Ursache für die Neuansiedlungen in der Region ist häufig der Eintritt in den europäischen 
Markt, z.B. für die Entwicklung oder Adaption von Produkten an die Bedürfnisse des 
nationalen Marktes (SCHAMP 2002b). In Krisenzeiten und bei sinkender Nachfrage wird 
solchen Unternehmensteilen die Basis entzogen, was einen Rückbau und damit 
Arbeitsplatzverlust nach sich ziehen kann, welcher wiederum die Kaufkraft und damit die 
Nachfrage schwächt (SCHAMP 2002b). Dann zeigen sich mögliche negative Folgen der 
Auslandskontrolle von Unternehmen. Das Beispiel Opel steht für solche Auswirkungen. Die 
amerikanische Konzernleitung kündigte 2004/2005 infolge rückläufiger Absatzzahlen 
massiven Stellenabbau an, der in modifizierter und abgeschwächter Form zusammen mit 
Lohnverzichtsvereinbarungen für die Beschäftigten auch durchgesetzt wurde. In den 
Verhandlungen nutzte die Unternehmensleitung dabei eine Konkurrenzsituation zwischen 
dem Rüsselsheimer Opelwerk und einem Standort in Schweden, um Zugeständnisse der 
Beschäftigten zu erreichen. 
Auch die Geschichte der Höchst AG macht anschaulich, was Internationalisierung 
bedeuten kann. Aus dem Anfang der 1990er Jahre größten Industriearbeitgeber der Region 
wurde 1997 durch die Transformation zur Beteiligungsgesellschaft, anschließender Auflösung 
und des Teilverkaufs der Produktionseinheit sowie einer Fusion und teilweisen Verlagerung 
ins Ausland, ein „neues“ Unternehmen. Die Folgen für die Region waren Verlagerung und 
damit teilweiser Verlust von Unternehmensbereichen und Arbeitsplätzen wie Forschung und 
Entwicklung (zu den Details der Entwicklung siehe SCHAMP 2002b: 24ff).  
Hinsichtlich des Abbaus von Forschungs- und Entwicklungsbereichen scheint sich 
zusätzlich ein genereller Trend des Abbaus in der Region abzuzeichnen. Als Ursache hierfür 
wird die Schwäche der Region in lokaler Forschung und der Ausbildungsinfrastruktur 
gesehen. Dabei zeigt sich nach SCHAMP (2002B) auch hier ein direkter Zusammenhang mit 
der Internationalisierung: „When a region looses its specific comparative advantage, it loses 
ist ties to the industry’s international R&D establishment and becomes replaceable.“ 
(SCHAMP 2002b: 26). Als eine Ursache für die Schwierigkeiten der Region gerade in Bezug 
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auf internationale Wettbewerbsfähigkeit und die Anpassung an neue Rahmenbedingungen der 
Wirtschaft wird immer wieder die mangelnde regionale Kooperation thematisiert. Ein 
geschlossenes Auftreten wird gefordert, um auf dem Weltmarkt wettbewerbsfähig zu sein. 
Dazu äußerte sich 2002 der damalige Bundesminister für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen 
Bodewig: „Entscheidungsgrundlage der Unternehmen sind nicht einzelne städtische Faktoren, 
sondern die Gesamtheit der regionalen Potenziale. Die stärkste Konkurrenz liefern sich die so 
genannten europäischen Metropolregionen, zu denen auch der Frankfurter Raum gehört.“ 
(FRANKFURTER RUNDSCHAU 2002b).  
Die Metropolregion ist allerdings nicht politisch definiert, eine politische 
Institutionalisierung ist bisher gescheitert (SCHAMP 2002b) und die Bereitschaft zu 
kooperieren wird durch Einzelinteressen behindert. Einen ersten Schritt in diese Richtung 
versucht man mit der Gründung einer „Standortmarketinggesellschaft Frankfurt/Rhein-Main 
GmbH“ Anfang 2005 zu gehen, deren Aufgabe ausschließlich die Präsentation und 
Vermarktung der Region im internationalen Maßstab sein soll.  
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6 Untersuchungsergebnisse 
6.1 Ökonomische Internationalisierung in der Agglomeration Frankfurt/Main 
6.1.1 Differenzierung der Internationalisierung 
Der durchschnittliche Anteil multinationaler Unternehmen der untersuchten Branchen im 
Untersuchungsraum liegt bei 20,7%, der Anteil nationaler Unternehmen beträgt 62,6%, nicht 
zugeordnet werden konnten 16,6%. Dabei lassen sich große Unterschiede zwischen den 
Kommunen feststellen. 
Um die Prozentwerte vergleichbar zu machen, wurden als Indikator für den 
„Internationalisierungsgrad“ zusätzlich Residuen berechnet. Sie repräsentieren die 
Abweichung des Anteils multinationaler Unternehmen einer Kommune vom Durchschnitt des 
Untersuchungsraumes. So werden auch unterschiedlich große Kommunen der Agglomeration 
vergleichbar und die Größe Frankfurts wird relativiert. Die Höhe der Residuenwerte steht für 
die Signifikanz dieser Abweichung einer Kommune vom Durchschnitt. In der Tendenz 
entsprechen die Residuen dabei dem prozentualen Anteil, es ergibt sich jedoch eine andere 
Bewertung. Mit 29,7% weist beispielsweise Raunheim einen relativ hohen Anteil 
multinationaler Unternehmen auf. Im Vergleich zum Untersuchungsraum durch 
Berücksichtigung der Residuen wird die Stadt aber lediglich in die Gruppe durchschnittlich 
internationalisierter Kommunen klassifiziert. Je höher der Wert einer Kommune ist, desto 
größer ist demnach die Abweichung des Anteils vom Durchschnitt, was eine Konzentration 
oder bei negativen Werten einen „Mangel“ an multinationalen Unternehmen bedeutet.    
Nach der Höhe der Residuen ergibt sich eine Skala des Internationalisierungsgrades: 
 
Tabelle 11: Signifikanz der Residuen 
Wert der Residuen  Signifikanz Internationalisierungsgrad 
0.0 - < 2 nicht signifikant 
2.0 - < 2.6 signifikant 
2.6 - < 3.3 sehr signifikant 
>= 3.3 höchst signifikant 
überdurchschnittlicher Anteil multinationaler 
Unternehmen der Schlüsselbranchen (bei 
negativen Werten unterdurchschnittlicher 
Anteil multinationaler Unternehmen) 
Quelle: Grenzwerte für Signifikanz aus ZÖFEL & BÜHL (2000: 313) 
 
Nach den Residuen erscheinen auf kommunaler Ebene nur fünf Kommunen mit 
signifikant überdurchschnittlichem Anteil multinationaler Unternehmen. Frankfurt, Eschborn 
und Kelsterbach weisen höchst signifikant positive Abweichungen, Schwalbach eine sehr 
signifikante und Sulzbach eine signifikante Abweichung auf.59 
Höchst signifikant niedrige Anteile multinationaler Unternehmen haben dagegen die 
Taunusstädte Bad Soden und Königstein sowie Maintal, Mühlheim und Offenbach im Osten 
Frankfurts. Hanau und Hofheim weisen noch sehr signifikant niedrige 
Internationalisierungsgrade auf (siehe Tabelle 12 und Karte 2 auf S. 98).  
                                                 
59 Kriftel, Rüsselsheim und Raunheim weisen ebenfalls überdurchschnittliche prozentuale Anteile von 
multinationalen Unternehmen auf, die sich allerdings nicht signifikant in den Residuen niederschlagen. Sie 
liegen damit im Durchschnitt des Untersuchungsraumes.  
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Tabelle 12: Anteil MNU in Prozent und Residuen in der Agglomeration 
 Insgesamt Gewerbegebiete City 
 Internationalisie-
rungsgrad in  
Internationalisie-
rungsgrad in 
Internationalisie-
rungsgrad in 
Ort % Residuen % Residuen % Residuen 
Bad Soden 6,1 -3,9 23,8 -0,4 3,2 -4,0 
Bad Vilbel 11,7 -2,6 29,6 0,1 8,3 -2,8 
Eschborn 34,4 5,4 45,5 4,7 9,2 -2,1 
Flörsheim 11,2 -2,1 22,7 -0,7 1,9 -2,8 
Frankfurt 24,1 5,3 25,4 -1,8 23,9 8,6 
Großkrotzenburg 0,0 -1,6 0,0 -0,5 0,0 -1,5 
Hainburg 8,3 -2,5 10,6 -2,3 5,4 -1,8 
Hanau 14,3 -3,2 25,9 -0,7 8,4 -4,2 
Hattersheim 10,8 -2,3 21,6 -0,8 5,4 -2,6 
Hofheim 11,0 -3,2 21,0 -0,6 10,1 -2,7 
Kahl 8,3 -1,6 23,1 -0,4 0,0 -2,1 
Kelsterbach 46,5 6,7 58,8 5,5 20,0 0,3 
Königstein 8,7 -3,4 0,0 -0,9 8,9 -2,8 
Kriftel 21,5 0,1 28,0 -0,1 17,5 -0,1 
Kronberg 15,6 -1,6 35,0 0,7 11,1 -2,2 
Liederbach 10,2 -1,6 21,4 -0,5 5,7 -1,7 
Maintal 8,2 -4,2 10,9 -3,9 4,3 -3,2 
Mühlheim 5,9 -4,4 6,8 -3,1 5,5 -3,4 
Offenbach 10,2 -5,6 19,5 -2,1 7,0 -5,5 
Raunheim 29,7 1,6 53,9 2,4 13,2 -0,7 
Rüsselsheim 21,0 0,1 40,4 1,5 13,3 -1,3 
Schwalbach 34,2 2,7 77,8 4,8 12,7 -1,0 
Sulzbach 32,0 2,5 48,7 2,3 21,9 0,7 
Gesamt 20,7 0,2 28,7 0,3 18,3 0,2 
Werte der 
0.0 - < 2 
2.0 - < 2.6 
2.6 - < 3.3 
>= 3.3 
Residuen 
nicht signifikant 
signifikant 
sehr signifikant 
höchst signifikant 
über- (positive Werte) oder 
unterdurchschnittlicher (negative Werte) Anteil 
multinationaler Unternehmen 
Quelle: Eigene Erhebung und Berechnung 
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Karte 2: Internationalisierungsgrad der Kommunen in der Agglomeration  
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Bei der gesonderten Betrachtung der Unternehmen in der City60 zeigt sich lediglich in 
Frankfurt eine höchst signifikant hoher Anteil multinationaler Unternehmen. Die anderen 
„internationalisierten" Kommunen erreichen ihren erhöhten Anteil durch die Gewerbegebiete 
(siehe Tabelle 12).  
Die Größe der Kernstadt Frankfurt lässt es sinnvoll erscheinen, eine differenzierte 
Betrachtung der Internationalisierung auf Stadtteilebene durchzuführen. Tabelle 13 zeigt den 
Anteil multinationaler Unternehmen der Schlüsselbranchen für die Stadtteile Frankfurts, hier 
sind die standardisierten Residuen ein Maß für die Abweichung des Anteils multinationaler 
Unternehmen eines Stadtteiles vom Durchschnitt der Stadt (siehe auch Karte 3 auf S. 100).  
 
Tabelle 13: Anteil MNU in Prozent und Residuen in der Stadt Frankfurt/Main 
Stadtteil 
Internationalisie-
rungsgrad in Stadtteil 
Internationalisie-
rungsgrad in 
 % Residuen  % Residuen 
Altstadt 28,7 1,1 Kalbach 17,6 -0,5 
Bahnhofsviertel 37,6 4,5 Nied 11,1 -0,8 
Bergen-Enkheim 10,1 -2,4 Nieder-Erlenbach 0,0 -2,3 
Berkersheim 0,0 -1,0 Nieder-Eschbach 31,5 1,6 
Bockenheim 21,0 -0,9 Niederrad 16,7 -1,3 
Bonames 33,3 0,6 Niederursel 45,1 3,6 
Bornheim 8,9 -2,3 Nordend 12,2 -4,6 
Dornbusch 9,8 -2,6 Oberrad 8,6 -1,9 
Eckenheim 11,9 -1,6 Ostend 12,7 -2,9 
Eschersheim 12,1 -1,9 Praunheim 7,5 -2,1 
Fechenheim 34,0 2,5 Preungesheim 24,0 0,0 
Frankfurter Berg 0,0 -1,6 Riederwald 31,4 1,5 
Gallusviertel 20,9 -0,7 Rödelheim 26,3 0,5 
Ginnheim 5,6 -2,3 Sachsenhausen 16,1 -3,7 
Griesheim 13,5 -1,6 Schwanheim 41,9 4,4 
Gutleutviertel 20,9 -0,6 Seckbach 11,9 -3,3 
Harheim 0,0 -1,8 Sindlingen 23,1 -0,1 
Hausen 15,6 -1,0 Sossenheim 7,0 -2,3 
Heddernheim 9,5 -2,4 Unterliederbach 5,9 -2,2 
Höchst 31,1 1,2 Westend 36,2 7,4 
Innenstadt 28,6 2,2 Zeilsheim 0,0 -1,6 
Werte der Residuen  
0.0 - < 2 
2.0 - < 2.6 
2.6 - < 3.3 
> = 3.3 
nicht signifikant 
signifikant 
sehr signifikant 
höchst signifikant 
über- (positive Werte) oder 
unterdurchschnittlicher (negative Werte) 
Anteil multinationaler Unternehmen. 
Quelle: Eigene Erhebung und Berechnung 
                                                 
60 Hierzu gehören Unternehmen außerhalb der Gewerbegebiete, also auch in Mischgebieten. 
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Karte 3: Internationalisierungsgrad der Stadtteile Frankfurt/Main 
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Als höchst signifikant überdurchschnittlich international zeigen sich nur wenige Stadtviertel. 
Dazu gehören Westend, Bahnhofsviertel, Schwanheim und Niederursel gefolgt von den 
Stadtteilen Fechenheim und Innenstadt. 
Häufig sind dagegen Stadtteile mit unterdurchschnittlichem Internationalisierungsgrad. 
Hierzu gehören Heddernheim, Ginnheim, Dornbusch, Bornheim, Praunheim, Sossenheim, 
Unterliederbach, Bergen-Enkheim und Niedererlenbach. Zudem sind die Stadtteile Ostend 
sehr signifikant sowie Nordend, Sachsenhausen und Seckbach höchst signifikant 
unterdurchschnittlich international. 
Die Verteilung internationaler Unternehmen in den Stadtteilen lässt sich recht gut aus dem 
zeitlichen Ablauf der wirtschaftlichen Entwicklung sowie der Branchenverteilung und deren 
räumlichen Bedürfnissen erklären (zur Verteilung der Branchenschwerpunkte in 
Frankfurt/Main siehe Tabelle 39 im Anhang und Karte 4 auf S. 102). So liegt auf dem Gebiet 
von Fechenheim der an den Osthafen anschließende Oberhafen, ein bislang überwiegend 
industriell genutztes Gebiet. Hier finden sich internationale Speditionen, Unternehmen aus 
Chemie, Maschinenbau, Handel sowie Mess-, Steuer- und Regeltechnik.  
Die seit den 1970er Jahren zur Entlastung der City erschlossene Bürostadt Niederrad ist 
der Hauptstandort internationaler Unternehmen in Schwanheim – hier finden sich frühe 
Niederlassungen internationaler Konzerne mit ihren Verwaltungseinheiten. Der Stadtteil weist 
eine Mischung von Branchen auf, aus der sich lediglich Elektrogeräteherstellung und 
Datenverarbeitung abheben.  
Im Norden von Frankfurt, im verkehrsgünstig an der A 661 gelegene Niederursel 
(insbesondere in Niederursel-Ost) sind unternehmensorientierte Dienstleistungen angesiedelt, 
eine Branche die in den letzten Jahrzehnten expandierte und zumindest teilweise nicht auf 
eine Citylage angewiesen ist.  
Die innerstädtischen Bereiche Innenstadt und Westend haben Branchenschwerpunkte im 
Finanzsektor – entsprechende Unternehmen sind im Bankenviertel bzw. entlang weniger 
Straßen, wie der Mainzer Landstrasse, konzentriert. Besonders deutlich wird die 
Spezialisierung im Westend, wo der Finanzsektor (NACE 65 und 67) und 
unternehmensorientierte Dienstleistungen Schwerpunkte bilden, während die meisten anderen 
(Schlüssel-) Branchen dort sogar unterdurchschnittlich vertreten sind. Im Bahnhofsviertel sind 
Unternehmen des Großhandels zu finden. 
Eine Sonderrolle nimmt der Frankfurter Flughafen ein. Die Unternehmen des Flughafens 
wurden in die Grundgesamtheit der Untersuchung einbezogen, bei der differenzierten 
Untersuchung wurde er jedoch nicht als „Stadtteil“ berücksichtigt. Als Standort für Flug- und 
Transportunternehmen sowie Reisebüros weist er eine extrem einseitige Branchenstruktur auf. 
Als Infrastruktureinrichtung von internationaler Bedeutung ist zudem der Anteil 
multinationaler Unternehmen sehr hoch, so dass ein Vergleich mit den Frankfurter Stadtteilen 
wenig sinnvoll erscheint.   
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Karte 4: Internationalisierungsgrad und Verteilung der Schlüsselbranchen in Frankfurt 
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Wie ist die intraregionale „Verteilung globaler Ökonomie“? 
Zunächst ist auffällig, dass nur sehr wenige Kommunen und wenige Stadtteile Frankfurts 
einen überdurchschnittlichen Anteil multinationaler Unternehmen aufweisen. Viele 
Kommunen liegen dagegen im Durchschnitt und sind offensichtlich als Standort für 
multinationale Unternehmen nicht besonders attraktiv. Es besteht eine deutliche 
Konzentration multinationaler Unternehmen in Frankfurt und vier unmittelbar angrenzenden 
Kommune. Damit zeigt sich eine ausgeprägte Differenzierung des 
Internationalisierungsgrades in der Agglomeration. 
Die signifikant unterdurchschnittlich internationalisierten Kommunen befinden sich 
einerseits im Osten von Frankfurt, zum anderen am Taunusrand. Zu dieser Gruppe gehören 
auch Kommunen, die verkehrsgünstig in Bezug auf die Flughafenanbindung liegen (siehe 
Karte 2 auf S. 98 und Tabelle 12). Eine Reihe von Kommunen mit durchschnittlichem Anteil 
ist sowohl im Westen als auch im äußersten Osten des Untersuchungsgebietes zu finden.  
Auch in der Stadt Frankfurt gibt es nur wenige Konzentrationspunkte internationaler 
Unternehmen. Sie befinden sich im Zentrum, in einem industriell geprägten Stadtteil im 
Osten, Niederursel im Norden sowie der Bürostadt Niederrad. Über die Hälfte der Stadtteile 
weist durchschnittliche Anteile und knapp ein Drittel unterdurchschnittliche Anteile auf. 
6.1.2 Interpretation der Begleitfaktoren des Internationalisierungsgrades 
6.1.2.1 Branchenstruktur der Kommunen 
Branchenschwerpunkte der Kommunen können in Zusammenhang mit Internationalisierung 
stehen und als Erklärung für die Verteilung multinationaler Unternehmen dienen. Daher 
wurden standardisierte Residuen für die Schlüsselbranchen berechnet und für einen 
Branchenvergleich der Kommunen verwendet. Die Werte belegen, inwieweit in einer 
Kommune eine Branche im Vergleich zum Durchschnitt des Untersuchungsraumes deutlich 
stärker oder geringer vertreten ist (siehe Tabelle 38 im Anhang sowie Karte 5 auf S. 104). 
Danach ergeben sich Branchenschwerpunkte für Maschinenbau und Großhandel in Hanau, 
Maintal, Mühlheim und Offenbach. Maschinenbau spielt zudem in Hattersheim, Kahl, Kriftel 
und Kronberg eine Rolle – Großhandel in Flörsheim, Hainburg, Hofheim und Sulzbach. 
Die meisten Schlüsselbranchen weisen in zwei bis drei Kommunen signifikant höhere 
Anteile an Unternehmen auf. Zum Beispiel ist Autoindustrie in Eschborn, Raunheim und 
Rüsselsheim vertreten. DBV ist in Eschborn, Raunheim und Schwalbach zu finden und 
Elektrotechnik tritt in Kahl, Maintal und Schwalbach hervor. Nachrichtentechnik ist in 
Eschborn und Raunheim signifikant häufiger vertreten, Finanzwirtschaft und 
unternehmensorientierte Dienstleistungen nur in Frankfurt. EDV ist in Bad Vilbel, Eschborn, 
Königstein, Rüsselsheim und Sulzbach häufig zu finden. 
Im direkten Vergleich zeigt sich, dass überdurchschnittlich internationalisierte Kommunen 
häufiger Branchenschwerpunkte im Dienstleistungsbereich – ausgenommen Großhandel - 
aufweisen. Unterdurchschnittlich internationalisierte Kommunen dagegen haben diese 
überwiegend im sekundären Sektor bzw. im Großhandel. Ausnahmen sind Datenverarbeitung 
in Königstein und Transport und Logistik in Maintal. Bad Soden weist als einzige Kommune 
keinen Branchenschwerpunkt auf. 
Die Spezialisierung der „internationalisierten Kommunen“ ist dabei sehr differenziert. 
Eschborn hat vier überdurchschnittlich vertretene Branchen (im sekundären und tertiären 
Sektor), Frankfurt drei im Dienstleistungssektor, Schwalbach zwei im produzierenden Bereich 
sowie Sulzbach im Großhandel und der Datenverarbeitung. Kelsterbach ist stark durch den 
Transport- und Verkehrssektor dominiert. 
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Karte 5: Internationalisierungsgrad und Branchenstruktur 
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Bei den „gering internationalisierten Kommunen“ sind die Bereiche Maschinenbau und 
Großhandel in mehreren Kommunen schwerpunktmäßig vertreten. Auffällig ist, dass 
Frankfurt als einzige Stadt signifikant unterdurchschnittliche Anteile von zwei Branchen des 
sekundären Sektors aufweist, im Maschinenbau und in der Automobilherstellung. 
Zu den drei Gruppen der über-, unter- und durchschnittlich internationalisierten 
Kommunen soll im Folgenden jeweils ein Fallbeispiel detaillierter dargestellt werden. 
 
I. Unterdurchschnittlicher Internationalisierungsgrad - das Beispiel Bad Vilbel  
Bad Vilbel hat zwei Gewerbegebiete mit älterer Struktur und Bebauung in der Mitte der 
Kommune. Ein weiteres neueres Gewerbegebiet befindet sich im Ortsteil Dortelweil im 
Norden der Stadt. Für die Stadt sind insbesondere die Mineralbrunnen charakteristisch, 
welche das Gewerbegebiet Mitte prägen. Daneben ist hier eine gemischte Gewerbestruktur zu 
finden, sowohl Großhandel als auch unternehmensorientierte Dienstleistungen sind mit 
einzelnen Standorten vertreten, wie auch Gewerbebetriebe und ein großes 
Pharmaunternehmen. Das zweite ältere Gewerbegebiet am Rand des Stadtteils Massenheim 
ist Standort für Gewerbebetriebe und den KFZ-Handel. 
Das Gewerbegebiet in Dortelweil unterscheidet sich von diesen beiden zunächst durch das 
Alter der Bebauung. Insbesondere in den 1990er Jahren kam es hier zur Errichtung von 
Gewerbeimmobilien und zur Unternehmensansiedlung. Die Struktur zeichnet sich durch 
einige Gewerbebetriebe und einen größeren Anteil von Unternehmen des tertiären Sektors 
aus. Insbesondere Datenverarbeitung und unternehmensorientierte Dienstleistungen sind 
vertreten. Dabei beschäftigen die Unternehmen des tertiären Sektors teilweise mehrere 
hundert Mitarbeiter am Standort. Insbesondere in den letzten 15 Jahren haben sich größere 
Unternehmen angesiedelt, wodurch der tertiäre Sektor deutliche Zuwächse erfuhr. Zur 
verstärkten Ansiedlungen haben neben der Flächenausweisung insbesondere die 
verkehrsgünstige Lage im Norden von Frankfurt und der niedrige Gewerbesteuerhebesatz Bad 
Vilbels beigetragen. Die Stadt hat zudem ein neues Gewerbegebiet „Krebsschere“ 
ausgewiesen, für welches seit November 2001 ein rechtskräftiger Bebauungsplan existiert. 
 
Abbildung 11: Gewerbegebiete Bad Vilbel 
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In den neueren Gewerbegebieten haben sich mittlerweile auch MNU angesiedelt. Geht man 
davon aus, dass die Unternehmensansiedlungen weiter gehen, könnte die Stadt mittelfristig 
einen durchschnittlichen Internationalisierungsgrad aufweisen. 
 
II. Durchschnittlicher Internationalisierungsgrad - das Beispiel Rüsselsheim  
Abgesehen von einem großen Werk der General Motors Tochter Adam Opel AG, verfügt die 
Stadt Rüsselsheim über das in den 1970er Jahren erschlossene Gewerbegebiet „Hasengrund“. 
Zum Teil ist die Branchenstruktur hier durch die Nähe zu Opel geprägt. So finden sich 
Branchen, wie Elektronik, Elektrotechnik sowie Medizin-, Mess-, Steuer- und Regeltechnik, 
wobei diese Unternehmen zu einem großen Teil Zulieferer für die Automobilherstellung sind. 
Ebenfalls vertreten sind Hersteller von KFZ-Teilen sowie der KFZ-Handel. 
Im tertiären Sektor fallen insbesondere EDV und unternehmensorientierte Dienstleistungen 
auf, welche ebenfalls zu einem Teil als Zulieferer in Verbindung mit der KFZ-Produktion 
stehen. Unter den unternehmensorientierten Dienstleistungen finden sich jedoch auch 
Reinigungsfirmen. Darüber hinaus sind Immobilienwirtschaft und Leasing im „Hasengrund“ 
vertreten, neben Gastgewerbe und Einzelhandel sowie der Baubranche.  
 
Abbildung 12: Gewerbegebiete Rüsselsheim 
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Rüsselsheim hat das neue Gewerbegebiet „Blauer See“ ausgewiesen, welches 
verkehrsgünstig an der A60 und der A67 liegt und bevorzugt als Standort für Dienstleistungs- 
und Technologieunternehmen dienen soll. Hier hat sich bereits die Hyundai Motor Europe 
GmbH mit ihrem europäischen Headquarter für Forschung, Entwicklung und Marketing 
angesiedelt.  
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III. Überdurchschnittlicher Internationalisierungsgrad - das Beispiel Schwalbach  
Schwalbach verfügt über drei Gewerbegebiete, von denen das ältere Gebiet „West 1“ seit den 
1970er Jahren bebaut und durch zwei große Unternehmen der Nahrungsmittelherstellung 
geprägt ist.  
Das Gewerbegebiet „West 2“ wurde ebenfalls Anfang der 1970er Jahre durch Siemens 
VDO bebaut. In einem angrenzenden Bereich, der jedoch nicht als Gewerbegebiet 
ausgewiesen ist, sind zudem Unternehmen des sekundären Sektors (Pharma, 
Computerherstellung und Elektronik) mit Verwaltungs- oder Vertriebsniederlassungen zu 
finden. 
 
Abbildung 13: Gewerbegebiete Schwalbach 
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Das neuere Gewerbegebiet „Kronberger Hang“ ist durch moderne Architektur und große 
Gebäude gekennzeichnet, hier finden sich teils große Niederlassungen multinationaler 
Unternehmen. Neben Computerherstellern und der Pharmabranche ist die Medizin-, Mess-, 
Steuer- und Regeltechnik besonders vertreten. Auch sind hier nahezu alle Branchen des 
tertiären Sektors zu finden, von Kreditinstituten über Immobilienunternehmen bis zur EDV-
Branche und unternehmensorientierten Dienstleistungen, um nur einige zu nennen. Neben der 
Vielzahl in den letzten Jahren angesiedelter Unternehmen ist am „Kronberger Hang“ jedoch 
auch ein offensichtlicher Leerstand von neu erstellten Immobilien zu verzeichnen.  
Auch Schwalbach hat zusätzlich ein weiteres Gewerbegebiet, den „Camp-Phönix-Park“, 
gemeinsam mit der Stadt Eschborn direkt an der A66 ausgewiesen. 
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6.1.2.2 Begleitfaktoren der Internationalisierung – Kommunen 
Um Zusammenhänge und erklärende Faktoren für die kommunale Verteilung von 
multinationalen Unternehmen zu finden, wurden Korrelationen zwischen dem 
Internationalisierungsgrad und Variablen aus verschiedenen Bereichen berechnet:  
 
1. Wirtschaftsstruktur (Wirtschaftliche Rahmenbedingungen, Beschäftigtenstruktur, 
Qualifikation der Beschäftigten), 
2. Wirtschaftliche Situation (Einnahme- und Ausgabenfaktoren),  
3. Branchenstruktur nach Unternehmen (nach NACE Klassifikation), 
4. Branchenstruktur nach Beschäftigten (nach Wirtschaftsabschnitten WZ93), 
5. Bevölkerungsstruktur (Finanzkraft, Einwohnerentwicklung, Ausländer- und 
Arbeitslosenquote), 
6. Entwicklungsdynamik (Wohnort, Wirtschaftsstandort, Beschäftigtenentwicklung).  
 
Für die Berechnung der Korrelation mit dem Internationalisierungsgrad wurden sowohl 
Residuen als auch prozentuale Anteile multinationaler Unternehmen zum Vergleich 
verwendet (Zum Unterschied der Maße siehe Kapitel 4.3.1). Aufgrund der Größenverhältnisse 
zwischen der Kernstadt Frankfurt und den übrigen Städten besteht die Gefahr einer 
Verzerrung der Ergebnisse durch Frankfurt. Um spezifische Einflussfaktoren der Kernstadt 
erkennen zu können, wurde daher zum Vergleich zusätzlich eine Berechnung ohne Frankfurt 
durchgeführt (zur vollständigen Liste der verwendeten Variablen und Korrelationen siehe 
Tabelle 36 im Anhang). 
 
1. Wirtschaftsstruktur 
Betrachtet man die Kommunen zunächst ohne Frankfurt, zeigt sich ein Zusammenhang des 
Internationalisierungsgrades mit steigenden Bodenpreisen. Einschließlich Frankfurt erscheint 
diese Korrelation nur, wenn der prozentuale Internationalisierungsgrad verwendet wird, also 
der Bezug zum Durchschnitt unberücksichtigt bleibt. Ebenso besteht in den letzten 15 Jahren 
ein Zusammenhang mit einer höheren Beschäftigtendichte, während sich dieser Trend 1977 
noch nicht abzeichnet. Auch die Einpendlerquote korreliert 1987 und 2002 mit dem 
Internationalisierungsgrad, für 1977 liegen keine Werte vor (siehe Tabelle 14). 
Dagegen ist eine zunehmende Entfernung vom Frankfurter Flughafen mit einer 
abnehmenden Zahl von multinationalen Unternehmen verbunden. 
Auch die Qualifikation der Beschäftigten zeigt Besonderheiten, allerdings erst im Jahr 
2002. Mit zunehmendem Internationalisierungsgrad ergeben sich hier signifikant höhere 
Anteile Hochqualifizierter61 und signifikant niedrigere Anteile gering Qualifizierter 
(insgesamt und Frauen) sowie von Frauen mit Berufsausbildung (siehe Tabelle 14). In den 
Jahren 1977 und 1987 gibt es hinsichtlich der Beschäftigtenqualifikation keine signifikanten 
Unterschiede der Kommunen nach ihrem Internationalisierungsgrad (siehe Karte 6 auf S. 
109). Auch beim Dienstleistungsanteil der Beschäftigten besteht lediglich 1987 eine 
Korrelation, die zudem auf die Situation von Frankfurt zurückzuführen ist. 
                                                 
61 Mit Hochqualifizierten sind im Folgenden „Beschäftigte mit Abschluss an einer höheren Fachschule, 
Fachoberschule, Hochschule“, mit gering Qualifizierten „Beschäftigte ohne abgeschlossene Berufsausbildung“ 
bezeichnet (Bezeichnung nach Statistiken des Hessischen statistischen Landesamtes).  
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Karte 6: Internationalisierungsgrad und Beschäftigtenqualifikation 1977 bis 2002 
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Kein Zusammenhang ergibt sich mit der Höhe der Gewerbesteuer und deren Änderung 
(1979 bis 2003) sowie dem Tertiärisierungsgrad nach Unternehmen. 
 
Tabelle 14: Korrelation von Indikatoren zu Wirtschaftsstruktur und Beschäftigung mit 
dem Internationalisierungsgrad auf kommunaler Ebene 
Kommunen inkl. FFM Kommunen ohne FFM
Korrelation1 mit Inter-
nationalisierungsgrad
Korrelation1 mit Inter-
nationalisierungsgrad
Wirtschaftsstruktur und Beschäftigung in % in Residuen in % in Residuen
Wirtschaftsstruktur     
Preis für Gewerbegrundstücke  .525 * .405   .529 * .436 * 
Flughafenentfernung über die Strasse  -.691 ** -.551 ** -.684 ** -.534 * 
Flughafenentfernung mit ÖPNV -.629 ** -.584 ** -.628 ** -.513 * 
Beschäftigtenstruktur      
Beschäftigte pro Einwohner 1987 .570 ** .581 ** .566 ** .503 * 
Beschäftigte pro Einwohner 2002 .749 ** .764 ** .745 ** .746 ** 
Dienstleistungsquote 1987 .426 * .388   .410   .340   
Einpendler pro Beschäftigte 1987  .620 ** .507 * .642 ** .597 ** 
Einpendler pro Beschäftigte 2002 .668 ** .571 ** .724 ** .739 ** 
Einpendler pro Einwohner 1987 .219   .281   .267   .440 * 
Einpendler pro Einwohner 2002 .230   .307   .286   .488 * 
Qualifikation der Beschäftigten2      
Geringqualifizierte 2002 -.398   -.431 * -.391   -.435 * 
Geringqualifizierte 2002 - Frauen -.548 ** -.531 * -.559 ** -.596 ** 
Mit Berufsausbildung 2002 - Frauen -.500 * -.518 * -.500 * -.548 * 
Hochqualifizierte 2002 .552 ** .535 * .542 * .515 * 
Hochqualifizierte 2002 - Frauen .436 * .492 * .419   .435 * 
Hochqualifizierte 2002 - Ausländer .617 ** .532 * .614 ** .546 * 
1
   Korrelationskoeffizient nach Pearson 
2  Anteil der jeweiligen Beschäftigten an den Gesamtbeschäftigten 
*  Die Korrelation ist auf dem 0,05 Niveau signifikant (zweiseitig). 
** Die Korrelation ist auf dem 0,01 Niveau signifikant (zweiseitig). 
Quelle: Eigene Berechnung (nach Daten des HSL und des PVFRM)   
 
2. Wirtschaftliche Situation  
Mit steigendem Internationalisierungsgrad sind wachsende Steuereinnahmen in den 
berücksichtigten Jahren 1979 und 2002 zu verzeichnen (siehe Tabelle 15 und Karte 7 auf S. 
112). Mit dem Haushaltsdefizit (1977 bis 2002) und der Arbeitslosenquote (1987 bis 2002) 
sowie deren Entwicklung sind dagegen keine Korrelationen zu erkennen (zu den kommunalen 
Haushaltsdefiziten siehe auch Karte 9 auf S. 162).  
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Tabelle 15: Korrelation von Indikatoren zur wirtschaftlichen Situation mit dem 
Internationalisierungsgrad auf kommunaler Ebene 
Kommunen inkl. FFM Kommunen ohne FFM 
Korrelation1 mit Inter-
nationalisierungsgrad 
Korrelation1 mit Inter-
nationalisierungsgrad 
Wirtschaftliche Situation in % in Residuen in % in Residuen
Einnahmen     
Steuereinnahmekraft je Einwohner 1979 .601** .651** .602 ** .586 ** 
Steuereinnahmen je Einwohner 2002  .41  .540** .394   .509 * 
Einkommenssteuer je Einwohner 1979 .484* .384  .471 * .290   
Ausgaben         
Haushaltsdefizit je Einwohner 1995  -.051  .088  -.281   -.435 * 
1  Korrelationskoeffizient nach Pearson 
* Die Korrelation ist auf dem 0,05 Niveau signifikant (zweiseitig). 
** Die Korrelation ist auf dem 0,01 Niveau signifikant (zweiseitig). 
Quelle: Eigene Berechnung (nach Daten des HSL und des PVFRM) 
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Karte 7: Internationalisierungsgrad und kommunale Einnahmen 1979 bis 2002 
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3. Branchenstruktur nach Unternehmen  
Für die Analyse der Branchenstruktur wurden lediglich die Schlüsselbranchen berücksichtigt. 
Dabei zeigen sich positive Zusammenhänge des Internationalisierungsgrades mit den 
Branchen Verkehr und Logistik sowie Nachrichtenübermittlung, während Großhandel negativ 
korreliert (siehe Tabelle 16, es sind nur korrelierende Variablen dargestellt). 
Nachrichtenübermittlung ist generell eine überdurchschnittlich internationalisierte 
Branche, bei Verkehr und Logistik dürfte sich der internationale Flughafen Frankfurt 
bemerkbar machen. Interessant ist in diesem Zusammenhang, dass eine Korrelation mit der 
Finanzwirtschaft fehlt, sie ist nur in Frankfurt von Bedeutung.  
Bei der Berechnung ohne Frankfurt zeigt sich mit steigendem Internationalisierungsgrad 
auch ein zunehmender Anteil von Unternehmen der Automobilherstellung. Hier dürfte sich 
die lange Tradition internationaler Unternehmensverknüpfung des Automobilsektors 
bemerkbar machen. Viele dieser Unternehmen sind außerhalb von Frankfurt angesiedelt (z.B. 
Rüsselsheim), so dass die Korrelation inklusive Frankfurt nur bei Verwendung des 
prozentualen Internationalisierungsgrades auftaucht. Bereits in der Analyse der 
Branchenstruktur zeigte sich die Automobilherstellung in Frankfurt deutlich unterrepräsentiert 
(siehe Kapitel 6.1.2.1). Zunächst erstaunlich ist die negative Korrelation mit dem Großhandel.  
Tabelle 16: Korrelation der Branchen nach Unternehmen mit dem Internationalisie-
rungsgrad auf kommunaler Ebene 
Kommunen inkl. FFM Kommunen ohne FFM  
Korrelation1 mit Inter-
nationalisierungsgrad 
Korrelation1 mit Inter-
nationalisierungsgrad 
Branchenstruktur der Unternehmen in % in Residuen in % in Residuen
Unternehmen Gewerbegebiet & City  
Nace 34 Herstellung von KFZ .515 * .365  .535 * .441 * 
Nace 51 Großhandel -.601 ** -.510 * -.594 ** -.507 * 
Nace 63 Verkehr und Logistik .502 * .441 * .514 * .502 * 
Nace 64 Nachrichtenübermittlung .596 ** .582 ** .618 ** .679 ** 
Nace 67 Finanzdienstleistungen -.278  -.349  -.323   -.496 * 
1  Korrelationskoeffizient nach Pearson 
*. Die Korrelation ist auf dem 0,05 Niveau signifikant (zweiseitig). 
**. Die Korrelation ist auf dem 0,01 Niveau signifikant (zweiseitig). 
Quelle: Eigene Erhebung und Berechnung 
 
4. Branchenstruktur nach Beschäftigten  
Hier spiegelt sich die Bedeutung der Branchen Verkehr und Logistik sowie 
Nachrichtenübermittlung aus der Unternehmensanalyse wieder. Sowohl mit als auch ohne 
Frankfurt korreliert der Anteil der Beschäftigten dieser Branchen mit dem 
Internationalisierungsgrad, sowohl bei den Gesamtbeschäftigten als auch bei den 
beschäftigten Frauen und Ausländer (siehe Tabelle 17, es sind nur korrelierende Variablen 
dargestellt).  
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Tabelle 17: Korrelation der Branchen nach Beschäftigten mit dem Internationalisie-
rungsgrad auf kommunaler Ebene – 2000 
Kommunen inkl. FFM Kommunen ohne FFM
Korrelation1 mit Inter-
nationalisierungsgrad 
Korrelation1 mit Inter-
nationalisierungsgrad 
Branchenstruktur nach Beschäftigten in % in Residuen in % in Residuen
Anteil Beschäftigter nach Branchen     
Verkehr und Nachrichten .605** .535* .602 ** .554 ** 
Verkehr und Nachrichten - Frauen .606** .560** .601 ** .572 ** 
Verkehr und Nachrichten – Ausländer .528* .438* .525 * .451 * 
1  Korrelationskoeffizient nach Pearson 
*. Die Korrelation ist auf dem 0,05 Niveau signifikant (zweiseitig). 
**. Die Korrelation ist auf dem 0,01 Niveau signifikant (zweiseitig). 
Quelle: Eigene Berechnung (nach Daten des HSL) 
 
5. Bevölkerungsstruktur  
Die wachsenden Steuereinnahmen beziehen sich nicht auf die Einkommenssteuer. Sie 
korreliert nicht mit dem Internationalisierungsgrad. Im Durchschnitt ist das Einkommen der 
Einwohner in den stärker internationalisierten Kommunen also nicht höher, die Einnahmen 
müssen auf Gewerbesteuereinnahmen zurückgeführt werden. 
Dagegen zeigt sich ein signifikanter Zusammenhang der Ausländerquote mit dem 
prozentualen Internationalisierungsgrad. Veränderungen der Einwohnerzahl, der 
Arbeitslosenquote oder Wohlstandsindikatoren wie Wohnfläche oder Kaufkraft korrelieren 
dagegen nicht mit dem Internationalisierungsgrad (vollständige Ergebnisse der 
Korrelationsanalyse Tabelle 36 im Anhang). 
 
6. Entwicklungsdynamik 
Ein Zusammenhang mit der Entwicklung als Wohnort lässt sich nicht feststellen, die 
Einwohnerentwicklung korreliert in keinem Zeitabschnitt mit dem Internationalisierungsgrad. 
Dagegen weist die Entwicklung als Wirtschaftstandort deutliche Besonderheiten auf. So 
nimmt mit zunehmendem Internationalisierungsgrad die Beschäftigtenentwicklung 1977 bis 
1987 und 1987 bis 2002 zu, wobei der Zusammenhang im letzten Abschnitt noch stärker ist 
(siehe Tabelle 18). Interessanterweise zeigt sich dagegen kein Zusammenhang mit 
Tertiärisierung (1987–2002), ebenso wenig mit der Entwicklung von Einpendler- und 
Arbeitslosenquote. 
Ein weiterer Faktor des Wirtschaftswachstums ist die Büroflächenentwicklung 1979 bis  
2002, welche über den gesamten Zeitraum einen deutlichen Zusammenhang mit dem 
Internationalisierungsgrad aufweist. Auch über die einzelnen Zeitabschnitte ist dieser 
Zusammenhang vorhanden, mit Ausnahme des Intervalls von 1986 bis 1995. Hier ist der 
statistische Zusammenhang etwas schwächer, er zeigt sich nur noch unter Berücksichtigung 
des Internationalisierungsgrades in Residuen und verschwindet ohne Frankfurt ganz. In 
diesem Zeitabschnitt ist die Bautätigkeit also auch in anderen Kommunen relativ hoch 
gewesen und in einigen „internationalen“ Kommunen – mit Ausnahme von Frankfurt – 
niedriger. Dies bestätigt ein Blick auf die einzelnen Werte der Kommunen (zur Bautätigkeit 
siehe auch Karte 10 auf S. 165). 
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Tabelle 18: Korrelation von Indikatoren zur Entwicklungsdynamik mit dem Inter-
nationalisierungsgrad auf kommunaler Ebene 
Kommunen inkl. FFM Kommunen ohne FFM 
Korrelation1 mit Internationalisierungsgrad 
 in % in Residuen in % in Residuen
Beschäftigtenentwicklung  
Beschäftigte pro Einwohner 1977-19872 .494 * .445 * .514 * .530 * 
Beschäftigte pro Einwohner & Jahr 1977-19872 .506 * .505 * .517 * .569 ** 
Beschäftigte pro Einwohner 1987-20022  .603 ** .586 ** .622 ** .677 ** 
Beschäftigte pro Einwohner & Jahr 1987-20022   .710 ** .725 ** .725 ** .814 ** 
Beschäftigte 1977-1987 pro Jahr2 .492 * .455 * .518 * .555 ** 
Beschäftigte 1987-2002 pro Jahr2 .525 * .517 * .553 ** .626 ** 
Beschäftigtendichte 1987 .418 * .487 * .448 * .322   
Beschäftigtendichte 2002 .594 ** .664 ** .618 ** .584 ** 
Beschäftigte Frauen 1977-19873    .446 * .432 * .468 * .523 * 
Beschäftigte Ausländer 1977-19873    .431 * .422  .437 * .467 * 
Beschäftigte Frauen 1987-20023   .361  .413  .382   .503 * 
Beschäftigte Ausländer 1987-20023   .405  .395  .420   .461 * 
Bautätigkeit  
Reinzugang Gewerbefläche 1979-20024  .556 ** .596 ** .545 * .556 ** 
Reinzugang Gewerbefläche 1979-19864  .518 * .490 * .505 * .444 * 
Reinzugang Gewerbefläche 1987-19954  .369  .473 * .348   .41   
Reinzugang Gewerbefläche 1996-20024 .552 ** .546 ** .543 * .537 * 
Qualifikation der Beschäftigten  
Mit Berufsausbildung 1977-19873   .475 * .396  .505 * .502 * 
Mit Berufsausbildung 1977-1987 Frauen3   .569 ** .518 * .605 ** .646 ** 
Mit Berufsausbildung 1977-1987 Männer3   .519 * .431 * .543 * .524 * 
Mit Berufsausbildung 1977-1987 Ausländer3   .451 * .400  .461 * .453 * 
Mit Berufsausbildung 1987-2002 Ausländer3   .549 ** .447 * .587 ** .573 ** 
Hochqualifizierte Beschäftigte 1987-20023   .424 * .401  .450 * .501 * 
Hochqualifizierte Beschäftigte 1987-2002 Frauen3 .621 ** .557 ** .646 ** .660 ** 
Hochqualifizierte Beschäftigte 1987-2002 
Männer3   .363  .355  .390   .454 * 
Hochqualifizierte Beschäftigte 1987-2002 
Ausländer3   .433 * .393  .457 * .485 * 
1   Korrelationskoeffizient nach Pearson 
2  Änderung in Prozent 
3  Anteil an Gesamtbeschäftigten in Prozent 
4  Fertigstellung gewerblicher Nutzfläche in Prozent der Gebäude- und Freifläche 
*. Die Korrelation ist auf dem 0,05 Niveau signifikant (zweiseitig). 
**. Die Korrelation ist auf dem 0,01 Niveau signifikant (zweiseitig). 
Quelle: Eigene Berechnung (nach Daten des HSL) 
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In der Arbeitsmarktstruktur zeigen sich zunächst zwischen 1977 und 1987 Verbindungen 
mit der Zunahme der Beschäftigten mit Berufsausbildung und des Frauenanteils – nicht aber 
der Hochqualifizierten. Bis 2002 verändert sich die Beschäftigungsstruktur dann mit 
steigendem Internationalisierungsgrad hin zu höherer Qualifikation. Dieser Zusammenhang 
erscheint ohne Berücksichtigung von Frankfurt am deutlichsten. Zudem setzt sich hier der 
Trend zunehmender Beschäftigung von Frauen und Ausländern fort. Mit Frankfurt ist diese 
Tendenz nicht mehr nachweisbar, ebenso ist hier der Zusammenhang mit der Zunahme der 
Hochqualifizierten nur noch bei den Frauen sehr ausgeprägt. Interessant ist, dass sich keine 
Hinweise auf die Abnahme gering qualifizierter Arbeitskräfte in Zusammenhang mit dieser 
Entwicklung ergeben (siehe hierzu Tabelle 36 im Anhang). 
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Karte 8: Internationalisierungsgrad und Beschäftigte pro Einwohner 1977 bis 2002 
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6.1.2.3 Begleitfaktoren der Internationalisierung – Stadtteile Frankfurt/Main 
Insgesamt konnten für die Stadt Frankfurt auf Stadtteilebene nur einige wenige Faktoren auf 
ihren Zusammenhang mit dem Internationalisierungsgrad untersucht werden. Grundlage 
waren Daten der Volkszählungen 1970 und 1987, welche auf Stadtteilebene verfügbar sind, 
Baustatistiken und Immobilienpreisschlüssel sowie die Branchenstruktur aus dem 
Gewerbekataster. 
Tabelle 19: Korrelationen mit dem Internationalisierungsgrad der Stadtteile Frankfurts 
Unternehmen in Prozent 
Korrelation1 mit 
Internationalisierungs
grad in % 
Nace 24 Chemische Erzeugnisse - Gewerbegebiet & City 0,402 ** 
Nace 24 Chemische Erzeugnisse - City  0,524 ** 
Nace 34 Herstellung von KFZ - Gewerbegebiet & City 0,375 * 
Nace 34 Herstellung von KFZ - City 0,324 * 
Nace 65 Kreditinstitute - City 0,315 * 
Nace 67 Finanzdienstleistungen - City 0,366 * 
Nace 73 Forschung und Entwicklung - Gewerbegebiete & City 0,516 ** 
Nace 73 Forschung und Entwicklung - City 0,452 ** 
Beschäftigte      
Beschäftigtenentwicklung 1970-1987  -.309 * 
Beschäftigte 1987 0,35 * 
Gewerbliche Nutzfläche     
Reinzugang gewerblicher Nutzfläche 1966 - 2001  0,528 ** 
Reinzugang gewerblicher Nutzfläche 1966 - 1971 0,402 ** 
Reinzugang gewerblicher Nutzfläche 1966 - 1978 0,419 ** 
Reinzugang gewerblicher Nutzfläche 1979 - 1986 0,548 ** 
Reinzugang gewerblicher Nutzfläche 1987 - 1995 0,545 ** 
Reinzugang gewerblicher Nutzfläche 1996 - 2001 0,223   
Reinzugang gewerblicher Nutzfläche 1979 - 2001 0,531 ** 
1  Korrelationskoeffizient nach Person 
*. Die Korrelation ist auf dem 0,05 Niveau signifikant (zweiseitig). 
**. Die Korrelation ist auf dem 0,01 Niveau signifikant (zweiseitig). 
Quelle: Eigene Berechnung (nach Daten des HSL, der Stadt Frankfurt und eigener Erhebung) 
 
Der Internationalisierungsgrad der Stadtteile zeigt einen Zusammenhang mit der Zahl der 
Beschäftigten für 1970 und 1987, nicht aber mit deren Veränderung in dem Zeitraum. Es 
handelt sich hier also um Orte, welche bereits 1970 eine wirtschaftliche Konzentration 
aufwiesen. Mit der Anzahl der Arbeitsstätten für 1970 und 1987 sowie deren Veränderung 
gibt es keinen statistischen Zusammenhang.  
Bei den Branchen zeigt sich eine Korrelation mit Kreditinstituten, Forschung und 
Entwicklung sowie Chemie und KFZ-Herstellern (siehe Tabelle 19, dargestellt sind nur 
korrelierende Variablen).  
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Für den Faktor Bodenpreise bieten zwei gemittelte Variablen eine Annäherung, die 
„Bodenrichtwerte aus mäßiger Lage" und die „Bodenrichtwerte aus guter Lage" (für die 
fehlenden Stadtteile jeweils mit den Werten aus mittlerer Lage ergänzt). Daraus lässt sich 
ableiten, dass sich multinationale Firmen innerhalb der Stadt bevorzugt in „besseren“ Lagen 
bzw. Stadtteilen mit höheren Bodenpreisen ansiedeln. Sie weisen eine erhöhte 
Wirtschaftsdynamik auf, die sich ebenso wie auf kommunaler Ebene in der Zahl der 
Beschäftigten und einer höheren Bautätigkeit ausdrückt. 
Auch der Zuwachs gewerblicher Nutzfläche zwischen 1966 und 2002 korreliert in 
Frankfurt positiv mit dem Internationalisierungsgrad. Diese Korrelation lässt sich auch für 
einzelne Zeitabschnitte in fünf Jahresschritten nachweisen. Ausnahmen sind dabei die Zeit 
zwischen 1982 bis 1986 sowie 1997 bis 2002. Im letzten Zeitabschnitt fällt das 
Bahnhofsviertel durch einen massiven Verlust von Bürofläche auf. Hierfür dürften Abriss und 
Umstrukturierung der 1990er Jahre im Bankenviertel (das teilweise zum Gebiet des 
Bahnhofsviertel gehört) die Ursache sein. Wird das Bankenviertel in der Korrelationsanalyse 
ausgeklammert, zeigt sich auch für diesen Zeitabschnitt eine Korrelation mit dem 
Internationalisierungsgrad. Allerdings verschwindet dann der Zusammenhang zwischen der 
Bautätigkeit 1972 - 1976 und dem Internationalisierungsgrad, was eine ausgeprägte Bauphase 
im Bankenviertel in dieser Zeit widerspiegelt.  
6.1.2.4 Charakteristika der Kommunen nach ihrem Internationalisierungsgrad 
Anhand von Korrelationen lassen sich gleich- oder gegengerichtete Zusammenhänge 
zwischen dem Internationalisierungsgrad mit der Wirtschaftssituation und –entwicklung 
erkennen. Sie geben damit Hinweise zu Begleit- und Einflussfaktoren sowie Folgen der 
Internationalisierung. Um darüber hinaus Charakteristika der über- oder unterdurchschnittlich 
internationalisierten Kommunen zu finden, welche keinem linearen Zusammenhang 
entsprechen, wurde eine Diskriminanzanalyse durchgeführt. Sie dient zudem der Überprüfung 
von Ergebnissen der Korrelationsanalyse sowie einem Mittelwertvergleich. 
 
A Ergebnisse der Diskriminanzanalyse 
Mit der Diskriminanzanalyse können Kommunen anhand ihrer Merkmalsausprägungen einer 
vordefinierten Gruppe zugeordnet werden. Das Ergebnis der Diskriminanzanalyse zeigt in 
diesem Fall, wie gut verschiedene Variablen die Zugehörigkeit einer Kommune zur Gruppe 
mit bestimmtem Internationalisierungsgrad vorhersagen und inwieweit sich diese Gruppen in 
ihren Merkmalen signifikant unterscheiden.  
Die Kommunen wurden hierfür zunächst nach ihrem Internationalisierungsgrad in drei 
Gruppen mit 1. signifikant überdurchschnittlichem, 2. durchschnittlichem und 3. 
unterdurchschnittlichem Anteil multinationaler Unternehmen unterteilt. Die Klassifizierung 
wurde anhand der Residuen des Internationalisierungsgrades vorgenommen. Mit der 
Diskriminanzanalyse wurde anschließend überprüft, ob sich die Gruppen hinsichtlich 
verschiedener Merkmale (Variablen) so signifikant unterscheiden, dass sie anhand dieser 
Merkmale durch die berechnete Diskriminanzfunktion korrekt ihrer tatsächlichen Gruppe 
zugeordnet würden.  
Eine korrekte Klassifikation kann wie folgt interpretiert werden: die Gruppen 
unterscheiden sich hinsichtlich ihrer Merkmale (z.B. zur Wirtschaftsstruktur) so deutlich, dass 
Kommunen anhand ihrer Merkmalsausprägung korrekt in ihre Gruppe (der über-, unter- oder 
durchschnittlich internationalisierten Kommunen) eingeordnet würden. Es kann also anhand 
der Merkmalskombination auf den Internationalisierungsgrad geschlossen werden. Das 
bedeutet wiederum, dass die betreffende Merkmalskombination in einer bestimmten 
Ausprägung für den Internationalisierungsgrad charakteristisch ist.  
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Die untersuchten Merkmale wurden nach folgenden Bereichen zusammengefasst und der 
Diskriminanzanalyse unterzogen: 
 
1. Wirtschaftsstruktur, 
2. Beschäftigtenstruktur, 
3. Entwicklung/Dynamik, 
4. Beschäftigtenentwicklung, 
5. Kommunaler Wohlstand, 
6. Branchenstruktur. 
 
In der Untersuchung ergab die Diskriminanzanalyse für alle Bereiche einen gewissen 
Erklärungsgehalt. So deutet der kanonische Korrelationskoeffizient für alle Berechnungen 
darauf hin, dass der Anteil der Streuung zwischen den drei Gruppen an der Gesamtstreuung 
größer als innerhalb der Gruppen ist. Damit wurde eine relativ gute Trennung der Gruppen 
durch die Diskriminanzfunktionen erreicht. Inwieweit die Diskriminanzfunktionen zu den 
einzelnen Themenbereichen geeignet sind, Kommunen anhand ihrer Merkmalsausprägung 
korrekt zu ihrer Gruppe mit unter-, über- oder durchschnittlichem Internationalisierungsgrad 
zuzuordnen, zeigen die Tabellen der fallweisen Zuordnung (siehe Tabelle 44 im Anhang).  
Hierbei sind deutliche Unterschiede des Erklärungsgehalts der Variablensets für den 
Internationalisierungsgrad zu erkennen.  
 
1. Wirtschaftsstruktur 
Die ermittelte Diskriminanzfunktion für die Variablen zur Wirtschaftssituation klassifiziert 
100,0% der Kommunen korrekt in die drei Gruppen der unterdurchschnittlich, 
durchschnittlich und überdurchschnittlich internationalisierten Kommunen. Sie weist damit 
das beste Ergebnis auf und zeigt, dass sich die drei Gruppen hinsichtlich Beschäftigtendichte, 
Einpendler- und Tertiärquote sowie Grundstückspreisen deutlich unterscheiden, wodurch das 
Ergebnis der Korrelationsanalyse bestätigt wird.  
 
2. Beschäftigtenstruktur 
Die Diskriminanzfunktion der Beschäftigtenstruktur klassifiziert noch 95,5% der Kommunen 
korrekt. Lediglich Frankfurt wird hier fälschlicherweise als unterdurchschnittlich international 
eingestuft. Die Arbeitnehmerstruktur über-, unter- und durchschnittlich internationalisierter 
Kommunen unterscheidet sich in ihrer Zusammensetzung (Qualifikation und Frauenanteil) 
also so deutlich, dass anhand dieser Merkmale alle Kommunen - abgesehen von Frankfurt - 
korrekt eingestuft wurden. Neben den unter Wirtschaftsstruktur zusammengefassten Faktoren 
ist die Beschäftigtenstruktur damit das wichtigste Charakteristikum für den 
Internationalisierungsgrad. 
In Frankfurt ist die Beschäftigtenstruktur dagegen offensichtlich differenzierter. Neben 
einem hohen Anteil hochqualifizierter Arbeitsplätze existiert parallel ein Sektor für gering 
qualifizierte Tätigkeiten. Diese Teilung innerhalb der Stadt ist durch ihre Größe und Historie 
zu erklären, welche eine differenzierte Wirtschaft hervorgebracht hat. Dagegen sind in den 
Städten des Umlandes die Unterschiede zwischen den Kommunen stärker ausgeprägt. 
 
3. Entwicklung/Dynamik 
Auch die Diskriminanzfunktion zur Dynamik klassifiziert 90,9% der Fälle korrekt und 
erreicht damit noch ein relativ gutes Ergebnis. Bis auf Kronberg und Rüsselsheim werden alle 
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Fälle richtig klassifiziert. Diese beiden durchschnittlich internationalisierten Städte werden als 
unterdurchschnittlich international eingestuft. Ein Grund für die Fehlklassifikation ist, dass 
einige Variablen nicht verwendet werden, da sie sich in den Gruppen nicht signifikant 
unterscheiden.  
Die Klassenzuordnung erfolgt hier auf der Basis der Beschäftigtenentwicklung (1987 – 
2002) und der Bautätigkeit für Gewerbeimmobilien, die Gruppen unterscheiden sich 
hinsichtlich ihres Wirtschaftswachstums also ganz entscheidend. Die Falschklassifikation von 
Kronberg und Rüsselsheim lässt sich als Stagnation des Wirtschaftswachstum der beiden 
Städte im Vergleich zu ihrer Gruppe interpretieren. 
 
4. Beschäftigtenentwicklung 
Das Ergebnis für die Beschäftigtenentwicklung ist mit 86,4% korrekt klassifizierten Fällen 
nicht ganz so deutlich, bereits drei Kommunen wurden nicht korrekt klassifiziert.  
In diesem Variablenset wurde versucht nur über die nach Qualifikation und den Frauen- 
sowie Ausländeranteil differenzierte Beschäftigtenentwicklung eine Trennung zu erreichen. 
Im Vergleich zur Entwicklung unter Berücksichtigung der Bautätigkeit ist das Ergebnis zwar 
etwas schlechter, aber immer noch von einer gewissen Aussagekraft. Auch in der 
Qualifikation der Beschäftigten zeigen sich danach spezifische Unterschiede in Verbindung 
mit dem Internationalisierungsgrad. 
 
5. Kommunaler Wohlstand 
Nur 59,1% der ursprünglich gruppierten Fälle werden durch Variablen des kommunalen 
Wohlstandes korrekt klassifiziert, da zu viele der Variablen dieser Gruppe nicht signifikant 
unterschiedlich sind und gar nicht erst für die Diskriminanzfunktion verwendet werden. Die 
verbleibende deutlich mit dem Internationalisierungsgrad korrelierende Variable 
„Steuereinnahmen“ 1979 und 2002 kann dies nicht ausgleichen. So zeigt sich kein genereller 
Unterschied zwischen den Gruppen bezüglich kommunalen Wohlstands. 
 
6. Branchenstruktur 
Auch die Branchenstruktur scheint mit 65,2% korrekt klassifizierten Fällen weniger geeignet, 
um die Gruppen zu trennen. Die kommunalen Branchenschwerpunkte sind zu unterschiedlich 
innerhalb der Gruppen, bis auf die wenigen mit dem Internationalisierungsgrad korrelierenden 
Branchen. 
Insgesamt ergeben sich durch die Diskriminanzanalysen eine sehr zuverlässige Trennung 
der Gruppen nach ihrem Internationalisierungsgrad. So zeigen sich nach dem 
Internationalisierungsgrad in den drei Gruppen vor allem Unterschiede bezüglich der:  
 
• Wirtschaftssituation (Beschäftigtendichte, Dienstleistungsanteil, Einpendlerquote 
etc.), 
• Beschäftigtenstruktur (nach Qualifikation), und 
• Entwicklung /Dynamik (Beschäftigtenentwicklung, Bautätigkeit, Entwicklung der  
Beschäftigtenstruktur nach Qualifikation). 
 
Sie bestätigen die Ergebnisse der Korrelationsanalyse, in der ebenfalls Faktoren wie 
Beschäftigtenentwicklung, Qualifikation der Beschäftigten oder Bautätigkeit deutliche 
Zusammenhänge mit dem Internationalisierungsgrad aufwiesen. Die Ergebnisse der 
Diskriminanzanalyse zeigen, dass die genannten Merkmale so charakteristisch sind, dass sie 
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innerhalb der Untersuchungsgruppe eine recht zuverlässige Klassifizierung der Kommunen in 
über-, unter- und durchschnittlichen Internationalisierungsgrad ermöglichen. Als weniger 
geeignet zur Charakterisierung nach Internationalisierungsgrad erwiesen sich die 
Variablenkombinationen zur Beschäftigtenentwicklung (rein nach Qualifikation), Wohlstand 
und Branchenstruktur.  
 
B Ergebnisse des Vergleichs der Mittelwerte 
Über die Gruppenzuordnung hinaus können signifikante Unterschiede zwischen den Gruppen 
anhand der Gruppenmittelwerte einzelner Merkmale erkannt und für eine Charakterisierung 
verwendet werden.62 Welche weiteren Faktoren zur Charakterisierung beitragen können, soll 
daher der Mittelwertvergleich zeigen. Hierfür wurde vorab ein Gleichheitstest der 
Gruppenmittelwerte für die einzelnen Variablen durchgeführt, um zu unterscheiden, welche 
Variablen über trennende Eigenschaften hinsichtlich der festgelegten Gruppen verfügen. In 
der weiteren Analyse wurden nur Variablen berücksichtigt, die nach dem Test signifikante 
Unterschiede aufwiesen (zu den Ergebnissen der Diskriminanzanalyse siehe Tabelle 43 im 
Anhang).  
 
1. Wirtschaftssituation  
Für mit dem Internationalisierungsgrad korrelierende Faktoren wie Beschäftigtendichte oder 
Einpendlerquote zeigen sich signifikant unterschiedliche Gruppenmittelwerte, welche die 
Ergebnisse der Korrelationsanalyse bestätigen.  
Darüber hinaus gibt es signifikante Unterschiede der drei Gruppen, welche keine 
Korrelation mit dem Internationalisierungsgrad aufweisen. D.h. es bestehen deutliche 
Unterschiede zwischen über-, unter- und durchschnittlich internationalisierten Kommunen, 
die nicht der Beziehung „je größer der Internationalisierungsgrad desto größer/kleiner der 
Wert der Variable xy“ entsprechen. So ist der Dienstleistungsanteil (1979, 1987, 2002) in der 
Gruppe der durchschnittlich internationalisierten Kommunen am niedrigsten und bei den 
überdurchschnittlich internationalisierten am höchsten. Ein durchschnittlicher Anteil 
internationaler Unternehmen kommt also mit einem vergleichsweise hohen Anteil 
Beschäftigter des sekundären Sektors zustande. Ein Hinweis darauf, dass Unternehmen des 
sekundären Sektors im Untersuchungsraum zur Internationalisierung beitragen. Dies zeigt 
sich z.B. für Rüsselsheim, Kronberg oder Kriftel (siehe Karte 11 auf S. 168). 
Einige korrelierende Faktoren erfahren durch den Mittelwertvergleich eine Relativierung. 
So weist die Einpendlerquote bezogen auf die Bevölkerung in der durchschnittlichen Gruppe 
die höchsten Werte auf. Auch sind die „Durchschnittlichen“ im Mittel etwas weiter vom 
Flughafen entfernt als die „Unterdurchschnittlichen“. Für multinationale Unternehmen ist 
unmittelbare Flughafennähe also nicht der einzig ausschlaggebende Faktor.  
Beim Gruppenmittelwert der Tertiärquote hebt sich die Gruppe der Internationalen deutlich 
von den anderen beiden ab. In der internationalen Gruppe scheint bereits 1979 eine stärkere 
Prägung durch Dienstleistung bestanden zu haben, bis 2002 schwächt sich der Unterschied 
allerdings etwas ab. Auch in der Arbeitsplatzdichte und bei den Grundstückspreisen zeigen 
sich große Unterschiede. Die internationalisierten Kommunen weisen hier mit Abstand die 
höchsten Werte auf, der Unterschied zwischen den beiden anderen Gruppen ist noch 
signifikant, aber deutlich geringer. 
 
                                                 
62 Z.B. können die Gruppenmittelwerte der Beschäftigtenentwicklung im Untersuchungszeitraum zwischen 
der über- und der unterdurchschnittlich internationalisierten Gruppe der Kommunen signifikante Unterschiede 
aufweisen. 
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2. Beschäftigtenstruktur 
Der Vergleich der Gruppenmittelwerte beantwortet die Frage nach dem fehlenden 
Zusammenhang zwischen dem Anteil Hochqualifizierter 1977 und 1987 sowie dem 
Internationalisierungsgrad. Er lag in dieser Zeit in der durchschnittlichen Gruppe niedriger als 
in der unterdurchschnittlichen Gruppe. 
Wie ist dies zu erklären? Die Branchen des sekundären Sektors weisen teils einen hohen 
Anteil multinationaler Unternehmen auf und sind andererseits dem Umstrukturierungsprozess 
ausgesetzt. So ergibt sich für die Kommunen mit durchschnittlichem Anteil multinationaler 
Unternehmen zunächst (1977 und 1987) ein niedriger Anteil Hochqualifizierter, welcher bis 
2002 mit dem Umstrukturierungsprozess zunimmt. Zu diesem Ergebnis passt, dass auch der 
Frauenanteil 1987 und 2002 am niedrigsten in den durchschnittlichen Kommunen war und 
sich zwischen den beiden Zeitpunkten deutlicher erhöht hat als in den überdurchschnittlich 
internationalisierten Kommunen. Zwischen 1987 und 2002 findet ein sehr deutlicher Zuwachs 
und damit eine Umstrukturierung der durchschnittlich (und überdurchschnittlich) 
internationalisierten Kommunen statt. 
Auch weisen die Durchschnittlichen 1987 und 2002 einen etwas höheren Anteil gering 
Qualifizierter als die Unterdurchschnittlichen auf. Auch dies kann durch die Prägung des 
sekundären Sektors erklärt werden, da bei der Umstrukturierung von Produktion zu Vertrieb 
Arbeitsplätze mit geringen Qualifikationsanforderungen entstehen, z.B. im Lager. Weiterhin 
bestätigt sich, dass die Gruppe der überdurchschnittlich internationalisierten Kommunen 
bereits 1987 wenig gering Qualifizierte aufwies und schon 1977 einen deutlich höheren Anteil 
Hochqualifizierter. 
Insgesamt fällt bei den Variablen auf, dass die Gruppenmittelwerte der unter- und der 
durchschnittlich internationalisierten Kommunen relativ nahe beieinander liegen, mit 
Ausnahme des Frauenanteils an den Beschäftigten 1987. Die Gruppe der Internationalen hebt 
sich bezüglich der Beschäftigtenstruktur dagegen deutlich von den anderen beiden ab. 
 
3. Entwicklung/Dynamik 
In der Wirtschaftsentwicklung gibt es sehr deutliche Unterschiede zwischen den Kommunen 
der drei Gruppen. Mit deutlichem Abstand sind Beschäftigtenentwicklung und Bautätigkeit 
der „Internationalen“ am ausgeprägtesten. Bei der differenzierten Betrachtung zeigen sich 
jedoch auch Ausnahmen. So weisen z.B. Offenbach und Liederbach trotz unter- bzw. 
durchschnittlichem Internationalisierungsgrad hohe Bautätigkeit auf (s. Karte 10 auf S. 165). 
Die Entwicklung bei den Hochqualifizierten spiegelt die oben beschriebene 
Umstrukturierung zwischen 1977 und 1987 mit dem höchsten Mittelwert in der 
durchschnittlich internationalisierten Gruppe. 
 
4. Beschäftigtenentwicklung 
Hinsichtlich der Beschäftigtenentwicklung bestätigen sich die Ergebnisse der Korrelationen. 
Die Zunahme Hochqualifizierter, die Zunahme der Beschäftigten zwischen 1987 und 2002 
(gemessen pro Einwohner) und die Abnahme Beschäftigter mit abgeschlossener 
Berufsausbildung weisen eine deutlich höhere Dynamik in der überdurchschnittlich 
internationalisierten Gruppe auf. 
 
5. Wohlstand 
Hier erscheinen nur die Steuereinnahmen 1979 und 2002 als signifikant unterschiedlich 
zwischen den Gruppen. Wiederum liegt der Wert der überdurchschnittlichen Gruppe mit 
großem Abstand vor den anderen, wobei sich dieser Abstand in den 23 Jahren des 
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Betrachtungszeitraumes noch weiter vergrößert. Die Wirtschaftsentwicklung dieser 
Kommunen führt also von bereits hohem Niveau ihrer Einnahmen zu einer weiteren 
Steigerung. 
Allerdings gibt es auch in den beiden anderen Gruppen Kommunen mit deutlich höheren 
Einnahmen, wie z.B. Kronberg und Bad Vilbel. 
 
6. Branchenstruktur 
Für Nachrichtenübermittlung bestätigen sich die Ergebnisse der Korrelationsanalyse. Beim 
Anteil der Kreditinstitute zeigt sich, obwohl er positiv mit dem Internationalisierungsgrad 
korreliert, in der durchschnittlichen Gruppe der niedrigste Mittelwert. Dies passt zu der 
Annahme einer durch den sekundären Sektor geprägten Wirtschaftsstruktur der Kommunen in 
der unterdurchschnittlichen Gruppe. 
6.1.2.5 Interpretation der Ergebnisse in Bezug auf die Fragestellung 
1. Welcher Zusammenhang besteht zwischen dem Internationalisierungsgrad sowie 
Wirtschaftsstruktur und -situation?  
Es ergeben sich deutliche Hinweise auf eine höherer Wirtschaftsdynamik mit zunehmendem 
Internationalisierungsgrad von Kommunen. Die höhere Beschäftigungsdichte und ihre 
dynamische Entwicklung, hohe Einpendlerquoten, Bau von und höhere Preise für 
Gewerbeimmobilien weisen auf verstärktes Wirtschaftswachstum und große 
Flächennachfrage in Verbindung mit zunehmendem Internationalisierungsgrad hin. Die 
Unterschiede der drei Gruppen über-, unter- und durchschnittlich internationalisierter 
Kommunen sind bezüglich der Wirtschafts- und Beschäftigtenstruktur sowie der Dynamik so 
charakteristisch, dass sie über diese Merkmale in der Diskriminanzanalyse korrekt in ihre 
Gruppe klassifiziert wurden. 
Neben dem Zusammenhang mit dem Wirtschaftswachstum spiegeln sich in den 
internationalisierten Kommunen Aspekte des Strukturwandels auf dem Arbeitsmarkt, die in 
Verbindung mit Globalisierung häufig genannt werden. Mit zunehmendem 
Internationalisierungsgrad ist die Beschäftigtenstruktur durch signifikant höhere Anteile 
Hochqualifizierter und niedrigere Anteile gering Qualifizierter gekennzeichnet. Dies gilt 
jedoch nur für 2002. Die Zunahme Hochqualifizierter erfolgt zwischen 1987 und 2002, ohne 
dass dem eine Abnahme gering Qualifizierter entspräche. Vielmehr besteht ein gewisser 
Zusammenhang mit der Abnahme von „Beschäftigten mit Berufsausbildung“, welcher durch 
einen Austausch von Beschäftigten entsprechender Qualifikation (z.B. Facharbeiter) durch 
Hochqualifizierte erklärt werden kann. Ein deutlicher Abbau von Arbeitsplätzen für gering 
Qualifizierte zugunsten von Hochqualifizierten, wie in der Globalisierungsdebatte häufig 
beschrieben zeigt sich also zunächst nicht. 
Eine mögliche Ursache für den fehlenden Zusammenhang mit der Abnahme gering 
Qualifizierter bei signifikant niedrigem Anteil dieser Gruppe könnte sein, dass in Kommunen 
mit höherem Internationalisierungsgrad bereits 1977 bzw. 1987 nur wenig gering Qualifizierte 
beschäftigt waren, z.B. weil es nur wenig Produktion gab. 
Hierzu liefert die Betrachtung der drei Gruppen der über-, unter- und durchschnittlich 
internationalisierten Kommunen eine Erklärung. So weist die Gruppe mit durchschnittlichem 
Internationalisierungsgrad einen höheren Anteil gering Qualifizierter (1987 und 2002) und für 
1977 und 1987 den niedrigsten Anteil Hochqualifizierter auf, der sich 2002 nicht mehr zeigt. 
In dieser Gruppe scheinen die „typischen“ Prozesse wirtschaftlicher Umstrukturierung 
stattzufinden. Sie drücken sich in der Zunahme von Tätigkeiten, die eine hohe Qualifikationen 
erfordern, und der Abnahme einfacher Tätigkeiten aus. Der hohe Anteil von Unternehmen des 
sekundären Sektors in dieser Gruppe passt zu dem Ergebnis. In der Gruppe 
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überdurchschnittlich internationalisierter Kommunen findet der erwähnte Wechsel von 
„Beschäftigten mit Berufsausbildung“ zu Hochqualifizierten statt, der für eine zunehmend 
professionalisierte Arbeit steht. 
Als weiterer Prozess des Strukturwandels macht sich die Tertiärisierung unter anderem mit 
zunehmender Beschäftigung von Frauen bemerkbar, obwohl sich kein Zusammenhang 
zwischen Dienstleistungsanteil und Internationalisierung zeigt. Dies lässt sich mit der 
Bedeutung von Unternehmen des sekundären Sektors erklären. Unternehmensintern findet 
auch in diesen Firmen eine Tertiärisierung der Tätigkeiten statt – bspw. als Umwandlung 
eines Produktionsstandortes zur Vertriebsniederlassung, der sich wiederum auf die 
Beschäftigtenstruktur auswirkt. 
In Verbindung mit dem Internationalisierungsgrad tauchen nur wenige Branchen auf: 
lediglich Transport und Logistik sowie Nachrichtenübermittlung sind hier nach Anzahl der 
Unternehmen und nach Beschäftigten signifikant häufiger anzutreffen. Die Automobilbranche 
korreliert nur bezüglich Unternehmen und dies auch nur, wenn Frankfurt nicht berücksichtigt 
wird. In diesem Bereich existieren viele kleinere Zulieferunternehmen mit vergleichsweise 
wenig Beschäftigten. Sie haben traditionell Standorte im Umland von Frankfurt, ein Beispiel 
hierfür ist die Firma Opel mit ihren Zulieferern in Rüsselsheim. Dagegen weisen die 
internationalisierten Kommunen wenige Unternehmen aus dem Großhandel auf. Eine 
mögliche Erklärung ist, dass wegen des großen Platzbedarfs preiswertere Flächen gesucht 
werden, die bei steigendem Wirtschaftswachstum und Bodenpreisen in den 
internationalisierten Kommunen nicht zu finden sind. 
Für Frankfurt zeigt sich, dass es einen Zusammenhang von multinationalen Unternehmen 
mit verstärkter Bautätigkeit in besseren Lagen gibt. Ebenso ist hier eine höhere 
Beschäftigtendichte in Stadtteilen mit höherem Internationalisierungsgrad zu verzeichnen, 
während die Beschäftigtenentwicklung – anders als in den „internationalisierten Kommunen“ 
- nicht sehr dynamisch ist. Die dynamischere Wirtschaftsentwicklung betrifft in Frankfurt also 
bereits etablierte Orte wirtschaftlicher Konzentration und stellt keinen Aufholprozess der 
Wirtschaftsentwicklung in einzelnen Stadtteilen dar. 
Ein hoher Anteil von Kreditinstituten korreliert in Frankfurt mit dem 
Internationalisierungsgrad. Sie sind hier als eine Ursache für den ausgeprägten 
Internationalisierungsgrad anzusehen, zumal sich diese Korrelation bis auf Stadtteilebene 
hinunter verfolgen lässt. Anhand eines Anteils von ca. 40% ausländischer Banken kann man 
mit Sicherheit von einem direkten Einflussfaktor sprechen.  
Wirtschafts- und Bevölkerungsentwicklung verlaufen im Untersuchungsraum getrennt, 
letztere lässt sich nicht mit Internationalisierung in Zusammenhang bringen, weder in den 
Kommunen noch in den Stadtteilen Frankfurts. 
 
2. Welche Charakteristika weisen „internationalisierte“ und „weniger 
internationalisierte“ Kommunen auf? 
Kommunen der über- und der unterdurchschnittlich internationalisierten Gruppe 
unterscheiden sich deutlich in ihrer Wirtschaftsstruktur und -situation, der 
Beschäftigtenstruktur sowie ihrer wirtschaftlichen Entwicklung.  
Beschäftigtendichte und Einpendlerquote weisen auf einen Bedeutungsüberschuss als 
Wirtschaftsstandort in Zusammenhang mit dem Internationalisierungsgrad hin. Auch die 
Wirtschaftsdynamik ist in überdurchschnittlich internationalisierten Kommunen deutlich 
höher. Ebenso ist die Beschäftigtenqualifikation zum Erhebungszeitpunkt 2002 ein 
differenzierender Faktor mit deutlich höherem Anteil Hochqualifizierter in den 
internationalisierten Kommunen.  
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Dagegen sind die Branchenstruktur der ausgewählten Schlüsselbranchen sowie die 
Indikatoren zum Wohlstand der Kommunen weniger unterschiedlich. Ein charakteristisches 
Branchenmuster scheint nicht zu existieren, es gibt eher Hinweise auf Spezialisierung. Unter 
den Unterdurchschnittlichen sind einige Kommunen mit „sauberer“ Wirtschaft und 
ausgeprägtem tertiären Sektor. So gibt es im Taunus Branchenschwerpunkte im 
Gesundheitswesen und den hochwertigen unternehmensorientierten Dienstleistungen sowie 
eine Ausrichtung auf Wohnen.  
Andererseits sind in dieser Gruppe industriell geprägte Städte wie Hanau, Offenbach oder 
Maintal zu finden, deren Image bezüglich ihrer Wirtschaftsstruktur allerdings etwas überholt 
scheint. Infolge ihrer wirtschaftlichen Entwicklung wurde der Anteil tertiär Beschäftigter 
längst deutlich erhöht. Zumindest zeitweise ist ihr Profil auch bezüglich der 
Beschäftigtenqualifikation weniger durch gering Qualifizierte geprägt, als in Städten, die der 
durchschnittlich internationalisierten Gruppe angehören. Allerdings ist diese Frage ohne 
Berücksichtigung aller Branchen nicht abschließend zu beantworten.  
Bezüglich des kommunalen Wohlstandes unterscheiden sich die Kommunen nicht in 
Verbindung mit dem Internationalisierungsgrad. Zwar sind die Steuereinnahmen der 
„Internationalen“ im Durchschnitt signifikant höher, werden jedoch durch höhere Ausgaben 
relativiert, denn bezüglich ihres Haushaltsdefizits unterscheiden sie sich nicht. Zudem sind die 
Gruppen nicht homogen, so gibt es auch in der Gruppe unterdurchschnittlich 
internationalisierter Kommunen teilweise hohe Einnahmen (siehe Karte 7 auf S. 112). 
Die Beschäftigtenstruktur der durchschnittlich internationalisierten Kommunen weist auf 
Prägung durch den sekundären Sektor hin, mit einem höheren Anteil gering Qualifizierter und 
niedrigen Anteil Hochqualifizierter in 1977 und 1987 sowie entsprechenden 
Branchenschwerpunkten (Überblick Tabelle 28 auf S. 144). 
 
3. Welche Faktoren bedingen die Differenzierung der Internationalisierung? 
Kommunale Steuerpolitik ist weder für die dynamische Wirtschaftsentwicklung noch die 
Ansiedlung multinationaler Unternehmen als Ursache anzusehen. Es ergibt sich weder 1979 
noch 2003 ein Zusammenhang mit dem Gewerbesteuerhebesatz. 
Dagegen ist die Nähe zum Flughafen von Bedeutung, sie reicht allerdings nicht allein als 
Erklärung aus. Es gibt eine Reihe von flughafennahen Kommunen, die einen 
durchschnittlichen oder unterdurchschnittlichen Anteil multinationaler Unternehmen 
aufweisen. 
Auch die Bereitschaft kommunaler Investitionen scheint nach den Ergebnissen der Analyse 
zu verstärkter Wirtschaftsentwicklung und Internationalisierung beizutragen. So lässt sich aus 
der Relation hoher Einnahmen mit hohem Haushaltsdefizit folgern, dass in Kommunen mit 
höherem Internationalisierungsgrad mehr Investitionen - beispielsweise in die Infrastruktur - 
getätigt werden. Sie werden infolge der verstärkten Ausweisung von Gewerbeflächen 
erforderlich.  
Ein weiterer Aspekt ergibt sich aus der signifikant höheren Bautätigkeit in Verbindung mit 
Internationalisierung. Die Genehmigung dieser Bautätigkeit ist Voraussetzung, Freifläche 
muss dabei nicht unbedingt vorhanden sein. Das Beispiel Frankfurt zeigt, dass auch durch 
Umstrukturierung altindustrieller oder bislang infrastrukturell genutzter Flächen Baugrund 
freigesetzt werden kann. Insbesondere im Bankenviertel fand zudem eine enorme 
Verdichtung statt. Weitere Einflussfaktoren soll die Analyse kommunaler Planung und Politik 
ergeben. 
 
 127
4. Welche Abhängigkeit besteht zwischen Internationalisierungsgrad und Situation 
der Kommunen? 
Die kommunale Einnahmesituation entwickelt sich mit steigendem Internationalisierungsgrad 
und zunehmender Wirtschaftsdynamik positiv.  
Sowohl für 1979 als auch 2002 lässt sich ein Zusammenhang zwischen 
Internationalisierungsgrad und den Steuereinnahmen erkennen (nicht aus der 
Einkommenssteuer!). Bezüglich der kommunalen Schuldensituation zeigen sich allerdings 
keine Vorteile. So ergibt sich eine hohe Wirtschaftskraft, welcher jedoch kein signifikant 
geringeres Haushaltsdefizit entspricht. Daraus lässt sich schließen, dass höhere Ausgaben 
getätigt wurden als in weniger internationalisierten Kommunen – bei höheren Einnahmen 
müsste ansonsten ein geringerer Schuldenstand resultieren. Schon in den 1970er Jahren stehen 
den hohen Einnahmen der Kommunen hohe Ausgaben gegenüber. Bei relativ niedriger 
Arbeitslosigkeit63 können vergleichsweise geringere Sozialausgaben im Vergleich zu heute 
angenommen werden. Die hohen Ausgaben wären danach durch verstärkte Investitionen in 
anderen Bereichen zu erklären, bspw. in die Infrastruktur (s.o.).  
Mit steigendem Internationalisierungsgrad ist ein Bedeutungsüberschuss der Kommunen 
zu verzeichnen. Hierfür spricht der Zusammenhang mit der Einpendlerquote, welcher 
allerdings nur ohne Berücksichtigung von Frankfurt festzustellen ist. Die Bedeutung 
internationalisierter Kommunen als Arbeitsort ist also stärker gewachsen als die 
Einwohnerzahl. Hier könnte sich eine gewisse Trennung der Entwicklung von Kommunen in 
Wirtschaftsstandorte und Wohnorte abzeichnen. 
Es lässt sich anhand der Statistik kein Zusammenhang mit der Arbeitslosenquote erkennen, 
ebenso wenig mit Wohlstandsindikatoren wie Kaufkraft, Wohnfläche pro Person oder 
Einkommenssteuer pro Kopf. Dies stützt die Annahme, dass Wohn- und 
Wirtschaftsentwicklung abgekoppelt verlaufen, ansonsten müssten sich Wirtschaftswachstum 
und steigende Steuereinnahmen auch in der Einkommenssituation der Bevölkerung 
niederschlagen.  
6.2 Akteure im Internationalisierungsprozess der Agglomeration Frankfurt/Main 
Prozesse ökonomischer Globalisierung in der Agglomeration bedeuten auch ein 
Zusammentreffen lokaler Akteure mit Akteuren der Globalökonomie. 
Multinationale Unternehmen sind für Kommunen in verschiedener Hinsicht von 
Bedeutung. Sie stellen Arbeitsplätze bereit, bringen Steuereinnahmen und tragen u.U. zur 
Attraktivität des Wirtschaftsstandortes sowie zum Image einer Kommune bei. Zudem treten 
sie als Nutzer und Nachfrager von Fläche und Infrastruktur auf. Die Bedeutung dieser 
Faktoren variiert abhängig von Branche, Größe, Struktur, Unternehmenspolitik und -kultur 
oder auch (Inter-) Nationalität der Unternehmen. Die Besonderheit multinationaler 
Unternehmen ist dabei, vereinfacht ausgedrückt, in ihrer Struktur mit internationalen 
Entscheidungsalternativen zu sehen. Diese kann den lokalen Standort direkt oder indirekt 
betreffen. Unterschiede zu nationalen Unternehmen ergeben sich vor allem hinsichtlich 
folgender Aspekte: 
 
• Unternehmensentscheidungen bezüglich Ansiedlung, Erweiterung oder Wegzug 
können im internationalen Vergleich stattfinden. Sie wirken sich auf Beschäftigung 
und Steuereinnahmen der Kommunen aus. Ebenso können die Ursachen solcher 
Entscheidungen auf internationaler Ebene liegen. 
                                                 
63 Die Arbeitslosenquote 1979 lag im Bundesdurchschnitt bei 3,8% (SACHVERSTÄNDIGENRAT ZUR 
BEGUTACHTUNG DER GESAMTWIRTSCHAFTLICHEN ENTWICKLUNG 2005). 
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• Es bestehen Möglichkeiten alternativer Standortwahl für Unternehmensteile oder 
unternehmensinterne Arbeits- und Projektverteilung. Dadurch steht der lokale Standort 
auch bei unternehmensinternen Einzelentscheidungen, beispielsweise zur Verteilung 
von Aufträgen und Projekten, jederzeit im internationalen Wettbewerb. 
• Es gibt eine internationale Arbeitnehmerschaft mit Unterschieden bezüglich 
Qualifikation, Lohnniveau sowie Organisationsgrad und –formen der 
Arbeitnehmerschaft. Beschäftigte am Standort können an der gesamten Bandbreite 
gemessen werden. 
• Grenzüberschreitende Aktivitäten von multinationalen Unternehmen (z.B. 
Finanztransaktionen) ermöglichen es, sich der Steuerzahlung am Standort ganz oder 
teilweise zu entziehen.  
• Wissen und Bewusstsein über den Standort sowie lokale Bindung und ein gewisses 
„Verpflichtungsgefühl“ sind u.U. geringer. Die Ausübung von Kontrollfunktionen und 
Entscheidungen erfolgt so ohne oder mit wenig Wissen über lokale Gegebenheiten.  
 
Die internationale Vernetzung bedeutet für Unternehmen neben erweiterten Möglichkeiten 
für die Unternehmensorganisation gleichzeitig auch eine Notwendigkeit, Entscheidungen 
unter Berücksichtigung dieser internationalen Dimension zu treffen. Auf kommunaler Eben 
sind Beschäftigung, Wirtschaftsentwicklung, Steueraufkommen, Entwicklung des 
Immobilienmarktes und Attraktivität des Standortes in der Kommune diesen Bedingungen 
(Auslandskontrolle, interne internationale Alternativen und damit Konkurrenz) unterworfen.64  
In wirtschaftsstarken Städten wird zudem auf die bauliche und damit städtische 
Entwicklung Einfluss genommen. Neben den Unternehmen selbst, sind hier 
Immobilieninvestoren beteiligt. So zitiert KRÄTKE (1991) die Frankfurter Rundschau (vom 
11.03.1989), wonach damals in Frankfurt schätzungsweise 60% der für gewerbliche Büro- 
und Industriebauten erfolgten Investitionen von ausländischen Investoren stammten 
(KRÄTKE 1991: 127, siehe auch Kapitel 5.2).  
Inwieweit es in diesem Zusammenhang zur Beeinflussung der wirtschaftsräumlichen 
Entwicklung kommt, hängt auch von der Einschätzung der im Wirtschaftsraum tätigen 
Akteure ab. So begründet das Deutsche Institut für Urbanistik seinen “meinungs- und 
einschätzungsorientierten“ Forschungsansatz für die Untersuchung des Stadt- und 
Strukturwandels. Er beruht auf der These, „dass allgemeine, international und national 
wirksame Entwicklungen und Einflussgrößen auf Städte- und Gemeindeebene zwar ihren 
konkreten Niederschlag erfahren, dass die Konsequenzen und Ergebnisse dieses 
„Niederschlags“  - und damit auch stadträumliche Entwicklungen  - jedoch nicht theoretisch 
ableitbaren Automatismen gehorchen, sondern in starkem Maße bestimmt sind durch die 
besonderen Aktivitäten und politisch-strategischen Entscheidungen einer Vielzahl von 
Akteuren, deren Handeln wiederum häufig weniger durch messbare und objektivierbare Daten 
und Fakten als durch subjektive Einschätzungen, Einstellungen und Bedürfnisse geprägt ist...“ 
(HEINZ 1990: 27f; Hervorhebung im Original).  
Als relevante Akteure im Sinne der Fragestellung zeichnen sich damit ab:  
1. Auf lokaler Ebene: kommunale Akteure aus Planung und Politik, 
2. Aus der Globalökonomie: Akteure multinationaler Unternehmen.  
Ihre Einschätzungen und Ziele sollen in der Untersuchung den Ergebnissen der 
quantitativen Analyse des Internationalisierungsgrades und seiner Begleitfaktoren 
gegenübergestellt werden. 
                                                 
64 Diese Möglichkeiten bestehen zunächst theoretisch. Inwieweit sie tatsächlich genutzt werden, hängt auch 
von den durch Verlagerung entstehenden Kosten ab. 
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1. Kommunale Akteure 
„Städte und städtische Regionen werden die relevanten Räume der Reindustrialisierung und 
Reorganisation der sich globalisierenden Wirtschaft sein. Die Entscheidungsträger der Städte 
und urbanen Regionen werden eine zunehmend wichtige Rolle beim Umbau der urbanen 
Gesellschaft spielen.“ (GRUPPE VON LISSABON 1997: 116) - so eine Annahme für die 
zukünftige Entwicklung infolge Globalisierung.  
Ob und wie kommunale Akteure diese Rolle ausfüllen, ist hier zu analysieren. Spielen sie 
eine aktive Rolle oder werden sie „globalisiert“? Ihr Bewusstsein über den 
Internationalisierungsprozess, ihre Handlungsspielräume und ihre Strategien sind hierbei 
entscheidend.  
Zwei Gruppen kommen zunächst für eine solche Untersuchung in Frage: 
• Kommunalplaner,  
• Kommunalpolitiker. 
Im Fokus der Untersuchung liegen allerdings nicht politische Einschätzungen sondern 
reale Planung und deren Umsetzung. Politisch formulierte Ziele entsprechen häufig nicht der 
praktischen Umsetzung und sind zudem legislaturperiodenbedingt häufig von geringer 
Beständigkeit. Die Befragung von Kommunalplanern und Wirtschaftsförderern ermöglicht 
dagegen, einen Eindruck über die reale Zielsetzung und die praktische, kontinuierliche 
Entwicklung der Kommunen zu bekommen. Sie wurden daher für die Befragung ausgewählt.  
 
2. Multinationale Akteure 
Nach ihrer Bedeutung für Kommunen lassen sich multinationale Unternehmen grob in zwei 
Gruppen unterteilen:  
 
1. bereits ansässige Unternehmen, die von ausländischen Investoren aufgekauft werden 
oder durch eigene Gründung bzw. Erwerb von Auslandsdependancen zu 
multinationalen Unternehmen werden, 
2. Zuzug multinationaler Unternehmen. 
 
Beide Gruppen repräsentieren international vernetzte Unternehmen mit ihren spezifischen 
Möglichkeiten und Anforderungen. Für die kommunale Situation sind daher beide Gruppen 
vor dem Hintergrund der Fragestellung vergleichbar und wurden bei der Analyse des 
Internationalisierungsgrades berücksichtigt. Während sich die erste Gruppe einer 
kommunalen Einflussnahme entzieht, besteht für den Zuzug von Unternehmen innerhalb 
gewisser Grenzen die Möglichkeit zur Einflussnahme durch die Kommunen. Für die 
vergleichende Unternehmensbefragung erscheinen daher Unternehmen geeignet, die aktuell 
oder in jüngerer Vergangenheit zugezogen sind. Standortentscheidung und 
Entscheidungskriterien sind hier nachvollziehbar (bei Aufkäufen dominieren dagegen 
Faktoren wie Branche, Liquidität, Produktpalette etc. eines Unternehmens, nicht der 
intraregionale Standort). Zudem hat die Kommune bei Neuansiedlung einen gewissen 
Handlungsspielraum – beispielsweise in der Bereitstellung von Infrastruktur.   
6.2.1 Lokale Akteure im Internationalisierungsprozess - kommunale Politik und Planung 
Wie gehen Kommunen mit der veränderten Situation um? Zunächst ist hier der 
Handlungsspielraum von Kommunen zu erörtern, insbesondere ihre Möglichkeiten zur 
Beeinflussung von Standortfaktoren für Unternehmen. Neben der Bereitstellung harter 
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Standortfaktoren wie (Verkehrs-) Infrastruktur, Flächenausweisung und -entwicklung gehören 
weiche Standortfaktoren zu den Optionen im kommunalen Wettbewerb (GRABOW et. al. 
1995: 341ff). Die Unternehmerfreundlichkeit kommunaler Verwaltung wird in einigen 
Untersuchungen als wichtiger unternehmensbezogener weicher Standortfaktor angeführt. 
Ebenso beeinflussbar sind abhängig von der finanziellen Situation auch das Kulturangebot 
sowie das Wohnumfeld. Hierzu gehören Preise, Verfügbarkeit, Qualität, Anbindung, soziale 
Infrastruktur und Identifikationsförderung der Bewohner sowie die Verbesserung der 
Umweltqualität (GRABOW et. al. 1995: 342ff, siehe Tabelle 20). Einige dieser „weichen 
Standortfaktoren“ wie die Verbesserung der Lebensverhältnisse sind allerdings eigentlich 
„klassische Aufgaben der Städte und Gemeinden“ (GRABOW et. al. 1995: 355). Hier wird 
ein Richtungswandel des Selbstverständnisses und der Prioritäten von Stadtpolitik mit einer 
verstärkt ökonomischen Ausrichtung deutlich.  
Für die Fragestellung der vorliegenden Arbeit ist relevant, welche „Kriterien der 
Standortentscheidung“ auf kommunaler Ebene beeinflussbar sind. Für die 
Verkehrserschließung (Flug, Bahn, Auto) ist dies nur bedingt möglich. Lokale 
Wirtschaftspolitik und Förderung der Lebensqualität sowie infrastrukturelle Erschließung der 
Flächen liegen dagegen im Einflussbereich der Kommunen (siehe auch MAIER & 
TÖDTLING 2001), ebenso wie die Unternehmerfreundlichkeit der Verwaltung. 
Tabelle 20: Bedeutung von Standortfaktoren für Unternehmen 
Standortfaktoren 
Relevanz für 
Standortentscheidung sehr & 
eher wichtig 
Harte Faktoren Zahl der Nennungen in % 
Verkehrsanbindung 93,5 
Verfügbarkeit qualifizierter Arbeitnehmer 83,0 
Kommunale Abgaben, Steuern und Kosten  78,8 
Kosten der Flächen und Gebäude/Büros 76,6 
Flächenverfügbarkeit und/oder Verfügbarkeit von Büros 73,7 
Umweltschutzauflagen am Ort 69,5 
Kontakte zu Unternehmen der gleichen Branche 67,5 
Nähe zu Absatzmärkten 63,5 
Subventionen und Fördermittel 62,0 
Nähe zu Zulieferern 52,3 
Weiche unternehmensbezogene Faktoren   
Wirtschaftspolitisches Klima im Bundesland 77,0 
Unternehmensfreundlichkeit der kommunalen Verwaltung 75,8 
Image und Erscheinungsbild des Betriebsstandortes 66,0 
Image der Stadt/Region 61,7 
Weiche personenbezogene Faktoren   
Wohnen und Wohnumfeld  83,4 
Umweltqualität (Luft, Wasser, Klima) 72,3 
Schulen und Ausbildungseinrichtungen 70,5 
Freizeitmöglichkeiten 65,8 
Quelle: GRABOW et. al. (1995: 224), verändert 
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Das Deutsche Institut für Urbanistik unterscheidet in einer Untersuchung drei 
Instrumentenbereiche konkreter Maßnahmen für die Stadtentwicklung, um Standortqualitäten 
zu verbessern: 
 
1. investive Maßnahmen zur Verbesserung von (harten und weichen) Standortfaktoren 
wie Verkehr, Wohnen, Stadterneuerung, Kulturförderung oder Großveranstaltungen, 
2. organisatorische Instrumente zur Verbesserung von Organisation und Kommunikation 
innerhalb der Verwaltung und zu privaten Akteuren - häufig institutionalisiert in 
Wirtschaftsförderungsstellen. Stichworte sind hier Flexibilität, Schnelligkeit der 
Entscheidung etc.,  
3. Vermarktung/Marketing der Qualitäten einer Stadt mit dem Ziel der 
Außendarstellung, Imagebildung oder –wechsel durch Kampagnen, 
Standortbroschüren, Großveranstaltungen etc.  
(GRABOW et.al. 1995: 342ff). 
 
Im Sinne der Fragestellung sind besonders Maßnahmen unter Punkt 2. und 3. von 
Bedeutung. Als konkrete Maßnahmen sind hier denkbar: 
 
• Verbesserung der Unternehmensbetreuung,  
• Vereinfachung von Behördenprozessen („kurze Wege“), 
• Kommunales Handeln transparent und nachvollziehbar machen 
(Flächenbereitstellungs- und Finanzpolitik), 
• Stärkere Einbeziehung unternehmerischer Akteure (Beteiligung an formellen Runden, 
Zugang zu informellen Kreisen schaffen, was die Beziehung zur Stadt verbessern und 
die Identifikation mit der Stadt erhöhen kann)  
(GRABOW et.al. 1995: 355ff). 
 
Inwieweit derartige Maßnahmen in der Kommunalentwicklung Anwendung finden, war 
ein Aspekt der Untersuchung. 
6.2.1.1 Stadtplanung und Flächenmanagement in der Agglomeration Frankfurt 
Insgesamt zeigt sich in der Befragung ein sehr heterogenes Bild der Kommunen bezüglich 
ihrer wirtschaftlichen Situation, ihrer Selbsteinschätzung von Stärken und Schwächen, ihrer 
Planungsziele und –praxis sowie ihres Bewusstseins über multinationale Unternehmen. Viele 
Kommunen sind spezialisiert, verfügen über traditionelle Branchenschwerpunkte oder sind 
durch Wohnfunktion geprägt. Darüber hinaus gibt es jedoch „universelle“ Themen wie die 
Verkehrssituation. 
Zunächst wurden allgemeine Ziele und Prioritäten der Stadtplanung nachgefragt. Auf 
die offene Frage nach Besonderheiten kristallisierten sich im Wesentlichen zwei 
Schwerpunkte heraus. Zum Einen wird das Erreichen von Wachstumsgrenzen und die 
Einschränkung für die Raumplanung infolge Flächenmangel genannt (auch im 
Zusammenhang mit den Restriktionen des regionalen FNP). Zum Anderen wird auf die 
jeweilige Historie der Stadt hinsichtlich Wohnen und Wirtschaft verwiesen und diese mit der 
aktuellen Situation in Verbindung gebracht.  
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Tabelle 21: : Ziele kommunaler Raumplanung 
Ziel der Raumplanung  Nennungen 
Bauliche Verdichtung 10 
Bauliche Ausweitung 3 
Bauliche Verdichtung + Ausweitung 7 
Konversion von Flächen 1 
Erhaltung des Bestandes 2 
Gesamt 23 
Quelle: Eigene Erhebung (n = 23)  
 
In den meisten Kommunen steht bei den Zielen nicht die Wirtschaftsentwicklung an erster 
Stelle. Auf die Frage nach der Bedeutung von Funktionen in der Raumplanung wird im 
Durchschnitt dem Faktor „Wohnen“ mit „sehr wichtig“ Priorität vor „Wirtschaft“ eingeräumt, 
darauf folgen „Naturschutz und Freizeit“.  
Hinsichtlich wirtschaftlicher Nutzung geben alle Kommunen an, Büronutzung und 
Gewerbe zuzulassen. Sechs Kommunen akzeptieren auch Industrie. Vier Städte lehnen die 
Ansiedlung großflächigen Einzelhandels, drei Transport und Logistik explizit ab. 
Bei der Einschätzung der Verkehrssituation zeigt sich ein starker regionaler Bezug. 
Über die Hälfte der Kommunen beurteilt die Verkehrsinfrastruktur und Erreichbarkeit ihrer 
Kommune als sehr gut oder gut, die Belastung jedoch als problematisch. 
 
Tabelle 22: Kommunale Bewertung der Erreichbarkeit 
Verkehrsmittel Durchschnittliche Bewertung 
Autobahn 1,52 
Erreichbarkeit des Flughafen  1,61 
Schienennetz (DB) 1,87 
ÖPNV (S-Bahn, U-Bahn, Bus) 1,96 
Bewertung von 1 (sehr wichtig) bis (4 = unwichtig) 
Quelle: Eigene Erhebung (n = 23) 
 
Ein Viertel antwortet sogar mit einer uneingeschränkt positiven Bewertung. Eindeutiger 
Schwerpunkt bei der positiven Bewertung ist dabei die Autobahnanbindung. Drei Viertel der 
Befragten nennen sie als Grund für die positive Einschätzung. Zwei Taunusgemeinden 
nennen die Bundesstrasse und etwas über die Hälfte den ÖPNV, was sich überwiegend auf die 
S-Bahn und teils auf die Bahn bezieht. Lediglich fünf Kommunen erwähnen auf die offene 
Frage die internationale Anbindung über den Flughafen als Faktor für die gute Erreichbarkeit 
– mit Ausnahme von Offenbach sind dies Kommunen mit überdurchschnittlichem Anteil 
multinationaler Unternehmen. 
Auf die ebenfalls offene Frage nach Verkehrsproblemen nennen 15 der 23 Kommunen 
Überlastung und Pendelverkehr, die restlichen entweder keine oder externe Probleme wie 
Überlastung der Autobahnanschlüsse oder Bundesstrassen. Trotz der Belastung beabsichtigt 
die Hälfte der Kommunen den Status quo des Individualverkehr beizubehalten, neun 
Kommunen planen einen Ausbau, einige wenige sogar einen ortsinternen Rückbau. Für den 
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ÖPNV ist dagegen häufiger ein Ausbau vorgesehen, der Rest möchte den Status quo 
beibehalten.  
 
Tabelle 23: Ziele der kommunalen Verkehrsplanung 
Ziele Individualverkehr ÖPNV 
Status quo 11 8 
Ausbau 9 14 
Rückbau 2 0 
Unentschieden 1 1 
Gesamt 23 23 
Quelle: Eigene Erhebung (n = 23) 
 
Tatsächlich finden aktuell in drei Viertel der Kommunen bauliche Maßnahmen zum 
Ausbau des Individualverkehr und des ÖPNV statt. Zusätzlich waren zum 
Erhebungszeitpunkt in über der Hälfte der Kommunen Intensivierungen des ÖPNV 
beispielsweise durch Takterhöhungen geplant bzw. in der Durchführung. Hier spiegelt sich 
die verkehrliche Überlastung in der Region wieder, die offensichtlich eine etwas stärkere 
Hinwendung zum ÖPNV seitens der Planung bewirkt. 
Bei der Flächenentwicklung zeigt sich ein mäßiger Expansionsdrang. Zehn Kommunen 
streben eine Ausweitung der bebauten Fläche an, davon sieben zusätzlich eine Verdichtung. 
In den restlichen Kommunen sind Verdichtung oder Erhalt geplant. Neuausweisungen von 
Gewerbegebieten im FNP sind lediglich in vier Kommunen vorgesehen. Allerdings scheint 
auch kein Bedarf für Flächenausweisungen zu bestehen. Der überwiegende Teil der 
Kommunen (19) verfügt noch über Flächenreserven. In 11 dieser Kommunen ist zwar eine 
Bebauung in nächster Zeit geplant, aber nur in drei Fällen stehen konkrete Projekte an. Als 
Gründe für die momentan ausbleibende Bebauung wird überwiegend Mangel an Nachfrage 
genannt, in drei Kommunen muss die Verkehrserschließung noch erfolgen und in zwei 
Städten ist die Situation aufgrund der Ausbauplanung des Flughafens unklar. 
Etwa die Hälfte der Kommunen (11) plant zudem Umstrukturierungen. Überwiegend 
handelt es sich dabei um bislang industriell oder gewerblich genutzte Fläche sowie alte 
Verkehrsflächen (Hafen, Güterbahnhof), die in Bürofläche umgewandelt werden sollen. 
Knapp ein Drittel der Kommunen hat weder Umstrukturierung noch neue Bebauung 
vorgesehen. Bezüglich Planung erscheint der Untersuchungsraum damit recht heterogen. 
Neben einigen Kommunen, die neue Projekte oder Umstrukturierungen vorgesehen haben, 
richten sich andere explizit auf den Bestandserhalt ein. Für den Untersuchungsraum lässt sich 
summieren, dass noch ausreichend Fläche für Unternehmensansiedlung zur Verfügung steht, 
die allerdings z.Z. nicht nachgefragt wird. 
6.2.1.2 Kommunale Wirtschaftsplanung und –entwicklung 
Hinsichtlich der Wirtschaftsstruktur ergibt sich ein differenziertes Bild in der 
Selbsteinschätzung, das einen hohen Grad der Spezialisierung zeigt. Auf die Frage nach ihrem 
Wirtschaftsschwerpunkt nennen 16 Kommunen den tertiären Sektor an erster Stelle, jeweils 
drei Kommunen sehen ihre Wirtschaft durch Industrie bzw. Handel geprägt. Etwa die Hälfte 
gibt einen spezifischen Branchenschwerpunkt ihrer Kommune an: Gesundheitswesen, 
Pharma, Handel, Wirtschaftsberatung, Mode, Maschinenbau, „flughafenaffines“ Gewerbe 
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oder Telekommunikation sowie in einer Reihe von Kommunen große Einzelunternehmen. 
Lediglich der Finanzsektor wird mehrfach genannt.65  
Als Einflussfaktor der Wirtschaftssituation wird auf die offene Frage am häufigsten die 
gute Verkehrsanbindung genannt, gefolgt von der Lage allgemein und in Bezug auf 
Flughafennähe, weichen Standortfaktoren, einem positiven Verhältnis von Steuern und 
Preisen sowie der Nähe zu Frankfurt.  
 
Tabelle 24: Haupteinflussfaktoren für die kommunale Entwicklung 
Haupteinflussfaktoren  Nennungen 
Verkehrsanbindung allgemein 10 
Lage  9 
Flughafennähe 8 
Weiche Standortfaktoren 7 
Steuern/Preise positiv 6 
Nähe zu Frankfurt 5 
Steuern/Preise negativ 2 
Wirtschaftspolitische Ziele  Nennungen 
Beides 10 
Bestandserhalt  7 
Ausbau  6 
Quelle: Eigene Erhebung (Mehrfachnennungen waren möglich) 
 
Bei der Frage zum allgemeinen Wirtschaftsschwerpunkt gibt etwa die Hälfte (11) an, 
dass nationale bzw. überwiegend nationale (3) Unternehmen den Schwerpunkt ausmachen. 
Fünf mal wird von einem relativ ausgeglichenen Verhältnis zwischen nationalen und 
internationalen Unternehmen ausgegangen und drei Kommunen sehen einen Schwerpunkt bei 
den Internationalen66. Nur in vier Kommunen sind überwiegend Großunternehmen prägend 
für die Wirtschaft, der Rest ist stärker auf den Mittelstand konzentriert (14) oder weist nach 
eigenen Angaben ein ausgewogenes Verhältnis (5) zwischen beiden auf. Die Ausrichtung der 
Kommunen zielt damit in hohem Maß auf deutsche Unternehmen ab, wobei der Mittelstand 
eine große Rolle spielt. Sind in der Kommune ein oder mehrere große multinationale 
Unternehmen angesiedelt, werden internationale Unternehmen aber zumindest 
mitberücksichtigt. 
Die  wirtschaftspolitischen Ziele der Kommunen sind ebenfalls recht heterogen. So nennt 
etwa ein Viertel den Bestandserhalt, etwas mehr Kommunen die Neuansiedlung und der Rest 
sowohl Bestandserhalt als auch Neuansiedlung als Priorität. Wird auf Neuansiedlung 
verzichtet, geschieht dies meist aus Flächenmangel. In solchen Kommunen sind lediglich 
Umstrukturierungen möglich. In einem Drittel der Kommunen sind aktuell neue 
Unternehmensansiedlungen geplant bzw. im Gange, bis auf eine Kommune handelt es sich 
                                                 
65 Die berechneten Branchenschwerpunkte aus der Erhebung spiegeln die Einschätzung der Struktur mit 
einigen Abweichungen wieder. So werden einige überdurchschnittlich vertretene Branchen von den Kommunen 
nicht als Schwerpunkt wahrgenommen. Eine mögliche Ursache kann darin liegen, dass die errechnete 
Branchenstruktur sich auf Vergleichswerte des Branchenanteils einer Kommune bezüglich ihrer Abweichung 
vom gesamten Untersuchungsraum bezieht. Ohne Vergleich mit dem Untersuchungsraum fällt ein solcher 
Branchenschwerpunkt dann u.U. nicht auf. 
66 Kelsterbach, Kronberg, Schwalbach 
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bei den Ansiedlungen auch um multinationale Unternehmen. Räumliche Schwerpunkte der 
Entwicklung sind überwiegend die Gewerbegebiete - sowohl für Neuausweisung als auch 
Umstrukturierung. Lediglich Frankfurt nennt die City, Hattersheim und Kronberg geben 
sowohl Gewerbegebiete als auch die Innenstadt als Entwicklungsschwerpunkte an. In 
Königstein sind Mischgebiete Schwerpunkt.   
Zwei Drittel der Kommunen haben dabei für Gewerbegebiete und Innenstadt 
unterschiedliche Entwicklungsziele. Für die Innenstadt bedeutet dies meist Stärkung des 
Einzelhandels durch Verzicht auf die Ansiedlung großflächigen Einzelhandels oder zumindest 
zentralrelevanten Sortiments in den Gewerbegebieten. Da ein Großteil der Anfragen nach 
Gewerbeflächen aktuell aus diesem Bereich kommt, kann dies Einbußen an Wirtschaftskraft 
für die Kommunen bedeuten, insbesondere wenn Nachbargemeinden die Ansiedlung 
zulassen. So sind einige Kommunen trotz der Erklärung zum Schutz des Einzelhandels der 
Innenstadt unter gewissen Vorraussetzungen bereit, eine Ansiedlung zuzulassen.  
Erklärtes Ziel für die Gewerbegebiete ist überwiegend die Ansiedlung von 
Dienstleitungsunternehmen. Neun Kommunen nennen dabei einen erwünschten 
Branchenschwerpunkt, häufig unternehmensorientierte Dienstleistung. Bei einigen 
Kommunen besteht zudem der Wunsch, bereits etablierte Wirtschaftsstrukturen – auch 
industrielle - weiterzuentwickeln. So wird beispielsweise in Hanau das Projekt „Material 
Valley“67 erwähnt, wodurch die Stadt bestehende Strukturen in einen Entwicklungspol 
moderner Wirtschaft überführen möchte. Auch die Kurstädte Königstein und Bad Soden 
möchten ihr Profil im Gesundheitswesen weiterentwickeln. Als weniger erwünschte Branchen 
gelten generell Logistik, aufgrund der großen Verkehrs- und Lärmbelastung, und 
großflächiger Einzelhandel, aufgrund der Konkurrenz zum Einzelhandel der Innenstädte. 
Die Einstellung gegenüber Unternehmensansiedlung ist generell durch Pragmatismus 
gekennzeichnet. So antworten 21 Kommunen auf die Frage, ob nationale oder internationale 
Unternehmen angesiedelt werden sollen, mit „egal“. Etwas anders sieht es bei der Frage nach 
der Größe der Unternehmen aus. Nur vier Kommunen haben das Ziel, Großunternehmen 
anzusiedeln. Dagegen favorisiert über die Hälfte (13) die Ansiedlung mittelständischer 
Unternehmen, für den Rest kommen beide Optionen in Frage. Die Perspektiven entsprechen 
damit weitgehend der bereits vorhandenen Struktur. 
Aktive Profilbildung ist selten, es zeigt sich eine relativ pragmatische Haltung. So wird 
genommen, was kommt. Es wird auf die schlechte Konjunktur verwiesen, aufgrund derer man 
sich den Luxus einer Selektion von Unternehmen oder Branchen nicht leisten könne. 
Besonders gern gesehen sind (oder wären) allerdings unternehmensorientierte 
Dienstleistungen. Multinationale Unternehmen werden weder abgelehnt noch favorisiert, 
obwohl die aktuellen Ansiedlungen in den Kommunen des Untersuchungsgebietes (mit einer 
Ausnahme) durch multinationale Unternehmen erfolgen. 
Bei den Wirtschaftskonzepten und Maßnahmen zur Umsetzung zeigt sich ein 
differenziertes Bild. Mehr als die Hälfte der Kommunen wird für die 
Unternehmensansiedlung aktiv. So bejahen 14 Kommunen die Frage, ob sie Akquisition 
betreiben, wobei sich einige der Maßnahmen auf Nachfrage als eher passive Präsenz in der 
Flächenbörse des PVFRM oder Mitgliedschaft in Wirtschaftsorganisationen herausstellen. 
Lediglich sieben Kommunen betreiben aktiv Werbung mit Broschüren, Anzeigen, 
Messepräsenz oder Teilnahme sowie Veranstaltung von Tagungen mit dem Ziel der 
Unternehmensansiedlung. Als Attribute für die Werbung werden dabei nach eigenen Angaben 
                                                 
67 Ziel des 2002 gegründeten Vereins Materials Valley e.V., unter Beteiligung von Industrieunternehmen, 
Hochschulen, Forschungsinstituten und Institutionen der Länder, ist die Profilierung der Region Rhein Main als 
Hightechstandort für Materialforschung und Werkstofftechnologie (www.materials-valley-rheinmain.de, 
21.06.2005). 
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Lage, Flughafennähe, niedrige Steuern, seltener eine schlanke Verwaltung oder auch das 
internationale Profil verwendet. Zu diesem Zweck verfügen zum Zeitpunkt der Befragung 10 
Kommunen über eine eigene Wirtschaftsförderung, sieben davon sind in der Gruppe 
unterdurchschnittlich internationalisierter Kommunen zu finden. Ihre Aufgaben reichen von 
Unternehmensbetreuung über Akquisition und Existenzgründungsberatung bis zur Beratung 
des Magistrats in Wirtschaftsfragen. Elf Kommunen geben an, Akquisition in Form gezielter 
Kontaktaufnahme zu Unternehmen zu betreiben. Angesichts der Aktivitäten erstaunt etwas, 
dass lediglich zwei der Kommunen über ein Wirtschaftskonzept verfügen, selbst Frankfurt 
weist keines auf (nach Aussagen der Wirtschaftsförderung allerdings in einer „non written 
version“).  
Die Bereitschaft auf Investorenwünsche individuell einzugehen, scheint relativ groß. 
Drei Viertel der Kommunen sind bereit, bei Investoreninteresse Modifikationen kommunaler 
Vorgaben für Nutzung oder Gebäudehöhe zuzulassen. 
Hinsichtlich einer unternehmerischen Ausrichtung ist auch die Einrichtung von 
Wirtschaftsförderungen als ein Schritt in Richtung einer Angebotsentwicklung zu werten. 
Allerdings beschränkt sich diese bisher in den meisten Fällen auf Bestandspflege, die 
Bereitschaft auf Unternehmerwünsche einzugehen und etwas Werbung. Die Optimierung 
kommunaler Organisation im unternehmerischen Sinne ist selten. 
Doch inwieweit ist überhaupt Flächenbedarf vorhanden? Die Anzahl der Anfragen nach 
Gewerbeflächen wird sehr unterschiedlich beziffert, wobei die Vergleichbarkeit durch 
unterschiedliche oder dezentrale Erfassung der Anfragen erschwert  wird. Auch beurteilen die 
Interviewpartner die Seriosität der Anfragen skeptisch. So verfälschen flächendeckende 
Abfragen von Maklern oder Handelsunternehmen die Statistik. Die Einschätzung der 
Nachfrageentwicklung durch die Planer ergibt einen besseren Eindruck. Eine gestiegene 
Nachfrage sehen sieben Kommunen trotz der schlechten Konjunktur, zwei davon allerdings 
mit der Einschränkung, dass sie in den letzten ein bis zwei Jahren vor dem Befragungsjahr 
2002 zurückgegangen sei. Auch wenn die Nachfrage als sinkend bezeichnet wird (von acht 
Kommunen), ist dies meist mit dem Hinweis auf die Entwicklung der letzten Jahre verbunden. 
Ein Drittel sieht keine signifikante Veränderung bzw. macht keine Angaben zu der Frage.  
Es scheint also seit Ende der 1990er aufgrund mangelnder Nachfrage kaum einen Bedarf 
für eine Angebotserweiterung von Fläche zu geben.  
Interessanterweise werden zunehmend Wirtschaftsförderungen eingerichtet, in einigen der 
befragten Kommunen waren sie kurz zuvor entstanden und eine Weitere kam seit der 
Befragung hinzu. Grund hierfür könnte sein, dass man den konjunkturellen Auswirkungen 
und der sinkenden Nachfrage entgegenwirken möchte.  
Die Nachfrager kommen aus unterschiedlichen Branchen, wobei der tertiäre Sektor und 
hier vor allem Handel, großflächiger Einzelhandel sowie Logistik besonders stark vertreten 
sind – also „unerwünschte“ Branchen. Drei Viertel der Kommunen geben an, dass auch 
internationale Unternehmen unter den Interessenten waren.  
Die Einschätzung kommunaler Probleme, Potenziale und Notwendigkeiten durch 
Planer ist Grundlage für ihre Aktivität und daher von großer Bedeutung. Als Probleme nennen 
die befragten Kommunen zunächst überwiegend Folgen externer Ursachen. So werden auf die 
offene Frage allgemeine Faktoren wie Verkehrsprobleme der Region, die schlechte 
Konjunktur sowie nationale Steuern, Abgaben und eine allgemeine Überregulierung sowie 
hohe Bodenpreise genannt. Nur vereinzelt werden auch individuelle Probleme wie 
Flächenmangel und Image oder eine zu späte Ausweisung von Gewerbefläche thematisiert 
sowie die Flughafenerweiterung. Damit werden überwiegend Aspekte genannt, die nicht im 
Handlungsspielraum der Kommunen liegen. Es scheint, dass sich viele Kommunen der 
allgemeine Situation und Entwicklung ausgesetzt sehen (siehe Tabelle 25). 
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Tabelle 25: Einschätzung der kommunalen Wirtschaftsentwicklung 
Probleme der Wirtschaftsentwicklung Nennungen 
Verkehr (Region) 9 
Konjunktur 8 
Steuern/Preise/Regulierung 5 
Flächenmangel 3 
Keine Standortkonkurrenz 3 
Keine 3 
Image 2 
Flughafen (Lärm, Erweiterung) 2 
Potenziale der Wirtschaftsentwicklung Nennungen 
Weiche Standortfaktoren 9 
Lage, Verkehr, Flughafennähe 8 
Vorhandene Wirtschaftsstruktur 4 
Geringes Potenzial 3 
Wohnstandort 2 
Preise/Steuern 2 
Notwendigkeiten für die Wirtschaftsentwicklung Nennungen 
Verkehrsinfrastruktur ausbauen 8 
Individuelle 6 
Keine Notwendigkeit 6 
Weiche Standortfaktoren verbessern (Wohnumfeld etc.) 5 
Imageverbesserung/aktives Marketing 4 
Quelle: Eigene Erhebung (Mehrfachnennungen waren möglich) 
 
Auf die ebenfalls offene Frage nach Potenzialen der Wirtschaftsentwicklung werden am 
häufigsten weiche Standortfaktoren sowie Lage, Verkehrsgunst bzw. Flughafennähe  genannt. 
Darüber hinaus erwähnen einige Interviewpartner noch die Wirtschaftsstruktur, Preise und 
Steuern sowie die Attraktivität als Wohnstandort. Drei Kommunen sehen kein bzw. nur ein 
geringes Potenzial für ihre Entwicklung.  
Bei den Notwendigkeiten für die zukünftige Wirtschaftsentwicklung steht die 
Verbesserung der Verkehrsinfrastruktur an erster Stelle, gefolgt von der Stärkung weicher 
Standortfaktoren und der Imageverbesserung. Insbesondere die industriell geprägten 
Kommunen äußern sich in diese Richtung (z.B. Hanau, Offenbach und Rüsselsheim) und 
werden dafür auch tätig. Darüber hinaus werden noch individuell nötige Maßnahmen, wie 
bessere Unternehmensbetreuung oder Sicherheit bezüglich des Flughafenausbaus genannt. 
Somit zeigen sich bei den Potenzialen mehr Faktoren aus dem kommunalen Einflussbereich 
als auf die Frage nach Problemen der Wirtschaftsentwicklung. Ein Viertel der Kommunen 
sieht keinerlei Notwendigkeiten.  
Obwohl der Flughafen häufig als wichtiger Standortfaktor und Potenzial genannt wird, 
lehnt über die Hälfte der befragten Kommunen den geplanten Ausbau ab68, teils werden 
Einwendung im Planfeststellungsverfahren gegen den Ausbau erhoben. Vier Kommunen aus 
                                                 
68 Dokumentiert auf den Homepages der betreffenden Kommunen. 
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dem Untersuchungsgebiet klagen sogar gegen unterschiedliche Aspekte, die mit dem Projekt 
in Zusammenhang stehen. Auch Kommunen mit einem überdurchschnittlichen Anteil 
multinationaler Unternehmen lehnen den Flughafenausbau ab und nehmen damit eine 
ambivalente Haltung ein. Die Ausbaugegner fürchten stärkere Belastungen, obwohl sie sich 
der Notwendigkeit des Angebotes für Unternehmen und damit für die Wirtschaftsentwicklung 
bewusst sind. So wiesen einige Gesprächspartner darauf hin, dass der Flughafen zwar positive 
Effekte für Wirtschaft und Beschäftigung habe, die Belastung jedoch hoch und bereits jetzt an 
der Grenze des Erträglichen sei.  
Auf die gezielte Frage hin, sieht auch die Mehrzahl der Kommunen als weitere 
Notwendigkeit eine Zusammenarbeit in der Region. Als Vorteile werden hier regionale 
Wettbewerbsfähigkeit, die Möglichkeit zu internationaler Positionierung der Region und 
gemeinsamer Vermarktung gesehen. Allerdings wird die Realisierung einer Zusammenarbeit 
von der Hälfte der Befürworter als problematisch eingeschätzt. Die notwendige Abstimmung 
untereinander wird aufgrund der Konkurrenzsituation kritisch beurteilt. Zudem werden ein 
möglicher Verlust von Individualität sowie eine Dominanz der Stadt Frankfurt befürchtet. 
6.2.1.3 Wirtschaftsplanung und –entwicklung bezüglich Internationalisierung 
Beim Thema Internationalisierung zeigt sich schon zu Beginn bei vielen Interviewpartnern, 
dass dieser Aspekt im Tagesgeschäft und wohl auch in der politischen und planerischen 
Ausrichtung kaum thematisiert wird. So muss auf Nachfrage der Interviewpartner häufig der 
Hintergrund der Fragen zu multinationalen Unternehmen ausführlicher erläutert werden. 
In allen befragten Kommunen sind multinationale Unternehmen zu finden, ihre Bedeutung 
wird von den Kommunen jedoch sehr unterschiedlich beurteilt. Deutlich über die Hälfte der 
befragten Kommunen (14) erklären, dass multinationale Unternehmen einen Schwerpunkt für 
die Wirtschaft der Stadt bilden, wobei kein Zusammenhang mit dem tatsächlichen Anteil von 
multinationalen Unternehmen zu erkennen ist. In acht von 23 Kommunen werden 
multinationale Unternehmen laut eigener Angabe auch in der Wirtschaftsplanung besonders 
berücksichtigt.  
Alle überdurchschnittlich „internationalisierten“ Städte geben an, besondere 
Standortansprüche von MNU in der Planung zu berücksichtigen. Ebenso drei weitere 
Kommunen mit geringerem Anteil multinationaler Unternehmen. Grund für diese 
Einschätzung in Kommunen mit relativ geringem Internationalisierungsgrad ist, dass dort 
einzelne Unternehmen mit großer Bedeutung für die örtliche Wirtschaft ansässig sind. Dies 
bedeutet nicht, dass multinationale Unternehmen in den anderen Kommunen unbeachtet 
blieben – sie werden allerdings nicht als eigene Kategorie wahrgenommen, sondern vielmehr 
in den Unternehmensmix eingepasst.  
Unterstützung multinationaler Unternehmen wird insbesondere als Entgegenkommen bei 
Erweiterungswünschen beispielsweise durch Änderungen der Bebauungspläne oder des 
Flächennutzungsplanes verstanden, vereinzelt auch die Berücksichtigung kultureller 
Besonderheiten (z.B. Eschborn).  
Als Zielgruppe für die Neuansiedlung nennen jedoch lediglich 11 von 23 Kommunen 
multinationale Unternehmen. Dies ist insbesondere erstaunlich, da 19 Interviewpartner die 
Attraktivität ihrer Stadt für solche Firmen als „gut“ bis „sehr gut“ bezeichnen und viele 
aktuelle Ansiedlungen durch multinationale Unternehmen erfolgen, ebenso wie eine Vielzahl 
von Flächenanfragen. Sogar Eschborn und Schwalbach, die über einen sehr hohen Anteil 
entsprechender Unternehmen verfügen, erklären, dass multinationale Unternehmen keine 
Zielgruppe für die Neuansiedlung seien. Ursache hierfür könnte sein, dass beide Kommunen 
in den letzten Jahren zahlreiche Unternehmensansiedlungen erlebt haben und eine gewisse 
„Sättigung“ erreicht ist. So wurde in Schwalbach das Gewerbegebiet „Kronberger Hang“ in 
Nutzung genommen, welches überwiegend multinationale Unternehmen beherbergt und nur 
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noch sehr wenig Erweiterungsflächen bietet sowie teils unter erheblicher Verkehrsbelastung 
leidet.  
Bei der Einschätzung der Standortansprüche von MNU antworten die meisten 
Kommunen auf die offene Frage, dass diese eine gute Verkehrsanbindung benötigen. Auch 
weiche Standortfaktoren wie Freizeit- und Erholungswert, Kultur, Naturraum, Attraktivität 
der Umgebung und der Stadt als Wohnort sowie Kinderbetreuungsangebote und Schulen 
werden als wichtige Standortansprüche von multinationalen Unternehmen genannt. Jeweils 
sechs Kommunen erwähnen Flughafennähe und Verfügbarkeit großer und repräsentativer 
Flächen als Bedürfnisse.  
 
Tabelle 26: Einschätzung der Standortansprüche von multinationalen Unternehmen 
Standortansprüche von multinationalen Unternehmen Nennungen 
Verkehrsanbindung 15 
Weiche Standortfaktoren (Umgebung, Kultur, Soziales) 10 
Lage in der Metropolregion 8 
Flughafennähe  6 
Große Büroflächen, repräsentative Standorte 6 
Steuern/Preise  5 
Schnelle Verwaltung 4 
Internationalität - auch in der Region 4 
Gleiche Anforderungen wie nationale Unternehmen 1 
Quelle: Eigene Erhebung (Mehrfachnennungen waren möglich) 
 
Hoch eingeschätzt wird damit die Qualität des Umfeldes, die zumindest teilweise durch 
Kommunen beeinflussbar ist. Die genannten Aspekte für eine Verbesserung beziehen sich 
hier allerdings eher auf das Wohnumfeld, weniger auf die Kommune als Wirtschaftsstandort. 
Die überwiegende Zahl der Kommunen beurteilt ihre Attraktivität für multinationale 
Unternehmen als gut bis sehr gut. Die Einschätzung wird auf eine offene Frage hin mit 
folgenden Vorteilen begründet: weiche Standortfaktoren wie Freizeit und Naherholung, 
Kultur etc., die Lage im Metropolraum, Nähe zum Flughafen, Nähe zu Frankfurt und die 
Verkehrsanbindung allgemein. Von Kommunen direkt beeinflussbare Faktoren kommunaler 
Organisation und Wirtschaftspolitik, wie Steuern und Preise oder kurze Verwaltungswege, 
werden in diesem Zusammenhang seltener genannt. Relativ selten werden dagegen die von 
Kommunen direkt beeinflussbaren Faktoren des Wirtschaftsstandortes wie kurze 
Verwaltungswege genannt (Tabelle 27). 
Die Unterschiede in der Struktur und planerischen Ausrichtung der Kommunen erfordern 
eine individuelle Betrachtung ihrer Situation in Verbindung mit ihrem 
Internationalisierungsgrad. Im Folgenden sollen daher die drei Gruppen der unter-, über- und 
durchschnittlich internationalisierten Kommunen genauer betrachtet werden (zum Überblick 
siehe Tabelle 28 auf S. 144). 
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Tabelle 27: Einschätzung der Attraktivität der Kommunen durch Planer 
Begründung für die Attraktivität Nennungen 
Weiche Standortfaktoren (Lebensqualität, intern. Umfeld) 11 
Lage 10 
Nähe zum Flughafen  9 
Nähe zu Frankfurt 8 
Verkehrsanbindung allgemein 8 
Steuern/Preise 3 
Schnelle Verwaltung 2 
Begründung für mangelnde Attraktivität Nennungen 
Flächenmangel 3 
Periphere Lage  im Vergleich zu anderen 2 
Flughafendiskussion 1 
Image  1 
Stadt wird nur innerhalb der Region nicht einzeln wahrgenommen 1 
Quelle: Eigene Erhebung (Mehrfachnennungen waren möglich) 
 
I. Unterdurchschnittlich internationalisierte Kommunen  
Die im Westen von Frankfurt gelegenen Kommunen Bad Soden und Königstein verfügen 
über einen Wirtschaftsschwerpunkt im Gesundheitswesen und wenig Gewerbefläche. Die 
Wirtschaft konzentriert sich als Dienstleistung in Mischgebieten. Beide sind als 
Taunusgemeinden nicht direkt an die Autobahn angebunden und haben einen Status als 
bevorzugte Wohnlagen im Rhein-Main-Gebiet, der sich in hohen Immobilienpreisen und 
hoher Kaufkraft der Bevölkerung niederschlägt.  
Entsprechend wird die wirtschaftliche Situation in Zusammenhang mit dem 
Branchenschwerpunkt gesehen und Wohnen als wichtiger Faktor für die Planung der Stadt 
bezeichnet. Die Ansiedlung neuer Unternehmen wird auf Verträglichkeit mit dem Wohnort 
kritisch geprüft und im Zweifelsfall hinten angestellt. Auf der Grundlage des vorhandenen 
Wohlstands werden die Schwerpunkte „Wohnen“ und „sauberes Gewerbe“ gepflegt, um die 
Wohnqualität zu erhalten. Zudem sind in beiden Städten keine großen Erweiterungsflächen 
für Gewerbe vorgesehen. Internationalisierung ist hier kein Thema. In Königstein ist die 
Wirtschaftsförderung beim Bürgermeister angesiedelt, in Bad Soden zum Zeitpunkt der 
Erhebung gerade neu geschaffen worden.  
Auch Bad Vilbel im Norden des Untersuchungsraum hat eine relativ gute 
Einkommenssituation vorzuweisen. Die Stadt profitiert von ihrer guten Lage, positivem 
Image und den niedrigen Gewerbesteuern. Die gute Ausgangslage wird hier für Investitionen 
in Wohn- und Gewerbeflächenentwicklung genutzt. Auch auf die Optimierung der 
Verwaltung wird Wert gelegt. Multinationale Unternehmen werden hier als Zielgruppe der 
Ansiedlung genannt. 
Ebenso wird in Hofheim Wert auf die Wohnfunktion gelegt, einzelne multinationale 
Unternehmen sind hier zwar wichtig, Internationalisierung insgesamt ist jedoch nicht von 
Bedeutung. Eine Wirtschaftsförderung gab es zum Erhebungszeitpunkt noch nicht, wurde 
aber mittlerweile eingerichtet.  
Maintal, Mühlheim, Hanau und Offenbach weisen ein völlig anderes Profil auf. Im Osten 
von Frankfurt am Main liegend können sie als industriell geprägt bezeichnet werden, was sich 
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mit Ausnahme von Offenbach auch in einem unterdurchschnittlichen Dienstleistungsanteil 
ausdrückt. In Offenbach hat sich ein Dienstleistungssektor etabliert und weitere 
Umstrukturierungen sind im Gange. Als Standortvorteil weist die Stadt eine große Nähe zum 
Frankfurter Flughafen auf. Multinationale Unternehmen spielen in den Überlegungen zur 
Wirtschaftsförderung der vier Kommunen keine gesonderte Rolle. Sie werden aber als 
Zielgruppe für Neuansiedlungen genannt, wobei sie in den Unternehmensmix eingepasst 
gesehen werden.  
In allen vier Städten hat Wirtschaftsförderung besondere Priorität, was auf die 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten der letzten Jahre zurückzuführen ist. So werden industrielle 
Prägung und dadurch bedingte Imageprobleme sowie wirtschaftliche Umstrukturierung mit 
Schließung von Produktionsbetrieben als Probleme genannt. Diesem Prozess versucht man 
aktiv zu begegnen. Maintal hat eine dreisprachige Werbebroschüre in Auftrag gegeben, in 
Mühlheim sieht man die Notwendigkeit intensiver Betreuung multinationaler Unternehmen 
und einer entsprechend aufgeschlossenen Bevölkerung und in Hanau wird versucht im 
Rahmen des „Material Valley“ Profilbildung zu betreiben. Offenbach bemüht sich um die 
Attraktivitätssteigerung auch in Form von Umstrukturierungsmaßnahmen. 
Wirtschaftsförderung soll in diesen Städten dazu beitragen, die notwendigen 
Umstrukturierungen zu bewältigen. Ob die Neuorientierung eine Verbesserung bringt, muss 
die Zukunft allerdings erst zeigen. Aktuell gibt es noch Probleme (z.B. Leerstand des „City-
Tower“ in Offenbach), wobei hier auch die konjunkturelle Situation eine Rolle spielen dürfte.  
Diese Kommunen befinden sich in einer Art Findungsphase für Strategien zur 
Umstrukturierung von Produktion zu Dienstleistung. Es zeigt sich ein aufkommendes 
Bewusstsein für Internationalisierung, allerdings keine besondere Berücksichtigung von 
multinationalen Unternehmen. Auf wirtschaftliche Probleme scheint man hier mit verstärkter 
Aktivität zu reagieren, die in den „wohlhabenden“ Taunuskommunen nicht zu verzeichnen ist. 
Allerdings muss bei diesem Vergleich berücksichtigt werden, dass die Taunusstädte kleiner 
und in ihrem Handlungsspielraum entsprechend eingeschränkt sind. 
In Hattersheim und Hainburg spielen multinationale Unternehmen weder für die aktuelle 
Wirtschaftssituation eine Rolle, noch sind sie für die zukünftigen Wirtschaftsentwicklung 
vorgesehen. Flörsheim sieht für die Wirtschaft eine gewisse Bedeutung dieser Unternehmen 
für die Stadt, als Zielgruppe für die künftige Entwicklung könnten sie eventuell eine Rolle 
spielen.  
 
II. Überdurchschnittlich internationalisierte Kommunen  
Insgesamt fallen die „internationalisierten“ Städte weniger durch ein einheitliches Profil als 
durch sehr individuelle Strategien auf.  
Frankfurt setzt sich bereits durch Größe und Bedeutung von den anderen Kommunen ab. 
Als international etablierte Adresse ist Frankfurt selbst Standortfaktor für Unternehmen. 
Allerdings scheint die Stadt, Verluste zugunsten angrenzender Städte hinnehmen zu müssen. 
Hier wirkt sich die Konkurrenz bezüglich Steuern und Preisen aus, wobei sich Frankfurt – 
zumindest von Seiten der Wirtschaftsförderung – nicht ernsthaft in einer Konkurrenzsituation 
zu sehen scheint. So wird der Leerstand von mehr als einer Million m2 Bürofläche zum 
Befragungszeitpunkt als Folge eines „quasi natürlichen“ Zyklus erklärt. Tatsächlich ist 
Büroleerstand auch in anderen Kommunen zu verzeichnen, wenn auch nicht in dieser 
Größenordnung. 
Eschborn hat von seiner expansiven Flächenpolitik sowie einem niedrigen 
Gewerbesteuerhebesatz profitiert, die unmittelbare Nähe von Frankfurt und des Flughafens 
waren allerdings Vorrausetzungen. In der Folge kam es zu einem immensen Wirtschaftsboom, 
dessen Schattenseiten sich mittlerweile allerdings auch bemerkbar machen. Die Stadt ist als 
Wohnort für die Beschäftigten wenig attraktiv, die Verkehrsbelastung ist sehr hoch, eine 
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weitere Expansion wird nicht aktiv betrieben. Dennoch bemüht sich die Stadt um eine 
effiziente Verwaltung. Für Verfahren der Neuansiedlung oder Expansion von Unternehmen 
wird versucht, eine Beschleunigung zu erreichen. Dazu gehört, dass die am Verfahren 
beteiligten Stellen am „runden Tisch“ zusammenkommen, um lange Wege durch die 
Behörden für Unternehmen zu vermeiden.  
Die Entwicklung Kelsterbachs wird dagegen durch die Flughafennähe dominiert. Hier hat 
sich in Erweiterung der „Cargocity“ überwiegend „flughafenaffines Gewerbe“ angesiedelt, 
wie etwa die Transport- und Logistikbranche, Hotelketten oder Mietwagenfirmen. Insgesamt 
ist dies zwar Potenzial und Wirtschaftsfaktor der Stadt, andererseits führen gerade diese 
Branchen zu einer hohen Verkehrs- und Infrastrukturbelastung sowie hohem 
Flächenverbrauch. In Verbindung mit Fluglärm ist hiervon auch die Lebensqualität deutlich 
beeinträchtigt. Dem stehen keine entsprechend hohen Steuereinnahmen gegenüber, da es sich 
häufig um Zweigstellen von Unternehmen handelt. Zudem bringen Unternehmen wie 
Mietwagenfirmen nur wenig Arbeitsplätze in die Stadt. Die wirtschaftliche Entwicklung der 
Stadt ist zum Erhebungszeitpunkt durch die ungeklärte Situation der Ausbauvariante des 
Frankfurter Flughafens in einer erzwungenen Warteposition. Geplante Ansiedlungen und 
Erweiterungen von Unternehmen können nicht realisiert werden, solange offen ist, ob und in 
welcher Form die Gewerbegebiete zukünftig bebaut werden können. 
Sulzbach hat einen hohen Anteil multinationaler Unternehmen in einem relativ neu 
ausgewiesenen Gewerbegebiet, hier haben sich nach Aussage der Stadtplaner in einer Art 
Sogeffekt mehrere, teils auch größere Unternehmen, angesiedelt. Die Einschätzung der 
eigenen Situation ist insgesamt sehr positiv, erklärt wird die Wirtschaftsdynamik mit der 
Ausweisung von Fläche zur richtigen Zeit sowie zügig durchgeführten Verfahren für die 
Bebauung. Auch die aktuell andauernde Entwicklung wird mit dem Sogeffekt vorhandener 
Unternehmen begründet. Die Stadt sieht im Handel69 sowie in der EDV- Dienstleistung 
Schwerpunkte, allerdings gibt es bei Neuansiedlung kein Bestreben diese Branchen besonders 
zu favorisieren. 
Schwalbach weist sowohl in den neueren als auch in einem älteren Gewerbegebiet einen 
hohen Anteil multinationaler Unternehmen auf, es scheint diesbezüglich eine gewisse 
„Tradition“ zu geben. Auch im neuen Gewerbegebiet „Kronberger Hang“ haben sich viele 
multinationale Unternehmen unterschiedlicher Branchen in modernen Bürohochhäusern 
angesiedelt. Hier scheint eine Welle der Ansiedlung aus den 1990er Jahren ihren Platz 
gefunden zu haben. Etwa in den gleichen Zeitraum fallen die Unternehmensansiedlungen im 
benachbarten Sulzbach. In Schwalbach spielt neben bereits vorhandenen Unternehmen und 
der zeitlich günstigen Flächenausweisung möglicherweise auch die Bereitschaft der Stadt, 
Baurecht nach Bedarf flexibel anzuwenden, eine Rolle. Auch die generelle Bereitschaft auf 
Wünsche von Investoren bei der Bebauung einzugehen, dürfte die Ansiedlung begünstigt 
haben.  
Gemeinsamkeiten sind insbesondere bei den Taunusrandstädten Eschborn, Schwalbach 
und Sulzbach zu finden. Hier wurde planerisch ein Schwerpunkt auf wirtschaftliche 
Entwicklung gelegt. Es wurden Gewerbegebiete bereitgestellt, die nach Investoren bzw. 
Unternehmenswünschen relativ flexibel bebaut werden konnten. So sind am Rande der relativ 
kleinen Kommunen städtisch erscheinende moderne Bürokomplexe mit Hochhausbauten 
entstanden, die man eher in einer Großstadt vermuten würde. 
Unterschiede bestehen in der zeitlichen Entwicklung. Eschborn hat bereits in den 1960er 
und 1970er Jahren mit größeren Flächenausweisungen begonnen. Die Entwicklung in 
                                                 
69 Eine Besonderheit von Sulzbach ist das Main-Taunus-Zentrum, welches allerdings mit Einzelhandel keine 
Unternehmen der Schlüsselbranchen beherbergt und für die Einstufung nach der Internationalität daher nicht 
berücksichtigt wurde. 
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Sulzbach und Schwalbach setzte erst später ein, offensichtlich noch früh genug, um 
Interessenten zu finden – häufig multinationale Unternehmen. Für die neu angesiedelten 
Unternehmensfunktionen wie Vertrieb oder Verwaltung waren die Gewerbeflächen besonders 
geeignet. Durch die Neuausweisung konnten sie relativ frei und optisch ansprechend gestaltet 
werden, ihre Lage war verkehrsgünstig und zudem waren die Flächen preiswerter als in 
Citylage aber dennoch in der Nähe zu Frankfurt. Viele Unternehmen unterscheiden den 
Standort in ihrer Außendarstellung nicht von Frankfurt. Sie verwenden in ihrer Firmenadresse 
den Namen „Frankfurt Schwalbach“ oder „Frankfurt/Sulzbach“ usw.. Mittlerweile zeigen sich 
in den Gewerbegebieten allerdings deutliche Zeichen rückläufigen Bürobedarfs in der Region. 
Hier stehen sowohl ältere Bürogebäude als auch neue Investitionsobjekte vielfach leer.  
Frankfurt und Kelsterbach befinden sich in einer anderen Situation. Frankfurt kann auf 
eine lange Tradition der Internationalisierung zurückblicken und ist auf dem internationalen 
Markt ein Begriff. Für Kelsterbach ist die Flughafennähe ausschlaggebend. Vor allem 
flughafenaffines Gewerbe mit einer Reihe multinationaler Unternehmen nutzt die Nähe zum 
Flughafen mit niedrigeren Preisen als in der eigentlichen Cargocity. 
Gemeinsam ist den fünf Kommunen ein gewisses Bewusstsein über ökonomische 
Internationalisierung und deren besondere Anforderungen an Planung und Politik, sowie eine 
Bereitschaft Investorenwünschen entgegenzukommen. Doch gezielte Förderung von 
multinationalen Unternehmen lässt sich nur in Frankfurt und Eschborn erkennen z.B. mit 
Veranstaltungen etwa für koreanische oder amerikanische Unternehmen.  
 
III. Durchschnittlich internationalisierte Kommunen  
In Kronberg und Rüsselsheim ist der sekundäre Sektor von Bedeutung, wie es sich bereits in 
der Diskriminanzanalyse für diese Gruppe ankündigte, jedoch mit ganz unterschiedlichen 
Konsequenzen. Rüsselsheim leidet nach eigener Aussage unter Imageproblemen, welche die 
Umstrukturierung und Ansiedlung des tertiären Sektors behindern. Zudem besteht eine starke 
Abhängigkeit von Opel. So ergeben sich trotz Flughafennähe Probleme für die Ansiedlung 
von Dienstleistung. Mit der Neuausweisung des Gewerbegebietes „Blauer See“ und 
Maßnahmen zur Imageverbesserung, Werbung, etc. versucht man dem entgegenzuwirken.  
Kronberg als etablierter Wirtschaftsstandort in guter Wohnlage hat dagegen bislang 
weniger Probleme. Unternehmensansiedlungen mussten sogar aus Flächenmangel 
zurückgewiesen werden.  
Liederbach, Kriftel und Raunheim verfügen als kleine Kommunen über wenig 
Erweiterungsmöglichkeiten und formulieren daher bescheidene Entwicklungsziele. Wohnen 
und andere stadtpolitische Aufgabenfelder sind hier von größerer Bedeutung. So wird in 
Raunheim ein städtebauliches Initiativkonzept für das Stadtzentrum mit Altenheim etc. 
erstellt. Bezüglich Flughafennähe und Verkehrslage wären die Kommunen als Standorte für 
multinationale Unternehmen geeignet, Flächenmangel ist hier der limitierende Faktor. 
Großkrotzenburg und Kahl sind ebenfalls durch ihre Größe eingeschränkt und sehen nur 
wenig Potenziale. Einzelne Unternehmen sind aber von großer Bedeutung für die Städte. 
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Tabelle 28: Typisierung der Kommunen nach ihrem Internationalisierungsgrad 
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6.2.1.4 Interpretation der Ergebnisse in Bezug auf die Fragestellung 
1. Wie wird der Internationalisierungsprozess von kommunalen Akteuren 
wahrgenommen? 
Die Analyse hat ergeben, dass die Ansiedlung multinationaler Unternehmen als ein Effekt 
ökonomischer Globalisierung, welcher Kommunen direkt betrifft, von diesen überwiegend als 
Randaspekt der Wirtschaftsentwicklung wahrgenommen wird.  
Über die Hälfte der Kommunen gibt an, dass multinationale Unternehmen wichtig für ihre 
Wirtschaft sind. Jedoch nur ein Drittel der Kommunen erklärt, dass sie in der 
Wirtschaftsplanung besondere Berücksichtigung erfahren. Dementsprechend wird die 
allgemeine Wirtschaftsentwicklung gefördert, wobei multinationale Unternehmen nur 
vereinzelt in Abgrenzung zu nationalen Unternehmen berücksichtigt werden. Gelegentlich 
wird multinationalen Unternehmen dabei ein zukünftiges Potenzial attestiert. Zudem scheinen 
einige Kommunen mit  geringem Anteil multinationaler Unternehmen 70 und teilweise 
problematischer Wirtschaftslage aus dem Druck der Situation heraus für ihre 
Wirtschaftsentwicklung aktiv zu werden.  
Nur knapp die Hälfte der Kommunen nennt multinationale Unternehmen aktuell als 
Zielgruppe für Unternehmensansiedlung, obwohl Flächenanfragen vielfach von solchen 
Unternehmen kommen. Lediglich in zwei Kommunen mit überdurchschnittlichem 
Internationalisierungsgrad lässt sich ein gewisses „Internationalisierungsbewusstsein“ 
feststellen: Frankfurt und Eschborn. So ist man in Frankfurt der Ansicht, Kompetenz für die 
Unterstützung der Firmen bereitzustellen. In Eschborn wird die Berücksichtigung kultureller 
Besonderheiten und, falls erforderlich, eine intensivere Betreuung als Maßnahme genannt. 
Bis auf diese Ausnahmen wird der Internationalisierungsprozess zwar im Sinne einer 
generellen Entwicklung wahrgenommen, aber nicht auf die eigen Kommune bezogen. Sie 
erscheint im globalen Maßstab zu unbedeutend, die Region wird hier als „zuständige“ Ebene 
gesehen. Andererseits sehen viele Interviewpartner eine Zusammenarbeit und gemeinsame 
Abstimmung auf dieser Ebene als unrealistisch oder zumindest schwierig. Begründet wird 
diese Einschätzung mit der kommunalen Konkurrenz, unterschiedlichen Ausgangspositionen 
und Interessen der Kommunen, ungleicher Lastenverteilung, politischen Differenzen oder 
drohendem Verlust der Individualität. Die Kommunen seien zudem „zu sehr an ihren eigenen 
Belangen orientiert“.   
Von einigen Kommunen wird zudem der vorhandene Planungsverband (PVFRM) bereits 
als ausreichend angesehen. Knapp zwei Jahre nach dem Erhebungszeitpunkt formiert sich 
allerdings mit der Gründung der „Standortmarketinggesellschaft Frankfurt/Rhein-Main 
GmbH“ Anfang 2005 eine Gesellschaft zur Präsentation und Vermarktung der Region auf der 
internationalen Ebene . 
 
2. Steuert kommunale Planung/Politik den Internationalisierungsprozess und wirkt 
somit differenzierend?  
Es lässt sich eine Steuerung erkennen, die jedoch nicht gezielt, sondern über die Förderung 
der allgemeinen Wirtschaftsentwicklung erfolgt. So sind multinationale Unternehmen 
verstärkt dort zu finden, wo allgemein eine hohe Wirtschaftsdynamik herrscht und 
Kommunen seit den 1970er Jahren bis in die 1990er Jahre die Wirtschaftsentwicklung durch 
                                                 
70 Aus den Gruppen mit unterdurchschnittlichem und durchschnittlichem Anteil multinationaler 
Unternehmen. 
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Flächenausweisung oder niedrige Gewerbesteuer befördert haben. Multinationale 
Unternehmen waren dabei jedoch keine ausgesprochene Zielgruppe. 
In vielen Kommunen liegen die Prioritäten zudem in anderen Bereichen. So wird häufig 
die Wohnfunktion als wichtiger eingeschätzt. Bezüglich Wirtschaft spielen häufig Probleme 
des Einzelhandels der Innenstadt oder die Bestandspflege eine Rolle. Erhaltung des 
Wohnumfeldes, Verringerung von Verkehrsbelastungen und Maßnahmen, um der Verödung 
der Innenstädte und der Verramschung des Einzelhandels entgegenzuwirken sind häufig 
wichtiger und präsenter als die abstrakte „Globalisierung“.  
Auch von einer generellen „Verbetriebswirtschaftlichung“ (STRATMANN 1999) der 
Stadtentwicklungspolitik kann keine Rede sein, auch nicht in Frankfurt. Aktive Bemühung 
um Expansion, Neuansiedlung oder Umstrukturierung sind nur in etwa einem Drittel der 
Kommunen zu erkennen. Gründe hierfür sind, neben anderen Erfordernissen der Planung, 
Flächenmangel oder fehlende Perspektiven aber auch Zufriedenheit mit der aktuellen 
Situation, welche die Bestandspflege als ausreichend erscheinen lässt. Aktivität entsteht 
häufig dort, wo Probleme auftreten. Die altindustriell geprägten, mit der Aufgabe der 
Umstrukturierung konfrontierten Kommunen, sind auffallend aktiv. Allerdings wird 
Internationalisierung auch hier nur wenig thematisiert und scheint eher in einer gewissen 
Offenheit gegenüber multinationalen Unternehmen oder Einzelprojekten zu bestehen. Zudem 
wird versucht, die Verwaltungsstruktur zu optimieren. So sind die Wirtschaftsförderungen 
auch für die Koordination zwischen Behörden für Ansiedlungswünsche von Unternehmen 
zuständig. Hierzu findet ein regelmäßiger Austausch zwischen den beteiligten Ämtern statt.  
Für den Internationalisierungsprozess lässt sich daraus ableiten, dass seine Steuerung und 
Differenzierung in der Agglomeration durch die allgemeine Wirtschaftsentwicklung und 
deren Förderung erfolgt. In den Kommunen des Untersuchungsraumes werden zunehmend 
Wirtschaftsförderungsstellen eingerichtet, eine wirklich unternehmerische Ausrichtung der 
Städte lässt sich allerdings nicht beobachten. Es existieren kaum Wirtschaftskonzepte. 
Aktivität wird überwiegend als Werbung und Imageförderung verstanden, was als erster 
Schritt auch sinnvoll erscheint. Besondere Betreuung oder Maßnahmen zur Optimierung 
kommunaler Verwaltung, wie die Beschleunigung von Genehmigungsverfahren, sind 
allerdings, wie gezeigt, die Ausnahme. Dies mag darin begründet sein, dass als Ursachen für 
Probleme der Wirtschaftsentwicklung eher die Konjunktur oder die regionale 
Verkehrsplanung thematisiert werden als kommunale und damit beeinflussbare Faktoren. Der 
kommunale Handlungsspielraum wird somit nicht ausgenutzt. 
 
3. Gibt es einen Zusammenhang zwischen Selbstverständnis, planerischer Zielsetzung 
und Internationalisierungsgrad der Kommunen? 
Die Bereitschaft auf besondere Bedürfnisse von multinationalen Unternehmen einzugehen, 
zeigt einen Zusammenhang mit dem Internationalisierungsgrad der Kommunen.  
Orte, die längere Erfahrung mit multinationalen Unternehmen aufweisen, zeigen ein 
gewisses Bewusstsein bezüglich Internationalisierung. Sie sind beispielsweise sensibel für 
kulturelle Besonderheiten oder Ansprüche der Unternehmen an die Dauer von 
Genehmigungsverfahren. Die Ansiedlung von multinationalen Unternehmen erfolgte 
allerdings auch hier nicht infolge kommunaler Bemühungen, sondern ergab sich aus 
verstärkter Nachfrage von multinationalen Unternehmen zur Zeit von Flächenausweisung und 
allgemeiner Wirtschaftsentwicklung. Das Bewusstsein für Internationalisierung folgte also 
eher der Ansiedlung von multinationalen Unternehmen. 
Anders ist die Situation der Kommunen im Umstrukturierungsprozess. Sie sind ebenfalls 
Standort für multinationale Unternehmen (z.B. Industriebetriebe), jedoch ist ihr Anteil im 
Vergleich zum Untersuchungsraum unterdurchschnittlich. Zudem siedeln sich nur wenige 
Unternehmen des tertiären Sektors an, was als Problem erkannt wurde. Diese Kommunen 
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stehen gewissermaßen unter dem „Leidensdruck“ der Umstrukturierung (Bsp. Offenbach). 
Ein gewisses Interesse an ausländischen Unternehmen ist daher vorhanden. Im kleineren 
Rahmen wird auch versucht, die eigene Kommune als Standort für multinationale 
Unternehmen zu präsentieren, z.B. durch mehrsprachige Werbe- und Informationsbroschüren. 
Hinderlich sind dabei Faktoren wie industrielle Prägung, Image etc., die von diesen Städten 
auch als Handlungsfelder gesehen werden. Wie bei einigen Internationalen gibt es hier auch 
Kommunen, die in gewissem Umfang Konzepte und Strategien entwickeln, zumindest für die 
Wirtschaftsförderung. Die Gesamtausrichtung gilt jedoch auch hier der allgemeinen 
Wirtschaftsentwicklung. Globalisierung und die Ansiedlung multinationaler Unternehmen 
wird nicht als großes Potenzial für die eigene Entwicklung gesehen.  
Trotz des insgesamt geringen Interesses vieler Kommunen im Untersuchungsraum 
existieren zumeist Vorstellungen über Bedürfnisse multinationaler Unternehmen. Hier werden 
Wohnumfeldqualität, Infrastruktur für ausländische Mitarbeiter oder internationale Schulen 
genannt sowie der Kontakt zu Anlaufstellen für Unternehmen bestimmter Nationen. Teilweise 
wird auch Sensibilität bezüglich Erwartungen von multinationalen Unternehmen an die Dauer 
von Genehmigungsverfahren oder Hilfe bei der Flächenvermittlung erwähnt. 
Insbesondere kleinere Kommunen sind häufig nicht besonders an einer Ansiedlung von 
multinationalen Unternehmen interessiert. Sie fürchteten Konsequenzen wie 
Hochhausbebauung, wollen keine entsprechenden Flächen zur Verfügung stellen und 
verweisen z.B. auf Eschborn: „so soll es hier nicht aussehen“. Aufgrund ihrer positiven 
Wirtschaftsentwicklung besteht in einigen Kommunen momentan auch kein Bedarf für 
weitere Ansiedlungen. Zudem wird die Möglichkeit der Steuerersparnis multinationaler 
Unternehmen als Negativfaktor angeführt, nach der sich für die Kommune eine solche 
Ansiedlung nicht lohne. 
Die relativ geringe Bedeutung multinationaler Unternehmen in der kommunalen 
Perspektive wirft die Frage auf, wo Bereitschaft oder Notwendigkeit für Bewusstseinsbildung 
vorhanden ist. Diese zeichnen sich insbesondere bei den Kommunen im 
Umstrukturierungsprozess ab, während kleine und „wohlhabende“ Kommunen weniger 
Interesse zeigen.  
 
4. Lassen sich erfolgreiche kommunale Strategien bezüglich der Ansiedlung 
multinationaler Unternehmen erkennen? 
Ausgesprochene Strategien oder Bewusstsein für internationale Unternehmen lassen sich aus 
den Interviews nicht erkennen, auch wenn dies beispielsweise von der Stadt Frankfurt über 
Werbung kommuniziert wird. So wird bezüglich der Stadtentwicklung (z.B. im 
Zusammenhang mit dem Flughafenausbau oder der Entwicklung des Güterbahnhofsgelände, 
der Messe etc.) die internationale Position Frankfurts immer wieder angeführt. In der 
konkreten Planung und Umsetzung wird Internationalisierung aber auch hier in Relation zur 
allgemeinen Wirtschaftsentwicklung wahrgenommen, wenn auch etwas stärker als in anderen 
Kommunen. Auf die Frage nach besonderer Unterstützung werden eher allgemeine Aspekte 
wie „Kompetenz für die Unterstützung der Firmen“ oder Standortwerbung angeführt, was 
nicht unbedingt dem entspricht, was man von einer Global City erwarten würde.  
Grundsätzlich sehen Kommunen ihre Aufgaben überwiegend in der Bestandspflege bzw. 
der Unterstützung von Erweiterungswünschen, um Unternehmen zu halten. Dies ist 
möglicherweise durch die stagnierende Wirtschaftsentwicklung zum Zeitpunkt der 
Untersuchung mit bedingt. Die Bereitschaft für flexibles Entgegenkommen, liberale 
Flächenentwicklung und Betreuung von Unternehmen, auch Multinationalen, ist in relativ 
vielen Kommunen vorhanden. Somit lassen sich eher Pragmatismus als 
„Internationalisierungsstrategien“ erkennen. 
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Insgesamt entsteht der Eindruck, dass der Schwerpunkt auf nationalen oder lokalen – 
häufig mittelständischen - Unternehmen liegt, welche bezüglich Beschäftigung und Steuern in 
vielen Kommunen auch stärker ins Gewicht fallen. Allerdings kommt eine Vielzahl der 
aktuellen Ansiedlungen und Flächenanfragen von multinationalen Unternehmen, so dass 
dieses Potenzial auch für die zukünftige Entwicklung möglicherweise unterschätzt wird.  
Das Bewusstsein für Internationalisierung scheint jedoch erst aus dem Kontakt mit 
multinationalen Unternehmen zu entstehen. Auf kommunaler Ebene setzen sich die Akteure 
im Untersuchungsraum kaum in Beziehung zur Globalökonomie. Dies erfordert offensichtlich 
Erfahrung, die noch wenig vorhanden ist und auch nicht unbedingt gesucht wird.  
Abgesehen davon wird sozialen Fragen, der Entwicklung als Wohnort oder der 
Verkehrsinfrastruktur eine hohe Bedeutung beigemessen. Von einer einseitig auf die 
Ökonomie ausgerichteten Politik und Planung, der „Verbetriebswirtschaftlichung“ der Stadt, 
kann nach den Ergebnissen der Befragung keine Rede sein. 
6.2.2 Akteure der Globalökonomie - Perspektive multinationaler Unternehmen 
Der Anteil multinationaler Unternehmen und damit der Internationalisierungsgrad einer 
Kommune ist das Ergebnis von Standortentscheidungen der Unternehmen. In der 
vorliegenden Arbeit soll untersucht werden, ob Kommunen Einfluss auf die 
Standortentscheidung dieser Unternehmen und damit auf den Internationalisierungsprozess 
nehmen. Hierbei ist zu fragen, inwieweit Kommunen multinationale Unternehmen 
unterstützen.  
Im ersten Teil der Akteursbefragung wurden Kommunen zu Aspekten der 
Selbsteinschätzungen befragt. Um die Ergebnisse kritisch zu überprüfen und mögliche 
unberücksichtigte Aspekte der Standortwahl zu erkennen, wurden Interviews mit Akteuren 
multinationaler Unternehmen durchgeführt. Ziel war dabei nicht, eine repräsentative Umfrage 
durchzuführen, sondern Einblicke in die Perspektive multinationaler Unternehmen auf 
kommunale Politik und Planung sowie die Standortfaktoren zu gewinnen.  
Faktoren wie Zentralität, Arbeitsmarkt oder Kapitalverfügbarkeit etc. sind innerhalb der 
Agglomeration vergleichbar und bieten keine Erklärung für die Differenzierung 
multinationaler Unternehmen auf kommunaler Ebene. Daher wurden Standortfaktoren 
berücksichtigt, die intraregional differenziert bzw. differenzierbar sind. Hierzu gehören 
Faktoren wie Flächenverfügbarkeit und Verkehrsanbindung. Ebenso können die meisten 
weichen Standortfaktoren intraregional ungleich verteilt sein, über sie werden in der 
empirischen Bürostandortforschung zunehmend Standortentscheidungen erklärt (siehe auch 
GRABOW et. al. 1995). Zu den am häufigsten von Unternehmen nachgefragten weichen 
Standortfaktoren sollen danach die „Kooperationsbereitschaft und 
Unternehmensfreundlichkeit der kommunalen Verwaltung“ (GRABOW et. al. 1995: 92), das 
Kultur- und Freizeitangebot sowie Wohnzufriedenheit gehören. Als Beispiel führen 
GRABOW et. al. (1995) die Zunahme Hochqualifizierter in Unternehmen an, welche erhöhte 
Ansprüche an Kultur- und Freizeitwert sowie Wohnumfeld stellten und diese weichen 
Standortfaktoren aufwerteten. Häufig werden hier auch personenbezogene Faktoren wie 
persönliche Präferenzen des Geschäftsführers, Wohnumfeld etc. angeführt.  
Bei der Auswahl von Standortfaktoren für die Befragung ist zu bedenken, dass sich deren 
Bedeutung und Bewertung ändern. So ist heute beispielsweise Verkehrszentralität hinsichtlich 
anderer Verkehrsträger (z.B. Flughafen statt Hafen) und anderer Transportzeiten (z.B. 
Stunden statt Tage) relevant (GRABOW et. al. 1995: 80). Eine Konsequenz hieraus ist, dass 
die Verkehrszentralität, auch wenn sie im Agglomerationsraum prinzipiell überall gegeben ist, 
eine Differenzierung auf kommunaler Ebene erfahren kann. Anstelle der generell 
vorhandenen Verkehrsanbindung über die Strasse tritt dann beispielsweise die in Minuten 
gemessene Entfernung zum Flughafen als intraregional differenzierter Standortfaktor. 
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Zudem sind neue Standortfaktoren hinzugekommen, wie beispielsweise der Anschluss an 
schnelle Telekommunikationsnetze, deren Bedeutung allerdings stark unternehmensabhängig 
ist (GRABOW et. al. 1995). Auch die Anbindung an „Netze der Beschleunigung“ gewinnt als 
Standortfaktor an Bedeutung, z.B. die Erreichbarkeit eines internationalen Flughafens. 
Andererseits ist durch den Ausbau der Infrastruktur bereits eine enorme Ausdehnung der 
Einzugsbereiche erfolgt und die gewonnene „Freizeit“ erfordert Optionen, sie qualitativ 
hochwertig zu verbringen. In der intraregionalen Differenzierung können gerade diese 
Faktoren eine Rolle spielen. 
Auch die Historie kann von Bedeutung sein. Von Seiten der Kommunen wurden 
beispielsweise altindustrielle Prägung, Umstrukturierung und hierdurch bedingte 
Imageprobleme thematisiert. Sie müssen daher ebenfalls als mögliche Standortfaktoren 
berücksichtigt werden. In der Unternehmensbefragung sind danach folgende Aspekte zur 
Analyse der Standortfaktoren relevant:  
 
• kommunal differenzierte und politisch/planerisch beeinflussbare Standortfaktoren 
(z.B. Flächenverfügbarkeit, Unternehmerfreundlichkeit der Verwaltung), 
• weiche Standortfaktoren (z.B. Lebensqualität, Image), 
• Neubewertung von Standortfaktoren (z.B. Flughafenanbindung), 
• pfadabhängige Faktoren (z.B. Imageprägung durch altindustrielle Strukturen). 
 
Da aufgrund der geringen Fallzahl (19) keine repräsentativen Aussagen getroffen werden 
können, sollen einige Aspekte der empirischen Untersuchung mit Hilfe von Ergebnissen aus 
der Literatur eingeordnet werden. Hierfür wurde eine Studie des Deutschen Institutes für 
Urbanistik (DIU) zur Bedeutung weicher Standortfaktoren berücksichtigt. 
Die Interviewanfragen ergaben zunächst eine hohe Zahl von Ablehnungen aus 
unterschiedlichen Gründen. So war die Standortentscheidung teils nicht mehr 
nachvollziehbar, da die Verantwortlichen nicht bekannt waren oder das Unternehmen bereits 
verlassen hatten, obwohl die Ansiedlung in diesen Fällen häufig weniger als fünf Jahre zurück 
lag. Auch waren Geschäftsführer der lokalen Niederlassung häufig nur temporär oder gar 
nicht am Standort (z.B. USA, Japan, Schweiz). Interviews wurden auch aus Desinteresse an 
der Fragestellung, genereller Ablehnung von Interviews, mangelnde Kompetenz zum Thema, 
Zeitmangel oder aufgrund einer aktuell schwierigen Unternehmenssituation abgelehnt („Ich 
habe jetzt ganz andere Sorgen“). Einige Anfragen ergaben, dass das Unternehmen bzw. die 
Niederlassung unmittelbar vor der Schließung oder Umstrukturierung mit räumlicher 
Veränderung stand, in zwei Fällen lag aktuell eine Insolvenzsituation vor.71 In den zustande 
gekommenen Interviews zeigten sich die Gesprächspartner jedoch überwiegend 
auskunftsfreudig und offen.  
Die in der vorliegenden Arbeit befragten Unternehmen beschäftigen zwischen drei und 
1700 Mitarbeiter am Standort im Untersuchungsraum. Die Ansiedlungen erfolgten zwischen 
1982 und 2003. Sowohl Unternehmen des tertiären als auch des sekundären Sektors wurden 
befragt, allerdings war an keinem Standort Produktion angesiedelt. Vertreten waren 
Unternehmensfunktionen wie Vertrieb, Verwaltung, Service sowie Forschung und 
Entwicklung. 
                                                 
71 Über eine wenig ausgeprägte Auskunftsfreudigkeit internationaler Unternehmen berichten auch 
HERTNER & JONES (1986): „MNEs are unlikely to disclose their inner workings to outside researchers“ und 
folgern für empirische Untersuchungen auf der Basis von Interviews: „a great deal that is written about MNEs is 
essentially speculative.“ (HERTNER & JONES 1986: 1). 
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Vier Unternehmen hatten ihren Deutschlandhauptsitz am Standort, ein Unternehmen den 
europäischen Hauptsitz. Fünf Unternehmen hatten ihr Firmengebäude selbst errichtet bzw. 
erworben, die anderen gemietet. Als Ziel der Unternehmensentwicklung gab eine Mehrheit 
von 13 Befragten an, den Status quo aufrecht erhalten zu wollen, vier Unternehmen strebten 
einen Ausbau an und in einem Unternehmen erfolgte zum Zeitpunkt der Befragung ein 
Personalabbau. 
6.2.2.1 Intraregionale Standortwahl von multinationalen Unternehmen in der 
Agglomeration Frankfurt 
Lediglich fünf Firmen gaben an, es sein unwichtig, wo ihr Standort innerhalb der 
Agglomeration liege. War der Standort dagegen von Bedeutung, variierten die Gründe hierfür 
stark. Als Begründung wurden Wohnort der Mitarbeiter, die Nähe zu Kunden („Weil wir 
natürlich vertreten sein müssen, wo unsere Mandanten sind“), Gewerbesteuer und Mietpreise, 
Name und Image der Stadt Frankfurt („damit man in Shanghai weiß, wo wir sind“), die Nähe 
zum Flughafen und zum Internetknoten DE-CIX sowie die Nähe zu Geschäftspartnern 
genannt. Auch der Kontakt zu anderen Unternehmen einer „kulturellen Business Community“ 
wurde erwähnt, da er Informationsfluss ermögliche. Zwei Unternehmen hatten darüber hinaus 
einen Standort in der Mitte ehemaliger bzw. noch vorhandener Unternehmensteile gewählt.  
Sieben Unternehmen waren durch einen Umzug innerhalb des Rhein-Main-Gebietes aus 
einer anderen Kommune an den aktuellen Standort gekommen. Hierbei handelt es sich sowohl 
um Verlagerung aus der Stadt Frankfurt in den suburbanen Bereich aus Kostengründen, als 
auch um Wechsel zwischen Umlandkommunen (z.B. von Eschborn nach Schwalbach). Grund 
für die Umzüge war überwiegend Platzmangel infolge Erweiterung. In einem Fall gab es eine 
Vorgabe der US-amerikanischen Konzernmutter für den Ausbau des Homeoffice-Anteils und 
Großraumbüros, was eine Verkleinerung erforderte. 
Fünf Unternehmen waren innerhalb einer Kommune (Frankfurt und Eschborn) umgezogen. 
Von Unternehmen aus Frankfurt wurde als Grund für die erneute Standortwahl in der Stadt 
angegeben, dass der Standort aus Imagegründen unbedingt in Frankfurt liegen müsse. Im Fall 
von Eschborn sollte für die Mitarbeiter Standortkontinuität erreicht werden: „die Mitarbeiter 
sind superwichtig“ - ihr Wohnort war ausschlaggebend. Sieben Ansiedlungen waren Zuzüge 
in das Rhein-Main-Gebiet von außerhalb.  
Bei fünf Unternehmen beeinflusste eine Dezentralisierung von Arbeit die Standortwahl. So 
wurde darauf hingewiesen, dass der eigentliche Standort nicht so wichtig sei, da die 
Mitarbeiter viel reisten und ihre Anwesenheit am Standort nicht unbedingt erwartet würde. So 
pendeln die Mitarbeiter beispielsweise aus München in den Untersuchungsraum und sind nur 
2 bis 3 Tage am Standort. In anderen Unternehmen ist das Unternehmenskonzept „home-
office based“. In einem Fall erfordert dies einen Standort mit Büroservice, welcher sich mit 
dem Firmennamen meldet und dann „nach Hause“ weiterverbindet. Eine weitere Variante ist 
die Servicetätigkeit von Außendienstmitarbeitern, welche ihren Standort direkt beim Kunden 
haben bzw. von Kunde zu Kunde unterwegs sind. Die Funktionen der Unternehmen mit 
flexiblen Arbeitsort-Konzepten reichten von Vertrieb über Verwaltung bis zu Service und 
Dienstleistung.  
Aber auch in Unternehmen ohne ausgesprochene Dezentralisierungsstrategie ist die 
Bedeutung des Standortes relativ. Ein interviewter Geschäftsführer hat seinen Wohnort in 
Stuttgart und pendelt täglich mit öffentlichen Verkehrsmitteln nach Schwalbach.  
Damit zeigt sich ein sehr heterogenes Bild bezüglich der Bedeutung intraregionaler 
Standortwahl. Während Frankfurt für einige Unternehmen der einzig mögliche Standort ist 
und häufig unternehmensspezifische Gründe entscheidend sind, zählt der Standort für andere 
kaum. Interessant ist auch die Tendenz zur Dezentralisierung der Arbeit und des damit 
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verbundenen teilweisen Bedeutungsverlustes des Standortes, welcher sich in der Befragung 
zeigte. 
Als wichtigste Qualitäten für einen geeigneten Standort des Unternehmens werden vor 
allem die Verkehrsanbindung und die „Nähe“ zu internationalen Kunden über den Flughafen 
genannt: „die Anbindung an die Welt“. Auch von den drei befragten Unternehmen aus Bad 
Vilbel im Norden von Frankfurt wurde die Erreichbarkeit des Flughafen als entscheidender 
Faktor genannt. Mit Nähe ist also nicht die unmittelbare Nähe gemeint, die Fahrzeittoleranz 
reicht offensichtlich bis zu den Grenzen des Untersuchungsraumes. Anbindung über ÖPNV, 
genug vorhandene Parkplätze aber auch günstige Mieten und Steuern spielen ebenso eine 
Rolle. Zudem werden regionale Faktoren wie die Nähe zur Stadt Frankfurt sowie deren 
Bekanntheitsgrad genannt, des Weiteren Lebensqualität und der regionale Arbeitsmarkt. Elf 
Unternehmen geben an, dass es auch alternative Standorte in der Region gegeben hätte.  
Als Standortkriterien, die letztlich den Ausschlag für den tatsächlichen Standort gaben 
werden Besonderheiten des Gebäudes (auch Büroservice) oder des Grundstücks (wie relative 
Planungsfreiheit), das Preis-Leistungsverhältnis, Standortkontinuität für die Mitarbeiter, 
Verkehrsanbindung, Flughafennähe, unmittelbare Nähe zum Internetknoten DE-CIX, das 
Image oder eine ruhige Lage genannt. Ein Interviewpartner begründet die Wahl von 
Schwalbach als Kompromiss zwischen niedrigen Kosten, noch gutem Image unter der 
Voraussetzung guter Verkehrsanbindung und Flughafennähe. Ähnlich äußern sich auch 
andere Unternehmen.   
In drei Fällen wird auch die Nähe zu externen Unternehmensdiensten bzw. zu Kunden und 
Wettbewerbern als Standortfaktor genannt und in diesem Zusammenhang auch das Forum 
„EschBORN for Consulting“ – ein von der Stadt Eschborn initiiertes Netzwerk. 
Auf die Frage nach möglichen Alternativstandorten werden andere Kommunen des Rhein-
Main-Gebietes, Stadtteile von Frankfurt oder Städte wie Mainz und Wiesbaden genannt. 
6.2.2.2 Bedeutung von Standortfaktoren 
Im Durchschnitt bewerten die Interviewpartner harte Standortfaktoren höher als weiche 
Faktoren. Am Wichtigsten ist die Verkehrsanbindung über die Strasse, gefolgt von der 
Flughafenanbindung und Verfügbarkeit von Parkplätzen, welche an vielen Standorten 
problematisch zu sein scheint (siehe Tabelle 29). 
Mit Abstand folgen Preise für Immobilien und Nähe zu Kunden sowie 
Erweiterungsmöglichkeiten. Immer noch relativ wichtig ist die Lebensqualität, wobei hier 
überwiegend die Region gemeint ist. Direkt von der Kommune beeinflussbare Faktoren wie 
Flächenverfügbarkeit und kommunale Steuern und Abgaben liegen im Mittelfeld der 
Bewertung. Relativ weit hinten rangieren die Zusammenarbeit mit der Kommune und weiche 
Faktoren wie Kultur- und Freizeitangebot oder Wohnflächenverfügbarkeit. In den Interviews 
wurde von den Unternehmen mehrfach darauf hingewiesen, dass diesbezüglich die Region als 
Ganzes betrachtet werde. Das Rhein-Main-Gebiet sei hinsichtlich des Wohn- und 
Freizeitwertes durchaus attraktiv für Mitarbeiter. Es wird allgemein nicht davon ausgegangen, 
dass am Arbeitsort gewohnt oder die Freizeit verbracht wird. 
Gewisse Differenzen zeigen sich zwischen dieser allgemeinen Bewertung von 
Standortfaktoren und deren konkreter Bedeutung in der Praxis der Standortentscheidung. In 
der allgemeinen Bewertung werden auch „Persönliche Gründe“ relativ niedrig eingestuft, 
wobei im Verlauf der Interviews in immerhin fünf Fällen darauf hingewiesen wird, dass die 
Nähe zum Wohnort des (damaligen) Geschäftsführers oder einer ausländischen Schule ein 
wesentlicher Faktor für die Entscheidung gewesen sei.  
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Die Bedeutung des ÖPNV rangiert ebenfalls im Mittelfeld, wird aber gerade von 
Unternehmen thematisiert, die sich im neuen Gewerbegebiet „Kronberger Hang“ in 
Schwalbach angesiedelt haben. 
 
Tabelle 29: Bewertung von Standortfaktoren durch multinationale Unternehmen 
Standortfaktoren Mittel 
Verkehrsanbindung über Straße 3,32 
Fernverkehrsanbindung an Flughafen 3,16 
Parkplätze 3,12 
Immobilien-/Grundstückspreise 2,84 
Nähe zu Kunden 2,63 
Räumliche Erweiterungsmöglichkeiten 2,58 
Lebensqualität 2,53 
Gewerbe-/Büroflächenverfügbarkeit  2,50 
Kommunale Steuern und Abgaben 2,50 
Persönliche Kontakte 2,42 
ÖPNV 2,33 
Nähe zur Stadt Frankfurt 2,26 
Prestige/Image des Standortes 2,26 
Nähe zu Kooperationspartnern 2,22 
Zusammenarbeit mit Kommune (z.B. Ansiedlung) 2,00 
Persönliche Gründe (Studienort etc.) 1,94 
Wohnflächenverfügbarkeit 1,89 
Kultur-/Freizeitangebot 1,74 
Nähe zu Zulieferern/Lieferanten 1,59 
(Bewertung: 4 = sehr wichtig bis 1 = unwichtig) 
Quelle: Eigene Erhebung  
 
Der Faktor „Prestige/Image des Standortes“ wird vergleichsweise niedrig eingeschätzt. 
Von einigen Interviewpartnern wurde jedoch darauf hingewiesen, dass man bei der 
Standortsuche diesen Aspekt zwar zugunsten anderer geringer bewertet hatte, sich aber eine 
Verbesserung wünschen würde (beispielsweise in Rüsselsheim oder in Eschborn). 
Auch der „Zusammenarbeit mit der Kommune“ wird zunächst keine große Bedeutung 
beigemessen. In den Interviews zeigt sich aber, dass bei konkreten Fragen oder Problemen 
eine gewisse Unterstützung durch die Kommune erwartet wird. Elf befragte Unternehmen 
nennen im Verlauf des Gesprächs solche konkreten Probleme, wobei die Zusammenarbeit mit 
der jeweiligen Kommune sehr unterschiedlich beurteilt wird. In den anderen acht 
Unternehmen hat nie ein Kontakt mit der Kommune stattgefunden und ein entsprechender 
Anlass erscheint den Interviewpartnern kaum vorstellbar. 
Im Vergleich der Befragungsergebnisse mit der Studie des Deutschen Institutes für 
Urbanistik zeigen sich sowohl Ähnlichkeiten als auch Unterschiede. Übereinstimmung gibt es 
darin, dass die Verkehrsanbindung als wichtigster Standortfaktor gilt. Für den 
Untersuchungsraum kommt die Anbindung an den Flughafen hinzu. Kommunale Steuern und 
Abgaben, welche nach dem DIU ein wichtiger, aber für die Standortentscheidung nicht 
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ausschlaggebender Faktoren sind, liegen in der allgemeinen Bewertung der Befragung 
zunächst auch im Mittelfeld. Im weiteren Gespräch erscheinen sie für die Standortwahl 
einiger Unternehmen jedoch bedeutend. So tauchen Kosten bei sechs Unternehmen unter den 
ausschlaggebenden Faktoren für die konkrete Standortwahl auf. Hierbei handelt es sich um 
Firmen, die in Bad Vilbel, Eschborn, Schwalbach und Sulzbach angesiedelt sind, zwei sind 
sogar aus Kostengründen aus der Stadt Frankfurt herausgezogen. Unternehmen in Frankfurt 
erwähnen Kosten ebenfalls mit dem Hinweis, dass die Steuerlast in der Stadt zu hoch sei, 
sehen sich aber aus Imagegründen gezwungen, die höheren Kosten in Kauf zu nehmen. Ein in 
Schwalbach angesiedeltes Unternehmen sieht es als Problem, dass „nicht Frankfurt auf der 
Visitenkarte steht“, da Amerikaner oder andere internationale Unternehmen sich nichts unter 
Schwalbach vorstellen könnten: „Glauben Sie, dass einer weiß, was ‚Ts.’ ist?“ (Ts. = Taunus, 
eig. Anm.). 
Vom DIU werden als wichtigste weiche Standortfaktoren „Wohnen und Wohnumfeld“ 
angeführt, die sich für konkrete Standortentscheidung allerdings weniger auswirken 
(GRABOW et. al. 1995: 335ff). Für die befragten Unternehmen spielt dies jedoch auf 
kommunaler Ebene keine Rolle, sie betrachten die Region. 
Ebenso wird in der Studie des DIU die „Unternehmerfreundlichkeit der Verwaltung“ als 
relativ wichtig bezeichnet – überwiegend von Großunternehmen der Industrie, weniger aus 
dem Dienstleistungssektor. Auch bei „Niederlassungen ausländischer Unternehmen ist der 
Faktor weit weniger wichtig“, in kleinen Städten wichtiger als in großen Städten und für 
konkrete Standortentscheidungen eher nachrangig. Trotzdem stufen die Autoren ihn als 
handlungsrelevant ein – eher als Push- denn als Pull-Faktor (GRABOW et. al. 1995: 332). 
Dies lässt sich aus der Untersuchung nur eingeschränkt bestätigen. In der allgemeinen Liste 
der Standortfaktoren ist die kommunale Verwaltung nicht von besonderer Bedeutung, der 
Faktor erhält offensichtlich nur durch konkrete Probleme eine Bedeutung und wird weniger 
im Vorhinein bedacht. Unternehmen kommen in der Regel mit der Kommune nur in Kontakt, 
wenn ein Bauvorhaben besteht oder sich Probleme im Umfeld des Standortes ergeben. 
Die Mehrheit der befragten Unternehmen (15) bezeichnet die Standortwahl auch im 
Nachhinein als gelungen, ihre Anforderungen an den Standort seien erfüllt worden. Nur 
teilweise zufrieden äußern sich drei Interviewpartner und begründen dies hauptsächlich mit 
Unzulänglichkeiten der Infrastruktur. Mangelnde Parkplätze sind in diesen drei Fällen ein 
Problem, welches auch von grundsätzlich zufriedenen Unternehmen gelegentlich geäußert 
wird. Besonders kritisiert wird ein solcher Mangel, wenn auch die Anbindung über den 
ÖPNV als unzureichend eingeschätzt wird.  
Die Zusammenarbeit mit der jeweiligen Kommune wird in diesen Fällen bis auf eine 
Ausnahme als schlecht bezeichnet, es mangele an Unterstützung für die Lösung des Problems. 
Zudem erweist sich die theoretisch vorhandene Verkehrsgunst eines Standortes infolge 
Überlastung als weniger vorteilhaft und zuletzt wird ein Mangel an gastronomischer 
Infrastruktur beschrieben, die für den Empfang von Geschäftskunden nötig wäre: „von der 
Stadtstruktur her bietet der Standort (im Gewerbegebiet, eig. Anm.) nicht viel“. Aus dieser 
Unzufriedenheit plant ein befragtes Unternehmen einen Standortwechsel mit Auslaufen des 
Mietvertrages. 
6.2.2.3 Ablauf der Standortentscheidung 
Die Standortentscheidung wurde in den meisten Fällen (12) in einer internen Analyse von 
Maklerangeboten getroffen. In einigen Fällen wurden zusätzlich Angebote bei Kommunen 
eingeholt. Die Analyse bestand in einem Vergleich der Standortanforderungen des 
Unternehmens mit den Angeboten. In keinem der Unternehmen wurde ein vordefiniertes 
Verfahren für die Auswahl angewandt. Vier Interviewpartner schilderten dagegen eher 
unkonventionelle Vorgehensweisen. Man habe sich einfach in der Umgebung umgesehen und 
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geeignete Standorte gesucht: „wir sind rumgefahren und haben von Maklern Angebote 
gesichtet“ oder „I check it by myself and decide it“.  
Ein Unternehmen siedelte sich in unmittelbarer Nähe seines größten Kunden an, ein 
anderes platzierte seine Niederlassung an den Standort eines insolventen Kunden, welcher den 
Standort vermittelte. In diesen beiden Fällen erfolgte die Entscheidung durch die 
Konzernmutter im Ausland. In den anderen Fällen wurde die Entscheidung von der 
(erweiterten) Geschäftsleitung am Standort, in einigen Fällen auch in Abstimmung mit der 
ausländischen Konzernzentrale entschieden. Hierbei war die Einschätzung der lokalen 
Geschäftsführer in der Regel maßgeblich. In einem Fall übernahm die Konzernzentrale in 
einer anderen deutschen Stadt die Auswahl des Standortes. 
GRABOW et. al. (1995: 150) stellen fest, dass es „eine Reihe mehr oder weniger 
formalisierter Verfahren der Standortwahl„ gibt, die allerdings vom Betriebstyp und der 
Entscheidungssituation abhängig und zudem nur ein „Baustein bei der Vorbereitung der 
Entscheidung“ seien. In der vorliegenden Untersuchung ließen sich keine formalisierten 
Verfahren feststellen, die Entscheidung der lokalen Geschäftsführer war überwiegend 
maßgeblich und diese wählten den Standort ihren Präferenzen entsprechend durch 
Angebotsvergleich. 
Die Studie des DIU kommt zu dem Schluss, dass Entscheidungen in 
Mehrbetriebunternehmen häufig in der Zentrale getroffen werden, was einen geringen 
kommunalen Handlungsspielraum zur Folge hätte (GRABOW et. al. 1995). Die vorliegende 
Befragung lässt diesen Schluss nicht zu. Es zeigten sich im Gegenteil überwiegend die 
lokalen Geschäftsführer verantwortlich. Allerdings ist die Zahl der befragten Unternehmen zu 
klein, um allgemeine Schlüsse zu ziehen. Zudem deuten einige Interviewabsagen auf zentrale 
Standortentscheidungen hin, Entscheidungsträger waren teilweise nicht einmal in der 
Unternehmenszentrale auszumachen. In einigen Fällen konnte nicht einmal mehr angeben 
werden, woher die Entscheidung kam. Es war dann lediglich bekannt, dass sie zentral erfolgte 
war (z.B. „in Japan“). 
6.2.2.4 Bewertung der Unterstützung durch die Kommunen 
Rund ein Drittel der befragten Unternehmen hatte bislang keinen Kontakt zu kommunalen 
Stellen, in drei Fällen wurde hierzu keine Angabe gemacht. Vier Unternehmen hatten im 
Rahmen von Bauprojekten Kontakt mit der Kommune. 
Die Unterstützung durch die Kommune wird von sechs Unternehmen als gut bezeichnet 
(„normal, gut - nicht besonders erwähnenswert toll“, „positiv gegen das, was drum herum ist“ 
bis „gut“). Acht Interviewpartner trafen keine Einschätzung, fünf beurteilten die 
Unterstützung negativ - als „schlecht“, „mäßig“ etc.. 
Auf die Frage nach Bedarf an Unterstützung oder Entgegenkommen durch die Stadt 
reagieren zwei in Frankfurt ansässige Unternehmen sehr direkt mit negativen Bewertungen: 
„Bedarf hätte es gegeben, aber Unterstützung haben wir nicht bekommen“ und „die Stadt 
Frankfurt hatte in den guten Jahren kein Interesse Unternehmen zu helfen“. Bemängelt wird 
die lange Bearbeitungszeit von drei Jahren für Bauanträge und mangelnde Unterstützung bei 
infrastrukturellen Problemen. Die beiden Unternehmen bezeichnen die Unterstützung durch 
die Stadt Frankfurt als „bescheiden“ oder „sehr zäh“. Ein weiterer Interviewpartner antwortet 
auf die Frage nach Unterstützung mit: „Null, erfolgt nicht“. Eine Bitte an das Ordnungsamt 
der Stadt nahe der Einfahrt zum Firmengelände Parkverbotsflächen zu markieren, um die 
Zufahrt zu ermöglichen, wurde in letzterem Fall von der Stadt abgelehnt.  
Auch zwei Unternehmen aus Schwalbach bemängeln, dass bei Infrastrukturproblemen wie 
Mangel an Parkplätzen, noch nicht fertiggestellten Gehwegen oder der Verkehrsanbindung 
des neuen Gewerbegebietes trotz Versprechungen der Stadt bislang nichts passiert sei. 
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Allerdings gibt es auch gegenteilige Einschätzungen, ein Unternehmen ist mit der 
Unterstützung bei einem Umzug innerhalb der Stadt zufrieden. Auch in anderen Kommunen, 
wie beispielsweise Bad Vilbel, werden von Unternehmen positive Einschätzungen abgegeben. 
Hierbei geht es um die Bereitstellung von Parkplätzen, Verbesserung der Verkehrsanbindung, 
Entgegenkommen bei Bauvorhaben sowie Bemühungen der Wirtschaftsförderung z.B. in 
Form von Wirtschaftsforen.  
Nur fünf Unternehmen geben an, über die Phase der Ansiedlung hinaus Unterstützung von 
Seiten der Stadt zu erwarten. Hierbei geht es um die Lösung der genannten Probleme mit 
mangelnder Infrastruktur, immer wieder wird das Fehlen von Parkplätzen thematisiert. Eine 
Interviewpartnerin in einem neuerschlossenen Gewerbegebiet erklärt, dass der Bürgersteig 
fehle, keine Ausschilderung von Parkplätzen vorhanden sei und man von der Kommune 
erwarte, sich darum zu kümmern: „…das wäre nicht zu viel verlangt“. 
Der überwiegende Teil der Unternehmen sieht allerdings keinen weiteren Bedarf an 
Unterstützung. Als Ansprechpartner für eventuell auftretende Fragen würden sich sieben 
Interviewpartner auch an die Wirtschaftsförderung der Stadt wenden. Für etwa ebenso viele 
(acht) wären allerdings die zuständigen Stellen der Kommune erste Anlaufstelle. Die 
restlichen Unternehmen können sich keine wirkliche Notwendigkeit hierzu vorstellen bzw. 
haben keine Vorstellung von den Aufgaben der Wirtschaftsförderung: „…das müsste man mal 
eruieren“. Entgegen der Annahme, dass die Wirtschaftsförderung wichtiger Standortfaktor für 
Unternehmen ist (z.B. bei GRABOW et. al. 1995), zeigt sich hier, dass diese weniger als 
Vermittler gesehen wird oder in ihren Aufgaben zu wenig bekannt ist. Einige Unternehmen 
ziehen sie als Ansprechpartner in Betracht, aber der Dialog darf das Unternehmen keine 
zusätzliche Zeit kosten.  
Die Studie des DIU kam zu dem Schluss, dass die Unternehmen insgesamt eher 
unzufrieden mit der Kommunalverwaltung waren (GRABOW et. al. 1995: 332). Dies lässt 
sich nicht bestätigen. Die positiven und negativen Einschätzungen halten sich ungefähr die 
Waage. Negative Einschätzungen zeigen sich im Rahmen der vorliegenden – nicht 
repräsentativen - Befragung in und mit der Stadt Frankfurt. Anhand konkreter Anliegen wird 
der Stadt von drei der fünf interviewten Frankfurter Unternehmen mangelndes Interesse oder 
fehlende Bereitschaft zur Unterstützung vorgeworfen. Die anderen zwei Unternehmen können 
nicht über konkrete Erfahrungen berichten. Unzufriedenheit gibt es aber auch mit Kommunen 
im Umland, z.B. in Schwalbach. 
Für eine Reihe von Unternehmen bestand bislang keine Notwendigkeit, Kontakt zur 
Kommune aufzunehmen. Erwartungen an die Kommune werden ohnehin nur bei konkreten 
Anliegen formuliert. Wird den Unternehmensbedürfnissen keine Rechnung getragen, ist die 
Verärgerung groß. Die Interviewpartner verweisen auf die gezahlten Steuern und haben kein 
Verständnis für Desinteresse oder mangelnde Aktivität von Seiten der Stadt. Ebenso wird die 
lange Bearbeitungsdauer von Anträgen bemängelt. Für seine durch ein amerikanisches 
Unternehmen aufgekaufte Firma konstatiert ein Geschäftsführer, alles sei „extrem 
bürokratisch“ und dauere sehr lange: „Amerikaner verstehen das nicht“. 
6.2.2.5 Interpretation der Ergebnisse in Bezug auf die Fragestellung 
1. Wie nehmen multinationale Unternehmen kommunale Standortpolitik und     -
qualitäten wahr?  
Bei den kommunalen Standortqualitäten sind für multinationale Unternehmen insbesondere 
funktionale Kriterien von Bedeutung. Als wichtigster Standortfaktor, abgesehen von der Lage 
im Rhein-Main-Gebiet, wird von ihnen die Verkehrsanbindung genannt. Dies bezieht sich 
sowohl auf den ÖPNV als auch auf die Infrastruktur für den Individualverkehr, wozu 
insbesondere eine ausreichende Versorgung mit Parkplätzen gehört. Auch die 
Flughafenanbindung ist wichtig, wobei hier nicht unmittelbare Flughafennähe gemeint ist. 
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Auch Unternehmen im Norden des Untersuchungsgebietes begründen ihre 
Standortentscheidung damit. Für einige Unternehmen ist es zudem zwingend notwendig, 
einen Standort in der Stadt Frankfurt zu haben.  
Weiche Standortfaktoren wie Wohn- und Freizeitwert spielen für die Unternehmen auf der 
kommunalen Ebene keine Rolle, hier ist das Angebot der Region maßgeblich. Die Bedeutung 
des Standortes unterliegt dabei teilweise einer Neubewertung. Eine Reihe von Unternehmen 
hat in der Befragung darauf hingewiesen, dass die Beschäftigten nicht kontinuierlich am 
Standort tätig sind. Damit ist die Nähe zum Wohnort nicht mehr ausschlaggebend. Bei der 
Pendeldistanz zwischen Arbeitsplatz und Wohnort zeigt sich eine hohe Toleranz, sowohl bei 
den Arbeitgebern als auch bei den Arbeitnehmern. In der Befragung wurde auf die Frage nach 
der Bedeutung des Standortes von fünf Unternehmen darauf hingewiesen, dass die tägliche 
Anwesenheit der Beschäftigten am Unternehmenssitz nicht die Regel sei. Hier wird das 
Modell des Homeoffice von Unternehmensseite unterstützt oder ist sogar 
Unternehmenskonzept, auch Servicepersonal wird dezentralisiert. Flexible Modelle der 
Arbeitszeit- und Arbeitsortgestaltung wurden erwähnt. Moderne Kommunikationstechnologie 
ermöglicht hier eine Lösung der Arbeitsverhältnisse vom Raum durch neue Arbeitsmodelle. 
In solchen Fällen erscheint es logisch, dass vor allem die weichen kommunalen 
Standortfaktoren an Bedeutung verlieren. Dennoch wurde von einigen Unternehmen mit 
Beschäftigten vor Ort teilweise gerade die Berücksichtigung von Mitarbeiterwünschen als 
entscheidend für die Standortwahl angegeben. 
Von Kommunen erwarten die Interviewpartner vor allem, dass die zur Ansiedlung und zur 
Ausübung ihres Geschäftes notwendigen Bedingungen geschaffen werden. Kein Verständnis 
besteht für mangelnde Bereitschaft der Kommunen zur Lösung von Problemen, sie führt zu 
ausgesprochen negativer Bewertung. Unter Umständen wird dann auch der Umzug an einen 
anderen Standort in Erwägung gezogen. Hemmender Faktor sind hier teilweise nur noch die 
Umzugskosten. Die Unternehmen verweisen auf die gezahlten Steuern und erwarten, dass 
auch die Kommune ihre Aufgabe erfüllt, welche vor allem in der Bereitstellung von 
Infrastruktur (vorwiegend des Verkehrs) gesehen wird. Ist diese unzureichend, wird dies der 
Verwaltung zu Last gelegt. Ebenso wird die Bearbeitungsdauer in Genehmigungsverfahren 
und für Anfragen negativ vermerkt. 
Einige der befragten Unternehmen sind mit ihrer Kommune sehr unzufrieden und 
kritisieren, dass diese ihren Aufgaben nicht nachkomme. Jedoch gibt es auch Gegenbeispiele 
guter Zusammenarbeit. Abgesehen davon hat ein Drittel der Befragten keinerlei Bezug zur 
Kommune. Wenn sich keine direkten Berührungspunkte durch Bautätigkeit oder 
Schwierigkeiten ergeben, wird die Kommune von Seiten der Unternehmen nur in Einzelfällen 
wahrgenommen. Auch für die grundsätzliche Ausrichtung kommunaler Politik und Planung 
zeigt sich kein Interesse, dies bleibt auf das konkrete Anliegen beschränkt. 
 
2. Wie ist die Beziehung zwischen kommunalen und internationalen Akteuren?  
Die Ergebnisse der Untersuchung lassen die Beziehung zwischen kommunalen und 
internationalen Akteuren überwiegend als temporär und „projektbezogen“ erscheinen. 
Von Seiten der Unternehmen wird die Zusammenarbeit mit den Kommunen als relativ 
gering bedeutend eingestuft, ein Kontakt ist nur bei konkreten Anliegen von Bedeutung. So 
werden auch nicht unbedingt die Wirtschaftsförderstellen sondern die zuständigen Ämter der 
Stadt als Ansprechpartner gesehen. Darüber hinaus möchte und kann man keine Zeit in den 
Kontakt zur Kommune investieren, erwartet aber auch kaum zusätzliche Angebote wie 
Initiativen zur Unternehmensförderung, Wirtschaftsforen etc. Werden diese von der 
Kommune initiiert, wird das Angebot jedoch angenommen und lobend erwähnt. Als Beispiel 
wird das von der Stadt initiierte Forum „EschBORN for Consulting“ genannt. 
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Für ein Drittel der Unternehmen spielt die Verbindung zur Kommune überhaupt keine 
Rolle. Hier mag von Bedeutung sein, dass gerade für multinationale Unternehmen vielfach 
die Möglichkeit besteht, sich über Außenstellen nationaler Handelskammern oder ähnliche 
Einrichtungen im Rhein-Main-Gebiet notwendige Informationen zu verschaffen. 
Insbesondere wenn kein Bauvorhaben besteht, ist ein solcher Kontakt nicht notwendig. 
Von Seiten der Kommunen werden multinationale Unternehmen ebenso nur in 
Ausnahmefällen als eigene Kategorie wahrgenommen und Angebote für sie geschaffen, 
Bemühungen um einen dauerhaften Kontakt sind selten. Wo dies der Fall ist, gibt es auch 
positive Reaktionen der Unternehmen, wie beispielsweise in Eschborn. 
Wird das zusätzliche Bewusstsein für multinationale Unternehmen allerdings nicht von 
einer Bereitschaft der Stadt begleitet, für konkrete Anliegen Unterstützung zu leisten, führt 
dies zur Negativwertung. So zeigen die Fallbeispiele aus Frankfurt die Unzufriedenheit 
einiger Unternehmen mit der Verwaltungspraxis in einer Stadt, die durchaus 
Internationalisierungsbewusstsein über Werbung, Wirtschaftsförderung und Veranstaltungen 
kommuniziert. Allerdings ist zu berücksichtigen, dass es sich bei den Interviews um einzelne 
subjektive Darstellungen handelt, die lediglich Einblicke geben und nicht repräsentativ für die 
Mehrzahl der Unternehmen sein können. 
In der Summe zeigt sich eine relativ kleine Schnittmenge zwischen Kommunen und 
multinationalen Unternehmen, was die gegenseitige Wahrnehmung, Interessengebiete und die 
Möglichkeit oder Bereitschaft einer Zusammenarbeit betrifft. 
 
3. Zeigt sich eine Übereinstimmung zwischen der Einschätzung von 
Wirtschaftsvertretern und kommunalen Akteuren? 
In der Einschätzung zur Bedeutung von Standortfaktoren zeigen sich deutliche Unterschiede 
zwischen lokalen Akteuren und denen multinationaler Unternehmen.  
In der Beurteilung der Attraktivität ihrer Kommune für multinationale Unternehmen 
begründen lokale Planer ihre positive Einschätzung am häufigsten mit weichen 
Standortfaktoren (Freizeit, Naherholung, Kultur etc.) und der Lage in der Agglomeration. 
Auch für die befragten Unternehmen sind diese Faktoren wichtig, werden aber nicht 
kommunal differenziert. Sie beurteilen Freizeitwert und Wohnumgebung in Bezug auf die 
gesamte Region, so dass sich hier keine spezifischen kommunalen Standortfaktoren ergeben. 
Von besonderer Wichtigkeit sind für multinationale Unternehmen dagegen die von 
Kommunen als nächst wichtige Standortfaktoren genannte Nähe zum Flughafen und die 
Verkehrsanbindung. Ebenfalls sehr wichtig ist den Unternehmen die Infrastruktur am Standort 
direkt.  
Auch von der Kommune beeinflussbare Faktoren wie Steuern und Abgaben werden auf 
Unternehmensseite noch als relativ bedeutend eingestuft, aber nur von drei Kommunen als 
wesentliche Aspekte genannt. Eine Diskrepanz zeigt sich auch bei der Bewertung kurzer 
Verwaltungswege, die nur von zwei Kommunen erwähnt werden. Gerade von multinationalen 
Unternehmen werden dagegen lange Prozesse für Genehmigungen etc. als Zumutung 
empfunden. Hier bestünde die Möglichkeit auf kommunaler Seite eine Verkürzung der 
Verfahren anzustreben. In einigen Kommunen wird die Verwaltung auch tatsächlich darauf 
hin optimiert, wenn auch nicht speziell auf multinationale Unternehmen bezogen.  
Vielfach setzen Kommunen auf die Einrichtung von Wirtschaftsförderungsstellen. Von 
Seiten der befragten Unternehmen werden sie jedoch nicht als erste Ansprechpartner 
wahrgenommen und sind teilweise gar nicht bekannt. Hier zeigt sich die Orientierung der 
Unternehmen an der Effizienz ihres Geschäftes, wobei sie Kommunen bis zu einem gewissen 
Grad ebenfalls an dieser Effizienz messen. Kommunale Akteure projizieren dagegen ihre 
eigene Planungswirklichkeit und –ziele (wie Lebensqualität) und deren Erfordernisse 
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teilweise auf die Bedürfnisse von multinationalen Unternehmen. Dabei vernachlässigen sie 
ökonomische Aspekte wie Steuern und Abgaben oder die Effizienzsteigerung der Verwaltung. 
Allerdings kann hier auch nicht vorausgesetzt werden, dass „Einfühlungsvermögen“ in die 
Unternehmensperspektive überhaupt ein kommunales Ziel ist. In vielen Kommunen haben die 
Bestandspflege und andere Funktionen Priorität. 
 
4. Wie lässt sich die Beziehung der Akteure zur Agglomeration beschreiben? 
Ein Aspekt der Untersuchung war, den Untersuchungsraum als Schnittstelle globaler und 
lokaler Akteure sowie deren gegenseitige Wahrnehmung zu analysieren.  
BEAUREGARD (1995) schreibt den Akteuren zu, räumliche Maßstäbe („spatial scale“) zu 
erzeugen und folgert daraus, dass so eine Vielzahl differenzierter (oder fragmentierter) 
räumlicher Maßstäbe entstehe: „A multitude of actors, each with different geographical 
interests and influence, create a multitude of spatial scales.“ (BEAUREGARD 1995: 239). 
Orte würden durch hoch differenzierte Akteure miteinander verbunden, wodurch ebenso 
differenzierte Orte entstünden. Diese Orte könnten je nach Zusammensetzung der Akteure 
und der Verteilung ihres Einflusses zu Knoten in den regionalen, nationalen oder 
internationalen Systemen werden. Ein konstanter Fluss von Veränderungen der Akteure und 
Bedingungen bewirke dabei, dass räumliche Beziehungen einem ständigen Wandel 
unterworfen seien (BEAUREGARD 1995: 239). 
Wird die räumliche Ebene als soziales Konstrukt aufgefasst, so entsteht eine 
Fragmentierung der Orte infolge der Akteursinteressen, ihrer Einflüsse und Beziehungen. 
Akteure verschiedener Ebenen mit unterschiedlicher Reichweite kommen lokal mit ihren 
Zielen auf bestimmten Ebenen zusammen. Diese Ebenen sind sowohl räumlich als auch 
inhaltlich definiert. Die Akteure interessieren sich dabei nur für bestimmte Aspekte des 
lokalen Raumes, wie die Untersuchung belegt hat. Globale Akteure verfolgen 
unternehmensspezifische Ziele (wie Unternehmensgewinne oder die Zufriedenheit der 
Mitarbeiter), die nicht unbedingt ortsgebunden sind - zumindest nicht auf kommunaler Ebene. 
Lokale Akteure sind dagegen für die ortsgebundenen kommunalen Belange der 
Wirtschaftsentwicklung, der Wohnfunktion, des Verkehrs oder des kommunalen Haushaltes 
zuständig.  
Natürlich sind die Gruppen inhomogen, die Ziele individuell. Den „globalen oder lokalen 
Akteur“ gibt es nicht. Überschneidungen entstehen dann je nach Interessenlage auf 
bestimmten inhaltlichen und räumlichen Ausschnitten der einzelnen Ebenen.  
Die Untersuchung hat gezeigt, dass die Akteure den Raum mit seinen Bedingungen viel 
stärker wahrnehmen und ihre Interessen auf ihn konzentrieren als den „anderen“ Akteur, den 
lokalen Planer oder den Geschäftsführer des internationalen Unternehmens. Das gegenseitige 
Wahrnehmen bleibt abgesehen von Bebauungsvorhaben – bis auf wenige Ausnahmen – auf 
den Konflikt- und Problemfall beschränkt. So treffen sich Unternehmen und kommunale 
Planer z.B. auf der konkreten Ebene baulicher Entwicklung und Gestaltung. Ein generelles 
wechselseitiges Interesse für andere Belange wie die Kommune als Wirtschaftsstandort oder 
für die Bedürfnisse des Unternehmens, kann nicht vorausgesetzt werden, wie die 
Untersuchung zeigt. Im Sinne BEAUREGARDS (1995) kann man hier die Entstehung 
differenzierter räumlicher Ebenen infolge unterschiedlicher Interessen interpretieren und 
temporäre und thematische Schnittmengen erkennen, in denen sich globale und lokale 
Akteure treffen.  
BEAUREGARD leitet als Konsequenz aus den oben beschriebenen Vorstellungen der 
Rolle von Akteuren die Notwendigkeit ab, lokale Planer zu globalen Akteuren zu 
„ermächtigen“. Sie müssten in der Lage sein auf globale Einflüsse in ihrer Kommune zu 
reagieren, unabhängig davon, woher diese Einflüsse stammten und welche Akteure dafür 
verantwortlich seien (BEAUREGARD 1995: 244). Hierfür scheinen den lokalen Planern zwei 
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wichtige Voraussetzung zu fehlen, nämlich das Bewusstsein darüber ein „globaler Akteur“ zu 
sein und das Interesse, sich mit anderen „globalen Akteuren“ auseinander zu setzen.  
 
6.3 Bedeutung ökonomischer Globalisierung für die Entwicklung der Agglomeration 
Frankfurt/Main 
6.3.1 Entwicklung intraregionaler Disparitäten 
Der Analyse der Disparitätenentwicklung liegt die Überlegung zugrunde, dass 
Internationalisierung Kommunen in unterschiedlichem Maß betrifft und somit Ungleichheiten 
verstärken kann bzw. durch vorhandene Disparitäten beeinflusst wird.  
Zunächst wurde daher die Entwicklung von Disparitäten anhand von Indikatoren aus 
folgenden Bereichen analysiert: 
 
1. Wirtschaftssituation und – entwicklung,  
2. Beschäftigtenstruktur, 
3. Bevölkerungsentwicklung,  
4. Beschäftigtenentwicklung und Strukturwandel des Arbeitsmarktes, 
5. Kommunaler Wohlstand. 
 
Gemessen wurde die Disparitätenentwicklung über den Vergleich der 
Variationskoeffizienten für 1977, 1987 und 2002, um sie später auf einen Zusammenhang mit 
dem Internationalisierungsgrad hin zu untersuchen (siehe Tabelle 30). 
Eine konstante Angleichung, also eine Disparitätenverringerung zwischen den Kommunen, 
zeigte sich bei generellen wirtschaftlichen Trends wie der steigenden Tertiärquote, 
zunehmender Berufstätigkeit von Frauen sowie dem Ausländeranteil der Beschäftigten über 
den gesamten Untersuchungszeitraum. Auch die Entwicklung der Einpendlerquote zeigt eine 
Angleichung zwischen 1987 und 2002 (Werte für 1977 waren nicht vorhanden).  
Ebenfalls abnehmende Disparitäten waren bei der Einwohnerdichte zu erkennen. Sie lassen 
sich mit dem Trend der Suburbanisierung seit den 1970er Jahren erklären, welche durch 
verstärkte Ansiedlung von Wirtschaft und Bevölkerung im suburbanen Raum auch zur 
Angleichung der Beschäftigten pro Einwohner (1977 bis 1987) beitrug.  
Auch der Prozess der Tertiärisierung wirkt ausgleichend, was sich abgesehen von der 
Tertiärquote auch in der Qualifikation der Beschäftigten niederschlägt. So erfolgt eine 
Angleichung des Akademikeranteils, sowohl insgesamt als auch bei den beschäftigten Frauen 
und Ausländern (bei letzteren beiden erst 1987 bis 2002). Bei den Beschäftigten ohne 
abgeschlossene Berufsausbildung lässt sich zunächst eine Angleichung des Anteils in den 
Kommunen (1977 und 1987) beobachten, gefolgt von einem Auseinanderdriften bis 2002. 
Eine Verstärkung der Disparitäten zeigt sich bei Indikatoren wirtschaftlicher Dynamik, wie 
der relativen Beschäftigtenentwicklung zwischen 1987 und 2002, welche der Angleichung in 
den ersten 10 Jahren folgt.  
Auch die Entwicklung der Zahl Beschäftigter mit abgeschlossener Berufsausbildung weist 
zunehmende Unterschiede auf, die allerdings nicht bei „Frauen“ und „Ausländern“ zu 
verzeichnen sind. Hier drückt sich wirtschaftliche Umstrukturierung im Rückgang des Anteils 
gelernter Arbeiter und Fachkräfte bei Zunahme Höherqualifizierter aus, welche offensichtlich 
Kommunen in sehr unterschiedlichem Ausmaß betrifft.  
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Tabelle 30: Disparitätenentwicklung - Wirtschaft und Beschäftigung 
Ausgewählte Indikatoren zur Disparitätenentwicklung Variationskoeffizient 
Wirtschaftssituation und -entwicklung Mit FFM Ohne FFM
Gewerbesteuerhebesatz 1979  11,0 9,5 
Gewerbesteuerhebesatz 2003  15,5 13,2 
Beschäftigte pro Einwohner 1977*  59,8 58,2 
Beschäftigte pro Einwohner 1987*  57,8 57,1 
Beschäftigte pro Einwohner 2002*  70,2 72,1 
Beschäftigtendichte pro km2 1977  95,4 77,1 
Beschäftigtendichte pro km2 1987  93,7 80,8 
Beschäftigtendichte pro km2 2002  98,0 95,6 
Dienstleistungsquote Beschäftigte 1979  42,9 43,7 
Dienstleistungsquote Beschäftigte 1987 38,0 38,6 
Dienstleistungsquote Beschäftigte 2002 28,1 28,5 
Einpendleranteil (Beschäftigte) 1987***  16,1 16,4 
Einpendleranteil (Beschäftigte) 2002***  14,1 14,0 
Einpendler pro Einwohner 1987*  79,9 75,2 
Einpendler pro Einwohner 2002*  71,7 66,8 
Reinzugang Gewerbefläche 1979-1986**  55,8 57,2 
Reinzugang Gewerbefläche 1987-1995**  90,1 93,7 
Reinzugang Gewerbefläche 1996-2002** 104,1 109,1 
Beschäftigtenstruktur   
Geringqualifizierte Beschäftigte 1977*** 22,4 22,2 
Geringqualifizierte Beschäftigte 1987*** 16,1 16,0 
Geringqualifizierte Beschäftigte 2002*** 22,0 22,4 
Beschäftigte mit Berufsausbildung 1977*** 9,3 9,6 
Beschäftigte mit Berufsausbildung 1987*** 5,3 5,3 
Beschäftigte mit Berufsausbildung 2002*** 13,2 13,4 
Hochqualifizierte Beschäftigte 1977*** 78,9 81,8 
Hochqualifizierte Beschäftigte 1987*** 76,5 79,4 
Hochqualifizierte Beschäftigte 2002*** 57,7 59,5 
Beschäftigte Frauen 1977*** 23,9 24,5 
Beschäftigte Frauen 1987*** 21,6 22,2 
Beschäftigte Frauen 2002*** 16,4 16,7 
Beschäftigte Ausländer 1977*** 28,9 29,3 
Beschäftigte Ausländer 1987*** 27,6 28,3 
Beschäftigte Ausländer 2002*** 22,2 22,8 
*   Der Wert wurde mit 100 multipliziert 
**  Reinzugang gewerblicher Nutzfläche als Anteil der Gebäude- und Freifläche 
*** Anteil an Gesamtbeschäftigten in Prozent 
Quelle: Eigene Berechnung (nach Daten des HSL und des PVFRM) 
 
 161
Eine eindeutige Verstärkung der Gegensätze zeigt sich beim Gewerbesteuerhebesatz. In 
ihrer Steuerpolitik haben sich die Kommunen also über den gesamten Zeitraum auseinander 
entwickelt (siehe Tabelle 30). 
 
Tabelle 31: Disparitätenentwicklung – Bevölkerung, Beschäftigtenentwicklung und 
kommunaler Wohlstand 
Ausgewählte Indikatoren zur Disparitätenentwicklung Variationskoeffizient 
Bevölkerungsentwicklung Mit FFM Ohne FFM
Einwohnerentwicklung 1987-1995  63,23 63,95 
Einwohnerentwicklung 1995-2002  144,96 111,86 
Einwohnerdichte pro km2 1977 46,31 42,51 
Einwohnerdichte pro km2 1987 45,81 42,26 
Einwohnerdichte pro km2 2002 41,62 38,48 
Beschäftigtenentwicklung und Strukturwandel des Arbeitsmarktes 
Änderung Beschäftigte pro Einwohner 1977 - 1987  173,23 170,43 
Änderung Beschäftigte pro Einwohner 1987 - 2002  211,12 207,79 
Änderung der Beschäftigtendichte 1977 bis 1987 259,44 252,57 
Änderung der Beschäftigtendichte 1987 bis 2002 206,01 211,58 
Änderung Beschäftigte mit Berufsausbildung 1977 – 1987* 118,77 116,53 
Änderung Beschäftigte mit Berufsausbildung 1987 – 2002* 196,79 184,81 
Änderung hochqualifizierte Beschäftigte 1977 – 1987* 70,43 69,79 
Änderung hochqualifizierte Beschäftigte 1987 – 2002* 111,39 109,51 
Änderung beschäftigte Frauen 1977 - 1987 * 144,43 142,02 
Änderung beschäftigte Frauen 1987 - 2002 * 110,39 109,39 
Kommunaler Wohlstand   
Steuereinnahmekraft je Einwohner 1979  40,53 39,50 
Steuereinnahmen je Einwohner 2002  69,57 71,94 
Haushaltsdefizit je Einwohner 1977 51,91 51,27 
Haushaltsdefizit je Einwohner 1987 72,16 57,13 
Haushaltsdefizit je Einwohner 1995 108,62 79,73 
Haushaltsdefizit je Einwohner 2002  83,85 81,12 
* Anteil an Gesamtbeschäftigten   
Quelle: Eigene Berechnung (nach Daten des HSL und des PVFRM) 
 
Interessant ist, dass sich die Disparitäten bezüglich der kommunalen Haushaltssituation bis 
1995 verstärken. Sowohl bezüglich der Steuereinnahmen als auch des Haushaltsdefizits sind 
die Unterschiede innerhalb der Agglomeration größer geworden (siehe auch Karte 9, S. 162). 
Die Stadt Frankfurt hat an dieser Entwicklung entscheidenden Anteil. Wird Frankfurt nicht 
berücksichtigt, ist die Disparitätenverstärkung deutlich geringer (siehe Tabelle 31). Neben der 
Einwohnerentwicklung ist dies der einzige Indikator, bei dem sich die Entwicklung 
gravierend zwischen der Berechnung mit und ohne Frankfurt unterscheidet. Seit 1995 lässt 
sich bei den Steuereinnahmen wieder eine Tendenz der Angleichung feststellen. 
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Karte 9: Internationalisierungsgrad und kommunales Haushaltsdefizit 1977 bis 2002 
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In der Bautätigkeit für gewerbliche Nutzung unterscheiden sich die Kommunen 
zunehmend. Ebenso zeigt sich bei der Veränderung der Einwohnerzahl eine deutliche 
Verstärkung der Disparitäten, die inklusive Frankfurt noch deutlicher ausfällt. Einige 
Kommunen haben einen starken Bevölkerungszuwachs erfahren, wodurch die Unterschiede 
der Bevölkerungsdichte leicht verringert wurden. Dies ist ein Effekt der Suburbanisierung von 
Bevölkerung und der Etablierung bevorzugter Wohnorte am Taunusrand sowie von Bad 
Vilbel im Norden, wo große Flächen für Einfamilienhausbebauung ausgewiesen wurden. 
Auch bei den Beschäftigten sind die Disparitäten hinsichtlich des Anteils pro Einwohner 
größer geworden, während die Unterschiede der Beschäftigtendichte zwischen 1977 und 1987 
größer als im folgenden Zeitabschnitt sind. Grund hierfür ist, dass sich die Dichte auf den 
Raum und damit eine feste Größe bezieht, im Gegensatz zur veränderlichen Einwohnerzahl. 
Tatsächlich nehmen also die Unterschiede der Beschäftigtendichte ab, parallel verändern sich 
aber auch die Einwohnerzahlen, so dass es zu den entgegengesetzten Trends der beiden Werte 
kommt. Hier zeigen sich unterschiedliche Tendenzen kommunaler Entwicklung hin zu 
Wohnen oder Wirtschaft.  
Einer Angleichung in der Agglomeration durch Suburbanisierung von Bevölkerung und 
Wirtschaft mit steigenden Beschäftigtenzahlen suburbaner Kommunen scheinen diese 
Tendenzen in gewisser Weise zu widersprechen. Dies lässt sich dadurch erklären, dass es 
zwar bezüglich Suburbanisierung und Tertiärisierung insgesamt zu einer Angleichung des 
Niveaus kommt, was sich in Dienstleistungsquote, Einwohnerdichte etc. niederschlägt. Jedoch 
bestehen Unterschiede in der wirtschaftlichen Dynamik der Kommunen. Das gleiche gilt für 
zunehmende Disparitäten bei der Entwicklung der Beschäftigtenzahlen insgesamt, der 
Beschäftigten mit Hochschulabschluss sowie Beschäftigter mit abgeschlossener 
Berufsausbildung72, sowie für die gewerbliche Bautätigkeit. 
Einige Kommunen erfahren also offenbar eine dynamische Entwicklung mit der sie von 
niedrigem Ausgangsniveau „aufholen“. Andere Kommunen, die sich anfangs auf hohem 
Niveau befinden, stagnieren. Dadurch kommt es zur Niveauangleichung bei stark 
differenzierter Dynamik. 
6.3.2 Zusammenhang zwischen Disparitäten und Internationalisierung 
Zwar lässt sich Disparitätenentwicklung als direkte Folge der Ansiedlung multinationaler 
Unternehmen nicht belegen, jedoch bieten die Ergebnisse Hinweise auf Zusammenhänge. 
Zunächst sollen Variablen betrachtet werden, welche eine Korrelation mit dem 
Internationalisierungsgrad und eine Verstärkung der Disparitäten aufweisen. 
Steuereinnahmekraft, Bau von Gewerbeimmobilien und Zunahme der Beschäftigten pro 
Einwohner korrelieren positiv mit dem Internationalisierungsgrad und weisen zunehmende 
Disparitäten auf (siehe Tabelle 32; siehe auch Karte 8 auf S. 117 und Karte 10 auf S. 165). 
Mit steigendem Anteil multinationaler Unternehmen weisen die Kommunen also höhere 
Steuereinnahmen, eine stärkere Bautätigkeit und eine Zunahme der Beschäftigten pro 
Einwohner auf, während sich die Agglomeration bezüglich dieser Faktoren auseinander 
entwickelt. Die wirtschaftliche Entwicklung zwischen 1977 und 2002 lässt sich damit als 
differenziertes und differenzierendes Wachstum beschreiben, in dem auch die Ansiedlung 
multinationaler Unternehmen differenziert erfolgt. Die Veränderung der 
Einwohnerentwicklung hat an der relativen Beschäftigtenentwicklung (Bezug zu Einwohnern) 
allerdings einen gewissen Anteil. 
 
                                                 
72 Die Änderung der Beschäftigten ohne Abschluss fehlt, da eine Berechnung des Variationskoeffizienten nur 
für Verteilungen mit einem Mittelwert > 0 sinnvoll ist, was bei dieser Variablen nicht gegeben war. 
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Tabelle 32: Disparitätenentwicklung und Internationalisierung – Wirtschaft, 
Bevölkerung und kommunale Finanzen 
Disparitätenentwicklung Angleichung Verstärkung  Korrelation 
Wirtschaftssituation und -entwicklung 1977 1987 2002 1977 1987 2002  1977 1987 2002 
Gewerbesteuerhebesatz        X1 --- X2  0   0 
Beschäftigte pro Einwohner  X  X     X X  0 + + 
Dienstleistungsquote X  X X        0 0 0 
Einpendler pro Beschäftigte     X  X           + + 
Einpendler pro Einwohner    X  X           
+  
o.FFM 
+ 
o.FFM
Geringqualifizierte Beschäftigte*  X  X      X X  0 0 - 
Geringqualifizierte Beschäftigte - Frauen* X X X        0 0 - 
Geringqualifizierte Beschäftigte - Ausländer* X X X        0 0 0 
Beschäftigte mit Berufsausbildung*        X X X  0 0 0 
Beschäftigte mit Berufsausbildung - Frauen* X X X        0 0 - 
Beschäftigte mit Berufsausbildung - Ausländer* X X X        0 0 0 
Hochqualifizierte Beschäftigte* X X X        0 0 + 
Hochqualifizierte Beschäftigte - Frauen*   X X X X    0 0 + 
Hochqualifizierte Beschäftigte - Ausländer*   X X X X    0 0 + 
Beschäftigte Frauen* X X X        0 0 0 
Beschäftigte Ausländer* X X X        0 0 0 
Reinzugang Gewerbefläche       X X X  + 
Bevölkerungsentwicklung                    
Einwohnerentwicklung in %         X X  0 0 0 
Arbeitslosenquote    X X          0 0 
Einwohnerdichte pro Quadratkilometern X X X        0 0 0 
Kommunaler Wohlstand                    
Steuereinnahmekraft je Einwohner        X1 --- X2  +   + 
Gemeindeanteil an der Einkommenssteuer        X1 X    0 0   
Haushaltsdefizit je Einwohner   X3 X X X    0 0 0 (95+)
*   Anteil an Gesamtbeschäftigten 1    Wert für 1979 
2    Wert für 2003 
3      Wert für 1995 
0 keine Korrelation 
+ positive Korrelation  
- negative Korrelation 
Quelle: Eigene Berechnung (nach Daten des HSL, des PVFRM & eigener Erhebung) 
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Karte 10: Internationalisierungsgrad und gewerbliche Bautätigkeit 1979 bis 2002 
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Als weiterer mit Internationalisierung korrelierender Faktor, welcher 
Disparitätenverstärkung aufweist, ist die Entwicklung des Anteils der Hochqualifizierten seit 
1987 zu sehen. Wichtig ist hierbei die Unterscheidung zwischen „Anteil“ und „Entwicklung 
des Anteils“. Beim Anteil zeigt sich eine Angleichung der Verhältnisse, bei der Entwicklung 
ein Auseinanderdriften, allerdings nur ohne Berücksichtigung von Frankfurt. Mit steigendem 
Internationalisierungsgrad weisen suburbane Kommunen also eine deutlich stärkere Zunahme 
des Anteils Hochqualifizierter in den letzten 15 Jahren auf, was zu einer allgemeinen 
Angleichung im Untersuchungsraum führt. Zu erklären ist dies dadurch, dass die stärker 
internationalisierten Kommunen teilweise von einem relativ niedrigen Ausgangsniveau 
starten und größere Zuwächse als weniger stark internationalisierte Kommunen aufweisen. 
Dies bestätigt ein Blick auf die einzelnen Werte der Kommunen für die Jahre 1977, 1987 und 
2002. Ein Blick auf Karte 6 (S. 109) zeigt, dass diese Entwicklung insbesondere auf einige 
Kommunen der durchschnittlich internationalisierten Gruppe zurückzuführen ist. 
 
Tabelle 33: Disparitätenentwicklung und Internationalisierung – Beschäftigtenentwick-
lung und Strukturwandel des Arbeitsmarktes 
Disparitätenentwicklung Angleichung Verstärkung Korrelation 
Beschäftigtenentwicklung und Strukturwandel 
des Arbeitsmarktes 1977-87 1987-02 1977-87 1987-02 1977-87 1987-02
Änderung Beschäftigte pro Einwohner in %    X X + + 
Änderung Beschäftigte pro Einwohner % pro Jahr   X X + + 
Änderung Beschäftigte in % pro Jahr X  X   + + 
Änderung Beschäftigte mit Berufsausbildung*    X X 0 0 
Änderung Beschäftigte mit Berufsausbildung - 
Frauen*   X X + 0 
Änderung Beschäftigte mit Berufsausbildung - 
Ausländer*  X X   + o.FFM + 
Änderung hochqualifizierte Beschäftigte*   X X 0 + o.FFM
Änderung hochqualifizierte Beschäftigte - Frauen*   X X 0 + 
Änderung hochqualifizierte Beschäftigte - Männer*   X X 0 + o.FFM
Änderung hochqualifizierte Beschäftigte - 
Ausländer* X X   0 + o.FFM
Frauen an Gesamtbeschäftigten in % X X   + + o.FFM
Differenz Beschäftigte pro Einwohner**   X X + + 
Differenz Beschäftigte mit Berufsausbildung 
Frauen**   X X 0 0 
Differenz hochqualifizierte Beschäftigte insgesamt** X X   0 + 
Differenz hochqualifizierte Beschäftigte - Frauen** X X   0 + 
Differenz hochqualifizierte Beschäftigte - 
Ausländer** X X   0 + 
Differenz Beschäftigte Frauen insgesamt** X X   0 0 
*   Änderung des Anteils an Gesamtbeschäftigten  
**  Differenz in Prozentpunkten 
+ = positive Korrelation / - = negative Korrelation 
0 = keine Korrelation 
Quelle: Eigene Berechnung (nach Daten des HSL und eigener Erhebung) 
 
Dazu passt, dass 2002 mit zunehmendem Internationalisierungsgrad der Anteil 
Geringqualifizierter abnimmt. Dabei werden die Differenzen zwischen den Kommunen 
hinsichtlich des Anteils gering Qualifizierter zwischen 1987 und 2002 größer. Hier zeigen 
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sich Spezifika der Wirtschaft mit Zunahme des Internationalisierungsgrades. In den 
Kommunen mit höherem Internationalisierungsgrad werden zunehmend Arbeitsplätze 
angeboten, die eine höhere Qualifikation erfordern. Dagegen sind in der Agglomeration 
weiterhin Arbeitsplätze für Geringqualifizierte vorhanden, woraus sich dann eine Verstärkung 
der Unterschiede zwischen den Kommunen ergibt. 
Jedoch kann aus den Zusammenhängen nicht auf Kausalitäten geschlossen werden. Die 
Ansiedlung internationaler Unternehmen kann nicht zwangsläufig als Ursache für die 
Verstärkung der Disparitäten hinsichtlich Beschäftigungsentwicklung, Bautätigkeit oder 
Steuereinnahmen gesehen werden. Auch durch eine allgemein dynamische 
Wirtschaftsentwicklung wären Zuwächse von Beschäftigung und Steuereinnahmen zu 
erklären. Der höhere Internationalisierungsgrad kann auch dadurch erklärt werden, dass 
multinationale Unternehmen sich verstärkt in wirtschaftlich prosperierenden Kommunen 
ansiedeln, womit sie allerdings zumindest einen Anteil an Wirtschaftsentwicklung und 
Beschäftigungswachstum haben. Dabei zeigen die Ergebnisse, dass die Entwicklungsdynamik 
in den letzten 15 Jahren stärker als zwischen 1977 und 1987 ist.  
Wie ist die Auseinanderentwicklung der Kommunen bezüglich der genannten Faktoren im 
Zusammenhang mit dem Internationalisierungsgrad zu erklären? Die erhöhte 
Wirtschaftsdynamik der internationalen Kommunen ist möglicherweise so stark, dass 
Kommunen mit geringerem Wirtschaftswachstum und tendenziell weniger multinationalen 
Unternehmen zurückbleiben und daraus eine Verstärkung der Disparitäten resultiert. 
Die Zunahme des Anteils Hochqualifizierter und die Abnahme Geringqualifizierter lassen 
Rückschlüsse darauf zu, um welche Art der Wirtschaftsentwicklung es sich dabei handelt. 
Offensichtlich beruht die skizzierte Entwicklung in den Kommunen mit höherem Anteil 
multinationaler Unternehmen – mit Ausnahme von Frankfurt – auf stärkerer Ansiedlung von 
Unternehmensfunktionen und Branchen mit hochqualifizierten Arbeitsplätzen. Da sich kein 
Zusammenhang mit der Dienstleistungsquote zeigt, müssen auch Branchen des sekundären 
Sektors an der Entwicklung beteiligt sein (siehe Karte 11 auf S. 168). Einige durchschnittlich 
internationalisierte Kommunen weisen tatsächlich eine Branchenstruktur mit relativ großem 
Anteil des sekundären Sektors und hohen Zuwachsraten hochqualifizierter Beschäftigter 
zwischen 1987 und 2002 auf, in der sich die zunehmende Professionalisierung der Arbeit 
erkennen lässt. Hierzu gehören zum Beispiel Rüsselsheim und Kronberg.  
Darüber hinaus gibt es auch Faktoren, welche mit dem Internationalisierungsgrad 
korrelieren und innerhalb der Agglomeration eine Angleichung erfahren. Neben dem bereits 
erwähnten Anteil Hochqualifizierter gehört hierzu die Einpendlerquote 1987 und 2002. Mit 
steigendem Internationalisierungsgrad haben Kommunen also einen höheren Anteil von 
Einpendlern, was zu ihrer allgemein dynamischen Wirtschaftsentwicklung bei einem 
generellen Trend zum Pendeln passt. Ausgenommen sind dabei Städte wie Frankfurt und 
Hanau, die auch 2002 nahezu das gleiche Niveau wie 1987 aufweisen. Die Ergebnisse 
bestätigen die Annahme, dass in Verbindung mit Internationalisierungsgrad und 
Wirtschaftswachstum ein zunehmendes Angebot für höherwertige Arbeitsplätze entsteht, 
deren Beschäftigte jedoch in anderen Kommunen wohnen.   
Zu dieser allgemeinen Tendenz der Differenzierung von Arbeitsplatz und Wohnort passt, 
dass sich in der relativen Veränderung der Einwohnerzahl die Unterschiede verstärken. Einige 
Kommunen weisen deutlich stärkere relative Zunahmen ihrer Einwohnerzahl auf, vor allem 
die Taunusgemeinden und Bad Vilbel, während die Einwohnerdichten der Agglomeration 
eine Annäherung aufweisen (siehe Karte 12 auf S. 169). 
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Karte 11: Internationalisierungsgrad und Dienstleistungsquote 1979 bis 2002 
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Karte 12: Internationalisierungsgrad und Einwohnerentwicklung 1977 bis 2002 
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6.3.3 Interpretation der Ergebnisse in Bezug auf die Fragestellung 
1. Lässt sich ein Zunahme oder Verringerung von Disparitäten erkennen?  
Für die beiden untersuchten Zeitabschnitte lassen sich sowohl Tendenzen der Angleichung als 
auch der Verstärkung von Disparitäten erkennen.  
Eine Angleichung der Kommunen findet bezüglich der Pendlerquote, des Anteils der 
Beschäftigten im tertiären Sektor sowie der Bevölkerungsdichte statt. Diese Tendenzen 
können mit generellen Prozessen wie Suburbanisierung und Tertiärisierung erklärt werden, 
hier nähern sich die Kommunen der Agglomeration in ihrer Entwicklung einander an. 
Auch die Qualifikationsstruktur der Beschäftigten gleicht sich an. Die Unterschiede beim 
Anteil Hoch- und Geringqualifizierter sind zwischen den Kommunen 2002 etwas geringer als 
1977. Auch in der Tendenz zunehmender Professionalisierung von Arbeit gleichen sich die 
Kommunen also an. Dies betrifft jedoch nur den Anteil der Beschäftigten. In der Zunahme der 
Hochqualifizierten – also der Entwicklung des Anteils Hochqualifizierter - weisen die 
Kommunen zwischen 1987 und 2002 größere Unterschiede auf als in den 10 Jahren zuvor.  
Dies lässt sich in der Tendenz auch für Beschäftigte mit abgeschlossener Ausbildung 
erkennen73. Hier zeigt sich eine zunehmend unterschiedliche Dynamik in der Entwicklung zu 
höher qualifizierten Tätigkeiten. Es findet also eine differenzierte wirtschaftliche Entwicklung 
statt, welche sich in der differenzierten Arbeitsmarktentwicklung ausdrückt.   
Ebenso sind zunehmende Unterschiede in der Dynamik der Wirtschaftsentwicklung zu 
verzeichnen. So ist bei den Indikatoren für Wirtschaftswachstum, wie der relativen 
Beschäftigtenentwicklung, der Bautätigkeit und damit verbunden der kommunalen 
Steuereinnahmen ein Auseinanderdriften in der Agglomeration zu verzeichnen. Ebenso 
entwickeln sich die Kommunen hinsichtlich der Finanzen auseinander. Die Schuldenlast 
einiger Kommunen steigt, währen andere sie stabilisieren oder senken können. Auch die 
Steuerpolitik entwickelt sich zunehmend unterschiedlich, die Disparitäten des 
Gewerbesteuerhebesatzes nehmen zwischen 1977 und 2002 zu.  
                                                 
73 Für Geringqualifizierte ist die Tendenz statistisch nicht zu berechnen. 
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Karte 13: Internationalisierungsgrad und Entwicklung kommunaler Einnahmen und 
Ausgaben 
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2. Zeigt sich ein Zusammenhang zwischen intraregionalen Disparitäten und 
ökonomischer Internationalisierung ?  
Die Disparitätenzunahme einiger Indikatoren für dynamische Wirtschaftsentwicklung sowie 
der steigenden Qualifikation der Beschäftigten zeigt Zusammenhänge mit dem 
Internationalisierungsgrad.  
Dieser Zusammenhang lässt sich dadurch erklären, dass sich multinationale Unternehmen 
dort ansiedeln, wo verstärkt allgemeine Unternehmensansiedlung stattfindet. Dies bedeutet 
allerdings auch, dass sie die Entwicklung zumindest mitbedingen. Der Trend zu höherer 
Qualifikation der Beschäftigten deutete darauf hin, dass in diesen Kommunen verstärkt 
höherwertige Unternehmensfunktionen ihren Platz finden. Insgesamt wirkt sich diese 
Entwicklung positiv auf das Steuereinkommen aus, was den Zusammenhang dieser Variablen 
mit dem Internationalisierungsgrad und zunehmende Disparitäten erklärt. Interessanterweise 
hat dies jedoch keine Auswirkungen auf die kommunale Schuldensituation.  
Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die generelle Umstrukturierung alle Kommunen 
betrifft und Suburbanisierung sowie Tertiärisierung ausgleichend wirken, während bezüglich 
der Wirtschaftsdynamik einige Kommunen „davon ziehen“ können. So zeigen sich also 
zunehmend Unterschiede hinsichtlich Quantität und Qualität der wirtschaftlichen 
Entwicklung, in die auch Internationalisierung einbezogen ist. Internationalisierung ist damit 
ein Aspekt der Differenzierung und Disparitätenentwicklung, kann aber nicht als Ursache 
angesehen werden. In ihrer Wirtschaftstruktur (Tertiärisierung) und Bevölkerungsverteilung 
(Suburbanisierung) unterliegen Kommunen dagegen ausgleichenden Tendenzen.  
 
3. Erscheint der Raum „fragmentiert“ oder „fragmentierend“?  
Bezüglich Internationalisierung und Agglomerationsraumentwicklung ließe sich im Rahmen 
der Fragestellung auf zwei Ebenen eine Fragmentierung vorstellen. Zum Einen bezüglich der 
wirtschaftlichen Situation und Entwicklung von Kommunen zum Anderen in ihrer politisch-
planerischen Ausrichtung. Letztere könnte sich z.B. in einer stärker ökonomisch 
ausgerichteten Zielsetzung einiger Kommunen ausdrücken.  
Tatsächlich zeichnet sich bei der Wirtschaftssituation und –entwicklung eine Zunahme der 
Ungleichheiten in Zusammenhang mit Internationalisierung ab. Ebenso entwickelt sich der 
kommunale Wohlstand auseinander, wobei sich hier verschiedene Wege abzeichnen. Nicht 
Wirtschaftswachstum allein führt zu geringerer Schuldenlast, offensichtlich schmälern die 
dann notwendigen Investitionen den positiven Effekt. So weisen Kommunen mit gemäßigter 
Wirtschaftsentwicklung oder einem Schwerpunkt auf der Wohnfunktion teils eine günstigere 
Haushaltssituation auf. 
Auch hinsichtlich der Qualität der Wirtschaftsentwicklung nehmen die Disparitäten in 
Korrelation mit dem Internationalisierungsgrad zu, die Ansiedlung „höherwertiger 
Unternehmensfunktionen“ findet in der Tendenz also bevorzugt dort statt, wo der Anteil 
multinationaler Unternehmen oder eben die Wirtschaftsdynamik generell höher sind.  
In den Orten höherer Wirtschaftsdynamik lässt sich im allgemeinen auch eine stärker 
wirtschaftliche Ausrichtung kommunaler Politik und Planung feststellen und trägt damit zur 
Disparitätenverstärkung bei, z.B. durch Flächenausweisung. So lassen sich in der Haltung und 
Zielsetzung kommunaler Akteure große Unterschiede feststellen. Zunächst sind die 
allgemeinen Schwerpunkte bezüglich Wirtschaft, Wohnen aber auch die Ziele für die 
Dynamik der Entwicklung differenziert. Sie sind allerdings auch durch Gegebenheiten wie 
z.B. industrielle Prägung, Flächenmangel oder einen hohen Anteil höherwertiger 
Dienstleistungen in gewisser Weise bereits vorgegeben.  
Bezüglich Internationalisierung zeigt sich in der Untersuchung knapp zusammengefasst 
eher eine pragmatische Haltung - bei durchschnittlich geringem Interesse mit wenigen 
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engagierten Ausnahmen. So erscheint es angebrachter Disparitäten eher mit Spezialisierung, 
Prägung oder gezielter Schwerpunktsetzung als durch den Begriff der Fragmentierung zu 
erklären. Das Desinteresse für Internationalisierung und die Tatsache, dass 
„Globalisierungsverlierer“ der Agglomeration sich teils in wirtschaftlich guter Position 
befinden, lässt es nicht als gerechtfertigt erscheinen, von einer Fragmentierung zu sprechen. 
Fragmentierung im Wortsinn bedeutet eine Zersplitterung in Bruchstücke. SCHOLZ 
(2002b: 22) formuliert dies als „bruchhaftes, unverbundenes, räumliches Nebeneinander“ 
unterschiedlichster und gegensätzlichster Phänomene. In der Situation der Agglomeration 
Frankfurt lässt sich dies nicht erkennen. Zwar entwickelt sie sich in einigen Aspekten 
auseinander, jedoch erscheint der Begriff der Fragmentierung aus drei Gründen unpassend: 
 
1. Es gibt in vielen Bereichen Tendenzen der Angleichung. 
2. Die unterschiedliche Entwicklung ist von kommunaler Seite in vielen Bereichen 
gewollt. 
3. Die unterschiedlichen, teils gegensätzlichen Phänomene existieren nicht „unverbunden 
nebeneinander“, sondern in Verbindung miteinander und ergänzen sich. 
 
Ursachen für die Verstärkung der Disparitäten innerhalb der letzten 25 Jahre sind teilweise 
in der Struktur angelegt und stellen eine Weiterentwicklung dar, wie die Probleme im 
Zusammenhang mit der Umstrukturierung industriell geprägter Kommunen zeigen. Die 
Bedingungen für diese Städte haben sich infolge der Umstrukturierung so verändert, dass sie 
größere Anpassungsleistungen erbringen müssen, um als Wirtschaftsstandort attraktiv zu sein.  
Einige profitieren davon, dass die Struktur zur aktuellen Nachfrage (z.B. Wohnfläche) 
passt bzw. passte (Flächenausweisungen der 1970er und 1980er) oder durch Maßnahmen wie 
Verkehrsausbau angepasst werden kann. Anderen Kommunen hat eine fehlende industrielle 
Prägung und vorhandene Freifläche ermöglicht, ein Angebot zu schaffen. Einige kleinere 
Kommunen nehmen an der Entwicklung nur eingeschränkt teil, da ihr Potenzial infolge 
Flächenmangel gering ist. Doch Neubewertungen von Standortqualitäten sind auch zukünftig 
zu erwarten, was wiederum Umstrukturierung erfordern und die Entwicklungsrichtung 
beeinflussen wird.  
Hinzu kommt, dass politische und planerische Zielvorstellungen, wie die Priorität für 
Wohnen, hochwertige Dienstleistungen, moderates Wachstum oder wirtschaftliche Expansion 
unterschiedlich sind. Der Raum erscheint damit differenziert, die unterschiedlichen 
Schwerpunkte und Funktionen stehen miteinander in Verbindung und ergänzen sich. In 
diesem Zusammenhang scheint der Begriff der Fragmentierung nicht angebracht. Der Begriff 
der Fragmentierung ließe sich allenfalls in Bezug auf lokale und globale Akteure und deren 
Zusammenwirken beziehen.  
 
4. Welche Steuerungsmöglichkeiten ergeben sich auf kommunaler Ebene?  
Neben Bereitstellung von Ansiedlungsfläche können Kommunen zunächst ihr administratives 
Angebot verbessern bzw. ein solches schaffen. 
Von Seiten der Unternehmen werden keine „Sonderangebote“ erwartet, aber die Lösung 
von konkreten Problemen, beispielsweise hinsichtlich der Infrastruktur. Wesentlich ist auch 
die Bearbeitungsdauer solcher Problemanfragen und von Verfahren zur Ansiedlung. Gerade 
vor dem Hintergrund einer internationalen Perspektive besteht bei multinationalen 
Unternehmen wenig Verständnis für derartige „lokale Besonderheiten“.  
Einige Kommunen zeigen, dass es anders möglich ist. Durch Einbeziehung aller beteiligten 
Stellen werden behördliche Verfahren optimiert, was von Unternehmen anerkennend erwähnt 
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aber auch erwartet wird. Darüber hinaus ist auch die Steuerpolitik ein Lenkungsmittel. Einige 
Unternehmen geben Steuern als wesentlichen Grund für ihre Standortwahl an. Allerdings sind 
viele Unternehmen bereit, auch höherer Steuern zu zahlen, wenn die wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen stimmen. Für einige Kommunen ist eine Imageverbesserung notwendig, 
was dort überwiegend bereits erkannt wurde. Als weitere Maßnahme ist die Einrichtung von 
Wirtschaftsforen möglich, die für einige Unternehmen eine gewisse Standortattraktivität 
ausmachen. Insgesamt scheinen sie jedoch keine sehr große Rolle zu spielen. 
Auch die Verkehrsinfrastruktur ist als wichtiger Steuerungsfaktor zu nennen, dessen 
Realisierung allerdings auch von anderen politischen Ebenen abhängig ist. Zumindest 
Planung und Impulsgebung kann aber auch hier von Kommunen ausgehen. 
6.3.4 Abschließende Bewertung der Bedeutung ökonomischer Globalisierung für die 
Entwicklung der Agglomeration Frankfurt/Main 
Die Analyse der Internationalisierung in der Agglomeration Frankfurt hat eine starke 
Differenzierung und eine Konzentration multinationaler Unternehmen auf wenige Kommunen 
gezeigt. Somit hat sich die Ausgangshypothese einer differenzierten Internationalisierung in 
der Agglomeration bestätigt, ebenso wie der Aspekt charakteristischer Begleitfaktoren. Die 
Konzentration steht vor allem im Zusammenhang mit dynamischem Wirtschaftswachstum 
und den entsprechenden Folgen, wie erhöhte Bautätigkeit, hohe Beschäftigtenentwicklung 
etc..  
Als weiterer Aspekt der Ausgangshypothese sollte die Annahme, nach welcher der 
Internationalisierungsprozess durch kommunale Politik und Planung steuerbar ist, untersucht 
werden. Wie ist also die Rolle der Kommunen in der Entwicklung zu beurteilen?  
Die Kommunen in der Agglomeration sind zwar nicht unter eigenem Namen auf dem 
internationalen Markt präsent und stehen nicht an „vorderster Front“ im globalen 
Wettbewerb. Aber sie sind, häufig unter dem Namen „Frankfurt“, Wettbewerber auf 
Teilmärkten, auf denen nicht nur Frankfurt City sondern auch die Agglomeration als 
potentieller Standort zählt. Um sich als Standort für internationale Unternehmen zu etablieren, 
müssten sie daher „nur noch“ auf dieser Ebene auf sich aufmerksam machen. Dem müssten 
allerdings Bereitschaft und Wunsch vorausgehen, multinationale Unternehmen anzusiedeln. 
Die Untersuchung hat gezeigt, dass Kommunen multinationale Unternehmen nur 
eingeschränkt wahrnehmen und nur wenige sich um spezielle Bedürfnisse dieser 
Unternehmen kümmern.  
Ebenso nehmen Akteure multinationaler Unternehmen kommunale Politik und Planung 
sehr eingeschränkt wahr. Sie interessieren sich nahezu ausschließlich für die wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen am Standort. Von der Kommunen erwarten sie die Bereitstellung dieser 
Rahmenbedingungen und einen effizienten Ablauf behördlicher Vorgänge. Das kommunale 
Angebot wird als Produkt bewertet. 
Auch wenn sich keine besondere Ausrichtung der Kommunen auf multinationale 
Unternehmen feststellen lässt, haben sie die Notwendigkeit zur Förderung der Wirtschaft 
erkannt und richten zunehmend Stellen zur Wirtschaftsförderung ein. Insgesamt konzentrieren 
sich kommunale Maßnahmen dabei überwiegend auf Bestandspflege, Werbeaktivitäten, 
Profilbildung und Imageverbesserung (Messebesuche, Werbebroschüren etc.) und 
berücksichtigen nur in Einzelfällen explizit auch multinationale Unternehmen. Nur in einigen 
wenigen Fällen lassen sich Bemühungen erkennen, auch die Effizienz kommunaler 
Verwaltung zu steigern und ein Angebot der von Unternehmensseite „nachgefragten“ 
Qualitäten zu schaffen. Zu diesen nachgefragten Qualitäten gehören neben einer gewissen 
Unterstützung bei der Unternehmensansiedlung insbesondere Hilfe bei konkreten Problemen 
und die erwähnten kurzen Behördenwege. In vielen Kommunen setzt man jedoch weniger auf 
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Eigeninitiative als auf das Potenzial der Region, die Lage usw. Auch die Ursachen von 
Problemen werden häufig (wenn auch nicht überall) außerhalb des eigenen 
Handlungsbereiches angesiedelt. 
Insgesamt spielt Internationalisierung aus Sicht der Planer eine erstaunlich geringe Rolle. 
In Bezug auf die Agglomeration und Wirtschaft generell wird sie wahrgenommen, aber nicht 
auf die eigene Kommune bezogen. Die allgemeine Wirtschaftsentwicklung wird von einigen 
Kommunen gefördert, eine besondere Berücksichtigung der internationalen Ökonomie bzw. 
multinationaler Unternehmen ist dagegen selten. 
Ein Grund hierfür könnte sein, dass sich die mangelnde Beachtung von multinationalen 
Unternehmen offensichtlich nicht, zumindest noch nicht, negativ auf die kommunale Situation 
auswirkt. Kommunen mit dynamischer Wirtschaftsentwicklung und hohem 
Internationalisierungsgrad sind nicht zwangsläufig als „Gewinner“ zu sehen. Die 
Untersuchung hat ganz im Gegenteil gezeigt, dass sich Kommunen mit einer moderaten 
Entwicklung und spezialisierter selektiver Ansiedlungspolitik hinsichtlich Finanzlage, 
Verkehrssituation und Lebensqualität teilweise in einer günstigeren Situation befinden. 
Währenddessen müssen Kommunen mit hoher Wirtschaftsdynamik teils erhebliche 
Verkehrsbelastungen sowie damit einhergehende Verluste an Attraktivität als Wohnstandort 
hinnehmen. Zudem sind steigende Anforderungen an ihre Investitionen in die Infrastruktur zu 
erfüllen, was zu Schuldenlast trotz hoher Einnahmen führt. Finanziell sind sie damit trotz 
tendenziell höherer Einnahmen nicht besser gestellt als Kommunen mit geringerem Anteil 
multinationaler Unternehmen. Das mangelnde Bewusstsein und Interesse für das Potenzial der 
Internationalisierung lässt sich also teilweise durch die fehlende Notwendigkeit erklären. 
Wohlstand lässt sich auch auf andere Weise erreichen.  
Zum Anderen ist zu fragen, ob multinationale Unternehmen der Kommune Vorteile 
bringen. Unter Umständen sind diese Vorteile zunächst gering oder nicht direkt ersichtlich. 
Da diese Unternehmen teilweise die Möglichkeit haben, Unternehmensverluste anderer 
Standorte gegen Gewinne zu verrechnen, sind Steuereinnahmen nicht garantiert. Positive 
Beschäftigungseffekte kommen durch die Trennung von Wohn- und Arbeitsort nicht 
unbedingt den Standortkommunen zugute. Auch sekundäre Effekte der Ansiedlung kleinerer 
(Steuern zahlender) Unternehmen, finden nicht unbedingt in der gleichen Kommune statt. Sie 
begünstigen unter Umständen andere Kommunen. Auch passen in einigen Kommunen 
multinationale Unternehmen schlicht nicht in das Gesamtkonzept von Wirtschaft, Wohnen 
etc.  
Eine weitere Ursache für das geringe Interesse könnte darin liegen, dass den neuen 
Bedingungen (Ansiedlung oder Vorhandensein von international vernetzen Unternehmen) ein 
Mangel an Orientierung, Richtlinien und Erfahrung im Umgang mit multinationalen 
Unternehmen gegenübersteht. Gerade kleinere Kommunen setzen sich, wie die Untersuchung 
gezeigt hat, aufgrund ihres relativ geringen wirtschaftlichen Potenzials nicht in Beziehung zu 
den Prozessen der Internationalisierung. Auch ist die Schnittmenge zwischen den Interessen 
globaler und lokaler Akteure gering. Sie besteht in mehr oder weniger kurzen Zeitabschnitten, 
allenfalls bezogen auf einige Faktoren des Standortes wie Infrastruktur oder 
Baugenehmigungen. Versuche diese Schnittmenge beispielsweise mittels Wirtschaftsforen zu 
vergrößern, stehen für fortgeschrittenes Internationalisierungsbewusstsein seitens der 
Kommunen und die Entscheidung, dieses Potenzial zu nutzen. Sie sind allerdings die 
Ausnahme.  
Die theoretische Vorstellung vom lokalen Akteur als Vermittler und lenkendem 
Verantwortlichen globaler und lokaler Prozesse erscheint damit auf den Untersuchungsraum 
bezogen zu weit gegriffen. Allenfalls in einzelnen Fällen sind solche Tendenzen zu erkennen 
und selbst die Kernstadt und Global City Frankfurt tritt diesbezüglich kaum hervor.  
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Auch zeigen sich Diskrepanzen zwischen den Einschätzungen der Kommunen und der 
Unternehmen zu Standortqualitäten. Neben der bereits erwähnten Optimierung der 
Verwaltung, wie sie von multinationalen Unternehmen begrüßt würde, jedoch nur von 
wenigen Kommunen als Handlungsfeld gesehen wird, zeigen sich Unterschiede in der 
Bewertung weicher Standortfaktoren. Kommunale Planer schätzen die Wohnqualität als 
wichtigen Standortfaktor ein, vermutlich aufgrund ihrer Gesamtsicht auf die Kommune. Die 
wirtschaftlichen Belange werden in Verbindung mit anderen Erfordernissen der 
Kommunalplanung gesehen und verlieren mitunter an Wichtigkeit. Für multinationale 
Unternehmen ist die Wohnqualität jedoch kein Standortfaktor der kommunalen Ebene, 
sondern wird regional bewertet. Für sie zählen im Wesentlich die Verkehrsanbindung und die 
Infrastruktur generell. 
Die Analyse hat eine Dispariätenzunahme einiger Faktoren der 
Agglomerationsentwicklung in Verbindung mit dem Internationalisierungsgrad gezeigt.  
Insgesamt nehmen die Disparitäten der Wirtschaftsentwicklung und –struktur, der 
Einwohnerentwicklung und der Einnahmesituation in der Agglomeration im beobachteten 
Zeitraum deutlich zu. Einige dieser Faktoren, wie z.B. die dynamische 
Wirtschaftsentwicklung, stehen auch mit dem Internationalisierungsprozess in 
Zusammenhang. Der Agglomerationsraum ist damit von Internationalisierung in sehr 
unterschiedlichem Ausmaß betroffen. Ebenso unterschiedlich sind Bewusstsein über und 
Umgang mit Internationalisierung auf kommunaler Ebene ausgeprägt. 
Lassen sich die Unterschiede bezüglich Internationalisierung nur, wie in der Forschung 
gelegentlich anklingt, aus den unterschiedlichen Fähigkeiten zur Nutzung der Chancen von 
Globalisierung erklären?  
Dies erscheint zu einfach. Ein generelles Problem aller Chancendiskussion ist, dass 
vorausgesetzt wird, Chancen seien flächendeckend vorhanden und lediglich zu nutzen. Die 
Untersuchung hat eine sehr ungleiche Verteilung wirtschaftlicher Rahmenbedingungen 
gezeigt, welche den Internationalisierungsprozess beeinflussen und als Ausgangspositionen an 
sich Chancenungleichheit beinhalten. Die unterschiedlichen Strategien oder auch das „Nicht-
Fokussieren“ auf multinationale Unternehmen kann dann für einzelne Kommunen durchaus 
sinnvoll sein. Sich beispielsweise auf Wohnen und hochwertige Dienstleistungen zu 
konzentrieren kann kommunalen Wohlstand bedeuten, wenn die entsprechenden 
Rahmenbedingungen gegeben sind. 
Trotz der Unterschiede scheint es nicht angebracht von einer Fragmentierung zu sprechen. 
Betrachtetet man die Unterschiede der Entwicklung in Zusammenhang mit der Zielrichtung 
und dem kommunalen Selbstverständnis scheint es treffender sie als Spezialisierung zu 
bezeichnen. Eine Fragmentierung könnte allenfalls in der zukünftigen Entwicklung erwartet 
werden, falls die aktuelle Haltung gegenüber dem Internationalisierungsprozess in der 
Agglomeration dazu führt, dass wichtige Entwicklungspotenziale der Zukunft nicht erkannt 
und genutzt werden und sich dies negativ auf einzelne Kommunen auswirkt. Dies wäre der 
Fall, wenn die internationale Vernetzung weiter zunimmt jedoch an der Agglomeration oder 
einzelnen Kommunen aufgrund mangelnder Bereitschaft vorbeiläuft. Regionale 
Zusammenarbeit ist daher insbesondere im Bezug auf internationale Wettbewerbsfähigkeit 
von entscheidender Bedeutung. 
Umfassende Strategien sowie ein internationales Auftreten machen nur im regionalen 
Verbund Sinn. Allerdings gibt es Kommunen, die erklärtermaßen kein oder nur geringes 
Interesse daran haben. Hier ist die Bedeutung multinationaler Unternehmen für den 
Gesamtraum zu betonen. Die Agglomeration Frankfurt lebt zu einem bedeutenden Teil von 
ihrer Internationalität, von der auch „gering internationalisierte“ Kommunen profitieren, 
ebenso wie die teils präferierten mittelständischen nationalen Unternehmen - sei es als 
Standort für hochwertige unternehmensorientierte Dienstleistungen, als Wohnort, als 
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Versorgungszentrum oder auch nur durch den Bekanntheitsgrad der Agglomeration. Sinnvoll 
werden die unterschiedlichen Schwerpunktsetzungen also nur im Verbund. Die Vielfalt wird 
gerade durch die Gegensätze erhalten, unterschiedliche Qualitäten werden nachgefragt. Ein 
Mangel an Unterstützung von MNU könnte zu Abwanderung oder Nichtansiedlung von 
multinationalen Unternehmen führen und damit mittelfristig zu einer Schwächung des 
Wirtschaftsstandortes „Agglomeration Frankfurt“ beitragen. Hiervon wären auch die 
mittelständischen Unternehmen, Einwohner etc. betroffen. 
Die Nutzung der Möglichkeiten, die globaler Wettbewerb in die Agglomeration bringt, 
hängt daher letztlich von der kommunalen Zusammenarbeit ab. Für diese ließe sich allerdings 
nur durch Berücksichtigung der unterschiedlichen Situationen der Kommunen und 
gegebenenfalls einen Lastenausgleich allgemeine Akzeptanz erreichen. Kommunen sehen 
eine solche Zusammenarbeit allerdings kritisch, da sie sich nach eigener Aussage in einer 
Konkurrenzsituation befinden. 
Die Vielfalt des Raumes durch einander ergänzende Spezialisierungen von Kommunen 
könnte ein auf internationaler Ebene wahrgenommener Standortfaktor der Agglomeration 
werden, der positiv auf dessen Entwicklung zurückwirken würde. Hierfür scheint es 
zumindest erste Ansätze zu geben, z.B. mit der Standortmarketinggesellschaft  
„FrankfurtRheinMain GmbH“ (seit 01.08.2005), welche die Region international vermarkten 
soll.  
 
7 Zusammenfassung 
Globalisierung gilt als eine der größten Herausforderungen unserer Zeit. Insbesondere die 
Entwicklungen ökonomischer Globalisierung stellen Wirtschaft und Politik vor neue 
Aufgaben. Die zunehmende Dynamik internationaler Wirtschaftsverflechtungen – 
insbesondere seit der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts - beeinflusst verstärkt nationale 
sowie lokale Strukturen und Entwicklungen. Vor allem der globalen 
Unternehmensvernetzung wird dabei eine große Bedeutung beigemessen. Sie ließ 
ökonomische Strukturen entstehen, welche sich der Kontrolle nationaler Politik (zumindest 
teilweise) entziehen können.  
Die Notwendigkeit neuer Formen der Kontrolle und Regulation wird vor diesem 
Hintergrund sowohl für die internationale Ebene als auch für die nationale Ebene diskutiert. 
Aber auch lokal muss mit den Auswirkungen des Internationalisierungsprozesses 
umgegangen werden. Regionen, Agglomerationen, Städte und Kommunen sind ebenso mit 
den Veränderungen konfrontiert. 
Lokale Folgen sowie die Reaktionen von Politik und Planung sind Thema 
unterschiedlicher Forschungsrichtungen der Stadt- und Metropolenforschung. Sie 
beschäftigen sich mit der globalen Einbindung von Städten, Hierarchien von Weltstädten, 
Auswirkungen der Globalisierung auf Weltstädte oder lokaler Regulation „globaler“ Städte 
usw. Die Global City Forschung gehört dabei zu den Bekanntesten. Dabei sind Global Cities, 
Weltstädte, Metropolen, Agglomerationen und Regionen bislang zu unterschiedlichen 
Aspekten der Ökonomie, Sozioökonomie, Stadtentwicklung sowie ihrer politischen und 
administrativen Strategien untersucht worden. 
Ziel der vorliegenden Arbeit war, die Bedeutung des Globalisierungsprozesses für die 
Agglomeration Frankfurt/Main exemplarisch empirisch zu untersuchen. Der Untersuchung 
lag die Hypothese zugrunde, dass der Prozess innerhalb der Agglomeration differenziert 
verläuft, aber durch lokale Politik und Planung beeinflusst werden kann. Ziel war dabei 
zunächst, eine systematische räumlich differenzierte empirische Grundlage für die 
Bearbeitung der Fragestellung zu schaffen. Dies erforderte die Kombination qualitativer und 
quantitativer Methoden. 
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Erster Schritt war daher eine räumlich differenzierte Analyse der Internationalisierung im 
Agglomerationsraum auf kommunaler Ebene. Dabei wurde die Konzentration multinationaler 
Unternehmen als Indikator für den Internationalisierungsgrad gewählt. In einem zweiten 
Schritt wurden Indikatoren ökonomischer Rahmenbedingungen, wie der Wirtschaftsstruktur 
und –entwicklung, auf eine Korrelation mit dem Internationalisierungsgrad hin analysiert. So 
sollten Rückschlüsse auf Ursachen und Folgen des Internationalisierungsprozesses möglich 
werden. Die Indikatoren wurden ebenso zur Berechung des Variationskoeffizienten 
verwendet, welcher als Maß für die Entwicklung von Disparitäten innerhalb der 
Agglomeration diente. Hintergrund war die Überlegung, dass ein differenzierter 
Internationalisierungsprozess möglicherweise zu einer Verstärkung von Disparitäten beiträgt, 
wie dies beispielsweise in der Theorie zur Fragmentierung vertreten wird, oder aber durch das 
Vorhandensein von Disparitäten mitverursacht wird.  
Um Erkenntnisse über eine Steuerung der Internationalisierung durch kommunale Planung 
und Politik zu bekommen, wurde im qualitativen Teil der Untersuchung eine Befragung 
lokaler Akteure durchgeführt. Ziel war, ihr Bewusstsein über multinationale Unternehmen 
und Strategien bezüglich ökonomischer Internationalisierung erkennen zu können. 
Abschließend fand eine Befragung von Akteuren aus multinationalen Unternehmen statt, um 
deren Einschätzung den Ergebnissen aus der Befragung kommunaler Akteure 
gegenüberzustellen. 
Tatsächlich ergab die Analyse eine ausgeprägte Differenzierung des 
Internationalisierungsgrades, also der Konzentration multinationaler Unternehmen – sowohl 
in der Agglomeration als auch innerhalb der Stadt Frankfurt/Main. So fanden sich  
überdurchschnittliche Anteile multinationaler Unternehmen in Frankfurt und wenigen direkt 
angrenzenden Kommunen. Ebenso auffällig war, dass einige Kommunen im Osten des 
Untersuchungsraumes und am Taunusrand einen deutlich unterdurchschnittlichen 
Internationalisierungsgrad aufwiesen. 
Die Untersuchung der Begleitfaktoren zeigte insbesondere einen deutlichen 
Zusammenhang des Internationalisierungsgrades mit einer hohen Wirtschaftsdynamik. Dieser 
drückte sich in höherer Beschäftigtenentwicklung, gewerblicher Bautätigkeit und 
durchschnittlich höherer Qualifikation der Beschäftigten sowie höheren Steuereinnahmen aus.  
Kein Zusammenhang ließ sich dagegen mit Indikatoren der Tertiärisierung und der 
Bevölkerungsentwicklung feststellen. Der sekundäre Sektor ist an der Entwicklung danach 
ebenso beteiligt, die Einwohnerentwicklung verläuft dagegen abgekoppelt von der 
Wirtschaftsentwicklung. Den tendenziell höheren Einnahmen mit zunehmendem 
Internationalisierungsgrad stand zudem kein geringeres Haushaltsdefizit gegenüber, es gab 
hier keinen Zusammenhang mit dem Internationalisierungsgrad. Dynamische 
Wirtschaftsentwicklung und überdurchschnittlich viele multinationale Unternehmen bedeuten 
also nicht zwangsläufig kommunalen Wohlstand. Die höheren Einnahmen werden wohl durch 
notwendige Investitionen, beispielsweise in die Infrastruktur, kompensiert. 
Entgegen der Annahme einer Steuerung des Internationalisierungsprozesses ergab sich aus 
der Befragung kommunaler Akteure, dass nur in Ausnahmefällen ein Bewusstsein für 
multinationale Unternehmen und den Internationalisierungsprozess vorhanden ist. Es ergaben 
sich damit keine Hinweise auf „Internationalisierungsstrategien“ oder bewusste Lenkung. Ein 
gewisser Zusammenhang zwischen Ansiedlung multinationaler Unternehmen sowie lokaler 
Politik und Planung lässt sich allenfalls in der Förderung allgemeiner Wirtschaftsentwicklung 
ausmachen. Die „Lenkung“ der Internationalisierung durch Kommunen ist daher eher eine 
Folge grundsätzlicher wirtschaftspolitischer Ausrichtung als einer bewussten Strategie. Es 
gibt allerdings Kommunen, welche multinationale Unternehmen zumindest 
mitberücksichtigen. Dies sind im Wesentlichen Orte, welche bereits über eine große Anzahl 
solcher Unternehmen und damit Erfahrungen verfügen sowie industriell geprägte Kommunen 
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in der Umstrukturierung, welche aus einer Problemsituation heraus aktiv werden und 
Multinationale dann „mitbedenken“.  
Eine Ursache für das relativ geringe Interesse der Kommunen ist mangelndes 
Entwicklungspotenzial, so sind infolge von Flächenmangel keine Ansiedlungen möglich. 
Aber auch kommunaler Wohlstand führt offensichtlich dazu, dass keine Notwendigkeit 
besteht, über die Ansiedlung solcher Unternehmen nachzudenken oder aktiv zu werden.  
Umgekehrt ist auch von Seiten der Unternehmen das Interesse an den Kommunen gering 
und beschränkt sich überwiegend auf die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen. Von der 
Kommune wird erwartete, dass sie günstige Bedingungen schafft und Anfragen von 
Unternehmen schnell und effizient bearbeitet.  
Aus der Befragung der Kommunen und der Unternehmen, ergibt sich der Eindruck einer 
sehr kleinen Schnittmenge zwischen den beiden Akteursgruppen. Während Politik und 
Planung die Kommune als „Ganzes“ betrachten, haben Unternehmen stärker regionale 
Faktoren im Fokus. Die Schnittmenge zwischen beiden Gruppen ist daher temporär und 
projektbezogen, sie ergibt sich beispielsweise bei Bauvorhaben. 
Ebenso wenig zeigte sich im Untersuchungsraum das Bild des „lokalen Planers als globaler 
Akteur“, kommunale Akteure setzen sich und ihre Kommune kaum zur Internationalisierung 
in Beziehung.  
Im letzten Untersuchungsaspekt zur Disparitätenentwicklung zeigte sich schließlich, dass 
in einigen Bereichen tatsächlich eine Verstärkung von Ungleichheiten zu verzeichnen ist. 
Zunehmende Ungleichheiten sind beispielsweise in der allgemeinen Wirtschaftsentwicklung, 
welche Zusammenhänge mit dem Internationalisierungsgrad aufweist, zu erkennen. Hieraus 
lässt sich zwar nicht schließen, dass Internationalisierung direkt eine Disparitätenverstärkung 
verursacht, sie trägt allerdings zur allgemeinen ungleichen Wirtschaftsentwicklung und damit 
zu Disparitäten bei. In Verbindung mit wirtschaftlichen Rahmenbedingungen und einer durch 
die Kommune forcierten Wirtschaftsentwicklung ist Internationalisierung aber lediglich ein 
Einflussfaktor. 
Disparitäten verstärken sich auch in Bereichen, welche keinen Zusammenhang mit dem 
Internationalisierungsgrad aufweisen. Hierzu gehören der kommunale Wohlstand und die 
Einwohnerentwicklung. Hierin liegt eine mögliche weitere Erklärung für mangelndes 
Interesse und Bewusstsein von Kommunen für multinationale Unternehmen. Abgesehen von 
der Förderung der Wirtschaftsentwicklung einer Kommune gibt es offensichtlich andere 
erfolgreiche kommunale Strategien, beispielsweise die Förderung von Wohnen und 
hochwertigen Dienstleistungen. Für einzelne Kommunen kann dies eine positive Entwicklung 
und relativen Wohlstand bedeuten.  
Die Differenzierung des Internationalisierungsprozesses und die Disparitätenverstärkung in 
der Wirtschaftsentwicklung sind somit eher als Ausdruck einer Spezialisierung sich 
ergänzender Kommunen zu deuten, denn als Fragmentierung im Sinne eines 
„bruchstückhaften Nebeneinanders“.  
Abschließend soll die Methodenwahl hinsichtlich ihrer Zweckmäßigkeit bewertet werden. 
Für die Analyse der sehr unterschiedlichen Teilaspekte der Fragestellung war eine 
Kombination quantitativer und qualitativer Methoden gewählt worden. Die statistischen 
Verfahren ermöglichten, sowohl lineare Zusammenhänge der Korrelation als auch 
Charakteristika, welche sich aus der Einteilung in über-, unter- und durchschnittlich 
internationalisierte Kommunen in der Diskriminanzanalyse ergaben, zu erkennen. Die 
Erkenntnisse aus der statistischen Analyse lieferten Erklärungsansätze für die Ergebnisse der 
Befragung kommunaler Akteure. Die Befragung wirtschaftlicher Akteure bot schließlich eine 
Referenz zu den Einschätzungen der Planer. So lässt sich abschließend feststellen, dass die 
Auswahl der Methoden für die Bearbeitung der komplexen Fragestellung nicht nur geeignet 
sondern notwendig war. 
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9 Anhang 
 
Fragebogen 1: Gesprächsleitfaden zur räumlichen Wirtschaftsentwicklung und 
Stadtplanung im Agglomerationsraum Frankfurt/Main 
 
1 Stadtplanung 
1.1 Einleitende Feststellung 
In der Untersuchung zum Einfluss ökonomischer Globalisierung auf die 
Agglomerationsraumentwicklung geht es darum, für ausgewählte Städte der  Agglomeration 
die Besonderheiten im Bereich der Stadtplanung/Wirtschaftspolitik zu analysieren. Mit 
diesem Interview sollen individuelle Gegebenheiten, Ziele und Vorgehensweisen der Stadt in 
diesen Bereichen ermittelt werden.  
1.2 Stadtplanung allgemein 
Was sind Ihrer Meinung nach die Besonderheiten der Stadtplanung/ Flächenmanagements der 
Stadt (auch im Unterschied zu anderen Städten in der Agglomeration)?  
1.3 Ziel der Raumplanung - Flächenpolitik 
In welche Richtung gehen Raumplanung und Flächenpolitik in der Stadt aktuell?  
Bitte ordnen Sie folgenden Funktionen anhand einer Skala von 1 bis 4 ihre Wichtigkeit in der 
Raumplanung zu: Wohnen, Wirtschaft, Freizeit, Naturschutz.  
1.4 Flächenreserve - Neuausweisung von Gewerbefläche 
Sind in der Stadt noch Reserven im FNP ausgewiesener Gewerbeflächen vorhanden?  
Wenn ja: Sollen sie in nächster Zeit bebaut werden? Wenn ja: Wann?   
Ist eine Genehmigung bereits erteilt? Wenn nein: Warum soll nicht bebaut werden? 
Ist die Ausweisung neuer Gewerbefläche vorgesehen? Wenn ja: Wo? In welchem Umfang? 
Wann wird die Fläche ausgewiesen? Welche Nutzung ist vorgesehen?  
1.5 Vorgaben bei Neubebauung 
Bis zu welcher Höhe darf in den Gewerbegebieten bebaut werden?  
Bis zu welcher Höhe darf in den Mischgebieten bebaut werden?  
Bis zu welcher Höhe darf in den anderen Stadtteilen bebaut werden? 
Welche Art der Bebauung und Nutzung ist in den Gewerbegebieten und Mischgebieten 
zulässig? 
Wird die Planung bei Anfragen gegebenenfalls modifiziert?  
In welcher Weise und in welchem Umfang sind Modifikationen möglich? 
1.6 Umstrukturierung von Fläche 
Sind Umstrukturierungen in den Gewerbegebieten in den letzten 10 Jahren durchgeführt 
worden? Wenn ja: Wo ? In welchem Umfang ? Wann oder seit wann? Welcher Art? 
Sind solche Umstrukturierungen geplant oder werden aktuell durchgeführt? 
Wenn ja: Wo ? In welchem Umfang ? Wann oder seit wann? Welcher Art? 
1.7 Bereitstellung von Infrastruktur 
Wie schätzen Sie die Verkehrssituation Ihrer Stadt generell ein?  
Wie beurteilen Sie die Erreichbarkeit der Stadt innerhalb der Agglomeration?  
Wie beurteilen Sie die Erreichbarkeit  über folgende Verkehrsmittel: Autobahn, Sonstiger 
Individualverkehr, Flughafen, Schiene, ÖPNV? 
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Welche Verkehrprobleme gibt es?  
Welches sind die Ziele Ihrer Stadt im Bezug auf Verkehrsplanung - Ausbau oder Status quo 
für Individualverkehr und ÖPNV?  
Wie sollen die Ziele realisiert werden?  
Sind Maßnahmen zum Verkehrsausbau aktuell in der Planung bzw. kürzlich fertiggestellt 
oder begonnen worden? Welche?  
Ist eine Intensivierung des ÖPNV geplant - bspw. durch Erhöhung des Taktes für Bus oder S-
Bahn? Wenn ja: Welcher Art soll die Intensivierung sein?  
 
2  Wirtschaftsplanung und Wirtschaftsentwicklung  
2.1 Wirtschaftsstruktur (Ist-Zustand) 
Wodurch ist die Wirtschaft der Stadt geprägt?  
Gibt es einen Branchenschwerpunkt der Wirtschaft in der Stadt?  
Wenn ja: Welchen Branchenschwerpunkt?   
Wo liegt der Schwerpunkt der Unternehmen (national-international)? 
Gibt es mehr mittelständische oder mehr Großunternehmen? 
Welches sind Ihrer Meinung nach die Haupteinflussfaktoren für die wirtschaftliche 
Entwicklung der Stadt?  
2.2 Wirtschaftspolitische Ziele  
Gehen die Ziele Ihrer Wirtschaftspolitik eher in Richtung Ansiedlung neuer Unternehmen 
oder Erhalt des Bestandes? 
Konkret: ist die Ansiedlung weiterer Unternehmen geplant oder bereits in der Durchführung?  
Wenn ja: Welche Unternehmen sind dies?  
2.3 Räumliche Schwerpunkte 
Wo sind räumliche Schwerpunkte der Wirtschaftsentwicklung - Gebiete in denen sich aktuell 
neue Unternehmen ansiedeln oder kürzlich angesiedelt haben?  
Wo sollen sie zukünftig liegen?  
2.4 Zugrundeliegende Strategien(zukünftige Entwicklung/Ziele) 
Gibt es ein Wirtschaftskonzept? Wenn ja: Was beinhaltet das Konzept?  
Gibt es unterschiedliche Ziele der Wirtschaftsentwicklung für die Standorte in der Innenstadt 
und den Gewerbegebieten? Wenn ja: Welche Ziele?  
Werden oder wurden in der letzten Zeit bestimmte Branchen als Wirtschafts-Schwerpunkt 
favorisiert, welche bevorzugt angesiedelt oder gehalten werden sollen? Wenn ja: Welche?  
Sollen eher nationale oder internationale Unternehmen angesiedelt werden? 
Welche Unternehmen sind im Fokus: mittelständische oder Großunternehmen? 
Gibt es Maßnahmen der aktiven Kontaktaufnahme mit Unternehmen, mit dem Ziel sie 
anzusiedeln? Wenn ja: Welche?  
Wird Werbung für den Wirtschaftsstandort der Stadt betrieben? Wenn ja: Wie und wo?  
Mit welchen Attributen/Standortfaktoren wird für die Stadt geworben?  
Ist die Einrichtung von Gewerbeparks geplant? Wird sie grundsätzlich als sinnvoll 
angesehen? 
2.4 Entscheidungsträger und Durchführende 
Gibt es eine Wirtschaftsförderung? Wenn ja: Welche Aufgaben hat sie? 
Welche anderen Entscheidungsträger beeinflussen die wirtschaftliche Entwicklung? 
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2.5 Maßnahmen, Regelungen 
Werden Maßnahmen zur Wirtschaftsentwicklung und -förderung angewendet? 
Wenn ja: Welche? Wie erfolgreich sind sie?  
2.6 Nachfrage 
Wie viele Anfragen nach Gewerbeflächen hatten Sie im letzten Jahr?  
Bezogen sich die Anfragen auf Flächen der Innenstadt oder den Gewerbegebieten? 
Von welchen Unternehmen kamen die Anfragen?  
Welcher Branche gehörten die Unternehmen an? Handelte es sich um MNU? 
Hat sich die Anzahl der Anfragen damit in den letzten 10 Jahren erhöht, ist sie 
gleichgeblieben oder gesunken? 
2.7 Präsenz 
Gibt es Einrichtungen um die Ansiedlung von Unternehmen zu fördern? Wenn ja: Welche?  
 
3 Globalisierung 
3.1 Multinationale Unternehmen 
Haben MNU (multinationale Unternehmen) ihren Firmensitz in der Stadt? Wenn ja: Bilden 
sie einen Schwerpunkt - sind sie wichtig für die Wirtschaft der Stadt? 
Spielen MNU bei der Wirtschaftsplanung eine (besondere) Rolle? Wenn ja: in welcher Weise 
werden MNU mit ihren Standortanforderungen in der Wirtschaftsplanung berücksichtigt?  
Sind MNU eine Zielgruppe bei den Bemühungen zur Ansiedlung von Unternehmen? 
Wie schätzen Sie die Attraktivität der Stadt als Standort für MNU ein? Welches sind die 
Gründe für die Einschätzung? 
Welches sind Ihrer Einschätzung nach Standortansprüche internationaler Unternehmen?  
In welcher Weise wird besonderen Standortansprüchen MNU entsprochen? 
3.2 Allgemeines 
Welches sind Ihrer Meinung nach die Probleme im Bezug auf Wirtschaftsentwicklung in der 
Stadt?  
Welches sind nach Ihrer Einschätzung die Potenziale der Stadt im Bezug auf den 
Agglomerationsraum Rhein-Main im Sinne einer Spezialisierung in der Region?  
Worin bestehen Notwendigkeiten für eine zukünftige dynamische Wirtschaftsentwicklung der 
Stadt - welches sind z.B. notwendige Maßnahmen zur Attraktivitätssteigerung als 
Wirtschaftsstandort? 
Besteht Ihrer Einschätzung nach eine Notwendigkeit zur Zusammenarbeit der Städte und 
Gemeinden im Agglomerationsraum? Welche Vorteile/Nachteile sehen Sie? 
Auf welchen Ebenen könnte eine Zusammenarbeit  sinnvoll sein? 
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Fragebogen 2: Gesprächsleitfaden zur Standortwahl und Bewertung der Kommunen 
durch MNU 
 
1  Allgemeine Angaben 
Ort und Gewerbegebiet, Datum, Branche, Unternehmen, Gesprächspartner & Funktion.    
Welche Unternehmensfunktionen befinden sich am Standort?       
Wie groß ist Ihr Unternehmen am Standort (Zahl der Mitarbeiter)?            
Wann erfolgte die Ansiedlung in der Stadt und im Rhein-Main-Gebiet?         
1.1 Einleitende Feststellung 
Ziel der Untersuchung ist, die Kriterien der Standortwahl von internationalen Unternehmen zu 
analysieren und ihre Erfahrungen mit Politik und Planung in den Kommunen zu dokumentieren. 
1.2  Standortwahl im Raum Frankfurt 
Spielt es für Ihr Unternehmen eine Rolle, wo sich der Standort innerhalb der Agglomeration Frankfurt 
befindet? Wenn ja, inwiefern? 
Wie ist die generelle Tendenz des Unternehmens: Ansiedlung in der Agglomeration Frankfurt oder 
Wegzug?  
Haben Sie ihren Standort aus einer anderen Kommune der Rhein-Main-Region hierhin verlagert oder 
handelt es sich um eine Neuansiedlung? Bei Umzug: woher erfolgte der Umzug?  
1.3 Standortfaktoren 
Welches sind die wichtigsten Qualitäten, die einen für ihr Unternehmen geeigneten Standort 
auszeichnen? 
Welches waren die wichtigsten Standortkriterien, die für die Stadt sprachen? 
Wie wichtig sind folgende Standortfaktoren für Ihr Unternehmen: 
 
Standortfaktoren 
sehr 
wichtig wichtig 
weniger 
wichtig unwichtig k.a. 
Immobilien-/Grundstückspreise      
Gewerbe-/Büroflächenverfügbarkeit       
R
äu
m
lic
h 
 
Räumliche Erweiterungsmöglichkeiten      
Fernverkehrsanbindung (Flughafen)      
 V
er
ke
hr
 
Verkehrsanbindung (Straße) 
Verkehrsanbindung (ÖPNV) 
     
Schnelles Ansiedlungsverfahren 
(Zusammenarbeit mit der Kommune) 
     
 S
ta
dt
 
Kommunale Steuern und Abgaben      
Nähe zu Kunden      
Nähe zu Zulieferern/Lieferanten      
Nähe zu Kooperationspartnern      
Nähe zur Stadt Frankfurt      
A
gg
lo
m
er
at
io
ns
- 
fa
kt
or
en
 
Persönliche Kontakte      
Persönliche Gründe (Studienort etc.)      
Prestige/Image des Standortes      
Wohnflächenverfügbarkeit      
Kultur-/Freizeitangebot      
Lebensqualität      
W
ei
ch
e 
St
an
do
rtf
ak
- 
to
re
n 
Parkplätze (und weitere)…..…………….…      
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Haben branchenspezifische Standortfaktoren überwogen? Oder waren unternehmens-spezifische 
Standortfaktoren wichtiger für die Standortwahl?  
Hätte es anhand dieser Faktoren Alternativen im Rhein-Main-Gebiet gegeben? 
Konkret: war eine andere Kommune als Standort in der Diskussion? Welche? 
1.4 Ablauf der Standortentscheidung & Akteure 
Wie verlief der Entscheidungsprozeß? 
Bei interner Analyse: Wie wurde die Standortanalyse durchgeführt?  
Wurde der Immobilienmarkt gesichtet oder ein Makler eingesetzt? 
Wer sind die Entscheidungsträger für die Standortwahl? Wo haben sie ihren Dienstort? 
Gab es Kontakt mit der Stadt? Wenn ja: wie kam der Kontakt mit der Stadt zustande? Aktiv von 
Seiten Ihres Unternehmens oder von der Kommune ausgehend? 
1.5 Bewertung von Politik & Planung 
Gab es von Seiten ihres Unternehmens einen Bedarf an Unterstützung oder Entgegenkommen durch 
die Stadt? Inwiefern? 
Wie beurteilen Sie die Betreuung/Unterstützung von Seiten der Stadt insgesamt? 
Was sind die Gründe für die Beurteilung – sowohl positive als auch negative? 
In welchen Fragen hat die Stadt sie unterstützt? 
Erwartet das Unternehmen über die Phase der Ansiedlung hinaus Unterstützung? Wenn ja: in welcher 
Form? Wird diese geleistet? 
Gibt es Erwartungen an die Stadt, die nicht erfüllt wurden? Welche? 
Wäre die Wirtschaftsförderung ein Ansprechpartner für Sie? 
1.6 Nachträgliche Bewertung der Standortwahl 
Wird die Standortwahl im Nachhinein als gelungen bewertet? 
Welches sind die Gründe für diese Bewertung? 
Ist eine Standortverlagerung geplant? 
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Tabelle 34: Kommunen im Untersuchungsgebiet der Agglomeration Frankfurt/Main 
 Kommune  Kreis Land 
Einwohner 
2002 
Dienstleis-
tungsquote  
in % 2002 
Beschäftige 
2002 
Bad Soden a. Taunus  Main-Taunus Kreis Hessen 20.977 91 5.855 
Bad Vilbel           Wetteraukreis          Hessen 30.290 73,4 10.054 
Eschborn              Main-Taunus Kreis Hessen 20.153 89 28.133 
Flörsheim a. Main     Main-Taunus Kreis Hessen 19.612 72 3.761 
Frankfurt                 Kreisfreie Stadt Hessen 643.726 86 487.736 
Grosskrotzenburg      Main-Kinzig Kreis  Hessen 7.174 50 1.350 
Hainburg               Kreis Offenbach Hessen 15.300 55 2.484 
Hanau                 Main-Kinzig Kreis  Hessen 89.185 60 47.088 
Hattersheim a. Main   Main-Taunus Kreis Hessen 25.093 69 3.908 
Hofheim a. Taunus     Main-Taunus Kreis Hessen 37.924 78 11.954 
Kahl a. Main      Kr. Aschaffenburg  Bayern 7.188 18,3 2.100 
Kelsterbach            Kreis Groß Gerau    Hessen 14.270 91 11.242 
Königstein i. Taunus  Hochtaunuskreis      Hessen 15.681 83 3.746 
Kriftel               Main-Taunus Kreis Hessen 10.613 42 3.193 
Kronberg i. Taunus    Hochtaunuskreis      Hessen 18.208 57,3 6.766 
Liederbach a. Taunus  Main-Taunus Kreis Hessen 8.460 77 1.820 
Maintal               Main-Kinzig Kreis  Hessen 38.443 56 8.041 
Mühlheim a. Main      Kreis Offenbach Hessen 26.396 57 5.123 
Offenbach a. Main        Kreisfreie Stadt Hessen 119.233 69 46.513 
Raunheim               Kreis Groß Gerau    Hessen 13.491 70 4.213 
Rüsselsheim            Kreis Groß Gerau    Hessen 59.677 36 37.799 
Schwalbach a. Taunus Main-Taunus Kreis Hessen 14.153 80 7.897 
Sulzbach (Taunus)     Main-Taunus Kreis Hessen 8.864 86,5 6.247 
Quelle: PLANUNGSVERBAND BALLUNGSRAUM FRANKFURT/RHEIN-MAIN 
(2002, 2003 & 2004) 
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Tabelle 35: Internationalisierungsgrad der Kommunen 
 
Anteil multinationaler Unternehmen an den Schlüsselbranchen 
Anteil in Prozent Anteil in Residuen 
Kommune  Insgesamt Gewerbegebiete City Insgesamt Gewerbegebiete City 
Bad Soden 6,1 23,8 3,1 -3,9 -0,4 -4,0 
Bad Vilbel 11,7 29,6 8,3 -2,6 0,1 -2,8 
Eschborn 34,4 45,5 9,2 5,4 4,7 -2,1 
Flörsheim 11,2 22,7 1,9 -2,1 -0,7 -2,8 
Frankfurt 24,1 25,4 23,9 5,3 -1,8 8,6 
Großkrotzenburg 0,0 0,0 0,0 -1,6 -0,5 -1,5 
Hainburg 8,3 10,6 5,4 -2,5 -2,3 -1,8 
Hanau 14,3 25,9 8,4 -3,2 -0,7 -4,2 
Hattersheim 10,8 21,6 5,4 -2,3 -0,8 -2,6 
Hofheim 11,0 21,1 10,1 -3,2 -0,6 -2,7 
Kahl 8,3 23,1 0,0 -1,6 -0,4 -2,1 
Kelsterbach 46,5 58,8 20,0 6,7 5,5 0,3 
Königstein 8,7 0,0 8,9 -3,4 -0,9 -2,8 
Kriftel 21,5 28,0 17,5 0,1 -0,1 -0,1 
Kronberg 15,6 35,0 11,1 -1,6 0,7 -2,2 
Liederbach 10,2 21,4 5,7 -1,6 -0,5 -1,7 
Maintal 8,2 10,9 4,3 -4,2 -3,9 -3,2 
Mühlheim 5,9 6,8 5,5 -4,4 -3,1 -3,4 
Offenbach 10,2 19,5 7,0 -5,6 -2,1 -5,5 
Raunheim 29,7 53,8 13,2 1,6 2,4 -0,7 
Rüsselsheim 21,0 40,4 13,3 0,1 1,5 -1,3 
Schwalbach 34,1 77,8 12,7 2,7 4,8 -1,0 
Sulzbach 32,0 48,7 21,9 2,5 2,3 0,7 
Gesamt 20,7 28,7 18,3 0,2 0,3 0,2 
Quelle: Eigene Berechnung (Daten: eigene Erhebung und Unternehmensdatenbank 
MARKUS - Bureau van Dijk Electronic Publishing GmbH, Frankfurt) 
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Tabelle 36: Korrelation Internationalisierungsgrad – Kommunen 
Mit Frankfurt Ohne Frankfurt 
Internationalisierungsgrad Wirtschaftliche Rahmenbedingungen (Datenquelle: 
PVFRM, Eigene Erhebung, Knight & Frank 2004) in % in Residuen in % in Residuen
Gewerbesteuerhebesatz 1979  .003 .007 -.086 -.281
Gewerbesteuerhebesatz 2003  .262 .192 .225 -.050
Änderung Gewerbesteuerhebesatz 1979 - 2002 in %  .303 .204 .286 .148
Durchschnittlicher Preis Gewerbegrundstücke pro qm .525* .405 .529* .436*
Reserve Gewerbegrundstücke in Hektar .402 .290 .381 .174
Unternehmen des tertiären Sektors in % - 
Gewerbegebiete  .369 .237 .368 .246
Flughafenentfernung - Strasse (Daten: Routenplaner MS 
MapPoint Europa) -.691** -.551** -.684** -.534*
Flughafenentfernung - ÖPNV (Daten: 
Fahrzeitberechnung nach www.bahn.de) -.629** -.584** -.628** -.513*
Beschäftigtenstruktur (Datenquelle: PVFRM) 
Beschäftigte pro Einwohner 1977 .409 .423 .394 .300
Beschäftigte pro Einwohner 1987 .570** .581** .566** .503*
Beschäftigte pro Einwohner 2002 .749** .764** .745** .746**
Dienstleistungsquote Beschäftigte 1979  .312 .319 .293 .260
Dienstleistungsquote Beschäftigte 1987 .426* .388 .410 .340
Dienstleistungsquote Beschäftigte 2002 .408 .349 .391 .293
Einpendler pro Beschäftigte 1987  .620** .507* .642** .597**
Einpendler pro Beschäftigte 2002 .668** .571** .724** .739**
Einpendlerentwicklung 1987 - 2002 .200 .215 .248 .366
Einpendler pro Einwohner 1987 .219 .281 .267 .440*
Einpendler pro Einwohner 2002 .230 .307 .286 .488*
Auspendler pro Einwohner 2002  -.123 -.226 -.037 .109
Einnahmen (Datenquelle: PVFRM) 
Steuereinnahmen je Einwohner 1979 .601** .651** .602** .586**
Steuereinnahmen je Einwohner 2002  .41 .540** .394 .509*
Gemeindeanteil Einkommenssteuer je Einwohner 1979 .484* .384 .471* .290
Gemeindeanteil Einkommenssteuer je Einwohner' 1987 .13 .022 .139 .047
Kaufkraft pro Einwohner 2003 -.107 -.152 -.088 -.102
Ausgabenfaktoren (Datenquelle: PVFRM) 
Haushaltsdefizit je Einwohner 1977  -.17 -.204 -.241 -.420
Haushaltsdefizit je Einwohner 1987  -.077 .022 -.260 -.420
Haushaltsdefizit je Einwohner 1995  -.051 .088 -.281 -.435*
Haushaltsdefizit je Einwohner 2002  -.09 -.1 -.188 -.381
Entwicklung Haushaltsdefizit 1977 - 1987 in % .163 .188 .145 .140
Entwicklung Haushaltsdefizit 1987 - 2002 in % -.039 -.161 -.032 -.151
Arbeitslosenquote 1987 -.127 -.154 -.194 -.359
Arbeitslosenquote 2003 -.095 -.21 -.112 -.280
Differenz Arbeitslosenquote 1987 - 2003 -.026 -.18 .000 -.116
Quelle: Eigene Berechnung 
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Fortsetzung Tabelle 36 
 
Mit Frankfurt Ohne Frankfurt 
Internationalisierungsgrad 
Qualifikation der Beschäftigten (Datenquelle: Hessisches 
statistisches Landesamt) in % 
in 
Residuen in % in Residuen
Anteil geringqualifizierte Beschäftigte 1977 - insgesamt .059 -.059 .089 .026
Anteil geringqualifizierte Beschäftigte 1977 - Frauen -.120 -.190 -.108 -.164
Anteil geringqualifizierte Beschäftigte 1977 - Ausländer .270 .129 .293 .202
Anteil Beschäftigte mit Berufsausbildung 1977 - insgesamt -.239 -.114 -.238 -.115
Anteil Beschäftigte mit Berufsausbildung 1977 - Frauen -.050 -.123 -.058 -.159
Anteil Beschäftigte mit Berufsausbildung 1977 - Ausländer -.202 -.189 -.206 -.212
Anteil hochqualifizierte Beschäftigte 1977 - insgesamt .353 .371 .335 .313
Anteil hochqualifizierte Beschäftigte 1977 - Frauen -.143 -.058 -.160 -.112
Anteil hochqualifizierte Beschäftigte 1977 - Ausländer .368 .309 .354 .269
Anteil Frauen an Gesamtbeschäftigten 1977 -.111 -.184 -.115 -.211
Anteil Ausländer an Gesamtbeschäftigten 1977 .129 -.021 .144 .021
Anteil geringqualifizierte Beschäftigte 1987 -.265 -.321 -.244 -.261
Anteil geringqualifizierte Beschäftigte 1987 - Frauen -.312 -.356 -.309 -.368
Anteil geringqualifizierte Beschäftigte 1987- Ausländer .241 .084 .258 .134
Anteil Beschäftigte mit Berufsausbildung 1987 -.181 -.150 -.169 -.117
Anteil Beschäftigte mit Berufsausbildung 1987 - Frauen -.012 -.103 -.014 -.119
Anteil Beschäftigte mit Berufsausbildung 1987- Ausländer -.080 -.095 -.101 -.166
Anteil hochqualifizierte Beschäftigte 1987 - insgesamt .323 .335 .305 .286
Anteil hochqualifizierte Beschäftigte 1987 - Frauen -.112 .035 -.146 -.057
Anteil hochqualifizierte Beschäftigte 1987- Ausländer .346 .270 .335 .245
Anteil Frauen an Gesamtbeschäftigten 1987 -.125 -.187 -.131 -.221
Anteil Ausländer an Gesamtbeschäftigten 1987 .140 .003 .144 .012
Anteil geringqualifizierte Beschäftigte 2002 - insgesamt -.398 -.431* -.391 -.435*
Anteil geringqualifizierte Beschäftigte 2002 - Frauen -.548** -.531* -.559** -.596**
Anteil geringqualifizierte Beschäftigte 2002- Ausländer -.139 -.259 -.135 -.266
Anteil Beschäftigte mit Berufsausbildung 2002 - insgesamt -.124 -.021 -.128 -.030
Anteil Beschäftigte mit Berufsausbildung 2002 - Frauen -.500* -.518* -.500* -.548*
Anteil Beschäftigte mit Berufsausbildung 2002- Ausländer -.008 -.144 -.023 -.206
Anteil hochqualifizierte Beschäftigte 2002 - insgesamt .552** .535* .542* .515*
Anteil hochqualifizierte Beschäftigte 2002 - Frauen .436* .492* .419 .435*
Anteil hochqualifizierte Beschäftigte 2002- Ausländer .617** .532* .614** .546*
Anteil Frauen an Gesamtbeschäftigten 2002 -.310 -.328 -.326 -.397
Anteil Ausländer an Gesamtbeschäftigten 2002 .170 -.007 .162 -.039
Unternehmen74 Gewerbegebiet und City in % (Datenquelle: Eigene Erhebung) 
Nace 24 Chemische Erzeugnisse -.005 -.127 .001 -.118
Nace 29 Maschinenbau  -.305 -.395 -.283 -.338
Nace 30 Herstellung Datenverarbeitungsgeräte .221 .145 .241 .209
Nace 31 Herstellung Elektrotechnik -.09 -.176 -.083 -.168
Nace 33 Herstellung Feinelektronik -.052 -.134 -.041 -.110
                                                 
74 Klassifizierung nach NACE Rev. 1.1 
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Nace 34 Herstellung von KFZ .515* .365 .535* .441*
Nace 51 Großhandel -.601** -.510* -.594** -.507*
Nace 63 Verkehr und Logistik .502* .441* .514* .502*
Nace 64 Nachrichtenübermittlung .596** .582** .618** .679**
Nace 65 Kreditinstitute .285 .365 .252 .232
Nace 67 Finanzdienstleistungen -.278 -.349 -.323 -.496*
Nace 72 Datenverarbeitung .33 .191 .355 .269
Nace 73 Forschung und Entwicklung -.119 -.086 -.113 -.072
Nace 74 Unternehmensorientierte Dienstleistungen -.362 -.2 -.418 -.346
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Fortsetzung Tabelle 36 
 
Mit Frankfurt Ohne Frankfurt 
Internationalisierungsgrad Anteil Beschäftigter nach Branchen 2000 (Datenquelle: Hessisches 
statistisches Landesamt) 
in % 
in 
Residuen in % 
in 
Residuen
Gastgewerbe .08 .048 .068 .009
Handel und Reperatur von KFZ -.084 -.091 -.058 -.010
Immobilien und unternehmensorientierte Dienstleistungen .157 .219 .129 .160
Kredit- und Versicherungsgewerbe .25 .411 .190 .255
Verarbeitendes Gewerbe .025 -.128 .053 -.056
Verkehr und Nachrichten .605** .535* .602** .554**
Gastgewerbe - Frauen .1 .027 .098 .018
Handel und Reperatur von KFZ - Frauen -.114 -.144 -.089 -.067
Immobilien und unternehmensorientierte Dienstleistungen - Frauen .02 .109 -.011 .037
Kredit- und Versicherungsgewerbe - Frauen .19 .333 .131 .186
Verarbeitendes Gewerbe - Frauen -.061 -.181 -.035 -.112
Verkehr und Nachrichten - Frauen .606** .560** .601** .572**
Gastgewerbe - Ausländer .26 .241 .238 .167
Handel und Reperatur von KFZ - Ausländer .031 -.014 .045 .031
Immobilien und unternehmensorientierte Dienstleistungen - Ausländer .004 .091 -.041 -.021
Kredit- und Versicherungsgewerbe - Ausländer .303 .512* .252 .344
Verarbeitendes Gewerbe - Ausländer -.154 -.278 -.129 -.213
Verkehr und Nachrichten - Ausländer .528* .438* .525* .451*
Wirtschaftliche Situation der Kommune (Datenquelle: Hessisches statistisches Landesamt; PVFRM 
Steuereinnahmekraft je Einwohner 1979 .601** .651** .602** .586**
Gemeindeanteil Einkommenssteuer je Einwohner 1979 .484* .384 .471* .290
Gemeindeanteil Einkommenssteuer je Einwohner' 1987 .13 .022 .139 .047
Steuereinnahmen je Einwohner'' 2002  .41 .540** .394 .509*
Kaufkraft pro Einwohner 2003 -.107 -.152 -.088 -.102
Ausländerquote 2002 .509* .376 .496* .321
Arbeitslosenquote' 1987 -.127 -.154 -.194 -.359
Arbeitslosenquote 2003 -.095 -.21 -.112 -.280
Wohnfläche pro Person 2002 -.355 -.296 -.337 -.242
Änderung der Wohnfläche pro Person 1995 - 2002  .163 .282 .129 .187
Entwicklung als Wohnort (Datenquelle: Hessisches statistisches Landesamt; PVFRM) 
Einwohnerentwicklung 1977 - 1987 in % .013 .028 .022 .058
Einwohnerentwicklung 1987 - 1995 in % -.155 -.097 -.147 -.075
Einwohnerentwicklung 1995 - 2002 in % .008 -.110 .090 .110
Einwohnerentwicklung 1987 - 2002 in % -.097 -.076 -.073 -.002
Änderung Wohnbestand 1995 - 2002 in % -.126 -.093 -.109 -.043
Einwohnerdichte pro Quadratkilometer 1977 .188 .195 .140 -.019
Einwohnerdichte pro Quadratkilometer 1987 .187 .196 .139 -.012
Einwohnerdichte pro Quadratkilometer 2002 .160 .177 .108 -.030
Quelle: Eigene Berechnung 
 204
Fortsetzung Tabelle 36 
Mit Frankfurt Ohne Frankfurt
Internationalisierungsgrad 
Entwicklung als Wirtschaftsort (Datenquelle: Hessisches statistisches Landesamt; 
PVFRM) in % in Resid. in % in Resid.
Änderung Beschäftigte pro Einwohner 1977 - 1987 in %  .494* .445* .514* .530*
Änderung Beschäftigte pro Einwohner 1977 - 1987 in % pro Jahr .506* .505* .517* .569**
Änderung Beschäftigte pro Einwohner 1987 - 2002 in %  .603** .586** .622** .677**
Änderung Beschäftigte pro Einwohner 1987 - 2002 in % pro Jahr .710** .725** .725** .814**
Änderung Beschäftigte 1977 - 1987 in % pro Jahr .492* .455* .518* .555**
Änderung Beschäftigte 1987 - 2002 in % pro Jahr .525* .517* .553** .626**
Beschäftigtendichte 1977 .302 .386 .306 .15
Beschäftigtendichte 1987 .418* .487* .448* .322
Beschäftigtendichte 2002 .594** .664** .618** .584**
Änderung Dienstleistungsanteil 1987-2002 in % -.068 -.118 -.069 -.132
Einpendlerentwicklung 1987 - 2002 in % .200 .215 .248 .366
Differenz Arbeitslosenquote 1987 - 2003 -.026 -.180 .000 -.116
Reinzugang gewerblicher Nutzfläche in % Gebäude- & Freifläche (1979 - 2002) .556** .596** .545* .556**
Reinzugang gewerblicher Nutzfläche in % Gebäude- & Freifläche (1979 - 1986) .518* .490* .505* .444*
Reinzugang gewerblicher Nutzfläche in % Gebäude- & Freifläche (1987 - 1995) .369 .473* .348 .41
Reinzugang gewerblicher Nutzfläche in % Gebäude- & Freifläche (1996 - 2002) .552** .546** .543* .537*
Änderung Anteil geringqualifizierte Beschäftigte in % (1977-1987) insgesamt .104 .166 .115 .212
Änderung Anteil geringqualifizierte Beschäftigte in % (1977-1987) Frauen .086 .131 .091 .154
Änderung Anteil geringqualifizierte Beschäftigte in % (1977-1987) Männer .077 .161 .093 .224
Änderung Anteil geringqualifizierte Beschäftigte in % (1977-1987) Ausländer .275 .225 .280 .254
Änderung Anteil Beschäftigte mit Berufsausbildung in % (1977-1987) insgesamt .475* .396 .505* .502*
Änderung Anteil Beschäftigte mit Berufsausbildung in % (1977-1987) Frauen .569** .518* .605** .646**
Änderung Anteil Beschäftigte mit Berufsausbildung in % (1977-1987) Männer .519* .431* .543* .524*
Änderung Anteil Beschäftigte mit Berufsausbildung in % (1977-1987) Ausländer .451* .400 .461* .453*
Änderung Anteil hochqualifizierte Beschäftigte in % (1977-1987) insgesamt .022 .100 .043 .175
Änderung Anteil hochqualifizierte Beschäftigte in % (1977-1987) Frauen .149 .230 .143 .227
Änderung Anteil hochqualifizierte Beschäftigte in % (1977-1987) Männer .151 .139 .184 .248
Änderung Anteil hochqualifizierte Beschäftigte in % (1977-1987) Ausländer .104 .053 .114 .085
Änderung Frauen an Gesamtbeschäftigten (1977-1987) in % .446* .432* .468* .523*
Änderung Ausländer an Gesamtbeschäftigten (1977-1987) in % .431* .422 .437* .467*
Änderung Anteil geringqualifizierte Beschäftigte in % (1987-2002) insgesamt .251 .298 .262 .351
Änderung Anteil geringqualifizierte Beschäftigte in % (1987-2002) Frauen .228 .288 .238 .339
Änderung Anteil geringqualifizierte Beschäftigte in % (1987-2002) Männer .271 .177 .288 .237
Änderung Anteil geringqualifizierte Beschäftigte in % (1987-2002) Ausländer .040 .135 .046 .166
Änderung Anteil Beschäftigte mit Berufsausbildung in % (1987-2002) insgesamt .286 .359 .299 .424
Änderung Anteil Beschäftigte mit Berufsausbildung in % (1987-2002) Frauen .220 .310 .251 .424
Änderung Anteil Beschäftigte mit Berufsausbildung in % (1987-2002) Männer .283 .349 .289 .392
Änderung Anteil Beschäftigte mit Berufsausbildung in % (1987-2002) Ausländer .549** .447* .587** .573**
Änderung Anteil hochqualifizierte Beschäftigte in % (1987-2002) insgesamt .424* .401 .450* .501*
Änderung Anteil hochqualifizierte Beschäftigte in % (1987-2002) Frauen .621** .557** .646** .660**
Änderung Anteil hochqualifizierte Beschäftigte in % (1987-2002) Männer .363 .355 .390 .454*
Änderung Anteil hochqualifizierte Beschäftigte in % (1987-2002) Ausländer .433* .393 .457* .485*
Änderung Frauen an Gesamtbeschäftigten (1987-2002) in % .361 .413 .382 .503*
Änderung Ausländer an Gesamtbeschäftigten (1987-2002) in % .405 .395 .420 .461*
Quelle: Eigene Berechnung 
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Fortsetzung Tabelle 36 
Mit Frankfurt Ohne Frankfurt 
Internationalisierungsgrad 
Beschäftigtenentwicklung (Datenquelle: Hessisches 
statistisches Landesamt; PVFRM) in % 
in 
Residuen in % 
in 
Residuen
Differenz Beschäftigte pro Einwohner (1977-1987) .506* .505* .517* .569**
Differenz Beschäftigte pro Einwohner (1987-2002) .710** .725** .725** .814**
Differenz geringqualifizierte Beschäftigte (1977-1987) insgesamt   -.292 -.176 -.311 -.24
Differenz geringqualifizierte Beschäftigte (1987-2002) insgesamt   -.096 -.054 -.131 -.161
Differenz geringqualifizierte Beschäftigte (1977-1987 ) Frauen   -.091 -.028 -.106 -.076
Differenz geringqualifizierte Beschäftigte (1987-2002 ) Frauen   .011 .089 -.002 .055
Differenz geringqualifizierte Beschäftigte (1977-1987 ) Ausländer  -.215 -.143 -.238 -.219
Differenz geringqualifizierte Beschäftigte (1987-2002 ) Ausländer  -.425* -.311 -.444* -.383
Differenz Beschäftigte mit abgeschlossener Berufsausbildung   
(1977-1987) insgesamt   .147 .027 .155 .051
Differenz Beschäftigte mit abgeschlossener Berufsausbildung   
(1987-2002) insgesamt   -.451* -.368 -.448* -.377
Differenz Beschäftigte mit abgeschlossener Berufsausbildung  
(1977-1987) Frauen   .089 .044 .104 .092
Differenz Beschäftigte mit abgeschlossener Berufsausbildung  
(1987-2002) Frauen   -.478* -.388 -.475* -.399
Differenz Beschäftigte mit abgeschlossener Berufsausbildung  
(1977-1987) Ausländer   .202 .174 .194 .154
Differenz Beschäftigte mit abgeschlossener Berufsausbildung  
(1987-2002) Ausländer   .077 -.058 .081 -.052
Differenz hochqualifizierte Beschäftigte (1977-1987) insgesamt   .228 .23 .217 .204
Differenz hochqualifizierte Beschäftigte (1987-2002) insgesamt   .663** .605** .662** .636**
Differenz hochqualifizierte Beschäftigte (1977-1987) Frauen   -.102 .096 -.139 -.001
Differenz hochqualifizierte Beschäftigte (1987-2002) Frauen   .691** .662** .684** .642**
Differenz hochqualifizierte Beschäftigte (1977-1987) Ausländer   .229 .157 .232 .172
Differenz hochqualifizierte Beschäftigte (1987-2002) Ausländer   .638** .575** .641** .617**
Differenz Beschäftigte Frauen (1977-1987)   -.017 .028 -.022 .014
Differenz Beschäftigte Frauen (1987-2002)   -.296 -.175 -.307 -.215
Differenz Beschäftigte Ausländer (1977-1987)  -.061 .055 -.091 -.029
Differenz Beschäftigte Ausländer (1987-2002) .006 -.013 -.01 -.066
Differenz: in Prozentpunkten 
Geringqualifizierte Beschäftigte: Beschäftigte ohne abgeschlossene Berufsausbildung 
Hochqualifizierte Beschäftigte: Beschäftigte mit Abschluss an einer höheren Fachschule, Fachoberschule, 
Hochschule  
*. Die Korrelation ist auf dem 0,05 Niveau signifikant (zweiseitig). 
**. Die Korrelation ist auf dem 0,01 Niveau signifikant (zweiseitig). 
Quelle: Eigene Berechnung
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Tabelle 37: Korrelationen Internationalisierungsgrad – Stadtteile Frankfurt/Main 
Unternehmen in % (Datenquelle: eigene Erhebung) 
Korrelation mit dem Inter- 
nationalisierungsgrad in%
Nace 24 Chemische Erzeugnisse - insgesamt .402** 
Nace 24 Chemische Erzeugnisse - City  .524** 
Nace 29 Maschinenbau - insgesamt .072 
Nace 29 Maschinenbau - City .045 
Nace 30 Herstellung Datenverarbeitungsgeräte - insgesamt .151 
Nace 30 Herstellung Datenverarbeitungsgeräte - City .104 
Nace 31 Herstellung Elektrotechnik-  insgesamt .219 
Nace 31 Herstellung Elektrotechnik - City .132 
Nace 33 Herstellung Feinelektronik - insgesamt -.020 
Nace 33 Herstellung Feinelektronik - City -.007 
Nace 34 Herstellung von KFZ - insgesamt .375* 
Nace 34 Herstellung von KFZ - City .324* 
Nace 51 Großhandel - insgesamt -.171 
Nace 51 Großhandel - City -.287 
Nace 63 Verkehr und Logistik - insgesamt .036 
Nace 63 Verkehr und Logistik - City .177 
Nace 64 Nachrichtenübermittlung - insgesamt .217 
Nace 64 Nachrichtenübermittlung - City .068 
Nace 65 Kreditinstitute - insgesamt .289 
Nace 65 Kreditinstitute - City .315* 
Nace 67 Finanzdienstleistungen - insgesamt .261 
Nace 67 Finanzdienstleistungen - City .366* 
Nace 72 Datenverarbeitung - insgesamt -.024 
Nace 72 Datenverarbeitung - City -.058 
Nace 73 Forschung und Entwicklung - insgesamt .516** 
Nace 73 Forschung und Entwicklung - City .452** 
Nace 74 Unternehmensorientierte Dienstleistungen - insgesamt -.018 
Nace 74 Unternehmensorientierte Dienstleistungen - City .024 
Beschäftigte und Unternehmen (Frankfurter Statistische Berichte 1989 & Eigene Erhebung 
Veränderung der Beschäftigtenzahlen (1970 - 1987) in % -.309* 
Zahl der Beschäftigten 1987 .35* 
Beschäftigte im tertiären Sektor 1987 -.030 
Veränderung der Arbeitsstätten (1970 - 1987) in % -.102 
Zahl der Arbeitsstätten 1987 .300 
Unternehmen des tertiären Sektors in % (Gewerbegebiet & City) -.074 
Unternehmen des tertiären Sektors in % (City) -.011 
Gewerbliche Nutzfläche1 (Datenquelle: Amt für Statistik - Stadt Frankfurt)  
Reinzugang gewerblicher Nutzfläche (1966 - 1971) .402** 
Reinzugang gewerblicher Nutzfläche (1966 - 2001) .528** 
Reinzugang gewerblicher Nutzfläche (1966 - 1978) .419** 
Reinzugang gewerblicher Nutzfläche (1979 - 1986) .548** 
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Reinzugang gewerblicher Nutzfläche (1987 - 1995) .545** 
Reinzugang gewerblicher Nutzfläche (1996 - 2001) .223 
Reinzugang gewerblicher Nutzfläche (1979 - 2001) .531** 
1 in % der Gebäude- & Freifläche 
*. Die Korrelation ist auf dem 0,05 Niveau signifikant (zweiseitig). 
**. Die Korrelation ist auf dem 0,01 Niveau signifikant (zweiseitig). 
Quelle: Eigene Berechnung
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Tabelle 38: Verteilung der Schlüsselbranchen in den Kommunen 
Branche nach NACE-Klassifikation 
Ort 24 29 30 31 33 34 51 63 64 65 67 72 73 74 
Gesamt
* 
1,4% 2,7% 1,4% 0,0% 4,1% 0,0% 19,6% 7,4% 0,0% 2,0% 6,1% 8,8% 1,4% 45,3% 100,0%
Bad Soden 0,0 -0,2 1,0 -1,1 1,2 -1,0 -0,6 0,0 -1,3 -1,4 1,3 0,7 1,6 0,2 **
2,3% 2,9% 1,2% 0,6% 3,5% 1,8% 19,3% 3,5% 0,0% 2,9% 2,9% 11,7% 0,0% 47,4% 100,0%
Bad Vilbel 1,1 0,0 0,8 -0,4 0,8 1,6 -0,7 -1,9 -1,4 -0,9 -0,7 2,2 -0,9 0,6 **
0,9% 2,2% 1,9% 0,9% 2,8% 1,9% 11,3% 2,8% 9,1% 6,6% 0,9% 19,7% 0,9% 38,1% 100,0%
Eschborn -0,6 -0,8 2,6 0,1 0,3 2,5 -4,0 -3,1 12,8 1,8 -2,7 8,3 1,2 -1,7 **
2,0% 6,1% 2,0% 0,0% 1,0% 2,0% 31,6% 10,2% 2,0% 6,1% 1,0% 9,2% 1,0% 25,5% 100,0%
Flörsheim 0,6 1,8 1,6 -0,9 -0,9 1,6 2,1 1,0 0,7 0,8 -1,5 0,7 0,8 -2,8 **
1,2% 1,4% 0,5% 0,7% 2,1% 0,5% 19,7% 6,8% 0,8% 6,1% 4,6% 5,6% 0,4% 49,7% 100,0%
Frankfurt -0,8 -6,3 -1,9 -1,4 -1,9 -2,1 -3,1 -2,0 -2,8 5,5 2,4 -4,1 -0,7 5,7 **
0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 46,2% 7,7% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 46,2% 100,0%Großkrot- 
zenburg -0,4 -0,6 -0,3 -0,3 -0,6 -0,3 1,9 0,0 -0,4 -0,8 -0,7 -1,0 -0,2 0,1 **
1,2% 6,0% 2,4% 1,2% 3,6% 1,2% 38,1% 4,8% 1,2% 1,2% 6,0% 7,1% 0,0% 26,2% 100,0%
Hainburg -0,1 1,6 1,9 0,3 0,6 0,5 3,2 -0,9 0,0 -1,4 0,9 0,0 -0,6 -2,5 **
1,4% 6,4% 1,4% 1,2% 3,6% 1,0% 27,2% 8,7% 1,6% 3,0% 4,6% 4,8% 0,2% 35,0% 100,0%
Hanau 0,1 4,5 1,9 0,8 1,5 0,8 2,6 1,0 0,8 -1,6 0,7 -2,0 -0,9 -3,2 **
0,0% 10,8% 0,9% 0,9% 0,9% 0,0% 24,3% 18,0% 0,9% 0,9% 1,8% 4,5% 0,0% 36,0% 100,0%Hatters- 
heim -1,2 4,9 0,3 0,0 -1,1 -0,9 0,6 4,0 -0,3 -1,8 -1,1 -1,1 -0,7 -1,3 **
1,4% 5,0% 0,5% 0,9% 2,8% 0,0% 33,9% 4,1% 0,5% 1,4% 2,3% 9,2% 0,9% 37,2% 100,0%
Hofheim 0,0 1,8 -0,4 0,1 0,2 -1,2 3,9 -1,8 -1,0 -2,2 -1,2 1,1 1,0 -1,6 **
0,0% 11,1% 0,0% 2,8% 8,3% 0,0% 27,8% 8,3% 2,8% 0,0% 0,0% 0,0% 2,8% 36,1% 100,0%
Kahl -0,7 2,9 -0,5 1,2 2,2 -0,5 0,8 0,2 0,9 -1,3 -1,2 -1,6 2,0 -0,7 **
0,0% 2,1% 0,0% 0,0% 0,0% 1,4% 8,5% 66,9% 2,1% 0,7% 0,7% 4,9% 0,0% 12,7% 100,0%Kelster- 
bach -1,4 -0,6 -1,0 -1,1 -1,9 1,0 -3,4 25,8 1,0 -2,1 -1,9 -1,0 -0,8 -5,7 **
0,6% 1,2% 0,0% 0,6% 1,2% 0,0% 16,8% 3,1% 0,0% 1,9% 5,0% 16,1% 0,6% 52,8% 100,0%
Königstein -0,8 -1,2 -1,1 -0,3 -1,0 -1,1 -1,4 -2,0 -1,4 -1,6 0,7 4,2 0,3 1,6 **
6,2% 9,2% 0,0% 0,0% 1,5% 0,0% 15,4% 9,2% 1,5% 0,0% 1,5% 12,3% 0,0% 43,1% 100,0%
Kriftel 3,3 3,0 -0,7 -0,8 -0,5 -0,7 -1,1 0,5 0,2 -1,7 -1,0 1,5 -0,5 -0,2 **
0,9% 8,1% 0,9% 0,0% 2,8% 0,5% 16,6% 2,8% 0,9% 1,4% 3,3% 9,0% 0,9% 51,7% 100,0%
Kronberg -0,5 4,4 0,5 -1,4 0,3 -0,4 -1,6 -2,5 -0,3 -2,1 -0,4 1,0 1,0 1,6 **
2,0% 4,1% 2,0% 0,0% 2,0% 0,0% 24,5% 8,2% 2,0% 2,0% 2,0% 6,1% 0,0% 44,9% 100,0%
Liederbach 0,4 0,5 1,1 -0,7 -0,2 -0,6 0,4 0,2 0,5 -0,8 -0,7 -0,3 -0,5 0,1 **
2,6% 6,1% 0,9% 1,3% 5,6% 0,0% 29,4% 11,3% 1,3% 0,0% 2,2% 7,8% 0,9% 30,7% 100,0%
Maintal 1,6 2,8 0,3 0,7 3,0 -1,3 2,5 2,1 0,1 -3,2 -1,3 0,3 0,9 -3,1 **
3,8% 9,1% 0,0% 3,2% 2,7% 1,1% 34,9% 6,5% 0,0% 2,2% 4,3% 7,0% 0,0% 25,3% 100,0%
Mühlheim 2,8 5,0 -1,1 3,4 0,1 0,6 3,9 -0,5 -1,5 -1,5 0,3 -0,1 -0,9 -3,9 **
1,5% 4,9% 0,3% 1,7% 3,0% 1,0% 31,0% 4,6% 0,5% 1,7% 3,2% 7,1% 0,5% 38,9% 100,0%
Offenbach 0,4 2,8 -1,0 2,1 0,8 0,9 4,8 -2,6 -1,6 -3,2 -0,9 -0,1 0,2 -2,0 **
 
* Grundgesamtheit sind die Unternehmen der Schlüsselbranchen der Untersuchung. 
** Standardisierte Residuen 
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Fortsetzung Tabelle 38 
Branche nach NACE-Klassifikation 
Ort 24 29 30 31 33 34 51 63 64 65 67 72 73 74 Gesamt*
0,0% 3,1% 3,1% 0,0% 1,6% 4,7% 18,8% 14,1% 6,3% 1,6% 1,6% 9,4% 0,0% 35,9% 100,0%Raunheim
-0,9 0,1 2,3 -0,7 -0,5 3,8 -0,5 1,9 3,7 -1,1 -1,0 0,7 -0,5 -1,0 **
0,0% 1,8% 1,2% 2,4% 4,2% 3,0% 16,8% 3,6% 1,2% 1,2% 3,6% 16,2% 1,2% 43,7% 100,0%Rüssels- 
heim -1,5 -0,9 0,8 2,1 1,4 3,5 -1,4 -1,9 0,0 -2,0 -0,2 4,3 1,4 -0,1 **
3,7% 2,4% 3,7% 2,4% 8,5% 2,4% 25,6% 4,9% 2,4% 4,9% 2,4% 7,3% 1,2% 28,0% 100,0%Schwal-
bach 1,8 -0,3 3,2 1,5 3,4 1,9 0,7 -0,9 1,0 0,2 -0,7 0,0 1,0 -2,2 **
1,9% 3,9% 0,0% 1,0% 1,9% 1,0% 32,0% 4,9% 2,9% 1,0% 1,9% 13,6% 0,0% 34,0% 100,0%Sulzbach 
0,5 0,6 -0,8 0,1 -0,4 0,3 2,2 -1,0 1,6 -1,7 -1,0 2,4 -0,7 -1,6 **
Quelle: Eigene Berechnung  (Daten: Eigene Erhebung und Unternehmensdatenbank 
MARKUS - Bureau van Dijk Electronic Publishing GmbH, Frankfurt) 
* Grundgesamtheit sind die Unternehmen der Schlüsselbranchen des 
Untersuchungsraumes Agglomeration Frankfurt/Main. 
** Standardisierte Residuen 
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Tabelle 39: Verteilung der Schlüsselbranchen in den Stadtteilen von Frankfurt/Main 
Stadtteil 24 29 30 31 33 34 51 63 64 65 67 72 73 74 
Gesamt
* 
1,5% 0,7% 0,7% 0,0% 1,5% 0,0% 19,1% 17,6% 1,5% 3,7% 5,9% 3,7% 1,5% 42,6% 100,0%
Altstadt 0,3 -0,7 0,4 -1,0 -0,5 -0,8 -0,2 4,9 0,9 -1,1 0,7 -1,0 2,0 -1,2  **
0,0% 0,0% 0,4% 0,0% 0,8% 0,0% 27,8% 9,1% 0,4% 8,7% 4,6% 5,7% 0,4% 42,2% 100,0%Bahnhofs-
viertel -1,8 -1,9 -0,2 -1,3 -1,5 -1,1 2,9 1,5 -0,7 1,8 0,0 0,0 0,0 -1,7 ** 
0,0% 2,9% 0,0% 1,4% 0,0% 0,0% 24,6% 11,6% 0,0% 1,4% 7,2% 4,3% 0,0% 46,4% 100,0%Bergen-
Enkheim -0,9 1,0 -0,6 0,8 -1,2 -0,6 0,9 1,5 -0,7 -1,6 1,0 -0,5 -0,5 -0,4  **
0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 25,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 25,0% 0,0% 50,0% 100,0%Berkers-
heim -0,2 -0,2 -0,1 -0,2 -0,3 -0,1 0,2 -0,5 -0,2 -0,5 -0,4 1,6 -0,1 0,0  **
1,0% 1,0% 1,4% 1,0% 1,4% 0,5% 17,6% 7,1% 0,0% 6,7% 4,3% 4,8% 1,0% 52,4% 100,0%Bocken-
heim -0,3 -0,6 2,0 0,5 -0,7 0,1 -0,7 0,2 -1,3 0,4 -0,2 -0,5 1,3 0,6  **
0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 33,3% 11,1% 0,0% 0,0% 11,1% 11,1% 0,0% 33,3% 100,0%
Bonames -0,3 -0,4 -0,2 -0,2 -0,4 -0,2 0,9 0,5 -0,3 -0,7 0,9 0,7 -0,2 -0,7 ** 
0,0% 1,8% 0,0% 0,0% 1,8% 0,0% 23,2% 7,1% 0,0% 1,8% 5,4% 5,4% 0,0% 53,6% 100,0%
Bornheim -0,8 0,2 -0,5 -0,6 -0,2 -0,5 0,6 0,1 -0,7 -1,3 0,3 -0,1 -0,5 0,4  **
0,0% 1,2% 1,2% 1,2% 1,2% 0,0% 24,4% 3,7% 0,0% 4,9% 7,3% 2,4% 0,0% 52,4% 100,0%
Dornbusch -1,0 -0,1 1,0 0,6 -0,6 -0,6 0,9 -1,1 -0,8 -0,4 1,2 -1,2 -0,6 0,4  **
0,0% 4,8% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 45,2% 2,4% 2,4% 0,0% 0,0% 2,4% 0,0% 42,9% 100,0%Ecken-
heim -0,7 1,8 -0,4 -0,5 -0,9 -0,4 3,7 -1,1 1,2 -1,6 -1,4 -0,9 -0,4 -0,6  **
0,0% 0,0% 1,7% 0,0% 6,9% 0,0% 27,6% 5,2% 0,0% 3,4% 3,4% 5,2% 0,0% 46,6% 100,0%Eschers-
heim -0,8 -0,9 1,4 -0,6 2,5 -0,5 1,3 -0,5 -0,7 -0,8 -0,4 -0,1 -0,5 -0,3  **
8,2% 6,3% 0,0% 1,9% 6,3% 1,9% 19,5% 20,8% 1,9% 0,6% 1,3% 6,3% 0,6% 24,5% 100,0%Fechen-
heim 8,0 5,2 -0,9 1,8 3,6 2,7 -0,1 6,8 1,6 -2,8 -2,0 0,3 0,5 -4,5  **
0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 18,2% 0,0% 18,2% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 63,6% 100,0%Frankfurter 
Berg -0,4 -0,4 -0,2 -0,3 3,7 -0,2 -0,1 -0,9 -0,3 -0,8 -0,7 -0,8 -0,2 0,7  **
0,0% 0,0% 0,9% 0,0% 1,8% 2,7% 13,6% 10,9% 4,5% 4,5% 2,7% 6,4% 0,9% 50,9% 100,0%Gallus-
viertel -1,2 -1,2 0,7 -0,9 -0,2 3,6 -1,4 1,7 4,4 -0,6 -0,9 0,3 0,9 0,2  **
0,0% 0,0% 2,8% 2,8% 5,6% 0,0% 30,6% 8,3% 0,0% 0,0% 0,0% 5,6% 0,0% 44,4% 100,0%
Ginnheim -0,7 -0,7 2,0 1,5 1,4 -0,4 1,5 0,4 -0,5 -1,5 -1,3 0,0 -0,4 -0,4  **
9,6% 1,9% 0,0% 0,0% 1,9% 0,0% 34,6% 23,1% 0,0% 0,0% 1,9% 3,8% 1,9% 21,2% 100,0%
Griesheim 5,5 0,3 -0,5 -0,6 -0,1 -0,5 2,4 4,5 -0,6 -1,8 -0,9 -0,5 1,8 -2,9  **
0,0% 1,2% 0,0% 1,2% 1,2% 2,3% 29,1% 12,8% 3,5% 2,3% 2,3% 8,1% 0,0% 36,0% 100,0%Gutleut-
viertel -1,0 -0,2 -0,6 0,5 -0,6 2,6 1,9 2,1 2,8 -1,4 -1,0 1,0 -0,6 -1,8  **
0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 7,1% 0,0% 64,3% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 14,3% 0,0% 14,3% 100,0%
Harheim -0,4 -0,4 -0,3 -0,3 1,3 -0,3 3,8 -1,0 -0,3 -0,9 -0,8 1,4 -0,2 -1,9  **
0,0% 9,4% 0,0% 6,3% 6,3% 0,0% 6,3% 3,1% 0,0% 0,0% 6,3% 21,9% 0,0% 40,6% 100,0%
Hausen -0,6 3,8 -0,4 3,8 1,6 -0,4 -1,7 -0,8 -0,5 -1,4 0,4 3,9 -0,4 -0,7  **
0,0% 1,6% 0,0% 3,2% 9,5% 0,0% 27,0% 6,3% 4,8% 1,6% 1,6% 3,2% 0,0% 41,3% 100,0%Heddern-
heim -0,9 0,1 -0,5 2,4 4,1 -0,5 1,3 -0,1 3,6 -1,4 -1,1 -0,8 -0,5 -0,9 ** 
12,2% 1,4% 0,0% 1,4% 4,1% 0,0% 24,3% 4,1% 1,4% 0,0% 1,4% 5,4% 1,4% 43,2% 100,0%
Höchst 8,5 0,0 -0,6 0,7 1,2 -0,6 0,9 -0,9 0,5 -2,1 -1,3 -0,1 1,3 -0,8  **
0,2% 0,0% 0,2% 0,2% 0,7% 0,7% 13,5% 5,6% 0,2% 17,7% 8,7% 3,9% 0,2% 48,4% 100,0%
Innenstadt -2,3 -2,9 -1,1 -1,5 -2,4 0,8 -3,4 -1,1 -1,7 11,5 4,7 -1,8 -0,9 -0,5  **
* Grundgesamtheit sind die Unternehmen der Schlüsselbranchen für die Stadt Frankfurt/Main. 
** Standardisierte Residuen  
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Fortsetzung Tabelle 39 
Stadtteil 24 29 30 31 33 34 51 63 64 65 67 72 73 74 
Gesamt
* 
0,0% 0,0% 0,0% 11,8% 11,8% 0,0% 35,3% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 5,9% 0,0% 35,3% 100,0%
Kalbach -0,5 -0,5 -0,3 5,5 2,7 -0,3 1,4 -1,1 -0,4 -1,0 -0,9 0,0 -0,3 -0,8  **
0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 44,4% 22,2% 0,0% 0,0% 0,0% 22,2% 0,0% 11,1% 100,0%
Nied -0,3 -0,4 -0,2 -0,2 -0,4 -0,2 1,7 1,8 -0,3 -0,7 -0,6 2,1 -0,2 -1,6  **
0,0% 4,8% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 23,8% 9,5% 0,0% 0,0% 0,0% 9,5% 0,0% 52,4% 100,0%Nieder-
Erlenbach -0,5 1,3 -0,3 -0,4 -0,7 -0,3 0,4 0,5 -0,4 -1,1 -1,0 0,8 -0,3 0,2  **
0,0% 5,6% 1,9% 1,9% 9,3% 1,9% 19,4% 4,6% 3,7% 2,8% 3,7% 13,9% 0,0% 31,5% 100,0%Nieder-
Eschbach -1,1 3,6 2,1 1,5 5,1 2,2 -0,1 -0,9 3,4 -1,4 -0,4 3,6 -0,7 -2,7  **
0,0% 1,3% 0,0% 3,8% 3,8% 1,3% 23,1% 6,4% 2,6% 1,3% 2,6% 5,1% 0,0% 48,7% 100,0%
Niederrad -1,0 -0,1 -0,6 3,4 1,1 1,1 0,7 -0,1 1,8 -1,7 -0,8 -0,2 -0,6 -0,1  **
1,4% 1,4% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 14,1% 2,8% 0,0% 0,0% 0,0% 8,5% 0,0% 71,8% 100,0%Nieder-
ursel 0,1 0,0 -0,6 -0,7 -1,2 -0,6 -1,1 -1,3 -0,7 -2,1 -1,8 1,0 -0,5 2,6  **
0,8% 0,3% 0,3% 0,6% 0,0% 0,0% 22,9% 3,3% 0,3% 2,8% 4,7% 5,0% 0,3% 58,8% 100,0%
Nordend -0,7 -1,8 -0,5 -0,3 -2,8 -1,3 1,4 -2,5 -1,1 -2,6 0,1 -0,5 -0,4 2,5  **
0,0% 2,9% 2,9% 0,0% 2,9% 0,0% 42,9% 5,7% 0,0% 0,0% 11,4% 14,3% 0,0% 17,1% 100,0%
Oberrad -0,7 0,7 2,1 -0,5 0,3 -0,4 3,1 -0,2 -0,5 -1,5 1,9 2,2 -0,4 -2,7  **
0,7% 1,3% 1,3% 0,0% 2,0% 0,0% 24,7% 22,7% 0,0% 1,3% 2,0% 6,0% 0,0% 38,0% 100,0%
Ostend -0,6 -0,1 1,5 -1,0 -0,1 -0,8 1,4 7,5 -1,1 -2,4 -1,5 0,2 -0,8 -2,0  **
0,0% 12,5% 2,5% 0,0% 2,5% 0,0% 17,5% 7,5% 2,5% 7,5% 7,5% 2,5% 0,0% 37,5% 100,0%
Praunheim -0,7 5,9 1,9 -0,5 0,2 -0,4 -0,3 0,2 1,2 0,4 0,9 -0,8 -0,4 -1,1  **
0,0% 4,0% 0,0% 0,0% 12,0% 0,0% 28,0% 8,0% 0,0% 2,0% 4,0% 10,0% 0,0% 32,0% 100,0%Preunges-
heim -0,8 1,5 -0,5 -0,6 4,8 -0,5 1,3 0,3 -0,6 -1,2 -0,2 1,3 -0,4 -1,8  **
0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 100,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 100,0%
Riederwald -0,1 -0,1 -0,1 -0,1 -0,1 -0,1 1,8 -0,3 -0,1 -0,2 -0,2 -0,2 -0,1 -0,7  **
6,3% 7,6% 0,6% 1,3% 3,8% 1,9% 19,0% 5,1% 0,6% 4,4% 1,9% 4,4% 0,6% 42,4% 100,0%
Rödelheim 5,8 6,5 0,3 0,9 1,5 2,7 -0,2 -0,8 -0,2 -0,8 -1,6 -0,6 0,5 -1,3  **
0,8% 0,4% 0,0% 0,4% 1,2% 0,0% 19,8% 3,5% 0,4% 2,4% 4,1% 5,9% 0,4% 60,8% 100,0%Sachsen-
hausen -0,9 -1,9 -1,6 -0,8 -1,4 -1,5 0,0 -2,8 -1,0 -3,4 -0,5 0,2 0,0 3,6  **
2,7% 0,0% 1,4% 3,4% 0,0% 0,7% 17,6% 6,1% 0,0% 0,7% 4,7% 12,2% 1,4% 49,3% 100,0%Schwan-
heim 1,6 -1,4 1,6 3,9 -1,8 0,4 -0,6 -0,3 -1,1 -2,7 0,1 3,3 1,9 -0,1  **
1,7% 3,4% 0,0% 1,1% 6,2% 1,7% 29,4% 10,7% 3,4% 1,1% 0,0% 4,5% 0,0% 36,7% 100,0%
Seckbach 0,6 2,2 -0,9 0,7 3,8 2,5 2,9 2,0 3,9 -2,7 -2,8 -0,6 -0,8 -2,4  **
0,0% 15,4% 0,0% 0,0% 15,4% 0,0% 46,2% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 23,1% 100,0%
Sindlingen -0,4 4,2 -0,2 -0,3 3,3 -0,2 2,1 -0,9 -0,3 -0,9 -0,8 -0,9 -0,2 -1,4  **
0,0% 2,3% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 34,9% 11,6% 4,7% 4,7% 2,3% 4,7% 0,0% 34,9% 100,0%Sossen-
heim -0,7 0,5 -0,5 -0,5 -1,0 -0,4 2,2 1,2 2,9 -0,4 -0,7 -0,3 -0,4 -1,4  **
2,9% 0,0% 0,0% 0,0% 5,9% 0,0% 52,9% 0,0% 0,0% 0,0% 2,9% 14,7% 0,0% 20,6% 100,0%Unterlie-
derbach 0,9 -0,7 -0,4 -0,5 1,5 -0,4 4,4 -1,5 -0,5 -1,4 -0,4 2,2 -0,4 -2,4  **
0,3% 0,3% 0,4% 0,0% 0,8% 0,0% 9,1% 1,9% 0,1% 11,3% 6,2% 4,2% 0,4% 64,8% 100,0%
Westend -2,4 -2,7 -0,1 -2,5 -2,7 -2,0 -7,2 -5,6 -2,3 6,4 2,3 -1,8 0,2 6,4  **
0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 18,2% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 9,1% 0,0% 72,7% 100,0%
Zeilsheim -0,4 -0,4 -0,2 -0,3 -0,5 -0,2 -0,1 -0,9 -0,3 -0,8 -0,7 0,5 -0,2 1,1  **
Quelle: Eigene Berechnung (Daten: Eigene Erhebung, Stadt Frankfurt/Main und Unterneh-
mensdatenbank MARKUS, Bureau van Dijk Electronic Publishing GmbH, Frankfurt) 
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Tabelle 40: Liste der Interviews mit Vertretern der Kommunen  
Kommunen Befragte Ämtern und Institutionen Interview am 
Bad Soden a. Taunus  Stadtplanung + Wirtschaftsförderung** 23.06.2003 & 01.12.2003
Bad Vilbel           Stadtplanung + Wirtschaftsförderung 29.09.2003 
Eschborn              Stadtplanung + Wirtschaftsförderung 24.06.2003 & 06.11.2003
Flörsheim a. Main     Stadtrat 08.07.2003 
Frankfurt                 Stadtplanung + Wirtschaftsförderung 25.09.2003 & 13.10.2003
Grosskrotzenburg      Bauamt/Liegenschaftsamt 23.09.2003 
Hainburg               Bürgermeister* 13.10.2003 
Hanau                 Stadtplanung + Wirtschaftsförderung 23.09.2003 & 23.09.2003
Hattersheim a. Main  Stadtplanung + Wirtschaftsförderung 08.07.2003 & 24.06.2003
Hofheim a. Taunus    Stadtplanung 24.06.2003 
Kahl a. Main      Stadtplanung 23.09.2003 
Kelsterbach            Stadtplanung 01.07.2003 
Königstein i. Taunus Stadtplanung 23.06.2003 
Kriftel               Stadtplanung 23.06.2003 
Kronberg i. Taunus    Stadtplanung 24.06.2003 
Liederbach a. Taunus Stadtplanung 23.06.2003 
Maintal               Amt für Bauordnung + Stadtrat 02.10.2003 & 25.09.2003
Mühlheim a. Main      Stadtplanung + Wirtschaftsförderung 25.09.2003 & 25.10.2003
Offenbach a. Main      Stadtplanung + Wirtschaftsförderung 17.10.2003 & 29.09.2003
Raunheim               Stadtplanung + Amt für Liegenschaften 08.07.2003 
Rüsselsheim            Stadtplanung + Wirtschaftsförderung 01.07.2003 & 01.07.2003
Schwalbach a. Taunus Stadtplanung + Bürgermeister* 13.10.2003 & 01.07.2003
Sulzbach a. Taunus    Bauamt/Liegenschaftsamt 29.09.2003 
Quelle: Eigene Darstellung 
* Als Zuständige für Wirtschaftsförderung wurden in einigen Städten Stadträte oder der 
Bürgermeister genannt, diese wurden zur Wirtschaftsförderung befragt 
** Stabstelle für Stadtentwicklung 
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Tabelle 41: Befragte multinationale Unternehmen 
Unternehmen Branche Standort 
Beschäftigte 
am Standort 
Produzierendes Gewerbe  
Alphyra GmbH  Elektronische Zahlungssysteme Rüsselsheim 22 
Brother International  Bürogerätehersteller Bad Vilbel 220 
Clariant GmbH  Chemie Sulzbach 520 
Data Physics Elektronik für Datenübertragungssysteme Bad Vilbel 3 
Hansol LCD-Displays Schwalbach 13 
Hesco, Trox  Lüftungs- und Klimatechnik Offenbach 16 
Swatch Group Uhren und Mikroelektronik Eschborn 80 
Yaskawa Elektronik (3330) Schwalbach 100 
Dienstleistung  
EDS-Software  Software Rüsselsheim 1700 
Gesat GmbH Software, Automatisierung + Technik Frankfurt 35 
Konami Software (Video- und Computerspiele) Frankfurt 50 
Lahmeyer International  Ingenieurbüro Bad Vilbel 420 
Leasingbank anonym Bank und Leasing Frankfurt 100 
Millipore GmbH F & E im Bereich Natur-, Ingenieur-, Agrarw. Schwalbach 15 
Randstad Arbeitsvermittlung Eschborn 200 
Rödl&Partner Unternehmensberatung & Wirtschaftsprüfung Eschborn 30 
Sicherheitsdienst anonym Sicherheitsdienst Frankfurt 1700 
Tektronix Telekommunikation Schwalbach 35 
Tenovis Telekommunikation Frankfurt 1500 
Fortsetzung Tabelle 41 
Unternehmen  Unternehmensfunktion am Standort Standort seit 
Produzierendes Gewerbe  
Alphyra GmbH  Verwaltung, Vertrieb 2001 
Brother International  Vertrieb und Verwaltung  1982 
Clariant GmbH  Verwaltung 1999 
Data Physics Technischer Vertrieb 2000 
Hansol Verwaltung, Vertrieb und Service - Europazentrale 2002 
Hesco, Trox  Vertrieb 1999 
Swatch Group Vertrieb 1996 
Yaskawa Technischer Service 1993 
Dienstleistung    
EDS-Software  Verwaltung, Service, Rechenzentrum  1986 
Gesat GmbH Verwaltung, Vertrieb, F & E, Service 2000 
Konami Vertrieb 1997 
Lahmeyer International  Consulting für Energie & Wasserversorgung 1998 
Leasingbank anonym Verwaltung, Service 2003 
Millipore GmbH Verwaltung, Vertrieb 2002 
Randstad Service, Verwaltung - Deutschlandzentrale 1997 
Rödl&Partner Servicedienstleistungen, Wirtschaftsprüfer 2000 
Sicherheitsdienst anonym Verwaltung, Vertrieb, Service, Dienstleistung  1998 
Tektronix Vertrieb, Verwaltung, Customer & technischer Service 2001 
Tenovis Verwaltung, Vertrieb & technischer Service  
Quelle: Eigene Erhebung
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Tabelle 42: Liste der Interviews mit Vertretern multinationaler Unternehmen 
Unternehmen 
Funktion des Interviewpartners im 
Unternehmen Interview am
Produzierendes Gewerbe  
Alphyra GmbH  Manager Sales & Support 27.10.2004 
Brother International  Kaufmännische Leitung 08.11.2004 
Clariant GmbH  Leiter Kommunikation 28.10.2004 
Data Physics Vertriebsleiter 27.10.2004 
Hansol Geschäftsführer 12.10.2004 
Hesco, Trox  Leiter der Immobilienwirtschaft  08.11.2004 
Swatch Group Projektleiterin Promotion 28.10.2004 
Yaskawa Kaufmännische Leiterin 11.10.2004 
Dienstleistung  
EDS-Software  Pressereferentin 28.10.2004 
Gesat GmbH Geschäftsführer 26.10.2004 
Konami Verwaltungsleiter 08.10.2004 
Lahmeyer International  Koordinationsleiter internationaler Vertrieb  26.10.2004 
Leasingbank anonym Teamleiter des facility management, Düsseldorf  26.10.2004 
Millipore GmbH Personalleiterin  11.10.2004 
Randstad Leiterin Immobilien  01.11.2004 
Rödl & Partner Prokurist 28.10.2004 
Sicherheitsdienst anonym Regionalgeschäftsführer  27.10.2004 
Tektronix Vertriebsleiter 02.11.2004 
Tenovis Unternehmenssprecher 26.10.2004 
Quelle: Eigene Erhebung 
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Tabelle 43: Gruppenmittelwerte der Diskriminanzanalyse 
 Mittelwerte der Gruppen nach Internationalisierungsgrad 
Wirtschaftsstruktur 
unterdurch-
schnittlich 
durchschnitt-
lich 
überdurch- 
schnittlich Gesamt 
Preis Gewerbegrundstück 286,818 364,167 512,000 359,091 
Flughafenentfernung - Strasse  19,909 20,667 13,400 18,636 
Beschäftigte pro Einwohner 1987 0,282 0,319 0,594 0,363 
Beschäftigte pro Einwohner 2002 0,272 0,337 0,841 0,419 
Dienstleistungsanteil 1979 45,274 29,746 68,645 46,351 
Dienstleistungsanteil 1987 50,745 37,350 74,300 52,445 
Dienstleistungsanteil 2002 69,400 55,383 86,500 69,464 
Einpendler pro Beschäftigte 1987 55,218 64,100 69,880 60,973 
Einpendler pro Beschäftigte 2002 69,182 80,000 85,800 75,909 
Einpendler pro Einwohner 1987 0,002 0,006 0,005 0,004 
Einpendler pro Einwohner 2002 0,003 0,007 0,006 0,004 
Beschäftigtenstruktur 
Hochqualifizierte 1977 3,414 2,424 7,563 4,087 
Hochqualifizierte 1987 5,092 4,972 11,276 6,465 
Hochqualifizierte 2002 7,925 11,298 18,588 11,268 
Gering Qualifizierte 1987 26,848 27,480 21,748 25,861 
Gering Qualifizierte 2002 16,832 17,035 11,481 15,671 
Beschäftigte Frauen 1987 41,447 31,110 39,270 38,133 
Beschäftigte Frauen 2002 44,616 34,717 39,539 40,763 
Beschäftigte mit Ausbildung 2002 57,697 57,812 47,381 55,384 
Entwicklung 
Beschäftigte pro Einwohner (1987-2002) 0,205 14,925 43,860 14,141 
Beschäftigte pro Einwohner (1987-2002 pro Jahr) -0,066 0,120 1,644 0,373 
Beschäftigte (1987-2002 pro Jahr) 0,856 2,303 3,896 1,942 
Bürogebäude Fertigstellung (1979-2002) 3,431 3,898 9,306 4,893 
Hochqualifizierte (1977-1987) 59,322 142,483 74,255 85,396 
Beschäftigtenentwicklung 
Differenz Beschäftigte pro Einwohner (1987-2002) -0,993 1,798 24,665 5,599 
Differenz Beschäftigte mit Ausbildung pro Einwohner  
(1987-2002) -3,393 -5,408 -12,972 -6,120 
Differenz Beschäftigte - Frauen - mit Ausbildung pro    
Einwohner (1987-2002) 2,928 1,458 -3,142 1,147 
Differenz Hochqualifizierte (1987-2002) 2,833 6,326 7,312 4,804 
Differenz Hochqualifizierte (1987-2002 Frauen) 1,220 1,766 3,399 1,864 
Differenz Hochqualifizierte (1987-2002 Ausländer) 0,098 0,767 0,801 0,440 
Wohlstand 
Steuereinnahmekraft pro Einwohner (1979) 393,020 513,214 729,616 982,000 
Steuereinnahmekraft pro Einwohner (2002) 732,727 909,000 1757,600 1013,727 
Branchenstruktur 
NACE 64 Nachrichtenübermittlung 0,727 2,1 3,46 1,739 
NACE 65 Kreditinstitute 2,118 0,886 3,86 2,122 
Quelle: Eigene Berechnung (Berücksichtigt wurden nur nach Gleichheitstest der Gruppenmittelwerte 
signifikant unterschiedliche Variablen.) 
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Tabelle 44: Fallweise Statistiken der Diskriminanzanalyse 
Wirtschaftssituation Diskriminanzwerte Beschäftigtenstruktur Diskriminanzwerte
Fall 
Tatsächli- 
che Gruppe 
Vorhergesag- 
te Gruppe 
Funktion 
1 
Funktion  
2 Fall
Tatsächli- 
che Gruppe
Vorhergesag- 
te Gruppe 
Funktion 
1 
Funktion 
2 
1 -1 -1 -0,85 -0,403 1 -1 -1 -2,995 -0,875 
2 -1 -1 -2,361 -1,14 2 -1 -1 0,293 0,883 
3 1 1 5,94 -2,015 3 1 1 -1,459 -3,924 
4 -1 -1 -1,567 -2,742 4 -1 -1 -0,312 0,491 
5 1 1 2,331 -3,437 5 1 -1(**) -0,693 -0,714 
6 0 0 0,16 3,169 6 0 0 0,756 0,716 
7 -1 -1 -2,279 -0,197 7 -1 -1 -1,514 1,854 
8 -1 -1 -0,919 -0,276 8 -1 -1 -0,573 2,143 
9 -1 -1 -1,493 -1,225 9 -1 -1 -1,611 0,488 
10 -1 -1 -1,86 -2,389 10 -1 -1 -0,166 0,715 
12 1 1 4,494 -0,266 12 1 1 -0,386 -0,964 
13 -1 -1 -0,62 -1,904 13 -1 -1 -1,873 2,179 
14 0 0 0,947 3,51 14 0 0 3,66 0,747 
15 0 0 -1,513 2,956 15 0 0 1,887 0,542 
16 0 0 0,207 2,478 16 0 0 1,534 0,627 
17 -1 -1 -3,265 -1,218 17 -1 -1 -0,956 0,215 
18 -1 -1 -2,527 0,003 18 -1 -1 -0,881 1,024 
19 -1 -1 -1,005 -1,262 19 -1 -1 -0,619 0,544 
20 0 0 -0,173 2,599 20 0 0 1,718 0,693 
21 0 0 0,203 3,65 21 0 0 3,591 -0,961 
22 1 1 2,607 0,103 22 1 1 1,115 -3,168 
23 1 1 3,541 0,005 23 1 1 -0,515 -3,255 
Wohlstand Diskriminanzwerte Branchenstruktur Diskriminanzwerte
Fall 
Tatsächli- 
che Gruppe 
Vorhergesag- 
te Gruppe 
Funktion 
1 
Funktion  
2 Fall
Tatsächli- 
che Gruppe
Vorhergesag- 
te Gruppe 
Funktion 
1 
Funktion 
2 
1 -1 -1 -0,202 1,024 1 -1 -1 -1,792 0,533
2 -1 -1 -1,253 -1,094 2 -1 -1 -0,625 0,518
3 1 1 4,088 2,283 3 1 1 3,412 1,908
4 -1 -1 -1,167 0,527 4 -1 1(**) 0,91 1,896
5 1 1 2,201 -0,685 5 1 -1(**) -0,757 2,507
6 0 -1(**) -0,439 0,414 6 0 0 0,217 -1,525
7 -1 -1 -1,431 0,377 7 -1 -1 -1,391 0,039
8 -1 0(**) 0,299 -0,348 8 -1 -1 -0,662 0,787
9 -1 -1 -0,848 0,04 9 -1 0(**) -0,048 -0,779
10 -1 -1 -1,011 0,641 10 -1 -1 -0,331 -0,413
12 1 0(**) 0,526 -0,891 11 0 0 1,179 -1,622
13 -1 -1 -0,745 0,571 12 1 0(**) 0,735 -1,104
14 0 -1(**) -0,578 0,08 13 -1 -1 -1,414 0,305
15 0 -1(**) -0,083 1,26 14 0 0 0,21 -1,339
16 0 -1(**) -0,708 -0,202 15 0 -1(**) -0,542 -0,269
17 -1 -1 -0,652 -0,057 16 0 0 0,323 -0,185
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18 -1 -1 -0,922 0,182 17 -1 0(**) -0,103 -1,221
19 -1 0(**) -0,165 -0,952 18 -1 -1 -1,153 0,358
20 0 0 -0,349 -0,507 19 -1 -1 -0,627 -0,107
21 0 1(**) 1,934 -2,331 20 0 0 1,916 -0,616
22 1 -1(**) -0,305 0,5 21 0 -1(**) -0,555 -0,341
23 1 1 1,811 -0,832 22 1 1 0,49 1,448
Entwicklung Diskriminanzwerte Entwicklung Beschäftigte Diskriminanzwerte
Fall 
Tatsächli- 
che Gruppe 
Vorhergesag- 
te Gruppe 
Funktion 
1 
Funktion  
2 Fall
Tatsächli- 
che Gruppe
Vorhergesag- 
te Gruppe 
Funktion 
1 
Funktion  
2 
1 -1 -1 -0,907 -0,679 1 -1 -1 -1,268 -1,944
2 -1 -1 -0,448 0,028 2 -1 0(**) 0,435 0,974
3 1 1 5,356 1,505 3 1 1 3,856 -2,822
4 -1 -1 -0,005 -0,866 4 -1 -1 -0,638 -0,401
5 1 1 1,834 -0,689 5 1 -1(**) 0,175 -0,662
6 0 0 -2,531 0,831 6 0 -1(**) -1,506 0,597
7 -1 -1 -1,56 -0,222 7 -1 -1 -1,267 0,458
8 -1 -1 -1,434 -0,528 8 -1 -1 -1,89 -0,334
9 -1 -1 -0,237 -1,58 9 -1 -1 -1,342 0,721
10 -1 -1 0,404 -0,323 10 -1 -1 -0,66 -0,987
12 1 1 2,359 -0,056 12 1 1 1,677 0,123
13 -1 -1 -0,917 -0,595 13 -1 -1 -0,723 -1,156
14 0 0 -1,783 2,199 14 0 0 0,362 1,19
15 0 -1(**) 0,805 -0,96 15 0 0 0,546 0,36
16 0 0 -1,256 3,509 16 0 0 0,978 0,953
17 -1 -1 -0,657 -0,216 17 -1 -1 -1,991 -0,949
18 -1 -1 -0,778 -1,186 18 -1 -1 -2,324 -0,981
19 -1 -1 0,239 -0,834 19 -1 -1 -1,415 0,056
20 0 0 -1,383 0,434 20 0 0 1,409 1,972
21 0 -1(**) -1,453 -0,211 21 0 0 0,079 3,002
22 1 1 2,561 0,882 22 1 1 3,121 -0,391
23 1 1 1,79 -0,44 23 1 1 2,386 0,222
** Falsch klassifizierte Fälle 
Quelle: Eigene Berechnung 
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Tabelle 45: Strukturmatrix zur Diskriminanzanalyse 
Innerhalb der Gruppen waren ursprünglich mehr Variablen vorgesehen, von denen einige durch den 
Toleranztest der Diskriminanzanalyse fielen und daher nicht in die Berechnung der 
Diskriminanzfunktion eingingen. Aufgeführt sind nur die in die Berechnung der Diskriminanzfunktionen 
eingegangenen Variablen mit den gemeinsamen Korrelationen innerhalb der Gruppen zwischen 
Diskriminanzvariablen und standardisierten kanonischen Diskriminanzfunktionen. Die Variablen sind 
nach ihrer absoluten Korrelationsgröße innerhalb der Funktion geordnet. 
Struktur-Matrix der für die Diskriminanzanalyse verwendeten Variablen Funktion 
Wirtschaftssituation 1 2 
Beschäftigte pro Einwohner 2002 .552* -0,138
Einpendlerquote 2002 (pro Beschäftigte) .362* 0,164
Einpendlerquote 1987 (pro Beschäftigte) .334* 0,131
Beschäftigte pro Einwohner 1987 .321* -0,079
Entfernung zum Flughafen über Strasse -.314* 0,172
Preis Gewerbegrundstücke .278* 0,014
Dienstleistungsquote 2002 .263 -.382*
Dienstleistungsquote 1987 .334 -.378*
Dienstleistungsquote 1979 .291 -.365*
Einpendler pro Einwohner 2002 .204 .286*
Einpendler pro Einwohner 1987 .194 .252*
Beschäftigtenstruktur 1 2 
Anteil beschäftigter Frauen 2002 -.538* .18
Anteil beschäftigter Frauen 1987 -.442* .006
Anteil Beschäftigter ohne Berufsausbildung 2002 .119 .634*
Anteil hochqualifizierter Beschäftiger 2002 .113 -.613*
Anteil Beschäftigter mit Berufsausbildung 2002 .087 .535*
Anteil hochqualifizierter Beschäftiger 1977 -.192 -.509*
Anteil Beschäftigter ohne Berufsausbildung 1987 .121 .448*
Anteil hochqualifizierter Beschäftiger 1987 -.076 -.445*
Wohlstand 1 2 
Steuereinnahmen je Einwohner 1979 .881* 
Steuereinnahmen je Einwohner 2002 .719* 
Branchenstruktur 1 2 
Anteil der Unternehmen - NACE 64 .853* .173
Anteil der Unternehmen - NACE 67 -.743* .376
Anteil der Unternehmen - NACE 65 .257 .960*
Entwicklung 1 2 
Veränderung Beschäftigter pro Einwohner (1987 - 2002)  .656* .461
Fertigstellung neuer Nichtwohngebäude in % an Gebäude und Freifläche (1979-
2002) .591* .37
Entwicklung hochqualifizierte Beschäftigte (1977 - 1987) -.162 .958*
Veränderung der Beschäftigtenzahlen (1987 - 2002) pro Jahr .29 .560*
Veränderung Beschäftigter pro Einwohner (1987 - 2002) in % Basis 1987 .393 .548*
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Entwicklung Beschäftigte (Differenz in Prozentpunkten) 1 2 
Differenz Beschäftigte pro Einwohner (1987 - 2002) .720* -.453
Differenz hochqualifizierte Beschäftigte (1987-2002) Frauen  .700* -.245
Differenz hochqualifizierte Beschäftigte (1987-2002) Ausländer  .639* .554
Differenz hochqualifizierte Beschäftigte (1987-2002) insgesamt  .593* .351
Differenz Beschäftigte mit Berufsausbildung (1987-2002) Frauen  -.453* .166
Differenz Beschäftigte mit Berufsausbildung (1987-2002) insgesamt  -.424* .181
* Größte absolute Korrelation zwischen jeder Variablen und einer Diskriminanzfunktion 
Quelle: Eigene Berechnung 
